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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r  s i t z  e n d  e: Präsident Benya. Zweiter 
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  ö f f n e  t. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Glaser. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Damit 
dürfte die Zahl, die Sie, Herr Minister, als 
die Grenze des VVünschbaren angegeben 
haben, erreicht, ja überschritten sein. Damit 
dürfte darüber hinaus auch die Voraussetzung 
geschaffen sein, daß die Versorgung mit den 
für die Industrie notwendigen Rohstoffen 
sichergestellt ist. . 

Es stellt sich daher die Frage: VVie lange 
beabsichtigen Sie die von Ihnen getroffenen 
Maßnahmen noch aufrechtzuerhalten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesministerium für Handel. Gewerbe und Bundesminister Dr. Staribacher : Die von mir 

Industrie getroffenen Maßnahmen wurden im Einver­
nehmen mit der Mineralölwirtschaft erlassen. 

Präsident: 1. Anfrage : Herr Abgeordneter Die Mineralölwirtschaft versichert mir, daß 
Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) an .den Herrn Bun- diese Maßnahmen bis dato unbedingt auf­
desminister für Handel, Gewerbe und Indu- rechterhalten werden müssen. 
strie. 

1310/M 

Zu welchem Ergebnis haben die bisher getrof­
fenen Treibstoffsparmaßnahmen geführt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher : Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Soweit die Zahlen für Jänner 
vorliegen - die Importe sind noch nicht end­
gültig r.e.gis·triert -, kann gesagt w.erden, daß 
8500 Tonnen V,ergasertreibstoff erspart wur­
den. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Die im Jänner erzielte Ersparnis von 
8500 Tonnen Vergasertreibstoff ist darauf zu­
rückzuführen, daß sich eben die Maßnahmen 
"Tempo 100" und "autoloser Tag" j etzt schön 
langsam auswirken. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Herr 
Minister! Die Notwendigkeit, eine ausrei­
chende Versorgung mit Heizöl schwer sicher­
zustellen, ist ebenfaHs ständig in Diskussion 
gewesen. 

Frag,e: Ist von Ihrer VVarte aus diese Ver­
sorgung durchgehend sidlerg,estellt, und sind 
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hier im Augenblick. �eine Maßnahmen von 
Ihrer Seite erforderlich? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher : Bezüglich 
Heizöl schwer habe ich im Einvernehmen mit 
der Zentralstelle für Mineralölwirtschaft in 
den vergangenen Monaten alle Bedürfnisse 
der Industrie befriedigen können. Es waren 
daher keine Bewirtschaftungsmaßnahmen not­
wendig. Ich kann heute dem Hohen Haus 
versichern, daß auf diesem Sektor keinerlei 
Schwierigkeiten mehr zu erwarten sind. 

Präsident: 2. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dr. König (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1 335/M 

Mit welchen Einsparungen auf dem Olsektor 
rechnen Sie auf Grund der von Ihnen verfügten 
Sparmaßnahmen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Ein­
sparungen auf dem Olsektor können im ein­
zelnen nicht ziffernmäßig festgestellt werden, 
weil sie ganz davon abhängig sind, inwieweit 
die Fahrverhältnisse mit denen der Vormonate 
beziehungsweise der jeweiligen Vorjahres­
monate verglichen werden können. 

Sicher ist - dies versichert mir die Mineral­
ölwirtschaft -, daß "Tempo 100" und auch der 
"autolose Tag" entsprechende Ansätze brin­
gen. Das kommt ja auch in der Steigerung 
der Lager, die für den Sommer angespart wer­
den müssen, zum Ausdruck.. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Minister! 
Sie sprechen immer nur vom Vergasertreib­
stoff und eigentlich nie vom OfeItheizöl und 
den Maßnahmen, dJie Sie ,auf diesem Sektor 
ergriffen haben. Man hat .den Eindruck, daß 
hier die einzig wirklich w,irksame Maßnahme 
der milde Winter ist, der uns da zu Hilfe 
kommt, .indem er den Verbrauch Isenkt. 

Ich möchte S:ie abe·r noch etwas andere's 
hagen: Sie haben eine llange Prüfung .der nun 
vorliieg·enden Preisanträge der Erdölwirtschaft 
ang,ekündigt. Hier besteht die Gefahr, daß 
wir durch das Hinausschieben dieseT Entschei­
dung in .den Grenzg·ebieten ·vom Ausland 
praktisch ausgeka1l'ft werden und daß· die 
Tanklager, die jetzt mühslam aufgefüllt wur­
den, in Kürze wieder leer sein werden. 

Herr MiIlJister! W,ann weroden Sie bereit 
sein, hier klare Verhältnisse zu schaffen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Zu Ihrer 
ersten Bemerkung, Herr Abgeordneter, 

möchte ich festhalten, daß bezüglich des Ofen­
heizöls von mir überhaupt keine Maßnahmen 
gesetzt wurden, außer daß wir im Oktober, 
November und Dezember eine stärkere Pro­
duktion anlaufen ließen, um die Bedürfnisse 
bei Ofenheizöl zu befriedigen, was audt hin­
länglich geschehen ist. 

Wie Sie wissen, ist zum Beispiel im Dezem­
ber die Produktion auf 1 82.000 Tonnen ge­
schätzt worden. Wir haben sie dann auf 
188.000 Tonnen steigern können. Wenn man 
da einen Vergleich mit der Produktion des 
Vorjahres anstellt, so kommt man darauf, daß 
das fast um 40 Prozent mehr waren. Die ein­
zelnen Ziffern habe ich momentan nicht parat, 
da es sich dabei um eine Zusatzfrage handelt. 

Bei Ofenheizöl leicht hat es für das Mini­
sterium überhaupt keine Möglichkeit gegeben, 
mehr zu tun, als eine größere Produktion auf 
den Markt zu bringen, was auch geschehen 
ist. 

Was nun die Frage bezüglich der Preis­
anträge betrifft, so habe i ch  diese Preis­
anträge, nachdem sie, ich glaube, am Donners­
tag im Ministerium eingelaufen sind, sofort 
in Behandlung nehmen lassen. Ich habe mich 
selbst mit der Mineralölwirtschaft zusammen­
gesetzt, um die einzelnen Ansätze zu bespre­
chen. Es wird jetzt eine normale Prüfung 
durchgeführt werden. Ich bin nur sehr ge­
handikapt, weil bekannterweise immer wieder 
in den Zeitungen steht: "Am Dienstag wird 
der Preis festgesetzt" - das war der vergan­
gene Dienstag; "Samstag, Sonntag" - vor­
vergangenen Samstag, Sonntag - "wird der 
Preis festgesetzt", um dadurch in der Bevölke­
rung den Eindruck. zu erwecken, es gäbe dann 
in Hinkunft kein Benzin. Sie selbst haben 
jetzt auch wieder angedeutet, daß also hier 
- anscheinend haben Ihnen das Firmen ge­
sagt, ich weiß ja nicht, woher Sie Ihre Infor­
mationen beziehen - wieder Versorgungs­
schwierigkeiten zu verzeichnen sind. 

Ich glaube, daß keinerlei Versorgungs­
schwierigkeiten zu erwarten sind, weil wir 
bekanntlich angespart haben, angespart für 
die Sommermonate, und wir werden natür­
lich dann, wenn das gebraucht wird, auslie­
fern müssen. 

Ich werde also das Preisverfahren normal 
abwickeln und werde dann, natürlich im Zuge 
meines gesetzlichen Auftrages, die entspre­
chenden Preise festzusetzen haben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König : Herr Bundes­
minister! Sie sagen :immer: Es gibt keine 
Schwierigkeiten. Ien darf erinnern: im Dezem­
ber, al's es kalt war, ,gab es kein Heizöl, kein 
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DDr. König 

Ofenheizöl. Bei den Tankstellen waren die 
Leute angestellt, es gab ein "Freistilringen", 
aber kein Ofenheizöl. 

Das zweite: Herr Bundesminister! Es ist Ihre 
Aufgabe, die Preisanträg·e zu prüfen. Aller­
dings, so gloaube ich, leben wir nicht auf einer 
Insel, und e's besteht die Gefahr, daß wir, 
wenn wk in Osterreich hintennach sind, ein­
fach vom Ausland ausgekauft werden und 
keine Nachlieferung bekommen. 

Eines aber möchte ich Sie ganz besonders 
fragen: Herr Bundesminister! Heute wird da­
von gesprochen, daß man hier von Ihrer Seite 
um Groschen ringt. Wie aber steht es mit 
den exorbitanten Bel,astung·en, die seit Ein­
führung der Mehrwertsteuer dem Konsumen­
ten von dieser Regierung zusätzlich aufge­
halst wurden? Es sind heute über 70 Groschen 
- fast 78 Groschen, wenn man die Vorrats­
entla·stung noch mitberücksichtigt -, und bei 
der nächsten Preiserhöhung wird es ein Schil­
ling sein. Herr Minister, ich frage Sie: Sind 
Sie bereit, in der Regierung dafür einzutr.e­
ten, daß wenigstens ein Teil dieser zusätz­
lichen Steuerbelastung·en ,für die Ärmsten der 
Armen, nämlich für die, die Oferrheizöl brau­
chen, zurückgenommen und verbilligt wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordneter König! Zu Ihrer ersten Behauptung, 
daß es 'kein Ofenheizöl geg.eben hätte, muß 
ich mit aller Entschiedenheit feststellen, daß 
die Minenalölw.irtschaift im vergangenen Jahr 
eine wesentHch größere Menge ausgeliefert 
hat, als dies Je der Fall gewesen ist. Sie 
können beim besten Willen - und da kön­
nen Sie sich noch so bemühen - nicht den 
Eindruck erwecken, daß von s'eiten der Regie­
rung nicht alle Maßnahmen gesetzt worden 
wären, um einer solchen Entwicklung Herr zu 
werden; einer Entwicklung, der man aber nie 
Herr werden kann, wenn g,eI1ade Ihre Zeitun­
gen ununterbrochen schreiben: Es gibt nichts!, 
und die Leute in den Kauf hineingedrängt 
werden, wodurch es zu dies.er Entwicklung 
gekommen .ist. (Zustimmung bei der SPO.) 

Sie selbst haben sich gestern - und das 
habe ich mit .g.rößter Verwunderung gehört -
von Ihrem Pressedienst distanziert und er­
klärt, mit den Informationen, die dort her­
vorgekommen sind, hätten Sie nichts zu tun. 
Das hat mir die Olwirtschaft gesagt, sie hat 
ja gestern mit Ihnen BespreChungen gehabt. 
Sie haben sich also dort distanz.iert und haben 
daraufhingewi·eseu, daß da sehr wohl an­
scheinend Meldungen hinausgehen, auf die 
Sie keinen Einfluß haben und die nicht den 
Tatsachen entsprechen. Das werden Sie siCh 
aber mit der Olw.irtschaft .ausmachen müssen, 
das ist nicht mein Problem. 

Zu der Frage, die Sie immer wieder stel­
len, nämlich der Frage der Preisforderung 
beziehungsweise wie die Pr.eise zu ·erstellen 
sind: Ich habe in der Preiskommission nach 
den Gesetzen vorzugehen. So wird vorge­
gangen werden. Ich werde daher im engsten 
Einvernehmen, wie ich das bisher immer ge­
macht habe, mit den Interess.envertretungen, 
in diesem Fall natürlich auch mit dem OAMTC 
und dem ARBO, versuchen, einen Interessen­
ausgleich herbeizuführen und die entsprechen­
den Preis·e dann letzten Endes natüdich unter 
meiner Verantwortung erlassen. (Abg. Dok tor 
K ö n i g: Ich habe nach der Steuer gefragtl) 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1353/M 

Sind derzeit Erhebungen im Gange, um fest­
zustellen, ob im Hinblick. auf die verhältnis­
mäßig große Zahl von Erfindungen aus Arbeit­
nehmerkreisen ein neues Erfindergesetz geschaf­
fen werden soll? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Es besteht nicht die 
Absicht, ein eigenes Erfindergesetz für Dienst­
nehmer zu erlassen, weil mir der Beirat für 
gewerblichen Rechtsschutz, der sich mit dJi.eser 
Frage beschäftigt hat, mitteilte, daß dazu 
keine wi·e :immer geartete Notwendigkeit be­
steht. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Diese Mitteilung mag vielleicht ,allein von die­
sem Gesichtspunkt her berechtigt sein. Wenn 
man aber aus der Praxis weiß, daß in den 
österreichischen Unternehmungen der Großteil 
der Erfindungen von Arbeitnehmern gemacht 
wird und immer wieder Auseinandersetzun­
gen hinsichtlich des BegrHfs, was eine verwert­
bare Erfindung ist, festzustellen sind und audl 
immer wi'eder Auseinandersetzungen über die 
Höhe der Erfindungsentschädigung entstehen, 
wäre zumindest die Frage prüfenswert, wie­
weit diese Auseinandersetzungen einer ge­
setzlichen Regelung unterworfen wenden 
könnten. Sind Sie daher 'bereit, Herr Bundes­
mini,ster, in absehbarer Zeit zumindest eine 
Prüfung in der Richtung zu verClJIllassen, 
welche sachlichen Voraussetzungen dem einen 
und welche dem anderen Standpunkt zunei­
gen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordneter! In unserem Patentgesetz i'st für den 
Dienstnehmer in den §§ 6 bis 1 9  des Patent­
gesetzes vorgesorgt, sodaß es, soweit das 
überhaupt möglidl ist, zu keinerlei Reibun-
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gen kommen sollte. Ich gebe natürlich zu, daß 
es gerade auf diesem Gebiet immer wieder 
differente Auffassungen gibt. Das ist ja einer 
der Gründe, warum auch eine Institution, der 
Sie sehr nahestehen, nämlich die Arbeiter­
kammer, eine eigene Erfinderberatung hat; sie 
will Benachteiligungen, die sich für den Arbeit­
nehmer ergeben, entsprechend hintanhalten 
und ihm zu seinem Recht verhelfen. 

Die Austragung der Streitigkeiten, die sich 
aus dieser gesetzlichen Maßnahme ergeben, 
liegt bei den Arbeitsgerichten. Ich selbst habe 
keinen Einfluß darauf und auch keine ent­
sprechend detaillierten Mitteilungen, inwie­
weit die Interessen der Arbeitnehmer dort 
nicht berücksichtigt werden. 

Ich werde aber Ihre Interpellation zum An­
laß nehmen, mit dem Patentamt zu besprechen, 
ob und inwieweit organisatorische oder viel­
leicht auch gesetzliche Änderungen zu er­
wägen sind. 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Zeillinger (FPO) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1365/M 

Wann wird der "autolose Tag" tatsächlich 
abgeschafft werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordneter! Ich habe 'Schon immer erklärt, daß 
ich den "autolosen Tag" im Einvernehmen mit 
den Interessenvertretungen, den Kraftfahr­
verbänden und so weiter erlassen habe in 
der Absicht, die notwendigen Benzinmengen 
für den Sommer anzusparen, und zwar für 
den inländischen Autofahrer genauso wie für 
den Touristen, der nach Osterreich kommt. 
Wenn mir die Mineralölfirmen versichern, 
daß die angesparte Menge ausreicht, werde 
ich diesen "autolosen Tag" keinen Tag läng€r 
als notwendig 'aufrechterhalten. Als Rundzif­
fer hat man mir gesagt, e-s müßten netto, 
da-s heißt, zuzüglich der Manipulationslager, 
200.000 Tonnen Vergasertreibstoff angespa-rt 
sein. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundesmini­
sterl Diese Antwort ist genauso unklar wie 
die Aussagen der Mitglieder die:ser Bundes­
regierung, die in den letzten Wochen dies­
bezüglich einander wddersprachen, denn Sie 
hahen anfangs auch von 200.000 TOI1ll1-en ge­
sprochen. Jetzt sind es bereits über Ver­
lang·en der Mineralölwirtschaft 280.000 Ton­
nen geworden! 

Wir haben leider Gottes infolge einer tech­
nischen Störung bei der Anfrag'e Hanreich 

betreffend Treihstoffeinspa.rung die Zahl nicht 
genau gehört, aber ich glaube, Sie haben 
8500 Tonnen gesagtj ist die Zahl richtig? 
(Bundesminister Dr. S t a  r i b a c h  e r: Ja, 
8500 Tonnen!) Das bestätigen auch die Erfah­
rungen der übrigen europäischen Staaten. 

- Nachdem Deutschl,and einen rigorosen 
"autolosen Sonntag" eingeführt hat, viel rigo­
roser als in Osterreich, bei dem alle Fahr­
zeuge ,gestanden sind, wobei doch nur 1 ,3 Pro­
zent eingespart wurden, und nachdem die 
Regierung Brandt-Scheel den Mut gehabt 
hat, den "autolosen Sonntag" wegen d€is völ­
lig,en Fiaskos, wegen der völligen Erfolg­
losigkeit, bereits im Dezember wieder .aufzu­
heben, und nachdem jene Benzinmenge, di,e 
Sie ursprüngltich als notwendig angegeben 
haben, längst vorhanden ist und nur noch die 
Mineralölwirtschaft in -ihrem Interess.e, um die 
Preise be:sser hinauft:reiiben zu können, von 
Ihnen verllangt, .den "autolosen Tag" beizu­
behalten, nachdem Ihre V:erordnung juristisch 
so sdlliecht abg-efaßt ist . .. 

Präsident: Zur Frage, bitte! 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend): 
nachdem Ihre Verordnung so schlecht abge­
faßt ist - es kommt sicher eine Frage am 
Schluß dieses Satzes, Herr Präsident -, daß 
niemand bestraft weIden kann, der ohne 
"Pickerl" fährt - das wissen Sie ja bereits -, 
darf ich Sie also fragen, ob Sile in der Lage 
sind, ein Datum ,anzug-eben - damit sich der 
Osterreicher danach richten kann -, wann 
Sie den "autolosen Tag" aufheben werden. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Staribadler: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! In den vergangenen 
Monaten habe ich immer wieder folgende Er­
fahrung machen können: Wenn die Massen­
medi,en erklärt hahten, esLst kein Benzin da, 
es ist kein Heizöl da, dann haben alle, auch 
die Oppositionsparteien dieses Hauses von 
der BunrdesregJierung und insbesondere von 
mir die rigorosesten Maßnahmen verlangt. Ich 
denke dar an, daß mir immer wieder vorge­
worfen wurde, daß ich nicht schon längst die 
Bewir.tschaftung eing,eführt habe. Wenn ich 
dann erklärt habe, daß di-ese Bundesregierung 
stuf.enweise vorgeht, daß sie auf Grund der 
vorn Haus bekommenen gesetzllichen Möglich­
keiten - denn sonst kann ja ein Minister 
nicht agieren - entsprechlende Stufen einge­
führt hat, und zw,ar mit dem Zi-el, Ersparungen 
zu erreichen, dann wird mir vorgeworfen, 
daß diese Ersparungen auch nicht mehr not­
wendig sind. 

Ich richte mich bei meinen Maß.nahmen kei­
nes�alls nach den Wünschen der Mialeralöl­
wirtschaft. Ich muß nur natürlich die Unter-
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lagen, die mir zu Verfügung :stehlen, von der 
Mineralölwi-rtschaft bekommen, denn ich 
selbst lagere kein Benzin, 'ich seLbst verkaufe 
kein Benzin, ich selbst produziere kein Benzin. 
Daher muß ich Ihnen auch auf Grund der An­
gaben dieser Wirtschaft die Auskün'fte geben. 

Die Mineralölwütschaft sagt, wir hätten im 
Jänner einen Vierbrauch von 1 5 1 .000 Tonnen 
haben müssen, alles grosso modo, denn kein 
Mensch kann natürlich -sagen, ob dli·ese Ver­
brauchs schätzung richtig ist oder nicht. Nach­
dem wir -im Jänner aber nur 1 42.500 Tonnen 
verbraucht haben - da:s ist eine provi·sor.i,sche 
Ziffer, weil di'e Importe noch nicht klar sind -, 
haben wir also ;im Jänner 8500 Tonnen er­
spart. 

Aber es kommt ja noch dazu, daß wir seit 
dem Oktober 1 973 wesentlich mehr produ­
ziert haben, was Ibek..anntlich nicht zuletzt des­
halb geschehen .ist, weil ja auch. Sie :immer 
eine Vorratsbildung von uns v.erlangen, sodaß 
wir 'eben mehr produziert haben und diese 
Mengen auf Lager genommen wurden. Ich 
habe diese Lagerziiffern immer wiJeder be­
bekanntgegeben, das ist ja kein Geheimnis. Sie 
betr,agen laut den letzten Ziffern, die mir ver­
fügbar .sind, am 4. Februar 1 974 2 1 1 .715 Ton­
nen bei der OMV und den A WP-Partnern. 

Ich kann daher nicht voraussagen, wann die 
Verordnung aufgehoben wird, weil ich nicht 
weiß, wann die 200.000 Tonnen netto, von 
denen ich immer geredet habe, angespart sein 
werden. Die Minellalölwirtschaft behauptet, 
sie braucht sie, um im Sommer d-en Bedarf an 
Benzin decken z u  können. 

Die österreichisch.e Bundesr-egie-rung hat sich 
niemals davon �eiten lassen, was ,in .anderen 
Ländern g·eschieht. Wir haben uns daher eini­
ges, glaube ich, ,erspart. Die Bund.esregierung 
hat daher gar keiIlie ·andere Möglichkeit, als 
weiter so vorzugehen: die Versorgung zu 
sichern, das heißt Mengen anzusparen .im 
Interesse der Versorgung ,im Sommer. 

Präsident : Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundesmini­
sterl Sie irren, .ich habe Ihnen gar keinen 
Vorwurf gemacht, ich habe nur -eine Frage 
g·estellt. Wenn Sie in Ihrer Beantwortung aus 
Ihren Unterlagen ",grosso modo" zitieren, 
hoffe ich, daß da-s keine Unter1agen der italie­
nischen Erdölgesellschaft waren, denn das 
wÜIde uns etwas bedenklich stimmen. 

Aber [Sie "haben ja bereits konkrete Daten 
genannt, wie ich. der "Sozialistischen Korr.e­
spondenz" entnehme. Hier heißt es, daß Sie 
am 9. und 1 0. Februar sowie am 16. und 
17. Pebruar Ihre Verordnung .aufheben wol­
len. Meine Frage lautet: Nachdem Ihre An-

kündigung dieser Absicht von den Verfas­
sungsjuristen und .auch vorn Verfassungs­
dienst des BundeslcJanzl,eramtes wegen des 
Gleichheitsgrundsatzes als verfassung.srecht­
lich äußerst be.denklich bezeichnet worden ist, 
frage ich Sie: Sind Si-e bereit, in der soge­
nannten Energie-Ferierrwoche- vorn 9. bis 
1 7. Februar die ohnehin bereits weitgehend 
zw.ecklos gewordene "Pi<k:erl-Verordnung" 
aufzuheben, damit auch jene Familienväter, 
die .nicht am Samstag oder Sonnta,g, sondern 
aus beruflfchen Gründen oder weil sie s.ich 
nicht eine ganze Woche leist'en können, even­
tuell ,am Dienstag oder Mittwoch mit ihrer 
Familie in Urlaub fahren wollen, unter den 
gle'ichen Bedingungen fahren können wie jene, 
die am Samstag oder Sonntag fahr-en woUen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Wir haben dieses Pro­
blem im Ministerium 'und mit den zustän­
digen Ministern, aber natürlich auch mit den 
Interessenvertretungen eing-ehend diskutiert. 
Der ,autofreie Samstag/Sonntag wurde deshalb 
aufgehoben, um dem Urlauber, der diese 
Woche außerhalb seines Wohnortes zu ver­
bringen wünscht, die Möglichkeit zu geben, 
dorthin anzureisen. Dort braucht er dann sein 
Auto vielleicht nicht gerade an seinem "auto­
losen Tag" . Wenn er also zum Beispiel einen 
Montag-, Dienstag- oder Mittwoch-Pickerltag 
hat, so wird er halt am Montag, Diensta.g oder 
Mittwoch im Urlaubsort sein Auto stehen las­
sen. Es war daher keine Notwendigkeit gege­
ben, die entsprechende Verordnung so abzu­
fassen, daß eine ganze Woche der "Picker,uag" 
aufgehdben wird. 

Denn, Herr Abgeordneter - und das ist 
doch die Hauptfrage, die letzten Endes dem 
Hohen Haus zu stellen ist -: Soll jetzt ange­
spart werden, soll jetzt eine Bevorratung ge­
schaffen werden oder nicht? :Das Hohe Haus 
hat das 'immer Wlieder von mir verlangt. Wenn 
.ich ;es durchgeführt habe, sagt das Hohe Haus 
sofort, es ist nicht notwendig. Ich sehe daher 
keine Möglichkeit, von uns-erer Politik abzu­
gehen. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Dr. Pelikan (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1331/M 

Warum hat es die Bundesregierung trotz War­
nungen seitens der Fachleute bis heute verab­
säumt, einen Energieplan zu erstellen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Ab­
geordneter! Ich kann nicht verstehen, daß Sie 
erklären, die Bundesregi·erung hätte etwas 
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verahsäumt. Die Bundesre,gierung - ich habe 
das hi,er im Hdhen Haus schon einige Male 
g'esagt - hat immer wieder der OECD - ich 
nenne es, wie es hier steht - .ein "Memoran­
dum über die Ener:giepolitik in Oster-reich" 
übermittelt, ein sehr ausführliches Memoran­
dum, genauso wie es auch von den vorigen 
Regjerungen schon gemacht wurde, das natür­
lich nicht jener Energieplan i,st, d:en :1ch jetzt 
zu ,erstellen beabsichtige. Wir setz'en genau 
wie die vorherigen Bundesregierungen einmal 
die Konzeption der Energiepo1:itik Osterre.ichs 
fort und stelLen diese im Rahmen der OECD 
und im Rahmen Osterreichs zur Diskussion. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Pelikan: Herr Bundes­
minister! Die Fraktion der Osterr·eichischen 
Volkspartei hat bereits im Jahre 1968 ,ejn 
sehr detailliertes Energ,iekonzept vorg-elegt, 
sehr zum Unterschied zu den von Ihnen jetzt 
im Jänner 1974, ,spät nach Ausbruch der Krise 
vo-rgelegten Le'itlinten für ein ö-sterreichisches 
Energiekonzept. 

Wir haben dies weiteren in der Budg'et­
debatte 1972 einen Initiativantrag eing'ebracht 
betreffend Maßnahmen zur Abwendung dro­
hender Energiekrisen. Das zur Aufhellung. Ich 
will damit sagen, daß da,s von Ihnen vorg,e­
legte Energieleitlinienkonzept wes'entliche 
Lücken aufweist und eigentlich nichts anderes 
enthält als die Aussage, daß die Lösung der 
Energiekrise ein Problem ist, das man einer 
Studie zuführen muß. Es werden Projektgrup­
pen 'einges-etzt und so weiter. 

Meine konkrete Frage dazu als steirischer 
Abgeordneter lautet: Wir.d die Bundesreg.ie­
rung die Bergbaupolitik tin Anbetracht der 
Ener,giekr:ise ändern? Konkret: Ist an eine wei­
tere Aufstockung der Bergbauförderungsmittel 
zur Aufsudmng neuer Lagerstätten .gedacht 
oder nicht? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Was das EneDgiekon­
zept 1968 betrifft, möchte ich mich der Aus­
sage enthalten. <Ich würde Ihnen nur empfeh­
len, Energiefachleute auch Ihrer ,Fraktion dar­
über 'Zu befragen, was sie zu diesem Ener·gie­
konz-ept sagen. Es war nämlich leider unvoll­
ständig, hat überhaupt keine Entscheidungs­
grundlage ermö.glkht und hat Ja letzten Endes, 
könnte ich fast noch sag'en, dazu geführt, daß 
wir Berghaue geschlossen haben. 

Diese Bundesr'egierung hat bis jetzt in ihrer 
Bergbaupolitik - das war die konkrete 
Frage - alles dar,angesetzt, die zukunftsträch­
tigen Hergbaue nicht nur zu erhalten, sondern 
sogar noch zu fördern. Wir haben daher im 

Rahmen dieser Bergbauförderulligspolitik im 
Köflacher Revlier bekanntlich ,eine ,große 
Untersuchung eing,eleitet. Sie ist ja bereits 
durdlgeführt worden. Wenn die Er.gebnisse 
der Untersuchung positiv sind - ich zw.eifle 
nidlt daran, die Geologen haben das zumin­
dest so erwarten lassen -, dann wird dort 
ein 300-MW-Kraftwerk ,auf kalonischer Basis 
errichtet und damit ,dem steirischen Kohlen­
bergbau auf lange Zeit eine ·entsprechende 
Absatzsicherung gewährleistet. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Pelikan: Ich möchte meine 
zweite Zusatzfrage mit der Feststellung ein­
leiten, daß auch die Leitlinien der Bundes­
regierung zur Energiepolitik zweifelsohne von 
den Fachleuten entsprechend gewürdigt wer­
den. Konkret - und das ist eine Frage, die 
schon mein Klubkollege König gestellt hat 
und die Sie nicht beantwortet haben -: Sind 
Sie bereit, Herr Bundesminister, mit dem 
Finanzminister Verbindung aufzunehmen, d'a­
mit die horrende Steuerbelastung auf Erdöl 
und Erdölderivate, Benzin, Superbenzin und 
so weiter einigermaßen gemildert wird, damit 
der Konsument nicht später bei einern Liter 
Superbenzin 4 S an Steuern zu bezahlen hat 
und damit der Finanzminister nicht der ein­
zige Gewinner der Energiekrise ist. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Slaribacber: Dieses Pro­
blem habe ich am Freitag zum Beispiel mit 
dem OAMTC-Vorstand eingehend diskutiert. 
Ich würde jetzt lang die Fragestunde bean­
spruchen und will daher nur ganz kurz ant­
worten. 

Wir sind dort übereingekommen, daß das 
Umsatzsteuersystem, wie es jetzt durCh die 
Mehrwertsteuer dargestellt wird, das zweck­
mäßigere und bessere ist. Auf Grund dieses 
Umsatzsteuersystems, wie es jetzt besteht 
- nämliCh die Mehrwertsteuer -, ist ein 
anderes System wirksam, als seinerzeit. Ich 
denke jetzt noCh gar nicht an die besonderen 
Ermäßigungen, die das alte Umsatzsteuer­
system hier für gewisse Tankstellen ergeben 
hat. Das geht in dem neuen System gar nicht. 
Wenn Sie jetzt ver.langen, was der OAMTC 
auch von mir verlangt hat - iCh glaube, ich 
habe ihn sogar dort ÜJberzeu.gt -, man sollte 
zum Beispiel Benzin statt in die 16 Prozent in 
die 8 Prozent einreihen, dann stelle ich die 
Frage: Und was sollte dann mit den Tex­
tilien geschehen? Soll ,die BekLeidung, sollen 
SChuhe und so weiter nicht mindestens genau­
so l'ebenswichtig ·sein Wlve Benzin? - Darauf 
haben die Herren dort fI1eilich auch keine Ant­
wort gehabt. 
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Da·s Umsatzsteuersystem ist festgelegt, ich 
habe von diesem Umsatz'steuersystem auszu­
gehen und kann daher Ihre Wünsche respek­
tive Ihfe Frage nur insofern beantwortJen, daß 
ich sage, daß ich def2)eit keine Möglichkleit 
habe, im Zuge dieses Preisverf,a,hrens anders 
vorzugehen als auf Grund der gesetzlichen 
Lage. (Ruf bei der avp: Auf Grund der sozia­
listischen Regierung!) 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Ing. Hobl (SPO) an den Her,rn Bundesmini­
ster für V'erkehr. 

1369/M 

Welche Gründe sprechen Ihrer Meinung nach 
im gegenwärtigen Zeitpunkt gegen eine Auf­
hebung des Tempolimits auf den Autobahnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Lane : Sehr ver­
ehrter Herr Abgeordneter! Am 23. November 
des Vorjahres hat das damals zuständige Bun­
desministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie beziehung,sweise sein Ressortleiter, 
wie mir ·erinnerlich ist, im Einvernehmen mit 
den Kraftfahrorganisationen, eine Geschwin­
digk,eitsbeschränkung, unabhängig von der 
Straßenqualität oder -kategorie, mit 100 Stun­
denkilometern, befristet mit 30 . April 1 974, 
erlassen. Diese Verordnung ist nach wie vor 
in Kr.aft, und die Frage, die nun zur Di·skus­
sion steht, ist, ob und wann, insbesondere 
bei Autobahnen, mit einer Aufhebung des 
Tempolimits zu r·echnen ist beziehungsweise 
warum bei Autobahnen ,diese Aufhebung noch 
nicht erfolgt ist. 

Die Limiti-erung des Tempos auf Autobah­
nen ist unter zwei Gesichtspunkten zu be­
trachten: einmal unter dem wirtschaftlichen 
- wie sehr die Fortbewegung des Kraftfah­
rers durch das Tempolimit verzögert wird, 
ihn also Zeit kostet -, zum ander,en ist das 
eine Frag'e der Verkehrssicherheit: Wie wirkt 
sich das Tempolimit auf die Unfallzahlen aus? 

Insbesondere um letzteres feststellen zu 
können, ist ein längerer V,ergleichS'ze'itraum 
zwischen der Zeit. in der es kein Limit gab, 
und jener, inder es ein.es gibt, notwendig, um 
einigermaßen gültige Schlüsse ziehen zu kön­
nen. Mir scheint der geringstmögliche und 
vernünftig vertr'etbare Vergleichszeitraum der 
zwischen November des v,ergangenen J,ahres 
und Ende April dieses Jahres zu sein, und 
daher möchte ich vor diesem Z.eitpunkt das 
Tempolimit -auf AutO'bahnen nicht aufheben 
oder verändern. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter lng. Hobl: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben richtig erwähnt, daß im No­
vember diese Verordnung auch mit Zustim­
mung der Kraftfahror.ganisationen erlassen 
wurde, die Tempo 1 00 auch auf Autobahnen 
eingeführt hat. Ich darf aber hier eindeutig 
feststellen: nur aus wirtschaftlichen Gründen. 

Sind Sie aber auch bereH, das Unfallgesche­
hen auf den Autobahnen vor Erlassung des 
Tempolimits erheben zu lassen, weH ich 
glaube, daß man auch daraus erkennen kann, 
in welchen Geschwindigkeitsbereichen, unter 
welchen Straßen- und Witterungsverhältnis­
sen s ich seinerzeit die Unfälle auf den Auto­
bahnen ereignet haben. W'enn man diese Er­
gebnisse prüft, könnte man ja auch zu Schlüs­
sen hinsichtlich Geschwindigkeitsbeschrän­
kung auf Autobahnen kommen und könnte 
sie dann mit den Untersuchungen vergleichen, 
die Sie jetzt anstellen lassen. 

Sind Sie bereit oder haben Sie auch Vor­
sorge getroffen, daß Sie .die Erhebungen über 
das Unfall geschehen vor Erlassung der Tempo­
beschränkung auf Autobahnen zur Verfügung 
bekommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter! Mir stehen momentan erst die 
Vergleichszahlen des Dezembers zur Ver­
fügung, also ein Vergleich der Unfallzahlen, 
eingeschränkt auf jene Unfälle, die sich auf 
Autobahnen zwischen Dezember 1972 und 
Dezember 1 973 abgespielt haben, also ein 
Wintermonat ohne Limit auf Autobahnen und 
eines mit Tempo 1 00. 

Hier hat sich ergeben, daß die Zahl der 
V'erkehrsunfäUe mit Personenschaden von 73 
auf 42 zurückgegangen ist, ,sich ,absolut also 
um 31 vermind'ert hat. Die Zahl der Toten ist 
von 10 auf 3 zurückgegangen, und .die Zahl 
der V,erletzten von 118 auf 57. 

Natürlich sind die'se Zahlen auch im Lichte 
der Witterungsbedingungen im Dezember 1972 
und im Dezember 1 973 zu sehen. Es liegt 
aber doch 'immerhin die Sdllußfolgerung nicht 
ferne, daß bei einem der,art starken Rück­
gang der Schwerunfallziffern nicht nur alle.in 
der mildere Winter im Dezember 1 973 maß­
gebend gewesen sein kann. Das, gl,aube ich. 
berechtigt zu den weiteren Untersuchungen in 
den Folgemonaten, zu denen ich Auftrag ge­
gehen habe. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Hobl: Herr Bundesmini­
ster! Werden Sie auch die Erfahrungsberichte 
der BundesgendarmeI1ie verwert,en und nicht 
nur die Untersuchungs ergebnisse jener Insti­
tute, die Sie damit beauftr1agt haben? 
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Pressemeldungen kann man entnehmen, daß 
die zuständigen Beamten der Bundesgendar­
merie für eine Erhöhung des Tempos auf 
Autobahnen auf etwa 120 Stundenkilometer 
jetzt schon eintreten würden. 

Werden Sie al,so, frag,e ich noch einmal, 
auch den Erfahrungsbericht der Bmwesgen­
darmerie über den Verkehrs ablauf, die Ver­
kehrsentWlick.lung auf den Autohahnen bei 
Ihr,er Entscheidung mHberücksichtigen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Das halte ich für un­
bedingt notwendig. Allerdings ist mir eine 
ausgeformte Meinung der Bundesgendarmerie 
zu dieser Frage bisher weder offiziell noch 
inoffiziell bekanntgeworden. Aber ich werde 
selbstverständlich den Herrn Bundesminister 
für Inneres ersuchen, mir alle Erfahrungen 
der Organe, die für die Einhaltung der Stra­
ßenverkehrsregeln auf Autobahnen zuständig 
sind - das ist ja in erster Linie die Bundes­
gendarmerie -, bekanntzugeben. Ich werde 
um alle Erfahrungswerte, die dort gesammelt 
worden sind, ebenso bitten, wie ich verschie­
dene andere Untersuchungen eingeleitet habe. 

Präsident: Anfrage 7 :  Herr Abgeordneter 
Tödling (tJVP) an den Herrn Bundesminister 
für Verkehr. 

13441M 

Durch welche Stelle wird sichergestellt, daß 
die österreich ischen Flugpisten eine sichere Lan­
dung von Flugzeugen gewährleisten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lanc: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneterl Nach d·er Zivilflugplatz-Be­
triebsordnung haben die Halter öffentlicher 
Zivilflugplätze dafür zu sorgen, daß - wie 
es dort he:ißt - die Bewegungsflächen - da­
mit sind gemeint Pisten, Rollwege und Ab­
stellflächen - des Zivilflugplatzes im be­
trjebsber-eiten Zustand v·erfüg.bar sind. Diese 
Betriebsbe·reitschaft ist dann gegeben, wenn 
sich diese Flächen im beschelidmäßig bewil­
ligten beziehungsweise vorgeschriebenen Zu­
st and befinden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundesmini­
ster! In der Pr,axis scheint es allerdings anders 
zu sein. In der Praxis - ich hahe das selbst 
mit:erlebt - ist es so, daß sich anscheinend 
der Flugkapdtän, der zur Landung ansetzt 

_. in eiruem konkreten Fall -, von der Eis­
fr·eiheit der Piste zu üherzeugen hat. 

Herr Mlin�ster! Ich flog am 9. Jänner ab 
Graz 8,25 Uhr mit dem Kurs OS 221 über 
Linz nach Zürich. Der Flugkapitän Trratterrick 
setzte in Linz zur Landung an. Das Flugzeug 

rollte etwa 200 m auf der Landepiste. Geistes­
gegenwärtig startete der Kapitän durch, nach­
dEm e r  - nicht das Bodenpersonal - fest­
gestellt hat, daß die Piste vereist war. Wir 
kreisten dann 40 Minuten in der Warte­
schneise. Erst über Aufforderung des Flug­
kapitäns wurde die Piste besprüht, und nach 
40 Minuten - in dieser Zeit hätte das Flug­
zeug in Zürich sein können! - konnten wir 
in Linz landen. 

Herr Bundesminister! Es geht nicht nur um 
die ZeH, welche die Reisenden verloren haben. 
Es geht auch nicht um den Treibstoffver­
brauch. Es geht vor allem um die Gefähfodung 
der Flu.ggäste. Alle Insassen di·eses Flugzeu­
ges haben sich gefährdet gefühlt! 

Herr Minister, ich frage Sie: Werden Sie 
Vorsorge treff,en, daß solche, ich möchte sagen, 
Le;ichtfertigkeiten nicht wieder passi'eren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Ich werde selbstver­
ständlich, da es sich um einen Verkehrsflug­
hafen handelt, bei dem die Aufsichtsbehörde 
das Bundesministerium für Verkehr ist, so­
fort veranlassen, daß dieser von Ihnen ge­
nannte konkrete Vorfall überprüft wird. 
Natürlich ist für die laufende Abwicklung des 
Fluggeschehens die jeweilige Flughafengesell­
schaft beziehungsweise der Wetterdienst so­
zusagen als Datenvorlieferant zuständig. Aber 
wenn es zu solchen - wie Sie hier geschil­
dert haben - Fehlleistungen kommt, dann 
muß natürlich dem nachgegangen werden, 
wieso es dazu kommen konnte. Das werde 
ich selbstverständlich umgehend veranlassen. 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Vw. Josseck (FPtJ) an den Herrn Bun­
desminister. 

1313/M 

Da nach der derzeitigen Rechtslage Kraftfahr­
zeuge erst drei Jahre nach ihrer ersten in Oster­
reich erfolgten Zulassung begutachtet werden 
müssen, auch wenn es sich dabei um vorher im 
Ausland zugelassene Fahrzeuge älterer Bauart 
handelt die kaum mehr verkehrs- bzw. betriebs­
sicher ;ind, frage ich Sie, Herr Bundesminister, 
ob Sie einen Ministerialentwurf ausarbeiten las­
sen werden, der eine Uberprüfung dieser Fahr­
zeuge bereits innerhalb einer kürzeren Frist 
vorsieht. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter! Nach der gegenwärtigen 
RechtsLage beredlllet sich die Uberprüfungs­
und Begutachtungsfrist ab der er,sten Zula's­
sung. Bei aus dem Ausland eingeführt'en Ge­
brauchtfahrzeugen gilt Igemäß § 37 als erste 
Zulassung die erste in Osterreich nach der 
Einfuhr erfolgte Zulassung. Es kommt daher 
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vor, daß Fahrzeuge auf Grund ihres Alters matisch den Regeln für GebrauchHahrzeuge 
bereits jährlich zu überprüfen beziehungs- unterworfen werden. 
weise zu begutachten wären, weil sie aber 
importiert wurden, erst drei Jahre nach der 
ersten Zulassung der Inspektion unterlie­
gen. Um diese Uberprüfungs- und Begutach­
tungsfrist jedoch bereits ab einer allfälligen 
Zulassung im Ausland in Lauf zu setzen, 
wurde in der Regierungsvor,lage zur 2. Kr,aft­
fahrgesetz-Novelle - 1034 der Beilargen - in 
Artikel I Z. 4 und 5 eine entsprechende 
Änderung des § 55 Abs. 2 beziehungsweise 
§ 57 a Abs. 3 des Kraftfahrgesetzes vorge­
schlagen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dip!.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister! Sie haben also richtig erkannt, 
daß hier eine aus.gesprochene Gesetzeslücke 
vorliegt. Es hat sich heute besonders bei den 
verbilligten Gebrauchtwagen der Bundesrepu­
blik stark eingebürgert, daß ,gerade in den 
westlichen Bundesländern, zum Teil auch von 
den Gastarbeitern, solche - ich möchte sagen 
- alte Kraxen eingeführt werden und dann 
hier bei der Erstzulassung eben noch dr,ei 
Jahre Zeit haben, um überprüft zu werden. 
Was kann man ad hoc tun, um diese ,ausge­
sprochenen Getiahrenbringer unter die Obhut 
zu bekommen? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Ich habe diesbezüg­
lich die Anweisung gegeben: Dort, wo nicht 
durch deutsche Papiere die Erstzulassung 
in Deutschland klar ersichtlich ist - das ist 
bei Gebrauchtwagenimporten aus Deutschland, 
ich glaube auch aus der Schweiz möglich, 
allerdings nicht wenn sie von anderen Län­
dern kommen -, wenn also solche Hinweise 
- klare Hinweise - fehlen, werden die Or­
gane so vorgehen, daß sie praktisch den für 
uns risikolosesten Weg wählen, nämlich einen 
Zeitpunkt von sich aus festsetzen, der die 
jährliche Uberprüfung ermöglicht. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister! Sind mit ,dieser Novelli,erung 
auch andere Fahrzeuge erfaßt? Es giht ja .auch 
Bastler, die sich aus .zehn Gebrauchtwag.en 
einen neuen zusammenbauen und den typi­
sieDen l,assen. Das ist ja auch eine Neuzulas­
sung. Wie wird so ein ,Fahrzeug erfaßt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Diese Fahrzeuge wer­
den bei der Zulassung, wenn sie zusammen­
gebastelt sind, begutachtet. Wenn es sich um 
kein Neufahrzeug handelt, müssen sie ja auto-

Präsident: Anfrage 9 :  Herr Abgeordneter 
Dr. König (OVP) an den HeHn Bundesmini­
·ster. 

1371/M 

Wird das "Tempo 100" auch auf den Auto­
bahnen weiterhin aufrechtbleiben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Da ich Untersuchun­
gen über die Auswirkungen des Tempolimits 
100 auf Autobahnen zur Grundlage für künf­
tige Vorgangsweisen nehmen will, kann ich 
heute auch nicht sagen, ob und wann und ob 
nicht dieses Tempolimit aufrechtbleiben wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
ministerl Ich g1aube, niemand wird vernünf­
tigerweise etwas ·einwenden, w.enn Sie Unter­
suchungen über Unfallursachen und Auswlir­
kung,en der Gesmwindigke.it auf Unfälle 
durchführen lassen. 

Nur: Der Herr Handelsminister hat mit Zu­
stimmung der Oppos·itionsparteien die 
Tempobeschränkung ausschließlich m.it .der 
Begründung e'ingeführt, daß ,Benzineinsparun­
gen el'ford.ermdl sind. Das hat Jedermann ein­
gesehen. W·enn d,er Handelsminister jetzt in 
gewohnter Widersprüchlichkeit erklärt, das ,sei 
nur aus Sicherh�itsgründen geschehen, .dann 
muß ich ·sagen: Das stimmt einfach nicht! Das 
hat auch Ihr Fraktionskollege, der A!bgeord­
nete Hobl, bestätJigt. 

Meine Frage, Herr Bundesminlister:  Finden 
Sie es nicht fair g·egenüber der Off.entlichkeit, 
daß man gegebene Zusagen ·auch einhält und 
in dem Augenblick, in dem die Versor.gung;s­
lage die Aufrechterhaltung der Tempo­
beschränkung nimt mehr erfor.dert, diese auch 
auf den Autobahnen meder aufhebt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane : Seit ich für diese 
Fr·age ressortmäßig zuständig bin, habe ich 
hier immer eine klare Linie vertreten, nämlich 
die der Rechtslage. Die gegenwärtige Verord­
nung fußt, unabhängig von ihrer damaligen 
politischen Motivation, auf der Straßenver­
kehrsordnung, die überhaupt nur Tempo­
limits aus Sicherheitsgründen vorsieht. Das ist 
für mich die reChtliche Grundlage, auf der ich 
zu agieren habe. Ich habe mich daher auf 
andere Motivationen aus diesem guten Grund 
nie eingelassen. 

Ich habe jetzt die Zeit im Interesse aller 
österreichischen Autofahrer zu nutzen, um die 
Auswirkungen auf die Straßensicherheit auf 
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Autobahnen in diesen wenigen Monaten zu 
prüfen. Das ist ja keine Marotte, sondern hier 
geht es ja um Menschenleben, hier geht es 
ja um die Frage, ob so wie bisher ganze 
Kompanien von Autofahrern pro Jahr für ihr 
Leben lang zu Krüppeln werden oder ob es 
hier Möglichkeiten gibt, das hintanzuhalten. 
Ich glaube daher auch, unabhängig vom Recht­
lichen ist diese Vorgangsweise durchaus legi­
tim. 

Darüber hinaus möcht,e ich aber sagen, 
daß ja auch andere Benzin- oder Treibstoff­
sparmaßnahmen aus guten Gründen, wie wir 
in vorangegangenen Anfragebeantwortungen 
des Herrn Bundesministers für Handel, Ge­
werbe und Industrie gehört haben, noch nicht 
aufgehoben worden sind, sodaß zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt auch diese Motivation 
wegfallen würde, wenn man ihr - so wie Sie 
das offenbar tun - anhängen würde. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
ministerl Nochmals: Jledes Verständnis für 
Untersuchungen des Unfallgeschehens l Es geht 
auch nlicht darum, jetzt und sofort diese 
Tempobeschränkung aufzuheben, ·sondern es 
geht um die Frage: Sind Sie bereit, eine 
Tempobeschränkuug aufzuheben, sobald die 
Voraussetzungen, unter denen ,sie eing·eführt 
worden sind, weggefallen sind? Das ist die 
Frage, um die es g'eht. 

Herr Bundesminister I Mit vielen Mlilliarden 
Schilling hat man Autobahnen zu Schnellstr,a­
ßen ,ausgebaut, um sie unfaHsicher zu machen. 
Es würde bedeuten, daß man diese MilHarden 
hinausgeworfen hätte, wenn man jetzt Kolon­
nenbildung und damit neue Unfallgefa:hren 
mit Ermüdungserscheinung,en schafft. Wir alle 
kennen die Gefahren der Autobahn, wenn 
man · auf einer ,Autobahn nur schleichen und 
kriechen kann. 

Nochmals meine Frage, Herr Bundesmini­
ster: Sind Sie daher bereit - nicht jetzt, aber 
zum Z.eitpunkt des W.egfalls ,der Notwendig­
keit von Sparmaßnahmen, also des Wegfalls 
des Grundes für die Einführung des Tempo­
limits -, das Tempolimit auf den Autobahnen 
wieder fallen zu lassen? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Ich habe sdlon gesagt, 
daß ,für mich die Grundlage die Rechtssitua­
tian ist. Diese ist eindeutig, und auf dieser 
werde ich mich bewegen. (Abg. S u p p a n: 
Führerschein haben Sie keinen!) 

Im übDigen: Was Ihr "Kriechen" und die 
vermehrte Unf.allgefahr, die daraus entstJehen 
soll, betrifft, so bestätigen zumindest die 
Dezember-Unfallsziffern diese Auffassung 

nicht. Aber ich tSchließe nicht ,aus, daß sich hier 
irgendeine Wendung oder Veränderung in den 
folgenden Monaten er.gibt. Gerade deswegen, 

glaube .ich, ist aber ein guter Grund gegeben, 
dLese Entwicklung genau und ohne Emotionen 
weiter zu verfolgen. Es ist auch für mich nicht 
lustig, von Wien nach Salzbung fast doppelt 
so lange als früher zu f.ahrten. 

Wenn ich aber Vorschläge bekomme, daß 
das Tempo.Limit jetzt von 1 00 etwla ,auf 120 
erhöht werden soll, so darf ich doch in aller 
Bescheidenheit darauf hinweisen, daß das auf 
der längsten .direkten Autobahnstrecke Oster­
reichs von Wien nach Salt:burg eine halbe 

Stunde bringen würde, also auch nicht der 
Weisheit letzter Schnelligkeitsschluß wäre. 

Unter diesem Gesichtswinkel :gesehen, 
glaube :ich noch einmal sagen zu müssen, daß 
ich 'es allen österreichischen Autofahrern und 
insbesondere den AutOibahnbenützern schul­
dig hin, diese Chance zu nützen, um wirklich 
einmal konkr,ete Unterlagen über .das Ver­
kehrsgeschehen zu gewinnen, wobei ich .ganz 
offen ·sage: Nicht allein dlie Unf.alLsstatisl!ik 
kann hier das Maßgebende sein, sondern es 
müssen auch andere Komponenten überlegt 
werden: wie der Kr,afUahI1er menschlich auf 
diese veränderte Situation reagtiert, ob er hei 
einer Ilängeren Dauer dieses Tempolimits auf 
Autoba:hnen unter Umständen Aggressionen 
,entwickelt, di'e er .im Dezember noch nicht 
gehabt hat. 

Das will ich lalLes nicht bestreiten, aber ich 
glaube, wlir sollen doch nicht alle fünf Minu­
ten unser'e Autofahrer mit anderen Limits, 
mit anderen Vorschriften behelligen. Nützen 
wir ,daher diese wenig,en Monate und kom­
men wir dann mit allen Interessierf:ien, nicht 
zuletzt auch mit den Kraftf.ahrerv-erbänden, 
zusammen, besprechen wir alle Resultate, ,die 
vorLiegen, und versuchen wir dann, etwas Ver­
nü nftiges zu mach'en, was nicht den Keim 
in ·sich trägt, nach wenig,en Wochen wieder 
.geändert werden 'zu müssen. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: Anfrage 1 0 : Herr Abgeordneter 
Hietl (tJVP) an den Herrn Bundesminister für 
Finanzen. 

1 330/M 

NadJ. weldJ.en Kriterien werden Sie in Hinkunft 
die Mittel für den Weinwirtschaftsfonds bud­
getieren? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Nach den 
bisherigen Grundsätzen im Lichte der tatsäch­
Hch'en Entwicklung unter 'Beadltung der ver-
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fassungsr,echUichen Vorschr.iften der Spar- ist, was den Liter Faßwein weiß etwa in 
samkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlich- Niederösterreich anbelangt hat, damals bis auf 
keit. unter 4 S gefallen. 

Präsident:  Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Hietl: Herr Bundesminister! 
Es ist Ihnen bekannt, daß die Dotierung der 
Mittel für den Weinwirtschaftsfonds in den 
früheren Jahren nach dem Weinsteuer,aufkom­
men g'eregelt wurde. Die Weinsteuer ist be­
reits mit Ende 1 970 ausgesetzt worden. Daher 
ist es notwendig, hier einen neuen Modus 
zu finden. 

Ich habe Ihnen am 1 0. Mai 1 972 einen di,es­
bezüglichen Antr,ag eing'ebracht. Sie haben in 
Beantwortung einer schriftl'ichen Anfrage er­
klärt, Sie sehen in der Tätigkeit des Wein­
wirf:schaftsfonds ein sehr positives Element 
für die För,derung der heimi'schen Weinwirt­
schaft. 

Meine Frage, Herr Bundesminister : Sind Sie 
ber�i.t, den am 10. M,ai 1 972 eingebnachten An­
trag dahin gehend zu unterstützen, daß er 
baldmöglichst in diesem Hohen Hause behan­
delt wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Diese Zu­
sicherung kann ich Ihnen nicht geben, Herr 
Abgeordneter. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Hietl: Herr Bundesminister! 
Wenn Sie diese Zusicherung nicht geben kön­
nen, dann tut es mir herzlich leid. Ich be­
dauer,e, daß hier anscheinend nicht da,s nötige 
Interesse vorliegt. Ich darf daher eine zweite 
Frage anknüpfen, die wiederum auf einen 
Irritiativantrag meinerseits fußt, und zwar 
habe ich in ,diesem Hause einen Antr,ag ein­
gebr.acht, wo Sie ebenfalls, wieder auf Grund 
einer schriftlichen Beantwortung, Ihrerseits 
erklärt haben, größtes Verständnis für eine 
Änderung, für ·eine Erhöhung des Wertes des 
Freibetrages für dile Alkoholabgabe der Pro­
duzenten zu haben. 

Ich darf auch hier die Frag'e arrknüpfen: 
Wäre hier nicht doch Gelegenheit, den Wein­
produzenten entg'egenzukommen, indem Sie 
darauf Einfluß ne'hmen, daß dieser Antrag 
baldmöglichst in diesem Hause positiv beur­
teilt wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Zu einem ge· 
eigneten Zeitpunkt werden wir gern der Frage 
nähertreten. Aber weil Sie vom Interesse ge­
sprochen haben, Herr Abgeordneter, darf ich 
daran erinnern, daß der Weinwirtschaftsfonds 
zur Zeit eines beträchtlichen Verfalls der 
Weinpreise geschaffen wurde. Der Weinpreis 

Ich darf die Entwicklung seit 1 970 kurz be­
leuchten. 

Der Preis für Faßwein weiß in Niederöster­
reich betrug pro Liter im Schnitt 1 970 5,81 ,  
1973 8,58. Die Exporte betrugen 1 970 
49.000 Hektoliter, sie stiegen 1 972 bis auf 
225.000, also fast das Fünffache, und sind 
1 973 weiter gestiegen; endgültige Ziffern lie­
gen noch nicht vor. Diese Entwiddung hat 
dazu geführt, daß man in Niederösterreich 
bereits konkrete Uberlegungen angestellt hat, 
die Auspflanzbeschränkung etwas aufzuheben, 
das heißt eine größere Fläche in Aussicht zu 
nehmen, wobei meine Meinung dazu nur die 
ist, daß das mit größter Vorsicht geschehen 
sollte, damit nicht wieder durch überdurch­
schnittlich hohe Ernten ein Preisverfall ein-
tritt. 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1309/M 

Werden Sie sicherstellen, daß der vom Herrn 
Bundeskanzler angekündigte "Gesundheits­
schilling" tatsächlich zur Gänze den Spitälern 
zugute kommt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Un'beschadet der Zustän­
digkeit des Spitalswesens, welches keine Bun­
deskompetenz ist, hat sich dte Re,gierung zum 
Ziel ,gesetzt, durch 'einen Bundeskranken­
anstaltenplan, aber auch damit zusammen­
hängende zusätzliche FinanzierungsmJittel eine 
VerbesS€rung der Situation zu erreichen. 

Als erster Sch-r.itt wurde hier im Jahre 1 973 
ein Investitionskostenbeitr.ag im Ausmaß von 
250 Millionen SchiUing neu eingeführt, womit 
sich der Betrag für da·s Spitalswresen durch die 
387 Millionen tAbgangsdedmngszuschuß nach 
dem Krankenanstaltengesetz ,auf 637 Millionen 
erhöht. Zusammen mit den 320 MiUionen 
kl'inischer Mehraufwand sind daher 1 973 und 
1 974 zirka 1 Milliarde Schilling lfür diesen 
Zweck vorgesehen, andere ·g,esundheitspoli­
tische Ausgaben und Aufgahen nicht mitge­
rechnet. 

Wh haben vor geraumer Zeit zur Diskus­
sion gestellt, ob eine zusätzliche Finanzierung, 
eine Sache, d:ie nicht in den Auf,g,abenbereich 
des Bundes fällt, fotgen könnte, ob eine neue 
Steuer oder ein anderer Weg akzeptiert 
würde. Das hat schlußendlich dazu geführt, 
daß man "in 'einer Umfrage die Meinung 'er­
forscht hat. Das Ergebnis war, daß die größte 
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Bereitschaft besteht, zusätzlich 400 bis 500 Mil­
lionen Schming pro Jahr durch eine Erhöhung 
des Zigarettenpreises um 1 S je Packung 
aufzubr.ingen. Das bedeutet, daß 55 Prozent 
dieses Betrages für dilesen Zweck und damit in 
diesem Ausmaß zur Verfügung stehen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes­
minister! Nur ,ganz kurz : Das Umfrag·ee-rgeb­
nis, auf das Ste sich berufen, hat j a  eigentlich 
etwas anders gelautet. Die Osterreicher waren 
dafür, ehe ihnen neue Lasten für di'e Spitals­
finanzierung auferlegt werden, durch EiJlspa­
rungen zusätzliche Beträge für diesen Zweck 
freizumachen. Aber ich ,sehe davon einmal ab 
und möchte Sie nun folg,endes fragen: 

Die Fr.au Bundesmini,ster für Gesundheit und 
der Herr Bundeskanzler, mit lihm auch dJie 
"Sozi,alistische Korrespondenz", sprechlen 
immer vom "Gesundheitsschilling" . Sie haben 
j etzt ,angedeutet, daß von einem Gesundheits­
schilling nicht die Rede sein kann. Werden Stile 
also, Herr F'inanzminister, dafür sorgen, daß 
diese Irreführung der Offentlichkeit mit ,dem 
Terminus des GesundheitsschiUings beendet 
wiy;d ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich darf zu­
nächst noch kurz auf Ihre Intervention . hin­
sichtlich der Einsparungen zu sprechen kom­
men. Das wäre mir auch ungleich lieber, aber 
dazu müßte man auch sagen, worauf man 
verzichten möchte. Will man weniger Schu­
len - wobei schon jetzt ein Problem darin 
besteht, daß mehr Schulen gebaut werden -, 
will man irgendwelche andere Bereiche kür­
zen? Die Frag'estelluIlig war nämlich unvoll­
ständig. Das darf ich festhalten, weil Sie ja 
nicht gesa:gt haben, wo man die Eins'parungen 
vornehmen will. Daß man ganz generell Ein­
sparungen vorzi.eht, dem würde ich mich an­
schließen, allerdings das P.rob�em beginnt ja 
erst, wenn man zu sagen hat, wo und zu 
Lasten welcher Bereiche. 

Ich habe mich auf das UmfragoeergebIlils be­
zogen, wo nie vom Gesundheits,schilling die 
Rede war, sondern von einer Gesundheits­
finanzierung. Ich habe das auch bei allen 
öffentliche Äußerungen, vor wenigen T�gen 
im Fernsehen, sehr deutlich darauf angespro­
eb en, zum Ausdruck gebr,acht. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzl: Herr Bundesmini­
ster !  W'enn Sie selber einräumen, daß die 
Frage, wo soll gespart werden, g,ar lllidlt g,e­
stellt und deshalb auch gar nicht beantwort'et 
werden konnte, so ,glaube ich, werden Sie mit 
mi,r übereinstimmen, daß eine solche Fra,ge in 

Form einer demoskopischen Erhebung wahr­
scheinlich doch die Haushaltskenntnisse des 
Durchschni ttsösteneichers überfordert. 

Davon abgesehen möchte lich aber meine 
zweite Frage stellen : Sind dJie 400 Millionen 
Schilling, die Sie im Konjunktur,ausgleichs­
budget für eine zusätzliche Finanzierung vor­
gesehen haben, jener Betrag, der durch die 
allfällige Erhöhung des :Gigarettenpl1ei'ses auf 
der Einnahmenseite überhaupt erst sicherge­
stellt werden ·soll, oder ist er aus anderen 
Mitteln abgedeckt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Ich glaube, 
zur Frage der Prioritäten bedarf es nicht haus­
haltsrechtlicher Detailkenntnisse - das ist 
eine technische Durchführungsfrage -, son­
dern eben d er Wertvorstellung, welchen Be­
reichen man den Vorzug gibt. Ich glaube sehr 
wohl, daß man solche Fragen stellen kann ; 
sie werden einem j a  auch laufend in der 
öffentlichen Diskussion gestellt. 

Was die 400 Millionen Schilling in der Sta­
bilisierungsquote betrifft, so habe ich schon 
bei den Beratungen darauf verwiesen, daß 
sie hinsichtlich ihrer Inkraftsetzung von den 
Einnahmen bedingt sind, das heißt nach Maß­
gabe zusätzlicher Einnahmen; wenn also zu­
sätzliche Einnahmen aus einer solchen Ziga­
rettenpreiserhöhung in der Höhe kommen, 
wird dieser Betrag zur Verfügung stehen kön­
nen. 

Präsident: Anfrage 1 2 :  Herr Abgeordneter 
Robak (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

I 350/M 

Ist Ihnen bekannt, daß einige Finanzämter die 
Auffassung vertreten, daß zusammengelegte 
Gemeinden für den dadurdl bewirkten Eigen­
tumsübergang auf die neue Gemeinde eine 
Grunderwerbsteuer zu bezahlen haben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Der Ubergang des Eigen­
tums an Grundstücken unterliegt, mag dies 
auch ,anläßlich von Gemeindezusammenlegun­

gen erfolgen, gemäß § 1 Abs. 1 Z. 2 des Grund­

erwerbsteuergesetzes 1 955 grundsätzlich der 
Grunderwerbsteuer. In den überwiegenden 
Fällen wird jedoch für den Eigentumsüber­
gang bei Gemeindezusammenlegungen die 
Befreiungsbestimmung nach § 4 Abs. 1 Z. 7 
des zitierten Gesetzes zur Anwendung kom­
men. Nach dieser Bestimmung sind Grund­
stückserwerbe im Zusammenhang mit Amts­
gebäuden, öffentliChen Kindergarten, öffent­
lichen Schulen, öffentlichen Heil- und Pflege­
anstalten, öffentlichen Altersheimen, öffent­
lichen Verkehrs anlagen, öffentliChen Erho-

101. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 107

www.parlament.gv.at



9906 Nationalrat XIII. GP - 101.  Sitzung - 6. Feber 1974 

Bundesminister Dr. Androsdl 

lungs-, Wald- und sonstigen Grünanlagen 
sowie mit Friedhöfen und Krematorien von 
der Besteuerung ausgenommen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Robak: Herr Bundesminister! 
Durch die Gemeindestrukturverbesserungs­
gesetze der Bundesländer Niederösterr:eich, 
Burgenland, SteJiermark und Kärnten sind in 
den ver,gangenen fünf Jahren an die 2000 Ge­
meinden aufglelassen worden; sie wurden mit 
anderen Gemeinden zusammengelegt. Sie 
wissen, daß es der Zweck der Gemeinde­
zusammenlegungen w,ar, die Finanzkraft die­
ser Gemeinden zu stärken. Wir haben gehofft 
od er zumindest auch .im Interesse der Bürger 
dieser Gemeinden angenommen, die Aufgaben 
der Gemeinden so besser 'erfüllen zu können. 
Ich weiß, daß die Grunderwerbsteuer eine ge­
meinsrnaftlirne Steuer ist, diie zwischen Bund 
und den Gemeinden geteilt wird. Aber der 
Anteil der Gemeinden beträgt 96 ProZient und 
der Anteil des Bundes nur 4 Prozent. Wir, die 
Gemeinden, glauben j edoch, daß es eine Mög­
lirnkeit geben müßte, dies'es Gesetz 50 zu 
ändern, daß in ,solchen Fällen die Grund­
erwerbsteuer überhaupt nirnt eingehoben 
wird. 

Ich fr.age Sie daher, ob Sie vorhaben, eine 
Novellierung dieses Gesetzes in diesem Sinn 
dem Hohen Haus vorzuschl.agen? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch :  Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! RJichtigerweise handelt es 
sirn um ,eine ,gemeinschaftliche Abg,abe, -aller­
dings um eine 'sehr ungleiche Gemeinschaft, 
wie die von Ihnen genannten Zahlen bewei­
sen. 96 Prozent fltießen den Gemeinden zu, 
der Bund hat einen Anteil von 4 Proz'ent. Das 
deckt nicht einmal die Einhebung$'kosten des 
Bundes. Aber so ist es im Finanzausgleich 
veI1einbart und so hat es zu bleiben. Der Hin­
weis auf den Finanzausgleich dokumentiert 
all e r.dlings , d,aß derjenige, der den geringsten 
Anteil hat, nicht initiativ werd'en kann, weil 
er hier sozusagen mit dem Geld eines Dritten, 
nämlich ,der Gemeinden, operieren würde. 
Sollte allerdings von .den Vertretungen der 
Gemeinden, also vom StädteblllI1d und vom 
Gemeindebund, elin solmer Wunsm hinsirnt­
lich der Verwendung ihrer eigenen Mittel an 
mim herangetrag'en werden, so wür,de im 
keinen Grund sehen, diesem Wunsch nirnt zu 
entsprernen. 

Präsident: Eine weitere Frage. 

stimmig der Meinung, daß die Gemeinden 
einer solchen Novellierung die Zustimmung 
geben werden. 

Ich frage Sie daher :  Werden Sie mit den 
Gemeindebundfunkt'ionären Kontakt aufneh­
men und, 'sollten diese für eine Novellierung 
eintreten, werden Sie einen solchen ,Entwurf 
dem Hohen Haus vorlegen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Herr Abge­
ordneter, ich bitte um Verständnis, daß, wenn 
ein Dritter einen Wunsch hat, nicht im initia­
tiv werden kann, sondern daß es wohl an dem, 
der den Wunsch hat, liegt, an uns heranzutre­
ten. Sollte dies der Fall sein, so werde ich 
gerne prüfen, inwieweit diesem Wunsm in 
sinnvoller Weise entspromen werden kann. 

Präsident: Anfrage 1 3 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Broesigke (FPO) an den Herrn M'inister. 

13621M 

Welche konkreten Absichten bestehen bezüg­
lich einer Milderung der Steuerprogression für 
das Jahr 1974 ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsd:t: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Bundesregierung hat 
sich, wie dies der Regierungserklärung vom 
27. April 1970 entnommen werden kann, unter 
anderem das Ziel gesteckt, e'ine große Ein­
kommen- und Lohnsteuerreform durchzufüh­
ren. 

Die Verwirklichung dieses Vorhabens ist in 
Etappen erfolgt, zunächst durm di,e T,arifkor­
rektur der Einkommensteuer.gesetz-Novelle 
1 970, ,dann durch die Vorleistung des J.ahres 
1 972 und schließlkh durrn die grundsätzliche 
Tarifreform im Einkommensteuergesetz 1972. 

Oie Tarifansätze wurden dabei sowohl unter 
Berücksirn1Jigung einer Minderung der Steuer­
belastung im Rahmen des Sy.stems der Indi­
vidualbesteuerung, als auch unter dem Blick­
winkel 'eines nach den budgetären Möglich­
keiten vertretbaren Einnahmenentfalles für 
die Gebietskörperschaften - also nimt nur 
für den Bund, sondern ·auch für die Länder 
und Gemeinden, Finanzierung des Wohn­
baues - erstellt. 

Gegenüber dem TaI1H des Einkommensteuer­
gesetzes 1967 wurden' dabei breitere Progres­
sionsstufen geschaffen, um zu vermeiden, daß 
j ede Lohnerhöhung ,sofort zu einer progressiv 
steigenden Steuerbelastung führt. 

Abgeordneter Robak: Herr Minister I Mir Hätte 1971  und 1 973 keine Lohnsteuersen-
ist bekannt, daß der Bundesvor.stand des kung und 1972 keine Vorauszahlung stattge­
Osterreich'ischen Gemeindebundes sich mit funden, so hätte aller Wahrscheinlichkeit nach 
diesem :Fall ibeschäftigt hat. Man war dort ein- das Lohnsteueraufkommen 1 973 bei einem 
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durchschnittlichen Steuermultiplikator in be­
zug auf die Lohnsumme von zirka 2,2 die 
Summe von 30,5 Milliarden Schilling gegen­
über nunmehr 2 1 , 1  Milliarden Schilling er­
reicht. Die Lohnsteuerprogressionsmilderun­
gen verminderten somit den Steuereingang um 
brutto zirka 10 Milliarden Schilling. 

Zur zeitlichen Abfolge darf ich feststellen, 
daß .im Jahr 1962 und im Jahr 1 967 eine 
Tarifkor:rektur erfolgte, also lein Zeibintervall 
von fünf Jahren verstrichen ist. Diese Bun­
desregd·erung hat ,innerhalb von dr·ei J,ahren 
zwei Steuer:senkungen v,erwirklicht und zwi­
schendurch ·eine Vor.auszahlung geleistet. 

Leistungen verzichten muß, auf Schulen, Spi­
täler und ähnliches. Man muß auch beachten, 
daß der Personenkreis, der in den Genuß einer 
Progressionsmilderung kommt, mit dem, der 
den Verlust von öffentlichen Leistungen zu 
tragen hat, nicht identisch ist. Es wird also 
auch das verteilungspolitische Problem hier 
zu beachten sein. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister ! Da Herr Präsident Beny,a in eiIl!em 
Interview mit der "Kronen Zeitung" sagte, 
die Verhandlungen über eine Steuerreform 
beginnen im Februar, darf ich Sie nach Ihren 
jetzi,gen Ausführungen fragen, ob Sie eine 
Steuerreform für erford1erlich halten oder 
nicht. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Aus aU dilesen Gründen sehe .ich für .das 
Jahr 1 974 keine budgetäre Möglichkeit für 
eine Tarifkorrektur. Es werden aber in näch­
ster Zeit Gespräche über die Milderung der 
Steuerprogress·ion mit Vertretern des Oster­
reichischen Gewerkschaftsbundes und der Bundesminister Dr. Androsch: Ich darf dar­

anderen Interessenvertretungen aufgenommen auf verweisen, daß im üblichen Sprachgebrauch 

werden, um ·eine Anpassung zum budg'etär Progressionsmilderung, also Belastungsmilde­

ehestmöglich vertr'etbaren Zeitpunkt 'sicherzu- rung, mit Reform gleichgesetzt wird. 

stellen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Wenn ich Ihre Ausführungen richtig 
verstanden habe, .dann sind Sie der Auffas­
sung, daß die Hinkommen- und Lohnsteuer­
reform abgeschlossen ist. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich glaube, da 
sind zwei Problemkreise zu unterscheiden: die 
reformatorisdlen und die belastungsmildern­
den. 

Die Reform ist im wesentlidlen, aber nicht 
zur Gänze abgeschlossen. Ich verweise nur 
etwa auf die Absicht, die j etzt bestehende 
Lösung - eine Lösung, die ich als Zwischen­
lösung, welche aus budgetären Gründen not­
wendig war, ansehe - hinsichtlich der Kin­
derabsetzbeträge so umzugestalten, daß ge­
wissermaßen eine Negativsteuer daraus wird, 
daß also audl jene Personengruppen, deren 
Einkommen unter der Grenze liegt, ab der 
eine Steuer überhaupt anfällt, in den Genuß 
der Reform kommen. 

Der andere Problemkreis ist die Belastungs­
milderung unter Berücksichtigung der Ent­
wicklung der Nominaleinkommen. Hier bedarf 
es von Zeit zu Zeit gewisser Korrekturen, in 
Zeiten rasch sich ändernder Nominaleinkom­
men in kürzeren Etappen, das sei zugegeben, 
aber man muß dabei auch beachten, was das 
für die Gebietskörperschaften bedeutet; das 
heißt, man muß berücksichtigen, welchen Preis 
j ede Steuersenkung hat. Preis in dem Sinne, 
daß die gesamte Bevölkerung auf öffentlidle 

Ich darf aber auch darauf aufmerksam 
machen, daß es wohl um das System einer­
seits und andererseits darum geht, was das 
System aufkommensmäßig unter Berücksichti­
gung der Tarifhöhe und der Bemessungsgrund­
lage erbringen soll. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlaui und Zuweisungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung einge­
brachten Antrag 1081 A der Abgeordneten 
Dr. Tull, Dr. Gruber, Dr. Broesigke und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Anmeldegesetz Polen geändert wird, 
weise ich dem Finanz- und Budgetausschuß 
zu. 

Ich gebe bekannt, daß die Regierungsvor­
lage : Straßburger Abkommen über die inter­
nationale Patentklassifikation vom 24. März 
197 1 , samt Internationaler Patentklassifikation 
( 1 004 der Beilagen) , eingelangt ist. 

Ich werde diese Regierungsvorlage gemäß 
§ 41 Abs. 4 der Geschäftsordnung in der 
nächsten Sitzung zuweisen. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise 
ich zu wie folgt : 

dem Finanz- und Budgetausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsüberlei­
tungsgesetz geändert wird (Gehaltsüberlei­
tungsgesetz-Novelle 1974) ( 1009 der Beila.gen) , 
und 

Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der 
Bundeshaftung für Darlehen und sonstige Kre-
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Präsident 
dite der Axamer Lizum Aufschließungs­
Aktiengesellschaft ( 1030 der Beilagen) ; 

dem Verfassungsausschuß : 

Bundesgesetz über die Hilfe an Entwick­
lungsländer (Entwicklungshilfegesetz) ( 1 020 
der Beilagen) ; 

dem Unterrichtsausschuß : 

Zusatzprotokoll zum Abkommen über die 
kulturelle Zusammenarbeit zwischen der 
Republik OsterreiCh und der Sozialistischen 
Republik Rumänien, abgeschlossen in Wien 
am 17. September 1971 ( 1027 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Ausbildungsbeiträge für Probelehrer 
geändert wird ( 103 1  der Beilagen) , und 

Bundesgesetz, mit dem das Schülerbeihilfen-
gesetz geändert wird (1042 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosen­
versiCherungsgesetz 1 958 und das Arbeits­
marktförderungsgesetz geändert werden 
(1 032 der Beilagen) , und 

Bundesgesetz, mit dem das Mutterschutz­
gesetz geändert wird (1033 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tä tswirtschaft : 

Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 
1967 geändert wird (2. Kraftfahrgesetz­
Novelle) (1 034 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung : 

Bundesgesetz, mit dem das Studienförde­
rungsgesetz geändert wird ( 1 041 der Beilagen) . 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, die Debatte über die Punkte 1 und 2 
der heutigen Tagesordnung unter einem abzu­
führen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
riChte geben; sodann wird die Debatte über 
beide Punkte unter einem abgeführt. Die Ab­
stimmung erfolgt selbstverständliCh - wie 
immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagene Zu­
sammenfassung ein Einwand erhoben? - Herr 
Abgeordneter Dr. Gruber, bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Herr 
Präsident! Ich halte es nicht für sinnvoll, diese 
zwei Punkte zusammenzuzJiehen. Ich möchte 
daher beantragen, keine Zusammenziehung 

Präsident: Ich möchte jene Damen und 
Herren, die dem Vorschlag zustimmen, man 
möge über jeden der beiden Punkte getrennt 
eine Debatte durchführen, bitten, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

1. Punkt: Bericht des Unterausschusses über 
die Regierungsvorlage (345 der Beilagen) : 
Bundesgesetz. mit dem Bestimmungen über die 
Ordnung von Unterricht und Erziehung in den 
im Schulorganisationsgesetz geregelten 
Schulen erlassen werden (Schulunterridlts-

gesetz) (1028 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum Punkt 1 .  Es ist dies das 
Schulunterrichtsgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Haas. 
Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Haas: Herr Präsident! Hohes 
Haus ! Ich erstatte den Bericht des Unterrichts­
ausschusses über die Regierungsvorlage (345 
der BeHagen) : Bundesgesetz, mit dem Bestim­
mungen über die Ordnung von Unterricht und 
Erziehung in den im Schulorganisationsgesetz 
.geregelten Schulen erlassen werden (Schul­
unterrichtsgesetz) . 

Der gegenständliche Gesetzentwurf beab­
sichtigt, den inneren Bereich der Schulen, das 
heißt den UnterDicht und die ErZliehung in der 
Schule, einer umf,assenden Regelung zu unter­
ziehen. 

Die Regierungsvorlage betreffend ein Schul­
unterrichtsgesetz enthält neben den Regelun­
gen für die Aufnahme in die Schule und die 
Aufnahms- und Eignungsprüfungen Bestim­
mungen über die Unterrichtsordnung, die 
Unterrichtsarbeit und die Schülerbeurteilung, 
das Aufsteigen und das Wliederholen von 
Schulstufen, die Höchstdauer und die Beendi­
gung des Schulbesuches, die Reife-, Befähi­
gungs-, Abschluß- und Externistenprüfungen, 
.die Schulordnung, die Funktionen des Lehrers 
(einschließlich Lehrerkonferenzen) , die 
Schülermitverwaltung, das Verhältnis Schule 
und Erziehungsberechbigte, di,e SchuLgesund­
heitspfleg,e und das Vel1fahren in "inner­
sdlUlischen Angelegenheiten". 

Der Entwurf ist von dem Ziel geleitet, die 
Rechte und Pflichten der unmittelbar Schul­
beteibigten, das heißt der Le'hI'ler, der Eltern 
und der Schüler, insbesondere unter Bedacht­
nahme auf deren jeweilige Stellung und zum 
Teil versdüedene Interessenlage ·im Rahmen 
der Schule festzulegen. 

vorzunehmen. Ein diesbezügliches Gespräch Der Unterrichtsausschuß hat die Regierung:s­
ist mit .dem '

sozialistischen Klub geführt wor- vorlage erstmaLs in seiner Sitzung am 
den; die Zustimmung wurde gegeben. 1 9. Oktober 1972 der Vorberatung unterzogen 
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und beschlossen, zur eingehenden Behandlung 
der Materie 'einen Unterausschuß einzusetzen, 
dem von der SPO die Abgeordneten Blecha, 
Edith Dobesber!ger, Haas, Lukas, Luptowits 
und Dr. Schnell, von der OVP die Abgeord­
neten Dr. Fliauscher, Dr. Gruber, Harw,alik, 
Dr. EduaJ:1d Mos-er und Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
sowie von der FPO der Ahgeordnete Peter 
angehörten. Dies'em Unter.ausschuß wurde 
auß-er der vorgenannten Regierungsvorlage 
noch die 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle 
{481 der Beilagen} zur VOrlberatung zuge­
wiesen. Der Unterausschuß hat slich in ins­
g-esamt 13 Si.tzungen sehr eingehend mit der 
gegenständLichen Materie beschäfUgt und ,an 
der Regierungsvorlage eine Reihe von Ab­
änderung-en beziehungsweise Ergänzungen 
vOflg-enommen. Uber .das Ergebnis seiner 
Arbeiten berichtete der Unterausschuß in der 
Sitzung des Unterrichtsausschusses am 29. Jän­
ner 1974. 

An der sich diesen Bericht anschließenden 
Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Peter, ReQ"'ensburger, rOr. Schnell, Dr. Frau­
scher, Dr. Eduard Moser, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
HarwaHk, Luptowits, Robak, Dipl.-Ing. Han­
reich, Radinger, Ofenböck. und der Ausschuß­
obmann Dr. Gruber sowi'e der Bundesmini,ster 
für Unterricht und Kunst Dr. Sinow,atz. 

Im Zuge seiner Beratungen traf der Unter­
richtsaussdlUß -die folgenden Feststellungen: 

Zu § 21 Abs. 1 bis 3 :  

Obgleich sich der Ausschuß der mit den 
Beurteilungen des Verhaltens des Schülers in 
der Schule und der äußeren Form der Arbeiten 
verbundenen Problematik bewußt ist, erscheint 
es ihm im Hinblick auf den in diesem Fragen­
komplex derzeit noch nicht bestehenden Kon­
sens der Pädagogen vertretbar, die diesbezüg­
lichen Bestimmung-en im Gesetzentwurf zu be-
lassen. 

. 

Zu § 46 Abs. 1 :  

Angesichts der vorgesehenen Beschränkung 
der Zahl der Sammlungen unter den Schülern 
in der Schule auf höchstens fünf je Schulj ahr, 
vertritt der Ausschuß die Meinung, daß bei 
der Erteilung der Bewilligung für die Samm­
lungen in erster Linie auf Sammlungen mit 
karitativem Zwecke, wie etwa solche des 
Jugendrotkreuzes, Bedacht genommen werden 
sollte. 

Zur Frage der Prüfungstaxen vertrat der 
Ausschuß die Meinung, daß durch den Entfall 
der Prüfungstaxen den prüfenden Lehrern kein 
finanzieller Nachteil erwachsen darf und die 
betreffende budgetmäßige Vorsorge sicher­
zustellen ist. 

Außerdem gelangte der Unterrichtsausschuß 
auf Grund eines schriftlichen Gutachtens des 
Bundeskanzleramtes - Sektion Verfassungs­
dienst - zur einhelligen Auffassung, daß 
die nachstehenden Bestimmungen als Ange­
legenheiten der Schulpflicht, der Schulorgani­
sation und der Privatschulen im Sinne des 
Artikels 1 4  Abs. 10 Bundes- Verfassungsgesetz 
nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder und mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen vom 
Hohen Hause beschlossen werden können: 

Im § 1 die Worte "und mit dem Offent­
lichkeitsrecht ausgestatteten" ; § 3 Abs. 1 bis 5 
und 8 i § 4 i § 5 Abs. 1 bis 5; § 7 Abs. 2; § 16 
Abs. 2 und Albs. 3 dritter Satz ; im § 23 Abs. 6 
der erste, zweite und dritte Satz ; im § 26 
Abs .  2 die Worte "vom Bundesminister 
für Unterricht und Kunst zu bestellenden" ; 
§ 33 Abs.  8 ;  § 3 5 ;  im § 36 Abs. 6 der zweite 
und dritte Satz ; im § 36 Abs. 6 vierter Satz 
der Ausdruck , ,§  35 Abs. 3 und " ;  im § 37 Abs. 1 
die Worte "und die näheren Vorschriften über 
die Durchführung der Prüfungen auf Grund 
der Bestimmungen der §§ 35 bis 41 zu erlassen 
{Prüfungsvorschriften) " ;  im § 41 Abs. 1 der 
dritte Satz ; § 41 Abs .  3; im § 42 Abs. 4 der 
zweite, dritte, vierte, fünfte und sechste Satz ; 
§ 42 Abs. 13 ; § 42 Abs. 15 und Abs. 16; § 44 
Abs. 2; § 50 ; §§ 51 bis 59 ; § 64; im § 10 Abs. 4 
der erste Satz ; im § 13 Abs. 4 der zweite Satz ; 
§ 74 Abs. 5 ;  § 76; § 79 Abs. 1 und 2.  

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung von gemeinsamen 
Abänderungsanträgen .der Abgeordneten Dok­
tor Gruber, Dr. Schnell und Peter beziehungs­
weise Dr. Frauscher, Dr. Schnell und Peter 
beziehungsweise Dr. Schnell, Harwalik und 
Dipl.-Ing. Hanreich sowie eines Abänderungs­
antrages der Abgeordneten Dr. Gruber und 
Dr. Schnell teils einstimmig, teils mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Unterrichtsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem vorliegenden Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
ersuche ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. Wird 
Einwand erhoben? - Nicht der F.all. Wir 
gehen ,so vor. 

Zum Wort gemeldet hat S/ich der Herr Ab­
geordnete Dr. Broesigke. Bi;tt-e. 

Abg.eor.ctneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und HeUlen! Zwölf 

680 
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Dr. Broesigke 
Jahre sind eine hinreichende Zeit. um ,da's 
letzte Stück de.ssen fertigzustellen. w,as Sie im 
Jahre 1962 in Irreführung der Offentlichkeit 
als Schulreform bezeichnet haben. Bekanntlich 
ist damals eJine Reihe von Gesetzen g·emacht 
worden, die Igroß gefeiert wurden und deren 
Fr,agwür.digkeit sich ja 'in der Zwischenzeit 
herausgestellt hat. 

Das heute zu beschließende Gesetz ist das 
letzte in der Reihe dies·er Gesetze. Es folgt. 
wie schon erwähnt. mit zwölf J,ahren Ver­
spätung nach. Wenn wir FreiheiUichen dieses 
Gesetz ablehnen. so wollen wir doch feststel­
len. daß damit nicht eine negaHve B eur,teilung 
zur Gänze verbunden ist, 'sondern wir l-ehnen 
es deshalb ,ab. weil wir der Meinung sind. 
daß eine ganze Reihe von notwendigen Neue­
rungen bei der Gesetzwerdung verabsäumt 
wur,de. 

Ich darf hier nur ,als Beispiel die Fl'!age der 
Leistung'sbeurteilung der SchüLer anführen, 
ein Gebiet, auf dem von unserer Fr.aktion die 
Meinung vertreten wUlide, daß hier auf dtie 
moderne Form des Punktesystems überzu­
g·ehen wäre und nicht der konse-rvatJive Stand­
punkt, wie er ·seit viel'en J.ahrzehnt·en besteht, 
aufrechtzuerhalten wäre. Wir waren und sind 
der Auffassung, daß auf diese Weise die Ge­
samtleistung eines Schülers besser ausge­
drückt we·rden kann, als wenn er isoliert in 
den einzelnen Fächern beurteilt wird. Das list 
eine der vielen pädagogischen Bruchlinien die­
ses Schulunterrichtsgesetzes. 

Ich habe das nur als Beispiel für einen der 
Mängel dieses Gesetzes angeführt. Es werden 
im Lauf der Debatte eine g,anze Reihe weiterer 
Mängel .aufzuzeigen sein; das wird unser 
Klubobman.n, .A!bgeordneter Peter, noch tun. 
Ich möchte hier aber vor allem auf etwas ein­
gehen, was über den Schulbereich hinausgeht, 
das ist die Frage der österreich1schen Bundes­
verfassung. 

Zu den Änderung·en, die damals ,im J,ahre 
1962 vorgenommen wurden, gehörte eine neue 
Erfindung auf .dem Gebiete des Verf.as<sungs­
rechtes, ·ein Bestandteil des Kuriosität.enkahi­
netts der Rechtsg·eschichte, nämlich die Be­
stimmung des Art. 1 4  Abs. 10 Bundesver­
fa.ssung. Laut dieser Bestimmung sind zwar 
die Angelegenheiten der Schule zur Gänze 
keine Verf,assung.smaterie, aber e.s w.ird dort 
bestimmt, daß an den Angelegenheiten der 
Schulbehörden des Bundes, in den Ländern 
und politischen Bezirken über Schulpflicht, 
Schulorganisation, Priv,atschulen und über das 
Verhältnis von SchuLe und Kirche, einschließ­
lkh des Religionsunterrichtes lin der Schule, 
hier im Nationalrat nur mit qualifizierten 
Mehrheiten abg'estimmt werden kann. 

Das ist eine Verfassung.sbestimmung, die, 
wie schon erwähnt, völliig neu war, in das 
Gefüge der österreichischen Bundesv'erfassung 
überhaupt nicht hineinpaßt und nur aus den 
spezifi,schen Verhältnissen des Jahres 1 962, 
und zwar aus der damaligen Zusammenset­
zung der Buooesre.g,ierung, aber auch aus der 
Problematik 'auf dem Gebiete der Schule 'er­
klärlich list. S eit dieser Zeit 'sind zwölf Jahre 
vergangen. 

Die Problematik auf dem Gebiete der 
Schule, die damals zu di,eser Besbimmung ver­
anlaßt hat, ist längst nicht mehr gegeben. Es 
ist kein vernünftiger Grund vorhanden, der 
zwingend notwendig machen würde, daß in 
Schulangelegenheiten aUes und jedes mit 
ZW8Ldritteimehrheiten entschieden wi�d. Es 
gehört das zu j ener Versteinelfung der öster­
reichLschen Rechtsordnung, die den Staat weit­
gehend handlungsunfähi,g macht und sich auf 
längere Sicht hinaus als verderblich heraus­
stellen muß. 

Es ist einer der wesentl ichen Mängel, daß 
Sie ,anläßlich der Beschlußfassung über dieses 
heute vorltieg'ende Gese.tz Slich nicht bereit ge­
funden haben. der Änderung .der Tatsachen 
Rechnung zu tragen und hier die Beweglich­
keit d es G esetzgebers wiederherzustellen. Auf 
diesem Gebiet, wie auf zahlreichen anderen, 
ändern sich täglich di'e Gegebenheiten. Es 
könnte aufgezähLt werden, was alles an Neue­
rungen im Lauf der Zeit nur in <diesen zwölf 
J.ahren einget'reten ,ist und Berücksichtigung 
finden müßte. Wenn man all dies nur mit 
Zweidrittelmehrheiten mach.en k.ann, so list das 
für eine kurzsichtige, auf den Tag bezog,ene 
Poli.tik vielleicht sehr inter·essant, auf längere 
Sicht aber durchaus neg·ativ zu beurte.ilen. Ich 
darf nur ,auf eine der Folgerungen. die sich aus 
diesem Umstand ergeben, eingehen und 
komme auf die heutige Abstimmungsmodali­
tät zu sprechen. 

Sie haben ein Gutachten des Verf.assungs­
dienstes eingeholt, ' und dieses Gutachten hat 
bestimmte Paragraphen .des Gesetzes Ibezeich­
net, ·auf die ,der Artikel 1 4  Abs. 10 der Bundes­
verfassung Anwendung fände. Ich kann nicht 
behaupten, ,daß hier bei irgendetinem Para­
graphen des G esetze·s die Gewißheit bestünde, 
ob er unter diesen Artikel fällt oder nicht. 
Der Verf.assungsdienst hat sich sicherlich ehr­
l i ch  bemüht, hier j ene Bestimmungen he!raus­
zufinden. Ich wage aber zu b ehaupben, daß 
eine ganze Anzahl anderer BestJimmungen 
genauso unter den ArHkel 14 Abs. 6 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes fallen. Ich mache Sie 
also jetzt schon .aufmerksam, daß der g·e­
wählte Abstimmungsmodus weitgehend der 
Bundesverfassung nicht ;entspricht. 
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Ich will Ihnen nicht .zumuten, daß idl Ihnen 
das ,an allen Bestimmungen des Ge.setzes im 
einzelnen jetzt ,darlege. Ich will vieHeicht nur 
ein Bei'spiel her,ausgreifen. Der § 1 8  des Ge­
setzes ist einer von denen, bei denen der 
Verfassungsdienst der Auffassung ist, daß 
eine einfache Mehrheit genüge. Es handelt 
sich hier um die Leistungsbeurteilung - ich 
nehme ihn hier als Beispiel, weil ich über 
die Frage der Leistungsbeurteilung sdlon eini­
ges gesagt habe. Es ist eine der Streitfragen. 

Die berühmte Versteinerungstheorie des 
Verfassungsgerichtshofes - das Wort "Ver­
steinerung" ist irgendwie symbolisch für das 
Ganzej juristisch gesehen ist das Ganze durch 
die Bestimmung des Artikels 1 4  Abs. 6 wie 
eine Landschaft mit lauter Versteinerungen -
sagt, daß die Auslegung eines Kompetenz­
bereiches nach dem Zeitpunkt der Beschluß­
fassung des Verfassungsgesetzgebers zu er­
folgen habe. Das war der Verfassungsgesetz­
geber des Jahres 1962. Er hat durch das Schul­
organisationsgesetz, das zur selben Zeit be­
schlossen wurde, klar und deutlich zum Aus­
dru<k gebracht, was er ungefähr unter Organi­
sation versteht, unter Schulorganisation, jenes 
Wort, das im Artikel 14 Abs. 10 des Bundes­
Verfassungsgesetzes ausdrüddidl zitiert ist 
und auf das der Verfassungsdienst auch in 
seinem Gutachten Bezug nimmt. 

Nun kann man natürlich Organisation nur 
in einem rein verwaltungstechnischen Sinn 
sehen, man kann also sagen, daß das die ver­
waltungsmäßige Einrichtung der Sdlule ist 
und daß dementsprechend Fragen der Lei­
stungsbeurteilung und des Unterridltes nicht 
einzubeziehen sind. Ich erwä:hne selbst den 
Einwand, den man machen könnte. Allein der 
Gesetzgeber des Jahres 1962 hat in seinem 
Schulorganisationsgesetz, das ja ausdrücklich 
den Namen "Schulorganisationsgesetz" trägt, 
den Begriff der Schulorganisation weiter ver­
standen, denn er hat sehr wohl in diesem 
Schulorganisationsgesetz auch Prüfungsfragen 
geregelt, nämlich etwa in den §§ 41 und 69· die 
Frage der Reifeprüfung. Wenn also dort von 
Prüfungen die Rede war, dann darf ich die 
Frage aufwerfen, warum dann die Leistungs­
beurteilung keine Frage der Schulorganisation 
darstellen soll. Ich weiß, daß man über diese 
Frage durchaus verschiedener Meinung sein 
kann, ich räume das jedem offen ,ein. Aber 
es ist zumindest fahrlässig vom Gesetzgeber, 
wenn er bei Formalfragen, wo man verschie­
dener Meinung sein kann, plötzlich eine solche 
Auswahl wie die Paragraphen vornimmt, die 
hier im Ausschußbericht angeführt sind, und 
nun sagt, über diese Paragraphen wird mit 
qualifizierten Mehrheiten abgestimmt und 
über die anderen nicht. 

Es wird wahrscheinlich nicht sehr lange 
dauern, bis sich bei der einen oder anderen 
Bestimmung herausstellen wird, daß das falsch 
gewesen ist. Ich glaube, daß es meine Pflicht 
ist, jetzt sdlon darauf aufmerksam zu machen 
und nidlt nur hinterher Kritik zu üben. All 
das hätten Sie sich erspart, wenn Sie von 
der Versteinerung abgegangen wären, wenn 
Sie sich entschlossen hätten, auf diesem Ge­
biet die Beweglichkeit wieder herzustellen, 
sodaß auch auf dem Gebiet des Schulwesens 
-. jeweils durch eine Novellierung der Ge­
setze - den Erfordernissen des täglichen 
Lebens Rechnung getragen werden kann. Daß 
das nicht gesdlehen ist, daß das im 
Jahre 1 962 Beschlossene aufrechterhalten 
wurde, das ist einer der wesentlichen Mängel, 
die wir hier sehen. 

Aus diesem Grund werden wir Freiheit­
lichen diesem Gesetz unsere Zustimmung 
nidlt geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Harwalik. 

Abgeordneter Harwalik (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der uns vorliegende drittle 
Entwurf zu einem Schulunterrichtsgesetz hat 
eine bewegte Geschichte. Der ,er,ste Entwurf 
,stieß auf harten Widerstand und ,auf Ableh­
nung bei ,allen Betroffenen. Die Mai-Ausg,abe 
1 967 des Gewerkschaftsorgans "Die allge­

meinbildende höhere Schule" brachte einen 
Leitartikel "Gegen jeden juristischen Perfek­
tionismus". Die Sektion Ptlichtschullehrer in 
der Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten 
spr,ach von einem Schulverwaltungsgesetz 
statt eines Schulunterrichtsgesetzes. Sie wunde 
bestäti.gt von dem damali,gen Ordinarius ,für 
Pädago.gik an der Uni:versHät Gnaz - heute 
W.ien -, Dr. Eder, drer in -seiner Stellung­
nahme vom 1 8. M,ai 1967 ausführte, daß über 
der Verabsolutierung des V:erwaltungsaspek­
tes der Bildungsaspekt vömg in den Hinter­
grund getreten sei. Die Lehr·erverbände lehn­
ten gleich den Zielpar,agraphen .ab, der keine 
pädagogische Deklar,ation enthielt. Die Schule 
sei ,eine Binrichtung der Gestaltung und weni­
ger der Verwaltung. 

Unterrichtsminist'er Dr. P,iffl nahm die Ein­
wände zur Kenntnis und berief eine große 
Enquete aller Beteili.gten .in die Albertina ein. 
Piffl prägte darauf die Formel für die Umge­
staltung des Entwurfes: "Soviel Pä.dagogik 
als mögLich, soviel Verw,altung als notwen­
dig." Und Piffl, frei von jedem persönlichen 
Presbige, hatte die 'Größe, zu ·erklären: ,,"'{ir 
sind beide an den Auseinandersetzungen und 
Meinungsversch:iedenheiten gewachsen: das 
Ministerium und die Beteiligten." Das war ein 
gutes Ministerwort und verlieh idrer pädagogi­
schen Neukonzepbion jene Uberzeugung'skraft, 
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di'e wohl kaum eine Gesetzesmaterie dr,ingen­
der benötigt ,aLs jene, die das 'innere Leben 
der Schule in unserer ZeH zu .gestalten hat. 

Der vendienstvolle Inaugurator des länd­
lichen Versuchsschulwesens , Sektionschef 
Dr. Ludwig Lang, hat einmal von einer ,ande­
ren Schule in einer anderen Zeit mit anderen 
Lehrern, Schülern und Eitern gesprochen. Er 
wollte sicher damit die Schule heraushalten 
aus den abgelebten KHschees, aus den ,abge­
lebten Mo.dellvorstellungen und sie in ihre 
zeitadäquaten Aufgaben stellen. Und diese 
andere Schule trifft der Entwurf in seiner 
pädagogischen GrundkonzeptJion. Er atmet 
aUes .in ,allem einen modernen pädagogischen 
Geist. Der pädagogische Gestaltungsraum ist 
unangetaste t. W,as an VerwaItungsaI1beit an­
fällt, gehörte schon immer zum ordnenden 
Unterbau der Schule. Sicher bedeutet das eine 
bedeutende Mehrarbeit für die Lehrer. 

Der spätere Minister Gr/atz schaltete den 
Abschnitt 1 1  "Schülermi.tlverw,altung" ein. 
Mi,nister Dr. Sinow,atz bemühte sich um die 
Finalisierung des Entwurfes. Die einjährllige 
Arbeit im Unter,ausschuß verlief nicht span­
nunrgslos .  Das kann auch gar nicht ,anders sein, 
denn Erziehung j'st und bleibt ,das größte 
menschlIiche SpannungsfeLd überhaupt. In 
einigen Wlichtigen Deta:Hfragen mußte um eine 
Entscheidung gerungen wenden. Das Min�ste­
rium vertr,at vorerst die Rechtsmeinung, daß 
es sich beim Schulunterr.ichtsgesetz um ·ein 
einf,aches Gesetz handle. Da aber zahlreiche 
Tangenten zu schulorg,anisatorischen Bestim­
mungen gegeben s!ind, hat di,e OVP die Be­
fassung des Bundesverfassung,sdi'ensbes bean­
tragt, der dann tatsächlich einzelnen Para­
graphen die Zweidrittelqualifikation zusprach. 
Das erleichterte das Zusammenrücken, wenn­
gleich es der korrekten Anmerkung bedarf, 
daß sowohl Minister Gralz wie auch Minister 
Sino:watz darauf bedacht 'waren, !für das Ge­
setz die Zustimmung aller Parteien zu gewin­
nen. 

Die Schule ist eine Einrichtung der Gesell­
schaft. Wir verstehen aber Erziehen nicht nur 
als eine gesellschaftliche Funktion. Bildung 
besitzt auch einen Eigenwert. 'Eder sagt mit 
Recht, daß die rpädagogische Besinnung Wege 
zur Begründung des Sel!bstverstän'dnisses von 
Bildung und Erziehung in einer Welt zu wei­
sen hat, die den Menschen oft nur mehr nach 
dem rei!bungslosen Funktionieren des gesell­
schaftlichen und des 'Wirtschaftlichen Kräfte­
spiels wertet. Das käme - so meint Eder -
einem Verzicht auf die Menschlichkeit der 
Menschen gleich. Von diesem Etlhos muß auch 
dieses Gesetz ;getr,agen sein. Demnach kann 
ein Schulunterrichtsgesetz niemals ein starres 
Dienstreglement, sondern muß eine Hilfestel-

lung in der verantwortlichen Erziehungs- und 
Unterrichtsarbeit sein, in der dem Lehrer das 
eben aufgezeigte innere Gesetz als untrüg­
licher Kompaß vor allen achtens- und beach­
tenswerten Paragraphen dient. Ich unter­
streiche mit einem Zitat des bekannten Päda­
gogen Schwarz, früher Wien, derzeit München, 
nochmals unsere Grundhaltung bei der Mit­
arbeit an diesem Gesetz : "Bildung ist eine 
Funktion des Menschlichen, nicht nur der Ge­
sellschaft und der Gesellschaftspolitik. " 

Nun 'Zu wesentlichen AU!fgaben und Detail­
fragen des Entwurfes. 

Die Auflockerung der starren Bestimmun­
gen über die Unterrichtsmittel ,wird begrüßt. 
Aus methodischen Gründen ist die VeI"Wen­
dung unterschiedlicher Lehrmittel in Parallel­
klassen zugelassen. Die Bestimmungen über 
die Hausübungen, Schularbeiten, Konferenzen 
und so weiter sind ebenso begrüßenswert. 

Den § 16 nenne ich den "Kolaric"-Paragra­
phen. Er gestattet endlich, daß auch beispiels­
weise die Sprache unserer Gastarbeiterkinder 
Unterrichtssprache sein kann. Selbstverständ­
lich haben sie die deutsche Sprache zu er­
lernen. 

Den § 17 bezeichnet Ministerialrat Leitner, 
der Leiter der Pädagogischen Sektion im Mini­
sterium, als die pädagogische Magna Charta 
des Gesetzes. Mit der betonten "eigenständi­
gen und verantwortlichen Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit" des Lehrers ist die vielum­
strittene Methodenfreiheit gewährleistet. 

Die allgemeinen Bestimmungen über die 
Leistungsbeurteilung entsprechen in einzelnen 
Details - ich. unterstreiche das -, nicht aber 
im System neueren pädagogischen Auffassun­
gen. Es bleibt bei den fünf Noten. Eine gene­
relle Notendefinition soll im Verordnungsweg 
erlassen werden. Die Notenproblematik hat 
Sie, meine Damen und Herren, schon zweimal 
in Ihrem Leben beschäftigt, zumindest zwei­
mal : einmal als Schüler selbst und später 
einmal als Vater oder als Mutter. Einer meiner 
Pädagogiklehrer meinte einmal, die Lei­
stungsbeurteilung durch Noten sei ein not­
wendiges Ubel. Zurzeit ist sie der Maßanzug 
unseres Schulsystems. 

Wenn der Herr A:bgeordnete Dr. Broesigke 
gemeint hat, das Punktesystem sei ein moder­
neres System, möchte ich ihm in aller Sach­
lichkeit sagen, daß uns die Bildungsforschung 
als Ergebnis ihrer Arbeit ein Punktesystem 
bisher nicht anbieten konnte, und ich möchte 
ihm als Pädagoge sagen: Ein Punktesystem 
hat kaum einen Zugang zur Psychologie des 
Schülers. In einem Punktesystem ist die Eigen­
artigkeit und die Einzigartigkeit des jungen 
Menschen kaum zu fassen. Daher war es unse-
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rer Meinung nach richtiger, vorerst die Ergeb­
nisse der Schulversuche abzuwarten, die Er­
gebnisse der Bildungsforschung, als ein neues 
System einzuführen, das in keiner Weise wis­
senschaftlich begründet und praktisdl erhärtet 
ist. 

Aber es ist absolut ein diskussionswürdiger 
Vorschlag, vom Punktesystem zu sprechen. 

Ein notwendiges Ubel, meinte also dieser 
Pädagogikprofessor, und ich habe schon er­
klärt: der Maßanzug unseres Schulsystems. 
vVeil aber auch dieses System einiger Ände­
rungen bedarf - die Schulversuche sollen 
uns ja die Grundlage hiezu schaffen -, sitzt 
auch ganz offen gesprochen dieser Maßanzug 
nicht mehr ganz. 

Es ist verhängnisvoll, ein Kind nur unter 
den Aspekten der Leistung sehen zu wollen. 
Aber selbstverständlich hat die Schule nach 
dem Grad der Reife des Schülers diesem auch 
die soziale Funktion der Leistung bewußt zu 
machen. 

Gestatten Sie mir angesichts der Bedeutung 
dieses Problems eine persönliche Anmerkung 
- nicht zur humorvollen Anreicherung dieser 
Ausführungen, sondern im Gegenteil zur tie­
feren Besinnung -: Einer meiner Mathema­
tikprofessoren an der Lehrerbildungsanstalt, 
ein angesehener Fachmann, dem das Prüfen 
persönlidle Qualen bereitete, meinte unge­
duldig schon in den ersten Anfängen des Prü­
fungsverfahrens zu dem Kandidaten : 

Legen Sie die Kreide weg, gehen Sie hinein l 
Ich weiß schon, was Ihnen gebührt : Genügend ! 
Das ist der Karpfenteich, in dem schrwimmen 
die meisten Schüler. Die wenigen Talente 
und die totalen Vers,ager, die thabe idl sowieso 
gleich heraußen. 

Und jetzt - das klingt sehr humorvoll -: 
Das ist die unserem Schulsystem immanente 
Leistungsphilosop.hie, der man Konsequenz 
nicht absprechen ,kann. Von ;hier aus, meine 
Damen und Herren, müßten sich Ansatzpunkte 
für eine ideologisch unbelastete, für eine rein 
pädagogische Diskussion zur Einfüihrung von 
horizontalen Strukturen auch an den Ober­
stufen unserer Gymnasien ergeben, die eine 
individuellere Bega'bungsförderung und eine 
gezieltere Begabungsförderung ermöglichen. 

Die sozialistische Fr,aktion hat einen Antrag 
eingebracht, daß die Pflichtfächer Musikerzie­
hung, Bildnerische ErL'liehung, Turnen, Schre.i­
ben, Handarbeiten wohl zu bewerten, aber bis 
zur 8. Schulstufe für das Aufsteigen in die 
nächsthöhere Schulstufe nicht in IBetracht ,zu 
ziehen sind. Wir ha:ben uns aus päda'gogischen 
Gründen dagegen ausgesprochen. Auch in die­
sen Bereichen kann die Leistungsermunterung 
zu Erfolgen führen, die das rSelbstwertgefüihl 
des Schülers 'zu heben vermögen. 

Wir erklären uns mit der Regierungsvor­
lage einverstanden, daß diese Bestimmungen 
für d:ie vier Grundschulklassen, für den Zwei­
ten Klassenzug der Hauptschule und für die 
Sonderschule gelten, nicht aber auch für die 
Mittelstufe. Es hat in Ost erreich kaum je ein 
Schüler in diesen Fächern eine Klasse wieder­
holt. Man darf - an die Lehrer 'gewendet -
natürlich keine Konfession aus diesen Dis­
ziplinen machen. Man daIlf sich keiner Uber­
t:ei'bung schuldig machen, Der Kunsterzieher 
erzieht ja nicht zum Künstler, sondern zum 
Verständnis der Kunst in den sicher notwen­
digen Beschränkungen. Ein Gymnasium ist ja 
;kein Konservatorium. A'ber in der integralen 
Persönlichkeitsbildung dürfen 'die musischen 
Fädler nicht ,am R:ande liegen. 

Es gab Proteste der Lehrköpper, der Musik­
akademien und vieler Persönlichkeiten des 
kulturellen Lebens. Die SPO 'hat dankenswer­
terweise erklärt, in der Sache keine ,Mehr­
heitsbildung anzustrelben. Das wäre auch mehr 
als ein Schönheitsfehler gewesen. Diese Ent­
scheidung wurde allseits mit großer Befriedi­
'gung zur Kenntnis genommen. 

Groß 'geschrieben wird in diesem Gesetz 
die Elterninformation. Leistungsstand un� Lei­
stungsent'wicklung des Schülers bieten d ie 
Grund.lage für eine rechtzeitige 'Beratung zwi­
schen Eltern und 'Lehrern. Es sollen negative 
Uberrasdmngen, vor ,allem der Eltern, wei­
testgehend vermieden werden. 

A:uch an den höheren Schulen wird nun wie­
der die SemestereinteiIung eingeführt. Sie bie­
tet 'besser als die Trimestereinteilung die Ge­
währ für eine kontinuierliche Unterrichts­
ar'beit. Dabei 'soll aber die Zusammenballung 
von Prüfungen 'hintangehalten werden. 

Ich bekenne mich zu allen anderen Prü­
fungsbestimmungen, zu den Bestimmungen 
über das Aufsteigen, über das WiedeIiholen 
sowie über die Ubertritte und so weiter. Fast 
alle Ta'geszeitungen 'haben in ihren ,Berichten 
das nun unter bestimmten Umständen mög­
liche Aufsteigen auch Ibei einern Nichtgenü­
gend in einem Pflichtfiadl herausgeholben. 
Diese Bestimmungen verdienen keine nivellie­
rende Qualifikation I Wir haben viele Sitzun­
gen ,des Unterausschusses auf 'diese Bestim­
mung verwendet Es wird 'kein leistungsfeinü­
liches pädagogisches - oder besser :  unpäd­
agogisch'es - "Toleranz,ed:ikt" .erlassen, wie 
viele befürchten. Es ist nämlich alles in die 
verantwortlidlen Hände der 'Lehrer selbst ge­
legt. Der Entwurf - ich sa·ge das vor allem 
für die Eltern - macht in erfreulicher Weise 
Sdlluß mit vielen unpädagogischen Sperr­
klauseln, die den BiIdungsweg unserer jun­
gen Menschen dft ganz unverantwortlich 
hemmten. Das soll einmal ein klares Bekennt-
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nü, sein gegenfrber Bestimmungen, die in kei­
ner Weise jugendfördernde Bestimmungen in 
unserem System waren. 

Wir müssen unser Schulsystem dahin ver­
bessern, daß es den individuellen Anlagen der 
Schüler, den besonderen Begabungen und Nei­
gungen besser entspricht. Wie oft hat gerade 
die kritische Offentlichkeit, die Elternschaft 
unserem Schulsystem den nicht unberechtigten 
Vorwurf gemacht, daß es den Schüler an der 
engsten Stelle seiner Begabung abschneidet, 
statt ihn an der weitesten Stelle seiner Be­
ga.bung zu entfalten und von dort zu 
ermutigen auch zu Leistungen in Bereichen, 
in denen die Begabung nicht so ausgeprägt 
ist wie in einem anderen Fach. Wir möchten 
nicht, daß ein Schüler den ganzen Bildungs­
weg hindurch von einer Disziplin, in der er 
vielleicht weniger begabt ist, geprägt ist als 
ein Schüler der Minderwertigkeit. Das ist 
keine moderne Pädagogik! Wir halben uns 
bemii:ht, mit diesem Gesetz Änderungen vor­
zun ehmen . 

Ke.in Beurteilungssystem darf die Entmuti­
gung des Schülers verschulden! Das ist keine 
romantische Pädagogik, sondern einfach die 
BildungS'gesinnung der humanen Schule. Der 
Autonomie des pädagogischen Aktes und der 
Selbstverantwortung des Lehrers trägt dieser 
Entwurf in ,besonderem Maße Rechnung. 

Der Piffl-Entwurf sa!h sellbstverständlich 
einen Katalog der Schülerpflichten vor. Im 
Gratz-EntwuI1f waren nur mehr .die Pflichten 
der Lehrer angeführt. Erziehung ist !kein ein­
seitiger Akt! SelbstveTstän'dlich sind die 
Schüler verpflichtet, durch ihre Mitarbeit und 
ihre Einordnung in die Klassen- und Schul­
gemeinschaft mitzuhelfen, die Aufgab e der 
österreichischen Sdmle zu erfüllen und die 
UnterrichtsaIibeit zu fördern. Wir !haben auf 
der Definition der ,Schülerpflichten ibestanden; 
es 'kam ·zu einern allgemeinen Konsens. 

Ohne diese Voraussetzung der Schüler­
pflichten ihätte der vom Minister Gratz einge­
fügte Abschnitt von der "Schülermitverwal­
tung" gar keine erzieherische Berechtigung, 
wäre ja die Wechselbeziehung von Pflichten 
und Rechten aufgehoben. Das war auch der 
Ansatzpunkt für Diskussionen in der Lehrer­
schaft und in der OffentLichkeit und für Be­
fürchtungen, eine solche Einrichtung, 'also die 
Schülermitverwaltung, könnte der Wurzel­
boden einer Schularuarchie werden, der Auf­
lösung jeder er�ieherischen Autorität. 

Nun haben die Pflichtschullehrer nach 1945 
das Erziehungsprinzip der Schülerselbstver­
waltung in ihrer Erziehungs- und Unterrichts­
arbeit aus geformt. Es ist 'wohl klar, daß ein 
solches Prinzip im kontinuierlichen Erzie-

hungsprozeß nicht einfach oben irgendwo ver­
sanden kann, sondern daß es sich vielmehr 
nach dem Grade der wachsenden Reife des 
SdJülers zu adäquaten org'anisatorischen und 
zu adäquaten Wachstumsformen entwickeln 
muß. 

An vielen höheren Schulen haben die Pro­
fessoren von sich aus Vorformen einer 
SdJülermitverwaltung entwickelt. Der Vor­
wurf einer pädagogischen Modetorheit ist un­
angebracht! Es 'geht auch nicht um ein Demo­
kratiespielen. Aber die Demokratie mit­
zu gestalten wird morgen jenen jungen Men­
schen von heute besser gelingen, die in einer 
integralen Persönlichkeitsbildung zur Mündig­
keit erzogen wurden. 

Und hier -bin ich bei der einzigen Moti­
vation, die diesen Abschnitt legitimiert, Ibei 
der erzieherischen. Für diese ab der 9. Schul­
stufe wirksame Einrichtung können keine 
Kontrollmomente gel tend gem'ach t werden, 
wie sie uns etwa in den Forderungen der Stu­
denten entgegentreten. 

Ich habe mich in dieser Sache schon me.hr­
mals zu Worte gemeldet, und ich bin leider 
vorn Vertband der Professoren Osterreichs, vor 
allem in zwei Sätzen, mißverstan'den 'Worden. 
Ich meinte damals: 

Der Schüler ist kein pädagogisches Hoheits­
objekt und keine rechtliche Unperson. Und 
zweitens : Das Konferenzzimmer ist keine 150-
lierCl'bteilung der Schule . 

Der VdPO hatte durch seine Vertreter in 
der Schulreformkommission Gelegenheit , 

unsere erzieherische Grundgesinnung bei der 
kritischen Mitgestaltung dieses Abschnittes 
kennemmlernen. Ich würde mich sehr freuen 
über eine Korrektur, in der nicht mehr von 
marxistoiden Vorstellungen die Rede ist. Es 
konnte auch niemand ·den leider verstorbenen 
Sektions rat Dr. Jellouschek widerlegen, der in 
einem Beitmg zum Thema meinte. daß die 
geltende Schulurdnung ülberhaupt nur ein 
regelwidriges Verhalten der Schüler voraus­
setze. - Und das stimmt. Das 'können im 
modernen ,Sinne keine Ordnungsbestimmun­
gen der Schule mehr sein. 

Unsere Professoren haben diese Schulord­
nung in keiner Weise mehr exekutiert, aher 
-in Grenzsituationen können s.ie so in Kon­
flikte g·eraten. 

Heute bin ich in der glücklichen Lage einer 
erfreulichen Beweisführung für meine Thesen. 
Die Schülerinnen einer 8. Gymnasialklasse 
in der Steiermark - erst jüngst ist das ge­
schehen - hatten im Anschluß an die Be­
handlung der Menschenrechtskonvention 
durch ihren Geschichtslehrer sich der Arbeit 
unterzogen, ihre Schulordnung von 1937 -auf 
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die Vereinbatkeit mit einzelnen Artikeln die­
ser Konvention zu untersuchen. Sie {anden 
mehrere " Ordnungsbestimmungen" - unter 
Anführungszeichen bitte -, die ihrer Meinung 
nach der Menschenrechtskonvention wider­
sprechen. Ist diese Teamarbeit einer Mädchen­
klasse, die diese ohne j ed e  antiautoritäre 
Emotion leistete, nicht erfreulich in ihrer gan­
zen Erscheinung? Andere junge Menschen in 
einer ander,en Schule, unter anderen Erwach­
senen, in einer anderen Zeit! In der Persön­
lichkeit des Lehrers liegt ja das menschliche 
und das geistige Wachstum seiner Schüler 
mitJbegründet. 

Wir haben mehrere Abänderungsvorschläge 
eingebracht, die vor allem die Eltern aus ihrer 
RandsteIlung in eine integrale Mitte rückten. 
Die Professoren haben sich in den 'begleiten­
den Diskussionen sehr aufgeschlossen gezeigt. 
Mit Recht haben sie in der Sorge um eine 
bürokratische UberbeLastung der Schularbeit 
statt zweier Ausschüsse einen einzigen Schul­
gemeinschaftsausschuß gefordert, den wir 
dann auch im Unterausschuß erreichen konn­
ten. Ihm 'gehören Lehrer, Schüler und Eltern 
an. Seine Arbeitsweise wutde so flexibel und 
einfach als nur möglich eingerichtet. Die 
Klassen- und SdlUlsprecher werden in ge­
heimer Wahl gewählt. Die MitwiI1kungs- und 
Mitgest'altungsrechte sind für Sdlüler und 
Eltern genau umschrieben und festgelegt. 
Nirgends gibt es etrwa die Unvernunft einer 
Abstimmung über Zensuren und wie die Be­
fürchtungen alle lauteten. Ich bin überzeugt, 
daß .diese Form einer institutionaHsierten 
Schülermitverwaltung bei Eltern, Lehrern und 
Schü'lern jene Zustimmung findet, die unseren 
erzieherischen G rundvorstellungen entgegen­
kommt. 

Der Entwurf sah den ,schüler als Norm­
adressaten in einer Weise vor, die unserer 
Meinung nach in Widerspruch zu rechtlichen 
Bestimmungen Ü!her <:lie Erzi�hungsverant­
wortlichk.eit der Eltern bzw. der Erziehungs­
berechtigten stand. Die Ei'genberechtigung ist 
erst mit Vollendung des 1 9. Lebensjahres 'ge­
gt:ben. Ein min'<lerjähriger Schüler kann 'bei­
spielsweise die Entschuldigung seiner Ver­
säumnisse nicht eigenberechtigt durchführen. 
Das gilt auch ,für die Abmeldung von ein­
zelnen Fächern. In den Bestimmungen, daß bei 
eventuellen späteren Einsprüchen der Eltern 
diesen stattzugeben ist, erblickten wir ger,ade­
zu die Provokation einer Kluft ZlWisdlen El­
tern und Schülern. Das durfte gerade ein 
Schulunterrichtsgesetz nicht verschulden. Es 
ist erfreulich, daß sich die SPO unseren Vor­
s,tellungen nimt verschlossen hat und die Er­
ziehungsverantwortung der Eltern in keiner 
Weise eingeschränkt " eIlscheint. 

Das Gesetz ist das Ergebnis einer gründ­
lichen Vorbereitung in der Schulreformkom­
mission und einer ebenso gründlichen Arbeit 
im Untenausschuß. Es ilst mehr das Manifest 
einer pädagogisdlen Gesam tveran twortlich­
keit, als daß es sich um ein Kompromiß im 
üblichen Sinne handelte. So mühsam und zeit­
raUJbend die Gespräche waren, so liefen sie 
nirgends auf ein Stockgeleise. Ich respektiere, 
aber bedauere, daß die iFPO den einzelnen 
Bestimmungen nicht zustimmen kann. Sie hat 
in der Schulreformkommission wie im Unter­
ausschuß viel zur Ausformung des Ge'S"etzes 
beigetragen. 

Die Lehrerschaft wurde durch Publikationen, 
durch Referate in den ArfbeitsgemeinschJaften 
u nd in den Standesversammlungen informiert. 
Sie hatte so Gelegenheit, Einfluß auf die Ge­
staltung des Entwurfes zu nehmen. Das Ge­
setz wurtde aus einer yemeins'amen Arbeit 
des Ministeriums , der Wissenschafter, der 
Pfaiktiker und der Politiker geboren. Es lehrt 
unsere Jugen'Cl, Autorität und Ordnung in 
neuen Wertkategorien und Dimensionen zu 
denken und zu erfahren, die auf die bruchlose 
Erhaltung und Weiterentwicklung unserer 
Kultur und Zivilisation gerichtet sind. 

Ich wiedeI1hol e :  W,ir verstehen Bildungs­
gesellschaft als Leistungsgesellschaft. Wir dür­
fen aber über Idem technischen Weltergreifen 
das geistig-religiöse Weltbegreifen nicht ver­
lieren. Wir mussen Bildung heute auch ver­
stehen unter den veI1pflichtenlden Asp"ekten 
der Rehumanisierung. Wir haben das nach 
unserem Zielparagraphen des Schul­
organisationsgesetzes zu 'aktualisieren, auch 
in 'Cler Erziehung zu einem neuen Europa. Wir 
wollen einen neuen Begriff 'Cles Nationalen 
schaffen, der nicht mehr belastet ist mit dem 
blutigen Egoismus der Völker, wie er uns 
ir_ der " europäischen Geschichte 'der letzten 
Jahrhunderte entgegentritt. Wir wollen von 
der nationalen Aggression zur europäischen 
und letztlich zur menschheitlichen Kommuni­
kation. Wir wollen keine Schule mehr, die 
uns Kriege gewinnen läßt, sondern den Frie­
den der Menschheit. 

Meine [>amen und Herren! Das kann man 
als Utopie bezeichnen. Aber dann leugnen wir 
den ewigen Erziehungsau'ftrag. Der Schluß 
wäre die erzieherische Resi'gnation. Erziehung 
heißt im höchsten Sinne aber, immer wieder 
mit der Aufgabe ,zu beginnen, weil sie kein 
Ende hat. Erziehung ist immer Aufbruch in 
ein Land der menschlidlen Hoffnung. 

Die OVP lWird diesem Gesetz ihre Zustim­
mung geben. (Bei/all bei der GVP.) 

Präsident: Nämster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Peter. 
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Abgeordneter Pet er (FPO) : Herr Präsrdentl 
Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
begegnen dem in Behandlung stehenden Schul­
unterrichtsgesetz mit großem VOI1behalt. 
Unsere Bedenken beziehen sich vor allem ,auf 
die §§  18 ,  58, 59 und 64, die sich mit den 
Problemen der Leistungsbeurteilung, der 
Schülermitverwaltung, der Schülervertretung 
und dem Schulgemeinschaftsausschuß beschäf­
tigen. Ich werde darauf noch näher eingehen 
und begründen, warum wir freiheitlichen Ab­
geordneten dieser Regierungsvorlage die Zu­
stimmung versagen. 

Mit dem Schulunterrichtsgesetz wird mit 
einer zwölf j ährigen Verspätung der Schluß­
punkt unter die Schulreform 1 962 gesetzt. Die 
Thematik selbst befindet sich seit dem Jahre 
1966 in Beratung. Nach acht Jahren wir.d nun­
mehr dieses Gesetz, das stellenweise gut ge­
raten ist, mit den Stimmen der Oster­
reichischen Volkspartei und der Sozialistischen 
Partei Osterreichs gegen die Stimmen der 
Freiheitlichen Partei zum Beschluß erhoben 
werden. 

Erf ahrungsrwerte 
sollten. 

negativer Art einstellen 

Schon allein die achtjäihrige Beratungsdauer 
dieses Gesetzes charakterisiert die Proble­
matik der Zweidrittelmehrheit dieses Ge­
setzes, die mein Fraktionskollege Dr. Broe­
sigke von diesem Pulte aus heute 'bereits 
behandelt hat. 

Die österreichische Schulgesetzgebung auf 
der Grundlage der Zweidrittelmehrheit ist 
eine derart schwerfällige, !draß sie schlicht und 
einfach nicht i n  der Lage ist, die Schule und 
ihre Bildungseinrichtungen den dynamischen 
Veränderungen der Gesellschaft rasch genug 
und zeitgerecht anzupassen. (Präsident Doktor 
M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) Nun bleibt 
abzuwarten, inwieweit jene Mehrheit, die 
heute das Gesetz zum Be'schluß erheben wird, 
jene Behutsamkeit 'im Bereich der Schüler­
mitverwaltung obwalten hat lassen, die 
meines Erachtens unerläß'lich nolJwendi'g ist. 

Die Euphorie, mit der dieses Gesetz gerade 
von seiten des Unterrichtsministeriums kom­
mentiert -wird, finde ich bedenlklich. Ich kann 
mir vorstellen, daß der Herr Bundesminister 
für Unterricht und Kunst heute ,sehr glücklich 
ist, die Beschlußfassung über dieses Gesetz 
endlich herbeiführen 'zu können. Ihm nehme 
ich ohne weiteres eine gewisse Juibelstimmung 

nimmt, und halte weiter die Behauptung auf- ab, wenn dieses Gesetz heute !beschlossen 
recht, daß in diesem Gesetz mit den Eltern- werden wird. 
interessen nicht allzu freundlich umgegangen 

Ich vertrete die Auffassung, daß Teile der 
Grundsubstanz dieses Gesetzes unzeitgemäß 
sind, daß das Gesetz in jenen Bereichen, 
welche die Lehrer betreffen, manchmal den 
Charakter der Demokratiefeindlichkeit an-

wird. Persönlich bin ich alber der 'Meinung, daß 
weder für die Lehrer, noch !für die Schüler 

Darüber hinaus werfe ich die Frage auf, und schon gar nicht für die Eltern ein Grund 
inwieweit die Konsequenzen und Folgerungen zum Jubeln hesteht, weil sich schon in nicht 
der ins Auge gefaßten Schülermitverwaltung allzu ferner Zeit herau5'stellen könnte, daß es 
sorgfältig genug durchdacht sind. Um Miß- da und dort auf Grund des Gesetzes für die 
verständnissen vorzubeugen, halte .ich namens Betroffenen - also für die 'Schüler, für die 
der freiheitlichen Fraktion fest, daß wir sehr Lehrer und für die Eltern - einen Anlaß 
wohl für eine zeitgemäße Mitgestaltung der zum Weinen geben könnte. Vielleicht schon 
Schüler in ihren ureigensten Angelegenheiten ab dem 1 .  September 1 9741 
eintreten. 

Ich dal1f auf die Beratungen im Unterrichts-
Wir sind aber ebenso der Meinung, daß ausschuß eingehen und mit Genugtuung fest­

man jene Erfahrungswerte berücksichtigen halten, daß Sie, Herr Bundesminister, sich per­
muß, welche im Bereich der Sozialpartner zum sönlich noch in der Endphase der Beratungen 
Arbeitsverfassungsgesetz erwartet wurden. Ich für den 1 .  September 1 975 a}.s Termin des In­
habe sowohl bei den Beratungen des Unter- krafttretens dieses Gesetzes ausgesprochen 
ausschusses wie auch des Ausschusses darauf haben. Dieser Termin des Inkrafttretens wurde 
verwiesen, daß gerade die Behutsamkeit, mit von Ihnen meiner Meinung nach völlig ridltig 
der bei der Arbeitsverfassung vorgegangen ins Auge ge faßt. Ich bedauere, daß Sie dem 
worden ist, auch im Schulunterrichtsgesetz Drängen der OVP-Fraktion nachgegeben haben 
hinsichtlich der Schülermitverwaltung und und dieses G esetz nun auch mit Ihrer Zustim­
-mitgestaltung einen entsprechenden Nieder- mung bereits am 1. September 1974 in Kraft 
schlag finden sollte. - Warum? Weil der treten wird. Damit, Herr Bundesminister, be­
Herr Bundesminister für Unterricht lbei der g,innt die Misere, die ich Ihnen voraussage. 
Zweidrittel-Zementierung dieses Gesetzes Kaum sind Sie aus der Schulbuchmisere her­
ni chts von dem zurücknehmen kann - auch außen, begeben Sie sich hurtig in die nächstß 
wenn er es wollte -, was Iheute beschlossen Misere hinein ; sie 'beginnt mit dem 1 .  Septem­
wird, wenn sich zum g ege'benen Zeitpunkt ber 1914. 
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Ich habe mit großem Interesse den "Infor­
mationsdienst ,für 'Bildung und Forschung" 
vom 4. Februar 1974 zur Kenntnis genommen, 
worin es unter anderem heißt:  "Das Schul­
unterrichtsgesetz, das am Mittwoch dem 
Nationalrat zur Beschlußfassung vorliegt, wird 
die Unterrichtsbehörden in ganz Osterreich 
vor eine Zerreißprobe stellen. "  Von Ihrem 
Haus wird 'gesagt, daß dieses G esetz 'die 
Unterrichtsbehötden vor eine Zerreißpro'be 
stellen wird. Ich teile die vom lBF zum Aus­
druck gebrachte Meinung. Uber 70.000 Lehrer 
sind in kürzester Zeit mit dem Inhalt des Ge­
setzes so vertraut zu machen, daß es ab dem 
Schulj ahr 1974/75, also ab dem September 
dieses Jahres, erfolgreich angewendet werden 
kann. 

Was eröffnet das Bundesministerium für 
Unterricht über den lBF der österreichischen 
Offentlichkeit, den Lehrern, den Schülern, den 
Eltern weiter? 

"Uber 70.000 Lehrer sind mit dem Inhalt 
des Gesetzes bekanntzumachen. 40 Verord­
nungsermächtigurrgen warten auf ihre Erledi­
gung . . .  " Das ist ein weiterer Beweis dafür, 
Herr Bundesminister, wie richtig Ihre seiner­
zeitige Auffassung war - die Sie dann revi­
diert haben -, dieses G esetz erst mit dem 
1 .  September 1 975 lin Kraft treten zu lassen. 

Weiter heißt es in dem zitierten IBF, daß 
Sektiorrsrat Dr. Jonak feststellte, "das Ver­
ordnungspaket 'Werde in drei Tr,anchen erledigt 
werden" .  Also bitte : Im März dieses Jahres 
wird es soweit sein, daß dieses Ges,etz be­
urkundet ist urrd mit dem genannten Termin 
in Kraft treten wird. Von diesem Zeitpunkt 
an müssen Sie bis zum Beginn des Schulj ahres 
1974/75 alles in die Wege leiten, damit dieses 
Gesetz auch folgerichtig angewendet werden 
kann. 

Ministerialrat Leitner formuliert es so, "daß 
mit Erscheinen des Gesetzes, das nach der Ver­
abschiedung am 6. Februar im Nationalrat am 
2 1 .  Februar dem Bundesrat vorliegt und An­
fang März im Bundesgesetzblatt kundgemacht 
wird, auch eine erste große Informationswelle 
für Eltern, Lehrer und Schüler einsetzen 
müsse".  Es wird wieder das eintreten, was 
in der Vergangenheit eingetreten ist, nämlich 
daß die Zeit, um ausreichend zu informieren, 
die Betroffenen in die Lage zu versetzen, 
genug zu wlss'en, wieder �u kurz sein wird 
und daß diesem Gesetz auch in j enen Teilen, 
die ich als gut betrachte, ein schlechter Start 
beschieden sein wird. Dieser schlechte Start 
ist aber darauf zurückzuführen, Herr Bundes­
minister, daß Sie dem Drängen der OVP­
Fraktion nachgegeben und Ihre eigene Auf-

fassung revidiert haben, damit das Gesetz 
übereilt am 1 .  September 1 974 in Kraft treten 
kann. 

Nun darf ich dort anknüpfen, wo meines 
Erachtens eine sozialistische Mehrheitsregie­
rung eine wenig demokratiefreundliche Hal­
tung an den Tag l egt : 

Diese bis in den Bereich des Demokratie­
feindlichen reichende Haltung betrifft das 
schwächste Glied in der Partnerschaftskette 
Lehrer - Eltern - Schüler, die hier geschmie­
det werden soll. Dieses schwächste Glied sind 
die Lehrer. 

Die meisten Rechte werden den Schülern 
eingeräumt. Dagegen ist durchaus nichts unter 
einer Voraussetzung einzuwenden - aber 
diese Voraussetzung wird vom Schul­
unterrichtsgesetz nicht erfüllt -, und diese 
Voraussetzung laut,et, daß jedes Recht, das ich 
zugestehe, auf der Grundlage von Pflichten 
verankert sein muß. Genau den Grundsatz 
gl eicher Rechte und gleicher Pflichten unserer 
Bundesverfassung berücksichtigt das Schul­
unterrichtsgesetz nicht. 

Wenn wir uns also der überaus notwen­
digen und doch sehr schwierigen Aufgabe 
unterziehen, die Schüler in der Schule für ihre 
Aufgabe in der Demokratie vorzubereiten, 
dann, Herr Bundesminister, doch bitte auf 
dem Boden der Verfassung, in der es heißt, 
daß wir Bürger mit gleichen Rechten und mit 
gleichen Pflichten sind. Das Ungleichgewicht 
zugunsten der Rechte und zum Nachteil der 
Pflichten betrachte ich als einen nicht gelun­
genen Akt dieses Ges�tzes, für den wir frei­
heitlichen Abgeordneten nicht die Mitverant­
wortung übernehmen möchten. 

Mir gefällt auch der Ausdruck "Schüler­
mitverwaltung" nicht. Wie wird der Schüler 
in die Lage versetzt, mitzuverwalten? Hier 
hat man meines Erachtens einen Sprach­
gebrauch verwendet, der der Situation nicht 
gerecht werdien kann. Die Schülerlffiitgestaltung 
ist j ener Akt, der meines Erachtens hier be­
sonders berücksichtigt wird un'd der richtig 
ist. 

Warum (lIber bleibt der Obrigkeitsstaat für 
die Lehrer I(lufrecht? - Wenn ein Schüler das 
Recht zugestanden erhält, 'zeitweise an einer 
Lehrerkonferenz teilzunehmen, dann 'bitte ich 
mir ,für die Lehrer das Recht aus, als Pflicht­
schullehrervertreter an den Konferenzen 
der Bezirksschulinspektoren teilzunehmen, 
dann Ibitte ich mir das Recht aus, als Professor 
in einer allgemeinbildenden höheren Schule 
an den Konferenzen der Landesschulinspek­
toren teilzunehmen. 
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Peter 
Was ist es mit dem Partnerschaftsverhältnis 

zwi,schen dem Lehrer aller Schulkategorien 
und dem Schulaufsichtsdienst? In diesen Be­
reidlen, Herr Bundesminister, obwaltet der 
Obrigkeitsstaat. Für den Lehrer giht es nicht 
die gleiche Demokratie, wie sie nun für den 
Sdlüler eine Realität wird. Wann wird denn 
diese sozialistische Alleinregierung endlich 
einmal in Richtung der Demokratisierung des 
Lehrstandes initiativ und aktiv? 

Das ist ein Teil jenes Unbehagens, der die 
Lehrer bei diesem Gesetz erfüllt, daß man sie 
wieder einmal vergessen hat; mit Absicht oder 
ohne Absicht, Herr Bundesminister, das lasse 
ich dahingestellt. Ich verweise in diesem Zu­
sammenhang darauf, daß die Unmutstimmung 
in den einzelnen Schulbereichen, den Lehr­
stand b etreffend, außerordentlich groß i,st. 
Aber auch aus dem Bereich der Eltern kommen 
kritische Stimmen zu diesem G esetz, die man 
nicht überhören darf. 

in einem entscheidenden Punkt gegensätz­
licher Meinung. Herr Präsident Schnell ver­
tritt die "Nichtgenügend-Theorie", um das 
Nichtgenügend als solches so weit wie möglich 
uillwirksam zu machen. Dem setz e  ich ein Be­
urteilungs- und Leistungssystem entgegen, das 
die Ganzheit Ider Persönlichkeit des jungen 
Menschen besser zu erfassen vermag, als es 
bisher durch das isolierte Benotungssystem 
einzelner Fächer möglich war. 

Im Gegensatz zu diesen Nivellierung·sten­
denzen, die heute die s ozialistische Fraktion 
auf dem Gebiet der Bildungspolitik stark be­
herrschen, hielt es Otto Glöckel immer und in 
allen seinen schulpolitischen Entscheidungen 
mit dem Grundsatz der Leistungsorientierung 
und beachtete stets die Rangordnung des Prin­
ZIpS der Auslese 'auf dem Gebiet der Bildungs­
politik. Die Verbesserung der Bndung für die 
breite Masse bei Wahrung des Auslese­
prinzips war ein päda'gogischer Grundsatz, der 

Man hätte hesser darauf achten müssen, von auo Glöckel nie außer acht gelassen 
gleich starke und gleimwertige Glieder in die- wurde. 
ser Partnersmaftskette Schüler - Eltern -
Lehrer zu schmieden. Aber genau das ist nicht 
geschehen. Für die Lehrer bleibt der Obrig­
keitsstaat unter einer sozialistismen Allein­
regierung aufrecht. 

Die Kommentare, die vom Herrn Bundes­
minister einerseits und von der Unterrichts­
verwaltung andererseits ,abgegeben wurden, 
waren geeignet, in der Offentlichkeit falsche 
Eindrücke zu erwecken. Zum Beispiel laute t 
ein Untertitel in einer Presserneldung : 
"Sinowatz plant RechtSoweg gegen Noten und 
Lehrerbeschlüsse." Möglichkeiten dieser Art, 
Herr Bundesminister, gibt ,es ja bereits. Wir 
schreiben ja nicht das Jahr null, sondern wir 
haben bereits Ansätze, die ahne weiteres ge­
eignet sind, eine Note erfolgreich anzufechten, 
was ja auch in der Vergangenheit öfter ge­
schehen ist. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, weil 
gerade morgen die Stadt Wien den 
hundertsten Geburtstag Otto Glöck.els feiert, 
in Richtung der sozialistischen Mehrheitsfrak­
tion einige Uberlegungen anstellen, die mir 
deswegen notwendig erscheinen, zumal sie 
folgende Frage berechtigt erscheinen las'sen : 
Inwieweit steht die sozialistische Schul- und 
Bildungspolitik noch auf d,em Boden OUo 
Glöckels? Inwieweit hält es zum Beispiel der 
heutige Präsident des Wiener Stadtschulrates 
mit jenen Grundsätzen, die Otto Glöckel im 
Nationalrat hei der Beschlußfassung über das 
Hauptschulgesetz am 28. August 1 927 ver­
treten hat? 

Der stä�kste Verfechter für Nivellierungs­
tendenzen im Schulunterrichtsgesetz war Herr 
Präsident Dr. Schnell. Er und ich sind daher 

Ich zitiere aus seiner Rede zum Hauptschul­
gesetz 1 927 : "Es gibt schon noch einen Unter­
schied zwischen den Besuchern einer Haupt­
und einer Untermittelschule. Aus der Unter­
mittelschule steigt auch der weniger talen­
tierte Mittelschüler in die Obermittelschule 
auf; aus der Haup1!Schule wird eine zweifache 
Auslese vorgenommen. Zuerst muß der 
Schüler in den sogenannt,en A-Zug, das ist 
jene Klassenkonstruktion, in der die IIascher 
arbeitenden, talentierten Kinder eingereiht 
werden, und dann muß er einen guten 
Gesamterfolg aufweisen; erst dann",  so 
führte auo Glödcel unter anderem aus, "kann 
er ohne Prüfung in die Oberschule kommen. 
Dadurch sind die proletarischen Kinder zurück­
gedrängt. Aber wir haben uns nicht dagegen 
gewehrt. ' ·  

Es ist ein VeI'dienst der Sozialdemokratie, 
daß es diese proletarischen Kinder heute in 
Osterreich Gott sei Dank nicht mehr gjbt. 

Aber Glöckel führt das noch präziser aus, 
wenn er meint: "Wir" - die Sozialisten -
"haben kein Intere&se daran, daß schwach 
begabte ProletarieI'kinder in die Oberschulen 
gepreßt werden, wir wollen das gar nicht. 
Diese 'doppelte Auslese ist von uns voll­
kommen akzeptiert 'Worden. Wir wollen, daß 
gerade durch diese doppelte Auslese d as 
Niveau der Oberschule" - der Oberstufe der 
Mittelschule - "gehoben wird, daß dieses 
Niveau dadurc::h gehdben wird, daß wir wirk­
lich nur die Talentierten, die Leistungs­
fähigeren in die Ober,schule 'hinaufbringen. 
Dann werden die Kinder aus den Untermittel-
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schulen eben die Konkurrenz auf'zunehmen heute im Bereich einer allgemeinbildenden 
haben mit den doppelt Auserlesenen der höheren Schule das Augenmerk zugewendet 
Hauptschule." werden muß. (Beifall bei der FPO.) 

Das sind Töne, Herr Präsident Schnell, die 
Sie heute nicht mehr aus dem Mund eines 
sozialistischen Schulpolitikers hören ! 

Die Hebung des Niveaus der einzelnen 
Schulgattungen lag Otto G löckel stets am Her­
zen. Wo immer er dazu beitragen konnte, 
wendete er hiefü.r alle Anstrengungen auf. Im 
besonderen la'g ihm die Hebung des Niveaus 
der Mittelschule am Herzen. Das Ergebnis 
der Schulreform 1962 beste'ht in einem ent­
scheidenden Punkt darin, dem Nachfolgeschul­
typ der seinerzeitigen eX'ZeHenten öster­
reichischen Mittelschule, der heutigen all­
gemeinbildenden höheren Schule, einen 
Nivellierungscharakter p ar excellence zuge­
ordnet zu haben. 

Ich rufe hier auch wieder atto Glöckel zum 
Zeugen auf, der d azu sa'gte : "Und gelingt es 
uns, dadurch das Niveau der Mittelschule zu 
heben - was wir alle wollen, denn wir wollen 
nicht" - hören Sie, Herr Präsident Schnell -, 
"daß die Mittel'schule das Studium 'so 'beson­
ders leicht macht, wir wollen, daß ein Schüler, 
der die Obermittelschule besucht, auch wirk­
lich etwas leisten und ernst arbeiten soll, 
w ir wolLen nicht," sagte atto Glöckel, "diese 
falsche Humanität, die nur darauf 'hinausläuft, 
den jungen Menschen das Studium zu erleich­
tern, wir wollen sie nicht quälen, arber es soll 
wirklich ernst geallbeitet werden -, gelingt 
es uns, das Niveau dieser Obermittelschule zu 
heben, dann haben wir auch das Niveau 
unserer Hochschulen gehO'ben, was ganz be­
sonders wichtig ist, denn gerade in diesen 
Zeiten wurde es außerordentlich schmerzlich 
empfunden, daß dieses Niveau der Hoch­
schulen heute keineswegs !besonders imponie­
rend ist." 

A'ber nicht nur dem Bereich der allgemein­
bildenden höheren Schule, dem Prinzip der 
Auslese und dem Grundsatz der hesonderen 
Leistungsfähigkeit ist nach Ansicht von uns 
Freiheitlichen in der Schule uD'd dariiber 
hinaus auch in allen Bereichen der Gesell­
schalft die erforderliche Bedeutung zuzuordnen. 

Das hat uns Freiheitliche auch veranlaßt, 
in unserem Manifest zur Gesellschaftspolitik 
dem Aktiv-Element der Gesellschaft gebüh­
renden Raum einzuräumen. Wir formulieren 
es so: "Die Vielschichtigk!eit der Gesellschaft 
und ihre Zusammensetzung bringen es mit 
sich, q.aß keinesweg.s alle Menschen den Ruf 
nach Freiheit und Aufstieg in gleicher Weise 
erheben. Eher ist es der kleinere Teil der 
Bevölkerung, der zunächst ganz allgemein 
einen größeren Freiheitsraum für seine per­
sönliche Lebensgestaltung anstreIbt. Darunter 
ist nicht etWla eine bestimmte Schichte oder 
Kaste innerhal'b des Volkes zu verstehen. Das 
Aktiv-Element eines Volkes stammt aus allen 
Schichten." 

Wir glauben, daß die Verpflichtung Ibesteht. 
dem Aktiv-Element der Gesellschaft nicht nur 
in der AHS, nicht nur an 'der Hochschule und 
an der Universität, sondern ebenso in der 
berufsbildenden allgemeinen und der berufs­
bildenden höheren Schule gebü!hrend Rech­
nung zu tra'gen. Für diese P.rinzipien findet 
man leider bei der derzeitigen Bundesregie­
rung und auch bei der derzeitigen sozialisti­
schen Mehrheitsfraktion nicht das notwendige 
\!.erständn:is. 

Interessanterweise wird mit dem Schul­
unterrichtsgesetz derse�be Fehler gemacht, der 
der Schulreform 1962 allgemein ,anhaftet. Zu­
e1'>st wurde die Schulreform 1962 am grünen 
Ti sch eraf'beitet, dann beschlossen, und nach 

Das ,schreibt Otto Glöckel Ihnen, Ihrer der Beschlußfassung wurden erst Jahre später 
sozialistischen Bildungspolitik und Ihrer mühevoll 'die Schulversuche in nie Wege ge­
sozialistischen Nivellierungsp olitik auf dem leitet. 
Gebiet der Schulpolitik im Jahre 1 974 in Ihr Ähnlich geht es beim Schulunterrichbsgesetz 
P?litisches 

.
Stammbuch. Es eD�ebt s�ch. '�aher zu. Das Schulunterrichts'gesetz wird heute be­

d�e berechtI��e Frage : Steht dIe sozlahshsche schlos,sen. Die konservative Beurteilungs­
Bll

.
�ungspohtlk noch alllf dem Boden at�o grundlage wird mitgeschleppt. Zudem .wird mir 

Glockels,
. 

dessen hUn'derts�en �e?urt�tag d�e I von einem Beamten des Unterrichts­
Stadt �len und �as 

.
Bundesmimste

.
rmm fur ministeriums mitgeteilt, daß nun auch Schul­�ntern�t mo�gen m emer großen FeIerstunde versuche in die Wege geleitet w.e'rden, die das 

1m Musikveremssaal begehen 'werden? Ziel haben, neue Beurteilungsgrurrdlagen zu 

Diesen 'sozialiostischen Nivellierungstenden­
zen auf dem Gebiet der Bildungspolitik, die 
auch weitgehend von der Osterreichischen 
Volkspartei 'bejaht und unterstützt we1'>den, 
stellen wir Freiheitlichen die Notwendigkeit 
entgegen, daß dem Prinzip der Auslese auch 

erarbeiten. 

Da geht die sozialisUsche MehI1heit her und 
proklamiert d.as Schulunterrichtsgesetz als ein 
modernes pädagogisches Gesetz un1d hat es 
unterlassen, in jenen vier Jahren, in denen 
sie dieses Ressort und Ministerium verwaltet, 
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die erforderlidlen Voraussetzungen für einen 
entscheidenden Bestandteil dieses Gesetzes zu 
schaffen, nämlich die Voraussetzungen für 
neue BeurteilungS'grundlag.en. 

Nach einer achtj ährigen Beratungszeit über 
dieses Gesetz, Herr Präsident Schnell, 'behalten 
Sie die kons·ervaNv·en Grundla.gen der :fächer­
isolierten Beurteilung bei. Der junge Mensch 
wird isoliert ein.g.eordnet in Fächer. Die Fächer 
und ihre Beurteilung stehen isoliert im Raum, 
anstatt daß ein Beurteilungssystem in acht 
Jahren erarbeitet worden wäre, das der Ganz­
heit der Persönlichkeit des j ungen Menschen 
Rechnung trägt. 

Daher wage ich das Urteil : Es handelt sich 
im Gegensatz zur sozialistischen Auffassung 
bei Gott nicht um ein modernes, zukunfts­
orientiertes, zeitgemäßes pädagogisches Ge­
setz, das heute beschlossen wird. 

Aber weil wir uns, Herr Präsident Schnell, 
bis heute auf dem Gebiet der Neuordnung der 
Beurteilung nicht einigen, nicht treffen und 
nicht finden konnten, lassen Sie nicht die Mei­
nung des freiheitlichen Politikers Peter als 
Diskussionsgrundlage gelten, sondern nehmen 
wir den Universitätsprofessor Dr. Rudolf 
Weiss, Ordinarius für Erziehungswissen­
schaften an der Universität Innsbruck, als 
Gesprächsgrundlage für die Fortsetzung 
unseres Gedankenaustausches. Ich zitiere aus 
j ener ORF-"Querschnitte-Sendung" vom 
20. Juni 1 973, die sich ja sehr eingehend mit 
d er Unzulänglichkeit der Leistungsbeurteilung 
an unseren Schulen auseinandergesetzt hat. 

Vom Interviewer wurde gefragt: 

"Herr Professor, ist es eigentlidl zu verant­
worten, nach dem derzeitigen Notensystem 
zu bewerten?" 

Die Antwort des Universitätsprofessors 
Dr. Weiss lautete : "Zuerst möchte ich. fest­
stellen: Die Leidtragenden dieses Noten­
sYJstems sind eigentlich. die Lehrer, j ene Leh­
rer, die von allen Seiten im Stich 'gelassen 
werden. Die Lehrer werden vom Geset'zgelber 
verpflichtet, Noten zu erteilen, die von un­
erhörter Bedeutung für die beurteilten Schüler 
sind. Sie erhalten aber vom Gesetzgeber kei­
nes,falls j enes Maß zur Verfügung geS'tellt, 
das es dem Lehrer ermöglicht, die Noten mit 
hinreichend.er Obj ektivität zu erteilen." -
Das sagt einer der bekanntesten wissenschaft­
lichen Pädagogen Osterreich!s. 

Das wissen Sie seit Jahren, meine Damen 
und Herren von der sozialistischen Fraktion, 
und dem haben Sie seit Jahren nicht Rechnung 
getragen, j a  Sie schleppen Ihre alten, konser­
vativen Beurteilungsgrundlagen weiter und 
tun so, als O'b es sich um ein modernes päd­
agogisches Gesetz handeln 'Würde. 

Weit'er führte Profes.sor Dr. Wieiss ,aus : "Wir 
Wiss enschaftler und empirischen Pädagogen 
haben nachweisen können, daß die Benotun­
gen, welche Lehrer erteilen, höchst unzuver­
lässig und wenig dbjektiv sind." 

Das ist die Frage, Herr Bundesminister:  
Warum ,schleppen {Wir dieses unobj ektive und 
höchst unzuverlässige Beurteilungssystem im 
neuen Schulunterrichtsgesetz weiter? 

Die Diskussion erreichte dann in der zitier­
ten "Querschnitte-Sendung" jenen Punkt, wo 
der Interviewer die Frage aufwarf: Ist die 
heutige LeistungS'b eurteilung mit einem Lotto­
spiel vergleichbar? Worauf Herr Universitäts­
pro.fessor Dr. Weiss folgende Antwort erteilte : 
"Ja, mit gewissen Einschränkungen, wobei die 
Einschränkungen verhältnismäßig einfach zu 
formulieren sind." 

Herr Bundes minister ! Es hleibt in der Lesart 
des Ordinarius Dr. Rudolf Wei1ss beim Lotto­
sp iel, bei einem 'Beurteilungssystem, das 
höchst unzuverlässig ist. 

Und Sie kennen auch !die Untersuchungen, 
die Universitätsprofessor Dr. Weiss 'durch­
geführt hat, bei  denen e1;wa ein und ders'elbe 
Aufsatz, ein und dieselbe Mathematikschul­
arheit, ein und 'dasselbe Diktat von 56 Lehrern 
beurteilt wurde und wobei sich bei ein und 
derselben Leistung Benotungen von "sehr .gut" 
bis "nicht genügend" efogeben haben. Höchst 
unzuverlässig und höchst unobj ektiv erscheint 
mir als Urteil wahrlich gerechtfertigt 'Zu sein, 
wenn man dieses überkommene Notensystem 
unkritisch, und zwar so unkritisch, wie es der 
Herr Präsident Schnell tut, im ISchulunterrichts­
gesetz weiterschleppt. 

Warum ist dem Punkte- o'der Testsystem, 
ganz gleich, wofür man sich entsche.idet, in den 
Schul versuchen nicht ein entscheidender Raum 
eingeräumt worden? 

Universitätsp rolfessor Dr. Weiss meinte in 
diesem Zusammenhang in einer ausgesprochen 
wissenschaftlichen Arbeit, nicht im zitierten 
ORF-Interview, unter anderem: 

"Ich habe ein ·ziemlich trostloses Bild der 
Leistungsbeurteilung entworfen. Es muß be­
tont werden, daß die Beurteiler, in diesem Fall 
die Lehrer, wohl die geringste Schuld an der 
Unzulänglichkeit der Benotung trifft. Der Ge­
setzgeber verlangt Beurteilungen, ist aber 
nicht in der Lage, geeignete Kriterien zu lie­
fern." 

Und dieser Vorwurf an den Gesetzgeber 
wird auch weiter im Raum stehen, auch wenn 
Sie, Herr Bundesminister, heute mit der Mehr­
heit der Sozialisten und der Osterreichischen 
Volkspartei dieses Gesetz zum Beschluß 
erheben werden. 
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Erleichtert, Herr Bundesminister, -wird die 
Arbeit der Lehrer in deT Erfassung der jungen 
Schülerpersönlichkeit durch dieses Gesetz bei­
leibe nicht. 

Es muß auch die Frage aufgeworfen werden, 
ob das Schulunterrichtsgesetz ein Instrument 
dafür ist, junge Menschen besser auszubilden, 
als es bisher möglidl w�r. 

Es muß ·e'benso die Frage aufgeworfen wer­
den, ob mit Hilfe des Schulunterrichts gesetzes 
j ene Bedenken, die Handel, Gewerbe und 
Industrie seit Jahren erheben, beseitigt wer­
den können, daß wir zu effizi enteren Lei,stun­
gen in den einzelnen Schulgattungen kommen 
und daß wir külllftig besser ausge'bildete j unge 
Menschen der Wirtschaft und dem WirtschaUs­
prozeß überge'ben 'Werden. 

Ersten Republik, sind in den Jahren der gro­
ß en Koalition total verkümmert, sind in den 
Jahren der OVP-Alleinregierung vernach­
lässigt worden und werlden heute unter einem 
sozialistisdlen Unterrichtsminister genauso 
vernachlässigt. Die Bunde'serzie'bungsanstalten 
waren aber .geeignet und in der Lage, beson­
ders befähigte j unge Menschen sorgfältig aus­
zubilden und ihnen eine Ausbildungsgrund­
lage zu geben, die aller Achtung wert ist. 

Und warum !bedient man sich nicht der vor­
handenen Erfahrungswerte 'b ei einer modernen 
zeitgemäßen Schulgesetzge'bung unter einem 
sozialistischen Unterrichtsminister? 

Heute ist es soweit, daß man sozialistisdle 
Schulpolitik mit sozialistischen Argumenten 
schlagen kann, daß man den G egenbeweis mit 
Hilfe joener Argumente antreten kann, die ein 

Es ist interessant, daß diese Fra'ge schon Otto Glöck.el bereits vor Jahrzehnten in die-
bei der Beschlußfassung über das Hauptschul- sem Hause vertreten hat. 
gesetz im Jahre 1 927, also vor Jahrzehnten, 
ejne entscheiden'de Rolle spielte. 

Und es ist ebenso interessant und bedauer­
lich zugleich, daß vom Jahre 1 921 Ibis zum 
Jahre 1 914 keine Möglichkeit gegeben war 
und kein Weg gefunden werden konnte, die­
s en Bedenken entscheidend Rechnung zu 
tragen. 

Her'r Bun:desminister !  Sie haben sich sehr 
eingehend mit 'der Mitbestimmung in der 
Schule in der "Zukunft" aus·einandergesetzt. 
Ich erwarte arber auch in der "ZUikurrft" dem­
nächst Ihren Aufsatz ü'ber die Mitbestimmung 
für den Lehrer, über die Partnerschaft zwi­
schen Lehrer und Schulaufsicht. 

OUo Glöckel beschäfÜgte sich b eim Haupt- Ich warte auf Ihre konstruktiven Ideen und 

schulgesetz 1 927 im Nationalrat ebenso mit Vorschläge über d en 'Abhau des Obri'gkeits­

dieser Frage und formulierte es so : staates ;für die Lehrer aller Schu'lkategorien. 

"Es wird auch in Zukunft so sein, daß dieses 
österreichische Schulwesen ein Anziehungs­
pun:kt für das Studium von Fachleuten aus 
dem gesamten Auslande sein wird. So ehrend 
und so wichtig das für uns Osterrejcher sein 
mag, noch wichtiger ist es, daß die Ergebni,sse 
dieses Schulwesens der Landwirtschaft, dem 
Handel und G ewerbe und nicht zuletzt der 
Wissenschaft zugute kommen werden. Wi r

" 

werden .alle, dhne Unterschied der Partei und 
ohne Unterschied des Betätigungsfeldes, den 
Segen dieses Gesetzes empfinden," meinte 
Otto Glöckel zum Hauptschulgesetz 1 921. 

Und dann führte er weiter aus : "Einst hat 
der Kaiserstaat Osterreich versucht, sich auf 
dem Wege militärischer Machtentfaltung An­
sehen in der g anzen Welt 'zu erwerben. Der 
Staat ist dabei zugrundegegangen. Die 
Repu'blik Osterreich macht j etzt den Versuch, 
durch Schaffung der Bundeserziehungsanstal­
ten, durch Schaffung dieses Gesetzes Kräfte 
der Ge6amtheit ·so dienstbar 'Zu machen, daß 
dieser kleinen Republik die Achtung nicht ver­
sagt werden kann." 

Herr Bundesminister ! Die Bundeserziehungs­
anstalten, eine pädagogische Pionier- und 
GroBotat österreichischer Schu1politi'k der 

Ich warte auf die Realisierung j enes G rund­
satzes der V.erfassung, der da sagt, daß wir 
Bürger mit gleichen Rechten und mit :gleichen 
Pflichten für alle Glieder sind, die in der Part­
nerschaftskette Schüler - Lehrer - Eltern 
zusammeng.eschmiedet sind. 

Hier, glaube ich, ist dem derzeitigen Unter­
richtsminister kein ·gutes Werk vom Grund­
satz her .gelungen, und ich glaube, damit hat 
sich der Bundesminister für Unterricht auf 
Drängen der Osterreichischen Volkspartei ver­
leiten 'lassen, einen Termin .für das I Ib'kraft­
treten des Gesetzes zu wählen, der ihm, den 
Herren seines Hauses sOIwie allen Lehrern, 
Schülern und Eltern großes Kopfzer'bredlen 
bereiten wird, denn es ist aus'geschlossen, Herr 
Bundesminister, vom März 1974 bis zum Sep­
tem'ber 1914 mit HHfe von 40 Ermächtigungs­
verordnungen zeitgerecht ,alle Voraussetzun­
gen für ein klagloses Inkra:fttreten des Ge­
setzes zu schaffen. 

Der B eweise 'gilbt es 'genug, daß man diesem 
Gesetz nicht die Zustimmung erteilen kann. 
Es würde midl aber freuen, wenn die Auf­
geschlossenheit beim Schulorganisationsgesetz 
größer wäre als jene, die wir von freiiheitlicher 
Seite beim Sdlulunterrichtsgesetz erlebt haben. 
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Solange man uns von soz,ia};istischer Seite 
in entscheidenden pä:ctagogischen Fragen so 
konservativ gegenübertritt, wie es Präsident 
Schnell in der Beurteilung der jungen Men­
schen s,eit Jahren tut, so l ang.e werden wir 
Freiheitlichen nicht in der Lage sein,  Vorlagen 
der Bundesregierung wie dieser die Zustim­
mung zu erteilen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Maleta: Zum Wort gemeldet ist 
der Abgeordnete Dr. Schnell. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Schnell (SPO) : Herr Prä­
sident ! Hohes Hausl Es ist von meinen ge­
schätzten Vorrednern mit Recht dara·uf hin­
gewiesen worden, daß mit dem Schulunt.er­
richtsgesetz ein wichtiger A'bschluß des Schul­
gesetzwel'lkes 1 962 erzielt wurde. 

Daß das SchulgesetZlWerk 1962 einer sehr 
un terschiedlichen Beurteilung unterzogen 
wird, die von der einen Seite mit vollständig 
negativ 'bis zur anderen Seite mit außerordent­
liCh. positiv reicht, ist dem Höhen Haus be­
kannt. Die Wahrheit liegt, 'Wie Ihäufig, irgend­
wo in der Mitte. 

den sollen, haben Sie erst vor kurzer Zeit, 
Herr Kolleg.e p.eter, mir gegenüber mit Nein 
beantwortet. Das heißt, Sie sind auf diesem 
konservativen Standpunkt, den man vor 
50 Ja'hren eingenommen hat, noch geblieben, 
aber Sie verlangen gleichzeitig von uns, daß 
wir selbst dort einen progressiven Standpunkt 
erzielen soUen, wo uns die gesetzHchen Mög­
lichkeiten nicht gegeben sind und wo uns vor 
allem die Zusammensetzung dieses Hauses 
diese Möglichkeit nicht bietet. 

Deshalb möchte ich auch dem Herrn Abge­
ordneten Broes:igke sag·en : So einfach kann 
man es sich nicht machen, daß man meint, 
daß uns die Schulreform des Ja:hres 1962 in 
ihrer Fragwürdigkeit heute bekannt ist. Wenn 
man die historischen Dokumente zur Schul­
reform 1962 heute nachliest, wird man erken­
nen, daß j ene Problematik, die im Jahre 1 962 
nicht gelöst ,wurde, und die Ursachen, warum 
sie nicht gelöst wurde, uns aUen hinlänglich 
bekannt sind, und es ist so, daß diese Proble­
matik sowohl im strukturellen wie auch im 
in haltlichen Raum auch heute nach wie vor 
besteht. 

Da·s SdmlgesetZiwerk 1962 hat eine Reihe Der Entwurf des vorliegenden Schulunter-
von wesentlichen Verbesserungen im öster- richtsgesetzes geht auf das Jahr 1966 zurüde. 
reichischen Schulwesen und BildungSiwesen Ich glaube, daß in diesen acht Jahren mannig­
gebracht, und es hat vor allem Jene Erneue- fache Ä'nJderungen eingetreten sin'd, die die­
rungsbestrebungen, die heute in unserem sen Entwurf weitgehend ver1bessert haben, 
Schu'lwesen zu finden sind, erst erp:löglicht. sodaß wir heute sagen können: Wenn wir 
Es hat mit der Errichtung der Pädagogischen auch nicht mit allen Verbesserungen einver­
Akademien, mit der Schaffung der Musisch- standen sind, weil wir glauben, daß es wei­
pädagogischen Realgymnasien, mit der Ver- tere Verbesserungen gibt, so bietet dieses 
längerung der Schulpflicht wesentliche Ver- Schulunterrichtsgesetz doch eine gute gesetz­
besserungen erreicht, unld es hat auf der ande- liehe Grundlag.e, von der ich allerdings über­
ren Seite einige Reformen nicht durchgeführt, zeugt !bin, daß die nächsten Jahre noch be­
die in der Anlage 'bereits vorhanden gewesen trächtliche Ver:besserungen auf dem von 
waren und die das Schulgesetzwerk 1 962 Ihnen, Herr A!bgeordneter Peter, angeführten 
offengelassen hat, wie zum Beispiel die eben- Gebiet der Leistungsbeurteilung, auf das ich 
falls schon zu auo G löckels Zeit weitvor- .im besonderen eingehen möchte, bringen wer­
bereitete Zusammenlegung der Unterstufe der den. 
allgemeinbi:ldenden 'höheren Schule mit der 
Hauptschule. 

Es ist  richtig, daß ·eine Einigung nur erzielt 
werden kann, 'wenn eine Z,weidrittelmajorität 

Wenn heute von Herrn Afbgeordneten Peter im Hause vorliegt. Man kann darüber unter­
ein Bereich, den atto Glödeel sehr deutlich I schiedlich denken. �ber wenn man überlegt, 
dargestellt h at, 'hervorgehoben wurde, so ist daß die Schule doch eine kontinuierliche Wei­
es nicht möglich, diesen Bereich der Beurtei- terentwicklung in unserer GeseHscha.fl braucht, 
lung von dem Strukturbereich loszulösen, dann wäre eine einlfache Gesetzgebung mit 
nämlich von seinem zentralen Anliegen, eine einer Reihe von Schwierigkeiten verbunden, 
Zusammen'legung der beiden Unterstufen zu wenn Zufallsmehrheiten, die sich ergeben, in 
schaffen, um eine bessere und gerechtere Form kürzeren Zeitabständen auch Gesetze verän­
der Auslese durchzuführen und das Beurtei- dern und die·se Veränderungen in tiefere Be­
lungssystem in diesem Zusammenhang zu reiche des Schulwesens eindringen und sowohl 
lösen. bei der ·Lehrerschaft als auch 'besonders bei 

Ich 'bin der Meinung, daß diese Frage offen­
geblieben ist, aber meine bes ondere Anfrage 
an Sie, ob Sie nun heute, im Jahre 1 974, 
auch zustimmen, daß die heiden Unterstufen 
zu einer Gesamtschule zusammengelegt wer-

den Eltern eine gewisse Unsicherheit 'hervor­
rufen würden. 

Ich bin auch der Uberzeugung, daß die 
gegenwärtige Form auf Grund des Artikels 1 4  
Abs. 10 der Bundesverfassung, daß in An-
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wesenheit von mindestens der Hälfte der Mit­
glieder nur mit einer MEfurlheit von zwei Drit­
teln der albgegelbenen Stimmen Abänderungen 
und Novellierungen beschlossen werden kön­
nen, eine gewisse Schwerfälligkeit bedeutet, 
d,aß uns dies aber auf der anderen Seite 
zwingt, gemeinsam Lösungen zu finden und 
Lösungen 'zu suchen, die auch in der Bewußt­
seinsänderung der Eltern und der Lehrer vor­
bereitet sind, sodaß wir nicht Gesetze !beschlie­
ßen, die vielleicht ·später weder von den Leh­
rern noch von 'den Eltern akzep tiert werden, 
weil in der Bewußtseinsbildung der Eltern 
unld Lehrer j ener Bereich noch nicht erreicht 
ist, von dem wir glauben, daß er für ein 
modernes Schulges·etz notwendig ist. 

Ich möchte mich an dieser Stelle Herrn Ab­
geordneten HaIiWaHk zuwenden und ihm 
sagen : Ich möchte Ihre Auffassung über die 
Bildung, die Sie an die Spitze Ihrer Ausfüh­
rungen ·gestellt haben, durchaus als richtig 
anerkennen. Ich möchte sie nur etwas anders 
formulieren : Ich möcht.e nicht die Bndung als 
eine Funktion des Menschen als auch der Ge­
sellschaft darstellen, sonJdern möchte so formu­
lieren: Der Mensch wird überhaupt ·erst durch 
die Bildung zum Menschen. Aber die Bildung 
selbst ist eine FuIliktion der Ges ellschaft und 
sie ist überhaupt nur in der Gesellschaft mög­
lich, weil kein M'ensch ohne GeseUschaft die­
sen Bildungsprozeß vollziehen könnte . Daher 
ist eine außerordentliche gegenseitige Ver­
flechtung - aber das ,wollten Sie im wesent­
lichen auch zum Ausdruck bringen - sowohl 
der personalen Momente wie auch der sozialen 
Momente in der Bildung von vornoeher·ein vor­
handen. 

Nun gestatten Sie mir, meine Damen und 
Herren, daß ich ein p,aar Worte zu dem Inhalt 
des Schulunterrichtsgesetzes sage. Dies·es 
Schulunterrichtsgesetz hat eine Reihe von Be­
stimmungen über die Aufnahme in die Schule, 
Klassenbilduug, Untoerrichtsordnung, Lehr­
bücherverteilung, Stundenplan, gesetzliche Be­
stimmungen, die weitgehend technisch.er Natur 
sind, die im wesentlichen nicht gesellschafts­
beeinflussend sind, und ich glaube, daß hier 
eine Reihe von alt·en Rechtsvorschriften nun­
mehr außer Kraft ges·etzt werden und eine 
klare Rechtsbasis durdl. dieses Gesetz ge­
schaffen wiJ:1d. Daneben aber g:tbt es in 
diesem Gesetz Bestimmungen über die 
Schülerbeurteilung, das Aufsteig·en, Bestim­
mung.en über Reife- und Befähigungsprüfun­
gen, über die Schulordnung, vor allem aber 
auch uber die Schülermitverwaltung, die letz­
ten Endes außerordentlich wichtige gesell­
schaftspolitische Maßnahmen darstellen, weil 
sie sich auf j ene Zielsetzungen, die wir mit 
einem modernen Schulwesen verbinden - auf 

die Chanceng.leichheit, auf die Durchlässigkeit, 
auf die Abschaffung der Bildungs.barrieren -
auswirken. Auch hier möchte ich eine Ände­
rung des Menschenbildes und auch eine Ände­
rung der Mentalität hervorheben, die durch 
dieses Schulunterrichtsgesetz doch weitgehend 
zum Ausdruck gebracht wird. 

Wenn der Herr Abgeopdnete HarwaHk vor­
hin meinte, daß Kollege J ellouschek seinerzeit 
sagte, daß die früheren Bestimmungen fast ein 
regelwidriges Verhalten des Schülers als 
Normfall annahmen und aus diesem G run'd 
eine Reihe von Disziplinierungsmaßnahmen 
vorsahen, so möchte ich das auch auf die Be­
urteilungsseite übertragen, denn unsere gan­
zen Beurteilungsbestimmungen sehen im 
Grunde leistungsunwillige Schüler vor, die 
durch den Druck der Schule, durch den Zwang 
und durch das Korsett der Leistungsbeurtei­
lung zum Lernen gez.wungen w,erden - eine 
AU!f,fassung, eine Mentalität und ein Men­
schenbild, von dem wir glauben, daß es in 
unsere heutige Zeit nicht mehr paßt, denn 
wir sind doch der Uberzeugung, daß Bildung 
letzten Endes in eine Selbs�bildung einfließen 
soll, daß wir dem jungen Menschen moHv,Leren 
sollen, daß er selbst an sich arbeitet und selbst 
seine Bildung übernimmt, das heißt, daß die­
ses Schulunterrichtsgesetz im wesentlichen 
von einem anderen Menschenbild und von 
einem anderen Schülerbild ausgeht. 

Und damit komme ich schon zu dem von 
allen Vorrednern angeführten Punkt der Lei­
stung's,beurteilung und zu den Aufsteigebe­
stimmungen. Ich möchte grundsätzlich eine 
Feststellung an die Spitze stellen. Ich werde 
dem Herrn Abgeordneten Peter dann eine 
Ausführung, die ich in diesem Haus vor eini­
ger Zeit getroffen habe; ahlichten lassen und 
zur Verfüglhll:g stellen, aus der Sie ersehen, 
daß ich mich sehr deutlich gegen die Nivel­
lierung und gegen die Vermassung ausg,e­
sprochen habe und daß ich daher Ihre Mei­
nung als eine Unterstellung meiner Auffas­
sung,en !betrachte, weil ich gerade der gegen­
sätzlichen Meinung bin. 

In unserer Gesellschaft stellen die Leistun­
gen einen integrierenden Bestandteil unserer 
Gesellschaftsoronung dar. Die erbrachte Lei­
stung ist sowdhl für den einzelnen wie auch 
für die Gemeinschaft von großer Bed·eutung. 
Deshalb bekennen sich auch die Sozialisten 
zu einer Leistung, s owohl im Wirtschaftsleben 
wie auch in der Schule wie in allen anderen 
Bereichen des öffentlichen Lebens. Deshaolb 
wenden wir uns gegen j ene un1>erechtigte Ver­
allgemeinerung, daß in unseren Schulen keine 
Leistungen erzielt werden, daß Vermassung 
und Nivellierung Einzug gehalten haben. Wir 
müssen nur die Dinge, Herr Abgeordneter 
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Peter, etwas diff.erenzierter betrachten, mit 'so 
allgemeinen Schlagrworten ist es nicht ·getan. 
Wir müssen nämlich feststellen, daß die Lei­
stungsanforderungen auf Grund unserer wis­
senschaftlichen Erkenntnisse und auf Grund 
der ständig steigeniden Anforderung in der 
Wirtschaft dauernd 'steigen. Und ich sage hier, 
daß die 'Schulleistungen noch ni,e so hoch 
waren, wie s.ie j etzt sind. 

Meine Damen und Herren! Lesen Sie sich 
einmal Reifeprüfungsprotokolle aus der Zeit 
um die Jahrhundertwende durch. Damals gab 
man den Studierenden zur Reifeprüfung die 
Interpretation eines Dramas Schillers oder 
Goethes, und es wurde im wesentlichen eine 
Inhal tsangabe verlangt. Geistesgeschichtliche 
Verbindungen, historische Einordnungen, 
Interpretationen waren vollständig fremd. 
Wenn Sie sich ein mathematisches Thema die­
ser Zeit ansehen und dieses mit den gegen­
wärtigen mathematischen Anforderungen ver­
gleichen, werden Sie s ehen, daß die Mathe­
matik heute etwa in den sechsten Klassen zu 
jenen Ergebnissen führt, die damals in den 
achten Klassen verlangt wurden. Es hat sich 
außerordentlich viel verändert und es hat sich 
vor allem außerordentlich viel verändert im 
Hinblick auf die Abstraktionsfähigkeit der 
Schüler. Schauen Sie sich den neusprachigen 
Unterricht an. Sie werden feststellen können, 
daß unsere Schüler zu keiner Zeit so hervor­
ragende Kenntnisse in der modernen Sprache 
erzielt haben wie j etzt ; sie können sich flie­
ßend unterhalten und sie können in der 
Fremdsprache bei der Reifeprüfung im Durch­
schnitt über einen gelesenen Text oder über 
ein gelesenes Werk Auskunft geben. 

Es sind also vor allem Anforderungen an die 
Abstraktionsfähigkeit, die außerordentlich ge­
stiegen sind, und deshalb bin ich der Uber­
zeugung, daß wir sehr vorsichtig sein müssen, 
wenn wir diese Anforderungen auf alle Be­
reiche des Schulwesens übertragen wollen, das 
heißt, wenn wir in allen Unterrichtsgegen­
ständen - und die Zahl der Unterrichtsgegen­
stände hat sich in den Jahren seit der Jahr­
hundertwende sehr stark vermehrt - in der 
gleichen Weise diese Anforoerungen stellen. 

Wenn Sie sagen, Herr Abgeordneter Peter, 
daß mit dem Aufsteigen bei einem Nicht­
genügend eine Nivellierungstendenz eintritt, 
dann bin ich der Uberzeugung, daß das grund­
sätzliche Anliegen nicht verstanden wurde, 
und zwar j enes Anliegen, daß zwischen den 
Anforderungen der Schule und der Leistungs­
kapazität der Schüler mehr und mehr eine Dis­
krepanz entsteht. Man muß nicht der Auf­
fassung zustimmen, daß unsere Sdlüler nidlt 
mehr jene intellektuelle Kapazität und jene 
Leistungsfähigkeit haben wie früher. Ich bin 

nicht dieser Meinung. Aber die Anforderun­
gen sind so gestiegen, daß wir uns heute sehr 
überlegen müss.en, ob wir di.ese Anforderun­
gen in der selben Zeit wie früher tatsächlich 
bewältigen können, und es ist gerade der von 
Ihnen erwähnte Professor Weiss, der immer 
wieder darauf hinweist, daß diese Anforde­
rungen in ihrer Komplexität und in dem 
Enzyklopädismus des Bildungswissens, das 
wir heute an unsere Schüler herantragen, 
nicht mehr gerechtfertigt sind. Aus dieser 
Diskrepanz e rgibt s ich nun die Tatsache - die 
keine neue Erfindung ist und die auch damals 
bestand -, daß ein großer Teil unserer Schü­
ler Klassen wiederholen und repetieren. 

Meine Damen und Herren! Ist es klar und 
deu'tlich, 'daß 40 Prozel1!t aller Schüler, die in 
die erste Klasse einer Volksschule eintreten, 
nach acht Jahren nicht mit einem positiven 
Zeugnis in die neunte Klasse übertreten, das 
heißt, daß 40 Prozent aller Schüler in Oster­
reich repetieren, gleichgültig, ob sie an allge­
meinbildenden höheren Sdlulen, an Volks­
schulen, an Hauptschulen oder an Sonderschu­
len unterrichtet werden? Dazu danf ich Lhnen 
sagen, daß ich der Uberzeugung bin, daß das 
Repetieren für den einzelnen Schüler eine her­
vorragende pädagogische Maßnahme sein 
kann, aber als Strukturelement im Schulwesen 
hat das Repetieren in der Gegenwart nichts 
mehr verloren.  

Ich kann Ihnen den Bericht Otto Glöckels 
aus dem Jahre 1 923 zeigen. Da hat er dem 
Stadtsdlulrat für Wien darüber Bericht er­
stattet, daß in den Jahren nach dem ersten 
Weltkrieg 60 Prozent der Schüler in Wien 
den Weg von der ersten Klasse der Volks­
schule bis in die achte Klasse nicht normal 
absolviert hatten. Seine wesentliche lJberle­
gung bestand darin, das Repetieren einzu­
sChränken, dies in der Erkenntnis und in dem 
Bewußtsein, daß dieses Repetieren keine zu­
sätzliche Leistungssteigerung des Schülers, 
der repetieren muß, bringt, daß die Intelli­
genz dadurch nicht gesteigert wird, sondern 
daß das Repetieren eher mit einer Frustration 
verbunden ist. 

Er war der Ansicht, daß man hinsichtlich der 
Struktur der Schule und der Aufsteig'ebestim­
mungen neue Wege gehen müsse. Er ver­
langte dies in der Erkenntnis, daß man mit 
diesen neuen Wegen wahrscheinlich niCht viel 
höhere Leistungen erzielen werde, daß man 
aber doch das Repetieren verhindern könne. 

Ich möchte Ihnen noch zwei Zahlen nen­
nen, die alarmierend sind : Von den erwähn­
ten 40 Prozent aller Schüler, die gegenwärtig 
an unseren österreichischen Schulen repetie­
ren, muß ein Viertel zweimal repetieren ! Zu­
sätzlich repetieren 12 Prozent dreimal! Das 
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heißt :  Ein Drittel aller Schüler, die einmal 
repetieren, wiederholt in Wirklichkeit zwei­
bis dreimal die Klasse. 

Das ist ein so hoher Prozentsatz, daß man 
sagen muß : Es ist unglaublich, daß die Schule 
d er intellektuellen Leistungsfähigkeit und der 
intellektuellen Leistungskapazität dieser Kin­
der nicht mehr gerecht wird. 

Da entsteht die Frage : Nimmt die Schule 
und nimmt die Gesellschaft das hin? Das Repe­
tieren hat j a auch ein gesellschaftliches 
Moment, es bedeutet eine Di'Skriminierung 
des betreffenden Kindes in der Gesellschaft. 
Nimmt das die Gesellschaft hin, oder 'hat sich 
die Schule als Institution dieser Ges.ellschaft 
nicht doch Formen zu überlegen, die der 
Struktur und dem lfilhalt nach idas Repetie­
ren als Strukturelement ausschalten und dem 
indivliduellen Leistungsvermögen der Kinder 
besser entsprechen? 

Ich nenne rhnen dazu noch zwei Zahlen von 
den allgemeiIllbHdenden höiheren Schulen, 
Zahlen, die erschreckend sind : 1966/67 hat 
Ministerialrat Gniesser an den allgemeinbil­
denden höheren Schulen eine Untersuchung 
angestellt und dabei herausgefunden, daß in 
einem Jahr 9,3 Prozent aller Knaben, 5,5 Pro­
zent aller Mädchen, im Schnitt 7,7 Prozent, 
Klassen repetiert haben. 

Denken Sie dabei allein an die vier Jahre 
der Unterstufe der allgemeinbildenden höhe­
ren Schulen!  Jetzt müssen Sie dazu noch über­
legen : Das sind doch 'Schüler, die ein gutes 
Zeugnis der VolksschUle haben, die desw.egen, 
weil sie begabter Sind als die Ü'bri,gen, in die 
Unterstufe der allgemeinbildenden höheren 
Schule übertreten, dort alber i:n einem so er­
schreckend 'hohen Ausmaß repetieren. 

Herr Abgeordneter Peter ! Ich möchte Ihnen 
nochmals sagen: Das hat zunächst mit Auslese 
gar nichts zu tun, denn die Auslese kann sich 
nicht bis zum achten Schuljahr, sondern sie 
muß sich his zur Reifeprüfung vollziehen. 

Bei der Auslese werden bestimmte Anfor­
derungen gesteUt, und das Stellen dieser An­
forderungen in den ersten Klassen sowie das 
Wegschieben derjenigen, die aus irgeilideinem 
Grund in den ersten Sdmljalhren nicht mit­
kommen, bedeuten eine grausame Tätigkeit, 
die mit einer humanen Schule nichts mehr 'Zu 
tun haben kann. 

DeshaLb 'sind wir 'der Uberzeugung, daß das 
Repetentenproblem, das in uns.eren Schulen 
besteht, nur durch 'zwei 'Maßnahmen, Idie in 
einer engen Veribinldung zueinander stehen, 
g elöst werden kann : durch eine Veribesserung 
der Struktur und durch eine V:eränderung des 

Beurteilungswesens. Die V,eibesserung der 
Struktur geht sowohl in Richtung Vorschul­
klassen als auch in Richtung Ges amtschule. 

Wir sind sehr glücklich, feststeHen zu kön­
nen, daß wir in der Gesamtschule die Zahl der 
Repetenten 'beträchtlich herabsetzen konnten. 
Aber es wäre jetzt völlig falsch zu sagen : Der 
Lehrstoff in 'der Gesamtschule wird nivelliert, 
weil der Ausleseprozeß ein ganz anderer Pro­
zeß ist, der andere Sdlüler betrifft als der 
Stützungs- und Förderungsprozeß, den man 
einrichtet, um in der Gesamtsch'ule jene Schü­
ler zu 'halten, die ehen eine geringere Int,elli­
geuz, eine geringere Bega'bung, einen geringe­
ren Lerneifer urrd einen geringeren Lernwil­
len haben. 

Damit ikomme ich zum 'Beurteilungssystem. 
Di,eses Beurteilungssystem ist sicherlich nicht 
das modernste, das es g,ibt. Ich konzediere 
Ihnen das sehr gerne und halbe das immer 
wieder gesagt. Leider muß idl dazu ·sagen, 
daß uns auch Herr Universitätsprofessor 
Weiss, den Sie angeführt haben, kein besse­
res Modell vorgestellt hat. Es rst beträchtlich 
leichter, ,ein bestehendes Modell wegen seiner 
In effizienz zu ktitisieren, als ein besseres 
Modell an Stelle dieses kritisierten schlechte­
ren Modells darzustellen. 

Als ich Sie 'fragte, Herr Aibgeordneter Peter, 
ob Sie uns ein Modell einer Punktebewer­
tung geben können - ich kenne einige aus 
dem Ausland -, das wir an die Stelle des 
momentan -gegebenen Modells setzen können, 
haben Sie gesagt: Das Ikann ich nicht, ich 
kann nur sagen "Punktebewertung" . (Abg. 
P e t  e r: Warum setzen jetzt erst die Schulver­
suche ein?) 

Herr Abgeordneter Peter! Das Problem, auf 
das ich nom zu sprechen kommen werde, 
liegt nämlich nicht Ibeim Punkte system oder 
beim fünfstufigen Notensystem, es liegt viel­
mehr in der Ubertragung'sstelle der Zuord­
nung bei der Beurteilung des Lehrers 7jur 
Note und ibei Id,er Beurteilung des Punktes 
du rch den Lehrer. 

Das, was Sie im Zusammen!hang mit Herrn 
Professor Weiss gesagt ha'ben und was ich 
vollauf unterstreiche, weil es richtig ist, tritt 
mit demselben Effekt beim Punkte system ein, 
da wieder die Subj ektivität der Zuordnung zu 
drei, vier und 'fünf Punkten im selben.. Aus­
maß tbei der Beurteilung eines Aufsatzes, bei 
der Beurteilung einer mathematismen Arbeit 
wie bei der Zuordnung zu einer festen Note 
ge�geben ist: ",S�hr gut", "'gut", ,,'befriedi­
gend". "genügeoo", "nicht genügend". 

Das heißt: Das Punktesystem löst das Pro­
blem überhaupt nicht, sondern hier muß man 
eine andete Haltung, eine andere Mentalität 
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haben. Man darf zum Beispiel nicht j ene Men­
talität haben, die bei Ihnen wieder auf der 
anderen Seite Ideutlich ,zur Geltung kommt, 
wenn Sie sagen: Nur Auslese, nur Förderung 
der Elite ! - Es muß vielmehr folgende Men­
talität da sein : Weitgehende Durchläs'si�k,eit, 
aber Erhöhung der Forderung, je lWeiter man 
hinauf.kommt. 

Mein ganzes Reden im Unterausschuß war 
in erster Linie auf die Unterstufe gerichtet. 
Ich bleibe dabei : Solange wir nicht einmal ein 
humanes ISystem tür die Zeit 'der Schulpflicht, 
für die ersten acht Jahr,e haben, ist es sehr 
schwer, über ein anderes System für die Ober­
stufe zu sprechen. 

Wo sind die Verbesserungen? Ich hoffe, der 
jetzt im Gesetz festgelegte G rundsatz, daß das 
Vellhalten des Schülers nicht in die Leistungs­
beurteilung einbezogen werden darf, wird 
vielleicht in Zukunft noch stärker in den Vor­
dergrund gerückt werden. 

Die zumindest ,im Schulunterrichtsgesetz 
festgele.gte Bestimmung, daß in den IFächern 
Musikerziehung, Bildnerische Erziehung, 
Handarbeit, Leibesülbungen mangelnde An­
lagen berücksichtigt werden müssen, bringt 
eine geringfügige Verbesserung. 

Sicherlich bringt auch die Tatsache, daß 
Schüler mit einem "Nicht genügend" aufstei­
g·en können, eine Verbesserung. Trotzdem 
möchte <ich jetzt deutlich sagen, daß wir in 
unserem Schulwesen endlich zu einer Bewer­
tung der Fächer übergehen und eine verschie­
dene Bewertung der Fächer berücksichtigen 
müssen. 

Mein Vorschlag - auf ihn ist Kollege Har­
walik zu sprechen g·ekommen -, im Hinblick 
auf die musischen Fächer einen erst,en Bereich 
zu schaffen, ist leider nicht 'durchgegangen. 
Es wird aber in Zukunft notwendig sein, nicht 
nur die musischen Fächer, sondern auch die 
Realien miteinzubeziehen, weil nun einmal 
ein großer Unterschied besteht, ob ein Schüler 
eine mang,elhafte Leistung in einem Gegen­
stand er.brin.gt, in dem später noch weiter 
aufgebaut wird, wie etwa in der MathemaNk 
oder in einer Flfemdsprache, oder ob es sich 
um einen Gegenstand handelt, in dem er im 
kommenden Jahr, ohne auf die notwen'digen 
Grundbegriffe zurückzukommen, einen posi­
tiv,en Abschluß ernielen kann. 

Die Schwierigkeit besteht hier darin, daß 
mitunter das Prestigedenken der Lehrer stär­
ker ist als das pädagogische Denlken, das wir 
gemeinsam auch von einem gesellschaftspoli­
tischen Hintergrund her vertreten. Eine Ände­
rung dieser 'Mentalität wird nur seihr langsam 
eintreten können, und zwar dann, wenn wir 
uns gemeinsam zu der Auffassung durchge-

rungen haben, 'daß eine Leistung nicht durch 
Druck ·allein erzielt un'd erz,wungen werden 
kann. 

auo Glöckel hat in seinem Buch "Drill­
schule, Lernschule, AI1beitsschule" den Grund­
satz "Von der Arbeitsschule zum freudigen 
und frohen Lernen" verkündet. Ein Grundsatz, 
der sich von der Annahme abwendet, daß 
nur durch eine negative Beurteilung und eine 
negative Motivation ein FortschoTitt in der 
Schule erzielt werden kann. 

Meine Damen und Herren I Was wir dpin­
gend Ibrauchen, ist ein Neuderuken, das in 
weiten Kreisen der Lehrerschaft hereits Platz 
gegriffen hat. Ich bin j edoch der tJlbemeugung, 
daß wir die Leh�ersch,aft noch viel mehr als 
bisher dafür gewinnen müs'sen, daß s-ie das 
eigene kritische Denken des Schülers, seine 
eigene Motivation für den Bildungsproz·eß 
stärker berücksichtigen muß als jene Anforde­
rungen, die sie an ihn stellt. Erst dann werden 
wir zu einer neuen Schule und auch zu einer 
Neugestaltung 'der Schule in ihrem Inneren 
kommen können. 

Ich kann es mir aber nicht versagen, Ihnen, 
meine Damen unld Herren von der Osterrei­
chischen Volkspartei, den Vorwurf zu machen, 
daß Sie zu dem, was Sie in den 1 07 Punkten 
für Osterreich im Jahre 1971 sehr groß ver­
kündet haben, nun nicht mehr stehen. Sie 
traten damals lfür die Förderung des Kon­
taktes mit zeitgenössischen Künstlern in den 
musischen Fächern zur Entwicklung der 
schöpferischen Fähigkeiten der Schüle·r sowie 
für die A:bschaffung der Bewertung in diesen 
Fächern ein. 'In dem Moment, als einige 
wenige Fachausschüsse und Zentralausschüsse 
auf den Plan getreten sind unld glaubten, daß 
ihr Prestigedenken ·:mit d<ie5'er Zielsetzung 
nicht mehr in Einklang zu bringen sei, Ihaben 
Sie sofort Ihre großartige Ankündigung zu­
rückgezogen. 

Ich habe so sehr gehofft, daß wir in dem 
guten Arbeitsklima des Unterrichtsausschus­
ses und des Unterausschusses audl auf diesem 
Gebiet eine leichte systemimmanente· Ver­
besserung erzielen werden . 

Ich möchte den Kunstkritikern folgendes 
sa-gen : Wenn sie gl,auben, daß durch den 
Zwang und durch den Druck der Note die 
Freude am Violinspiel oder am Klavierspiel, 
die Freude an der schöpferischen Gestaltung, 
an der 'bildnerischen Erziehung geweckt und 
gefördert wdrd, dann muß lich dhnen sagen, 
dlaß sie ·ein völlig falsches Bild und einen 
völlig talschen Zugang zur Mentalität unserer 
Kinder :hahen. Die 'Freu'de muß aus der Arbeit 
erwachsen. Ich Iha!be nichts dagegen, daß dann 
diese Freude bewertet wird. 
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Daß aber durch den Druck von einem Drittel 

von Ermahnungen in einer Klasse dieses Ziel 
erreicht werden soll, wenn etwa die Kinder 
die Noten nicht können und die Noten nicht 
von vornlherein innerhalb kurrzer Zeit richtig 
nennen ikönnen, hat dies mit schöpferischer 
Gestaltung nichts mehr zu tun. Wenn aber 
die Noten abgeleitet werden aus der Fr-eude, 
aus der freudigen urrd frohen Situation des 
Erlernens, wäre das viel 1besser. 

Deshalb !habe ich auch dem Herrn Rektor 
der G raze r  Höchschule für 'Musik s ehr deutlich 
ges agt: Es ist nicht nur die Aufgabe der Poli­
tiker, nicht die Aufgabe der 'Schulverwaltung, 
sondern es wäre in Wirklichkeit die Aufgabe 
der Musikerrzieher und der Hochschulen, 
Wege einer zeitgemäßen Beurt,eilung vorzu­
schlagen, die wir in das Gesetz aulfnehmen 
könnten. Man kann sich nicht einfach auf 
das Prest,igedenlken einig-er weni.ger Lehrer 
zurückziehen! (Abg. 0 f e n b  ö c k: Warum 
wenden Sie diese Grundsätze nicht auf alle 
anderen Gegenstände an?) 

Wir werden ,sie gerne auch auf alle anderen 
Gegenstände in Verbindung mit den Auslese­
prinzipien und mit den Ausles-emöglid1:keiten 
anwenden, die die allgemeinibildenden und 
auch berufsbildenden höheren Schulen bieten. 

Ich -bin der Meinung - das möchte ich selhr 
deutlich s agen -, daß natürlich auch von der 
Wirtschaft und von den einzelnen Kultur­
gebieten, von der Kunst und Wissenschaft, 
ganz bestimmte FesUegungen im Hinblick auf 
die Leistungen, die erzielt werden sollen, ge­
geben ,sind. Aber der Weg zu diesen Leistun­
gen ist mitunter sehr unterschiedlich und muß 
nicht gerade durch Druck gepflastert sein. 
(Abg. Dr. G r u b e r: Auch in Mathematik?) 
Auch in Mathematik! Herr Abgeordneter Gru­
ber! Wir Ihaben eine g'roße Zahl von Mathe­
maUkle'hrern, die das verstehen. 

Ich möchte Ihnen .folgendes Beispiel erzäh­
len : Es war vor kurzer Zeit eine Delegation 
von Mathematikprofessoren aus Frankreich 
bei mir, die im Französischen Institut den 
Ma1)hematikuntel'richt ,besucht haben. Woir 
haben uns gemeinsam mit Wiener Mathema­
tikiprofessoren der allgemeinbildenden höhe­
ren Schulen zusammengesetzt. Es ist da'bei 
dasselbe Problem beraten worden, nämlich 
daß nicht durch den Druck und durch die 
Mathematiknote allein der Mathematikunter­
richt zu motivieren ist, sondern daß den Schü­
lern in einem viel größeren Ausmaß durch 
Einsicht und durch Motivation erklärt werden 
s oll, warum sie j ene ,Stoffe der modernen 
Mathematik lemen, deren Nützlichkeit ihnen 
nIcht von vornlherein klar ist. 

Ich bin davon überzeugt, daß sich dies 
machen läßt, aber auf der anderen Seite - und 
da,s ist unbestritten - werden bestimmte For­
derungen gesetzt, die erreicht werden müssen. 
Wir werden uns aber sehr wohl überlegen, 
ob diese Forderungen, eHe erreicht werden 
müssen, schon auf der Unterstufe oder aber 
erst auf d er Oberstuf.e von den Schülern er­
ziel t werden. 

'Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Idl muß mich beeilen, um nicht zu lange Lhre 
Aufmerksamkeit in JAnspruch zu nehmen. Ich 
wende mich der SchülermitveliWaltung zu. ,Im 
Grunde genommen geht es bei der Schüler­
mitverwaltung um dasselbe Prinzip . Es geht 
darum, daß nicht eine Schule des Drucks und 
nicht eine Schule der Noten und der Beurtei­
lung des Verhaltens von vornherein dem 
Schüler gegenübertritt, sondern daß in einern 
viel höheren Ausmaß als bisher ein partner­
schaftliches Vel1hältnis von Lehrern und Schü­
lern an der iSchule el1zielt wird. 

Das Schulorganisationsgesetz des J a:hres 
1962 hat der österreichischen Schule eine 
Reihe von Erziehungsaufgaben ülbertragen. 
Da'zu bedanf es, daß der Schule ein Raum 
gegeben wird, in dem das Verhalten des Schü­
lers geübt wird. Von diesem Standpunkt, aus­
schliieß1ich von diesem Standpunkt, sehe ich 
das -gesamte Problem der Schülermitverwal­
tung. 

Wir verlangen 'Von der Schule, daß sie zu 
einem demokratischen Verhalten, zur Kritik, 
zur Hilfs'bereitscha.ft erziehen soll. Das kann 
aber nicht durch Belehrung erfolgen, sondern 
nur dadurch, daß dem Schüler in der Schule 
die Gelegenheit geboten wird, im Schulleben, 
in der Mitverwaltung, in der Mitg.estaltung, 
beim gesamten Unterrichtsprazeß und Bil­
dung_sprozeß, bei den Leihrausgängen und bei 
den Skikursen mitzubestimmen, die ,eigene 
Meinung zum Ausdruck. zu ,bringen und mit 
den Lehrern .die Anliegen zu besprechen. 

Das Problem ist sicherlich sehr vielgestal­
tig, und es ist seihstverständl ich, daß wir sehr 
viel Zeit ,für diese Zwecke in der Schule auf­
bringen müssen. 

Meine Damen und Herren ! Wenn nicht die 
Leistung allein, 'sondern mit der L'eistung auch 
das Verhalten des Menschen für s ein weiteres 
Fortkommen wichtig ist, 'wenn wir der Uber­
zeugung sind, daß dieses Verhalten des Men­
schen auch für sein Glück entscheidend ist, 
dann müssen wir diese Zeit der Schule bie­
ten. Deshalb bedarf die Schülermitverwaltung 
eines sozialintegrativen FüJhrungsstHs. 

Wenn nur die OrganisationsJormen ablau­
fen, wird eine Schülermitverwaltung nicht zur 
Geltung kommen . Es bedarf einer Gesprächs-
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bereitschaft und eines partnerschaftlichen Ver­
hältnisses von Lehrern und Schülern und nicht 
zuletzt auch einer organisatorischen Form der 
Zusammenarbeit. 

Diese organisatorische Form der Zusammen­
arbeit haben wir gefunden. Es wäre mir per­
sönlich lieber gewesen, wenn es einen Zusam­
menarbeüsausschuß gegeben hätte, ,wie das 
die Regierungsvorlage vorgesehen /hat. Ich 
glaube - ich habe das im Unterrichts aus­
schuß auch rnehrmals gesagt -, daß viele 
Anliegen zrwischen Lehrern und Schülern allein 
abgesprochen werden sollten und daß alle 
dritten Personen, die hier anwesend sind, 
diese Gesp rächsbereitschaft eher verhärten 
und er-schiweren, denn Idadurch kann ,zu leicht 
der Prestigestandpunkt der Lehrer oder der 
Prestigestandpunkt der Schüler in den Vor­
dergrund gerückt werden. 

Wir hoffen, daß gerade durch diese neuen 
Möglichkeiten den Schülern eine echte Gele­
genheit zur Mitwirkung und Mitbestimmung 
eingeräumt wirld. Wenn wir j etzt soweit 
g,ehen, daß die Schüler an einzelnen T'eilen 
der Konferenz teilnehmen können, wenn wir 
s oweit gehen, daß die Schüler gemeinsam mit 
den Lehrern j enen Raum festlegen, in dem 
sie mitentscheiden und auch die formalen Vor­
auss'etzungen festlegen, unter :denen sie mit­
entscheiden, dann glaube ich, daß damit doch 
ein wertvolles Element für diese Zusammen­
arbeit gelegt wird. Alber ich wiederhole noch­
mals : Dieses wertvolle Element wird sich nur 
dann \Zum Vorteil der Schule auswirken, ,wenn 
sowdhl von den Lehrern als auch von den 
Schülern aus gesehen die Bereitschaft besteht, 
mitzuarbeiten und zusammenzuarbeiten, weil 
der mündige- StaatSlbürger eigene Erkenn1tnisse 
über die Vielfalt der Meinungen und den 
Prozeß der Meinungsbildung aus Erfahrung 
erwerben -soll. 

Herr Abgeordneter Peter! Ich wende mich 
nochma'ls Dhnen -zu im Hinblick auf die Rechts­
vorschriften für die Lehrer und im Hinblick 
auf Ihre berechtigte Forderung, daß dem Leh­
rer so wi'e dem Schüler nicht nur die gleichen 
Rechte, sondern mehr Rechte in der Schule 
zukommen. 

Wir haben dalher auch im Zusammenhang 
mit der Lehrerkonferenz vorgesehen, .daß 
Lehrerkonferenzen einberufen werden, wenn 
ein Drittel der Lehrer di·es verlangt, und daß 
auch die Dehrerkonfer-eIl!Zen jene Angelegen­
heiten beraten müssen, deren Behandlung von 
einem Drittel der Lehrer verlangt wird. 

Was nun die MitJwiI1kung der Lehrer auch 
bei Konferenzen der Bezirksschulinspektoren 
betrifft, darf ich Ihnen mitteilen, daß beim 
Stadtschulrat für Wien die Mitglieder des Zen-

tr alausschusses der PflichtschU'llehrer an den 
Konferenzen und Beratungen der Bezirksschul­
inspektoren teilnehmen. Ich weiß , daß das in 
einigen Bundesl ändern der Fall ist, und ich 
bin der Uberzeugung, daß gerade diese For­
men einer verstärkten Mitarbeit und einer 
verstärkten Mits.prache der Lehrer nicht nur 
in den Kollegien der Landesschulräte, sondern 
auch in einem sehr starken Ausmaß !bei den 
Dienstbesprechungen zum Ausdruck kommen. 

Damit 'komme ich schon zum Schluß und 
versuche g,anz kurz, eine Gesamtibeurteilung 
des Schulunterrichtsgesetzes zu geben. 

Dieses Schulunterrichtsgesetz !bringt zum 
erstenmal eine klare gesetzliche Grundlage , 
es ordnet eine Fülle von Rechtsvorschriften 
und bringt diese RechtsvorschrHten in einen 
Zusammenhang. Da diese Rechtsvor,schriften 
nicht immer im Gegensatz zu früheren Rechts­
vorschriften stehen, glaube ich daher auch, 
daß die Terminsetzung mit 1 .  September 1 974 
durchaus berechUgt ist, weil in weiten Be­
reichen sich keine Änderungen im rein For­
malen ClIhzeichnen. 

Ich unterstreiche, daß die Leistungsbeurtei­
lunlg nicht j ene Zielsebzul1'gen eI1fü:llt, die wir 
an dieses Gesetz 'gerne 'stellen. Ich muß aber 
hinzufügen, daß weder die Wissenschaft auf 
der einen Seite noch der Konsens auf der 
ander.en Seite Ziwischen den heiden großen 
Parteien eine .weitere Relform dieses Schul­
unterrichtsgesetzes oder eine weitere Reform 
der Leistungs'beurteilung zugelassen hat. 

Ich möchte auch an die Universitätspädago­
gik die Bitte richten, nicht nur kritische Ana­
lysen, die außerordentlich wertvoll sind für 
die Leistungsbeurteilung, vorzulbringen, son­
dern geeignete Mddelle 'zu erstellen, um der 
pädagogischen Praxis die Handhabe zu gehen, 
die 'Leistungsbeurteilung vo rzunehmen. 

Die bedeutendste Verbesserung ist aber die 
Schülermitverwaltung im Hinblick auf die An­
bahnung eines sozialintegrativen demokrati­
schen Führungssti'ls . 

Und damit komme ich zu einem politischen 
Anliegen. Die Osterreimische Volkspartei hat 
in den letzten Jahren immer wieder, wenn es 
um Fragen der Schulreform gegangen ist, den 
Grundsatz aufgestellt - auch in lohreT "Bil­
dung .für die Gesellschaft" haben Sie diesen 
Grundsatz dargelegt -: VorraIlig der inneren 
Schulreform. 

. 

Ich glaube, daß die Beratungen zu diesem 
Schulunterrichtsgesetz, a'ber auch die Beratun­
gen vor allem im Unter ausschuß gezeigt 
haben, daß eine Reform auf einem Gebiet 
allein ein Torso bleiben muß. Wir haben sehr 
deutlich -gespürt, daß auf dem Gebiet der Lei-
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stungsbeurteilung di'e anderen Formen eines 
Unterrichtes, also etwa eines Gruppenunter­
richtes und eines Unterrichtes in Leistungs­
gruppen, ganz andere Normen der Beurteilung 
verlangen, als wir sie in unserem fünfstufi.gen 
Beurteilungssystem derzeit besitzen. Es wird 
daher auß'erordentlich notwendig sein, hn Zu­
sammenhang mit der Stru:kturreform auch die 
Leistungsbeurteilung neu zu ülbertlell'ken. Des­
halh kehre ich zu meiner Behauptung zurück.: 
Es grbt keine Reform auf einem Gebiet oder 
in einem Bereich der Schule, wenn nicht zu­
gleich. auch die Bereitschaft besteht, diese 
Reform auf anderen Gebieten durchzuführen. 
Wir können in Zukunft nur zu einer Ver­
besserung der Leistungsbeurteilung kommen, 
wenn wir gleichzeitiig auch im Bereich der 
Grundschule und im Bereich der Gesamt­
schule eine andere Form des Unterrichtes 
durchführen und bei dieser anderen Form des 
Unterrichtes auch entsprechende Beziehungen 
zum Schulunterrichtsgesetz herstellen.  

Damit komme ich auch zu der Auffassung, 
die Herr Professor Weiss in seinem Artikel 
"Schulversuche in Ostrerreich" in der "Hoch­
schulz'eitung" anstellt. Wir befinden uns üb er­
haupt momentan in einer sehr interessanten 
Gesamtsituation der österreichischen Schul­
reform. Während uns auf der einen Seite 
der Vorwurf gemacht wird, daß der Schul­
versuch "Gesamtschule" ein harmloser Schul­
versuch ist - Prof'essor Weis-s sagt in der 
, ;Osterreichischen Hochschul'leitung" : "Ein­
malig harmlos",  und Herr Professor Weiss, 
das wissen Sie, gehört der Osterreichischen 
Vo�ks.p artei seit vielen Jahren an -, wird 
auf der anderen Seite von den Vertretern der 
Osterreichischen Volkspartei, vor allem im 
Zentralausschuß der Lehrer an den allgemein­
bildenden hÖlheren Schulen uns der Vorwurf 
gemacht, die Gesamtschule sei eine Manipu­
lation der Gesellschaft, eine typisch soziali­
sti sche Manipulation, um eine einheitliche Ge­
sellschaft auszurichten im Hinblick. auf eine 
Nivellierung und Vermassung, keine Ausl'ese 
nach oben, mit einer beträchtlichen Leistungs­
senkung. 

Solange so weit divergierende 'und so weit 
kontroversieUe Standpunkte vorgebracht wer­
den, glaube ich doch feststellen zu !können, 
daß wir in den Schu:lversuchen in einer guten 
Mitte liegen, in einer ausgezeichneten Mitte, 
wobei allerdings jet'lt notwendig ist, daß wir 
endlich die Konkretisierung und Realisierung 
aus den Gegebenheiten dieser Schulversuche 
ziehen und nicht wieder lange Jahre warten, 
um diese ausge,zeichneten El1gebnisse, die !Wir 
jetzt beobachten können, in die Praxis überzu­
fUhren und damit das SdlUlwesen zu verbes­
sern. 

Das SdlUlun1:errichtsgesetz wird nur dann 
voll wirksam wertlen, wenn wir die Verbin­
dung mit der Veränderung der Schulstruktur 
herstellen und wenn es uns auf der anderen 
Seite gelingt, Eltern und Lehrer mit j ener 
Auffassung zu erfüllen und sie zu überzeugen, 
daß die Schule nicht eine Schule des Druck-s 
und der Noten ist, sondern eine Schule in 
einer Gesellschaft, in  Ider auch der einzelne 
gern lernt und freudig lernt, weil er 'weiß, 
daß er für sich und für die Gesellschaft einen 
wertvollen Beitrag und eine wertvolle Hilfe 
durch die Schule erlhält. 

Aus 'diesem Grund wiI1d auch die soziali­
stische Fraktion diesem Gesetz zustimmen. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Gruber. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Herr Prä­
sident ! 'Meine Damen und Herren I Der Herr 
Bundesminister Dr. Sinowatz hatte am Anfang 
seiner Amtstätigkeit im Unterrichtsministe­
rium die Gewolhnheit, daß er etwa bei Schul­
eröffnungen darauf hingewiesen hat, daß das 
Werk von seinen Amtsvorgängern, auch d enen 
der OVP, 'begonnen wuI1de und daß er sich 
freue, dieses Werk nun vollendet zu sehen. 

Ich glaube, ,eine solche Feststellung, Herr 
Bundesminister, wäre Ihrerseits auch am heu­
tigen Tag fällig, denn Sie bringen :heute eine 
Ernte in die Scheune, die Sie nicht ausgesät 
haben, sondern wo es sich -so verhält, wie der 
Kollege Hanwalik bereits in s einen Ausfüh­
rungen dargetan hat, daß die Grundlag,en zu 
diesem Gesetz noch in der  Zeit der  OVP­
Alleinregierung gelegt 'worden sind und wir 
daher heute ein Gesetz vor uns

· 
haben, das 

in den Kernsätzen auch von uns durchaus 
bej aht werden kann, weil sie nicht sozia1isti­
schem Gedankengut entspringen, sondern wo 
sich auch sozialistische Minister den Notwen­
digkeiten unseres Schullebens durchaus auf­
geschlossen gezeigt und nicht einen ideolo­
gischen U1beI'bau versucht 'haben. 

Ich glaube,  daß eine solche Feststellung 
durchaus am Pla,tz ist, :weil wir -in unseren 
Ver1handlungen auf allen Sei'ten einen Geist 
der ZusammenaIibeit spüren konnten, daß auch 
weitere Reformen in unserem Schulleben noch 
in dieser Gemeinsamkeit vollzogen werden 
können. 

Der Herr Ab.geondnete Schnell hat nun ge­
sagt, die Osterreichische Volkspartei habe 
immer wieder den Vorrang der inneren Schul­
reform deklariert, und auch er anerkenne 
durchaus einen solchen Vorrang der inneren 
Schulreform. 
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Herr Präsident Schnell ! Ich freue mich, daß 
Sie diese EI1klärung hier abgegeben hatben, 
weil sie deutlich macht, daß auch Sie von einer 
R,eformvorstellung a'brücken, die sich nur in 
einer Strukturreform erschöpft. (Abg. Doktor 
S c  h n e  1 1: Habe ich nie behauptetf) Sie 
haben es !heute (Abg. Dr. S c  h n e  1 1 : Immer!) 
zumindest deutlicher als j e  zuvor gesagt, daß 
auch für Sie die innere Schulreform (Abg. 
Dr. S c  h n e  1 1 : Beides!) von sehr großer Be­
deutung ist. 

Ich würde es daher auch hegrüßen, wenn 
in der öffentlichen Diskussion der Gedanke, 
daß es sich nur um eine Strukturreform in 
unseren Gesprächen zur Reform des öster­
reichischen SchuLwesens handelt, etwas in den 
Hintergrund gedrängt werden könnte. 

Wenn Sie jetzt sagen, Sie 'haben das nie 
gesagt, dann muß ich alber doch darauf hin­
weisen, daß Ihre ganzen Anstrengungen in 
den letzten Jahren auf diese Reform der Schul­
struktur ausgerichtet waren und daß Sie 
immer wieder glauJben, daß durch die Stmk­
turreform allein schon auch eine pä:dagogische 
Reform erreicht werden könnte. 

Wir stehen nicht an zu erklären, daß wir 
diesem Gesetz deshalb unsere Zustimmung 
geben, weil es uns auch in den Vel1handlungen 
gelungen ist, unsere Vorstellungen unterzu­
bringen, nicht nur rweil von Anfang an aus 
der Vorbereitung des Gesetzes heraus schon 
Vorstellungen, mit denen wir uns �dentifizie­
ren konnten, vorhanden waren, sondern weil 
auch zusätzlich noch die Gedanken Eingang 
gefunden haben, die ,wir im Verlauf Ider Ver­
handlungen zur Debatte gestellt hatben. 

Es wird aber 'Wohl jeder, der die Verhand­
lungen mitgemacht hat, Ibestätigen können, 
daß wir nicht von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht halben, die sozialistische Fraktion 
etwa mit dem Hinweis darauf unter Druck 
zu setzen, daß dieses Gesetz ja nur mit Zwei­
drittelmehrheit beschlos-sen werden könnte, 
sondern daß wir immer wieder versucht haben, 
die anderen Fraikti'onen von unseren Vorstel­
lungen 'zu überzeugen, und daß Iwir nicht ein­
fach auf unsere Verhandlungsposition gepocht 
haben. 

Nur in einem Punkt konnten wir uns einem 
Druck der anderen Seite nicht beugen, und das 
war jener Antrag, den der Abg,eordnete 
Schnell im Unterrichtsausschuß noch einge­
bracht hat, der auf eine AJbänderung des § 25 
abgezielt hat. Hier waren wir der Meinung, 
daß auch wir uns in dieser Frage nicht über­
stimmen lassen sollten, wenn wir schon in 
vielen anderen Fragen die Meinung vertreten 
haben, daß wir selbstverständlich auch der 
sozialistischen Fraktion nicht unseren Willen 
aufzwingen wollen. 

Wir haben aber darauf bestanden - und 
das möchte ich jetzt doch an die Adresse der 
freiheItlichen Fraktion s agen -, daß Klar­
heit darüber hergestellt wird, welche Bestim­
mungen dieses Gesetzes der Zweidrittelmehr­
heit bedürfen und welche Bestimmungen mit 
einfacher Mehrheit beschlossen werden kön­
nen. Es war von Anfang an klar, daß eine 
Reihe von Bestimmungen schulorganisatori­
scher Natur in dem Gesetz vorkommen und 
daß daher jene Verfassungsbestimmung anzu­
wenden ist, auf die der Herr Abgeordnete 
Broesigke eingangs heute schon hingewiesen 
hat; nur in der Beurteilung dieser Tatsache 
gehe ich mit ihm nicht konform: er hat ge­
meint, daß dieser Zwang zur Zweidrittel­
majol1ität den Geg'ebenheiten und Notwendig­
keiten einer raschen Entwicklung nicht ent­
spreche. 

Hier muß ich doch erstens einmal die Frage 
stellen : Wo sind die Veränderungen in unse­
rem gesellschaftlichen Leben, die nicht auch 
vom Gesetzgeber auf dem Schulsektor auf­
gegriffen worden wären? Ist es tatsächlich so, 
daß ,sich der G eset'Zgeber solchen Notwendig­
keiten in der Vergangenheit verschlossen hat? 

Und ein zweites Argument : Sollen sich die 
G esetze vielleicht auch auf diesem Sektor so 
rasch ändern, 'Wie manchmal die Ansichten der 
Pädagogen in solchen Fragen sich ändern? Da­
mit meine ich nicht die Pädagogen, die in der 
Schulpraxis stehen, sondern vielmehr auch 
j ene Pädagogen, die uns von den Lehl1kanz eln 
unserer hohen Schulen vietleicht das eine Mal 
das und da,s andere Mal etwas an.deres an­
raten. 

Ich glaube, es ist angesichts dieses Umstan­
des sogar ein nützliches Element der Kontinui­
tät, wenn hier nicht mit s�hr rasch möglichen 
Mehrheiten im Parlament das eine Ma,} das 
und das andere Mal etwas anderes dekretiert 
wird, sondern daß es dazu einer gewissen 
ruhigen Weiterentwicklung bedarf. Ich bin 
daher der Meinung, daß diese Zweidrittel­
bestimmung nicht den Notwendigkeiten der 
Gesellschaft und ihren Veränderungen ent­
gegensteht. 

,Ich bin auch nicht der Meinung, daß das ein 
Nachteil auf längere Sicht ist, sondern ich 
meine, daß das auf längere Sicht ,gesehen 
sogar ein Vorteil .für unser SchulleIben ist, und 
ich kann nicht finden, daß diese ZweidriUel­
bestimmung ,in unser,er Verfassung ein �ur�o­
sum ist, denn es goib t  auch ein anderes Gesetz, 
das nicht ein Bundesverfassungsges,etz ist, 
aber dennoch nur mit Zweidrittelmehrheit be­
schlossen werden kann, nämlich unser Ge­
schäftsordn ungsg,es·et'Z. 
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Wir wollen es daher auch der Entwicklung 
überlassen, ob s olche Bestimmungen, die 
heute mit Zweidrittelmehrheit beschlossen 
werden, etwa ,angefochten werden, ob sich 
hi,er etwas anderes herausstellt. Ich verweise 
aber darauf, daß wir uns auch ,bei einem ein­
fachen Gesetz auf das Urteil des Verfassungs­
dienstes verlassen müssen, ob etwa eine Ver­
fassungSibestimmung zu ibeschließen wäre, 
oder ob ein Gesetz mit eiIl!facher IMehrheit 
hier beschlossen werden kann. Auch hierü'ber 
gibt es verschiedene Auffassungen. 

Ich darf auch noch einen weiteren Hinwei.s 
geben : Früher gab es auf dem Gebiete des 
Schulwesens Ü'beIlhaupt nur die paktierte Ge­
setzgebung, also ein noch viel schwerfällig,e­
res System als heute, wo wir immerl:ün schon 
mit Zweidrittelmehrheit im Hause hier Be­
schlüsse fassen können. 

Beseitigung und Uberwindung des Kultur- und 
Kirchenkampfes!) Das stand ja 'heute gar nicht 
zur Debatte. Heute standen eher die päd­
agogischen Fragen zur Debatte. Ich habe nur 
giesagt, daß dies'e Geset2)e von Ihnen heute 
eindeutig als Reform bezeichnet worden sind. 
(Abg. P e t  e r: Wieder einmal eine Haar­
spalterei!) 

Das ist meine Sache, ob ich Ihre Äußerung 
so 'beurteile, wie ich es 'getan habe, oder 
anlder,s. Ich. erlaube mir ja nicht nur Ihre 
Äußerungen einer etwas kritischen Beurtei­
lung zu unterziehen, sondern auch solche des 
Herrn Bundesministers, d'er in einem Artikel 
in der "Arbeiter-Zeitung" vom 4. Jänner die­
ses Jahres erstens gemeint hat, daß die Schü­
lermitverwaltung der umstrittenste Punkt des 
neuen Schulunterr.ich.tsgesetfZes war. 

Ich möchte !dazu 'festhaI:ten, Herr Bundes­
minister: Das ist durchaus nicht der Fall. Es Uberdies muß ich ,sa.gen : -Ein diesbezüglicher 

Vorstoß oder gar ein Antrag der FPO lag auch hat einen anderen Punikt 'gegeben, wo die Mei-

überthaupt nicht vor und stand nicht zur nungen viel slärtker divergierten als gerade 

Debatte. in dem Punkt. Denn in der Grundtendenz 

Im übri'gen ist j a  interessant, wie die Ein­
schätzung des Schulgesetzrwerkes von 1 962 
durch die FPO-Fratktion erfolgt. Der Herr Ab­
geoIdnete Broesigke hat gesagt, dieses Ge­
setz von 1962 verdiene nicht die Bezeichnung 
" Schulreform" , während der Herr Abgeord­
nete Peter eigentlich ständig von der Schul­
reform von 1962 gesprochen :hat. 

Ich glaube, Herr Abgeordneter Peter, daß 
man sich tatsächlich auch einmal in Ihrer Frak­
tion dazu durchringen sollte, diese Gesetze 
von 1962 so zu beurteilen, wie . . .  (Abg. 
P e t  e r: Ich bin froh, wenn ich keine grö­
ßeren Sorgen habe als die!) Das glaube ich 
schon, nur 'werden Sie auch unglaubwürdig 
in der Offentlidlikeit: wenn Sie das eine Mal 
die Gesetze von 1 962 lautstark verurteilen 
und wenn Idas andere Mal iSie seLbst dann 
doch die ganze Sache als ein Reformwerlk be­
zeichnen, dann müssen Sie sich auch dazu ent­
schließen, ,sich schon in der Diktion anders 
auszudrücken. (Abg. P e t  e r: Ich bitte mich 
nicht falsch zu verstehen, Herr Grub er! Sie 
wissen ganz genau, was ich gesagt habe!) 
Ich nehme aber gern �ur Kenntnis, Herr Abge­
oIldneter Peter, daß Sie inzwischen doch 
auch . . .  (Abg. P e t  e r: Aber Demagogie ge­
hört ja dazu!) 

Ich nehme aber gerne zur Kenntnis, Herr 
Abgeordneter Peter, daß Sie in7Jwischen doch 
auch . . . (Abg. P e t  e r: Demagogie gehört da­
zu!) Von Ihrer Seite, meinen Sie. Da kann ich 
Ihnen nicht widersprechen, daß Sie dieses 
Metier doch einigermaßen beherrschen. (Abg. 
P e t e r: Sie wissen ganz genau, wo ich die 
Verdienste der Schulreform 1962 sehe: In der 

waren wir in der Schülermitverwaltung von 
Anfang an eigentlich einer Meinung. 

Wir waren nicht einer Meinung, was die 
Konstruktion der entsprechenden Organe an­
langt. Wir haben schon vor mehr als ,einem 
Jahr erklärt, daß w.ir die Schülel1mitverwal­
tung durchaus positiv beurteilen, daß wir atber 
diese Schülermitverwaltung im Rahmen der 
Schul,gemeinschaft seben wonen. Wir wollten 
den Zusammenarbeits ausschuß, so wie er von 
Ihnen präsentiert war, auch deS/halb nicht 
akzeptieren, weil !hier d ann 'z,w.ei :Ausschüsse 
im Schulleben eingerichtet gewesen wären, 
die sicherlich auch zu gewissen Uberschnei­
dungen geführt hätten, w ährend es auch im 
Irrteresse einer klaglosen ,,A!bwicklung durch­
aus angebracht ist, eine .solche Schulgemein­
schaft in ,einem Ausschuß zu verankern. 

Wir waren der Meinung, daß diese schwe­
dischen Impressionen vom Jahr 1 91 1  nicht 
Eingang in unser Schulunterrichtsgesetz finden 
soUten. Ich bin sehr fröh, daß wir uns letzten 
Endes auch getroffen ha'ben. 

Ein wesentlich schwierigerer Punkt letzten 
Endes - nicht von Anfang an - war die 
Frage der Wertung der musischen Fächer im 
§ 25 ; der Abgeordnete Sch.nell hat am Schluß 
seiner Ausführungen auch darauf Bezug ge­
nommen. Die OVP war der Meinung, daß 
man es bei der lang diskutierten und ausge­
wogenen Formulierung der Regierungsvorlage 
belassen sollte. Wir haben uns in dem Punkt, 
Herr Minister, durchaus auf Ihre Seite gestellt 
und haben Ihre Auffassung gegenüber dem 
Abgeordneten Schnell und seinen Mitkombat, 
tanten verteidigt. (Abg. Dr. S c  h n e 1 1: Da 
war kein Gegensatz! Das gelingt Ihnen nichtl) 
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Kein Gegensatz, Herr Abg,eordneter Schnell ! 
Wenn die Zeitungsmeldungen richtig sind, auf 
die ich mich Ibeziehen darf, dann war es doch 
so, ,daß der Herr Burudesminister in Salzburg 
beim österreichischen Kulturgespräch auf Vor­
haltung.en in diesem Punkt erklärt that, daß 
er hier durchaus nicht dersellben Auffassung 
wie der Abgeordnete Schnell sei. Es hätte nur 
noch ·gefehlt, daß er gesagt !hat : Ich bin froh, 
daß die Osterreichische Volkspartei hier mei­
nen Standpun�.t so beharrlich verteidigt. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Es ist durmaus nicht das erste Mal, Herr 
Abgeordneter Schnell, daß wir die Regierungs­
vorlagen gegen sozialistische Abgeondnete 
verteidigen müssen, weil in der sozialistischen 
Fraktion allem Anschein nach kein einheit­
licher Standpunkt zu erzielen ist und die Ab­
geoJidneten oft mit ihrer Regierung nicht einer 
Auffassung sind. 

Ich möchte ·gar nicht ,weiter auf diese Sache 
eingehen, Aber ich ,freue mich doch, daß es 
der OVP und speziell auch mir als Vorsitzen­
den gelungen ist, doch letzten Endes einen 
Ausgleich ZlWischen Schnell und ISinawatz in 
dieser Frage 'herbeizuführen, (Abg. Doktor 
S c  h n e  1 1 : Der besteht schon seit langem! 
Dazu brauchen wir keinen Befürworter!) 

Ich möchte nur vermeiden, daß in der Offent­
lichkeit ein "falscher Eindruck insofern ent­
st�ht, als hahe der A:bgeordnete ·Sdmell sei­
nen Antrag deshal,b zurückgezogen, weil ·er 
zu einer besseren Einsicht gelangt ist. Das 
hat er ja heute durch seine IAus.fÜlhrung.en 
selbst widerlegt : die bessere Einsicht fehlt 
ihm immer noch. Er ist aum nicht durch den 
Druck der öffentlichen Meinung zu dieser 
Änderung oder, 'besser gesagt, zum Zurück­
zi ehen seines Antrages motiviert worden, 
nicht einmal aus Rücksicht auf den Minister, 
sondern nur deshalb, weil er gefürchtet hat, 
daß sonst das Gesetz nicht mit der notwen­
digen Mehrheit besmlossen werden ,könnte. 

Herr A:bgeordneter Schnell, ich glaube, daß 
es 'gerade in dieser Fraoge, die Sie so !hochge­
spielt 'haben, nicht zuletzt aum durch ein 
Fernseh-Interview noch im Jänner 1974, eine 
so einheitliche Auffassung gegen Sie Ibei den 
betroffenen Lehrern gibt, daß Sie nicht davon 
sprechen können, wie Sie es getan haben, daß 
das Prestigedenken der Lehrer stärker war 
als ihr pädagogisches Denken. (Abg, Doktor 
S c  h n e  1 1: In d i e  s e r Frage!) 

schuib leisten so.1'l, indem die musischen Fächer 
sozusagen zur Bedeutun.gslosi-gkeit im Schul­
leben verurteilt rwerden, In einem Telegramm, 
das ich bekommen ha'be - Sie haben sicher­
lich auch so v:iele b ekommen (Abg. Doktor 
S c  h n e 1 1: Ich werde sie beantworten!) -

stand : Wenn man es ablehnt, daß ein Nicht­
genügend als Drohung gegen den Schüler ver­
wendet wird, dann frage ich - so schreibt 
der -, warum eine solche Drohung mit einem 
Nichtgenügend in iMathematik moralischer 
sein soU als eine Drohung in :Musik oder in 
Bildnerischer Erziehung. 

So liegen die Uinge. Ich glaube, daß es 
schon noch möglich sein wird, daß auch Sie 
sich einmal dieser besseren Einsicht anschlie­
ßen. Ich habe das Gespräch nicht aufgegeben, 
(Abg. Dr. S c  h n e 1 1 : In zehn Jahren schließen 
Sie sich meiner Ansicht an!) 

Herr Abgeordneter ISchnell! Es ist mehrfach 
gesa,gt worden: Wenn wir generell zu einer 
anderen Art unld Weise der -Leistungsbeurtei­
lung kommen, dann Ikönnen wir sicherlich idie 
Frage neuerlich erwägen, welchen Wert ein 
Nichtgenügend in diesem oder j enem Fach 
hat. Alber in einem Fall die Benotung auf­
recht'zuerhalten und im anlderen Fall den 
Wert der Note wesentlich herabzusetzen, das, 
glaube ich, ist inkonsequent, und hier sind 
Sie eben .im Widerspruch mit der überwiegen­
den ,Mehrheit der Fachleute, um nicht zu sagen 
der Betroffenen. 

Sie 'halben den Rektor der Musikakademie 
Graz 'erwähnt. Ich habe ähn nach dem Ge­
spräch, von dem ISie mir gegenüber Epwäh­
nung getan haben, getroffen und habe gefragt : 
Haben Sie Ihre ·Meinung, nachdem Sie mit 
mir gesprochen hahen, geändert? Darauf hat 
er gesagt: Mitnichten. Der Herr Präsident 
Schnell muß mich sehr gründlich mißverstan­
den haben, ·wenn er der :Meinung ·war, daß 
er eine Äußerung von mir j etzt für sich ver­
wenden zu können glaubt. (Abg. Doktor 
S c  h n e  1 1: Ich sage nicht, was er gesagt hatl) 

Beim österreichismen Kulturgespräch in 
Salzburg war eine G ruppe von Künstlern auch 
diesmal der Meinung: Benotung in diesen 
Fächern generell weg !  ·.Alber Sie wissen ganz 
genau, daß die Mehrheit der Idort Anwesen­
den sehr eindeutig der Auffassung gewesen 
ist, daß die musischen Fächer nicht anders be­
handelt werden sollten als Idie anderen Fächer 
eben auch, 

Herr A'bgeordneter Schnell ! Das System der 
Nein, das war es nicht, sondern !die all- Leistung,sbeurteilung wird auch von uns nicht 

gemeine AuUassung ist doch Idie, daß man als sakrosankt angesehen. 
hier nicht 'zweierlei 'Fächer schaffen soll, daß 
die einen mehr wert sein sollen, als die ande- Aber dann muß eine andere Art d·er Lei­
ren, daß man nicht einer oft be�lagten Intel- stungsbeurteilung für alle Fächer gefunden 
lektualisierung des Unterrichtes noch Vor- werden, Diesbezüglich Idal1f ich mich doch auch 
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wieder 'dem Abgeordneten Peter zuwenden, 
der �benfalls den Herrn I'rofessor Weiss von 
Innsbruck zitiert hat. Der Herr Präsident 
Schnen hat sich auch hereits mit diesen Äuße­
rungen auseinanderge-setzt. 

Ich glaube nicht, daß die Mehrzahl der Päd­
agogen der 9leichen AUlUassung ist wie Pro­
fessor Weiss, sondern daß es hier sehr heftige 
Widersprüche gegeben !hat, auch von pädago­
gischer Seite. Ich möchte nur 'die eine Bemer­
kung zurückweisen : Der Gesetrzgeber verlangt 
eine Leistungsbeurteilung durch die Lehrer, 
bietet ihnen aber keine brauch'baren Kriterien 
an. Da muß ich sagen : Auch die Wis·senschaft 
bietet uns . . . (Widerspruch des Abg. Doktor 
S c h n e 1 1.) - Nein, nicht Sie haben es ge­
sagt, sondern Professor Weiss wurde vom 
Abgeordneten Feter in dieser Richtung zi­
tiert. - Auch die Wissenschaft 'bietet uns 
keine solchen :brauchbaren Kriterien oder 
andere brauchbare Kriterien an. Ich bin durch­
aus der Meinung, daß wir die Wissenschaft 
ermuntern sollten, so wie Sie das ja schon 
getan haben, auf diesem Gebiet weiterzuarbei­
ten, damit wir vielleicht in absehbarer Zeit 
eine an'dere Form der LeistungS'beurteilung 
auch gesetzlich verankern 'können. 

Ich möchte, Herr Bundesminister, noch ein­
mal auf Ihren "AZ" -Beitrag zurückkommen. 
Es iheißt ausdrückUch, daß Sie diese Ausfüh­
rungen gemacht haben. Sie sprechen audl da­
von, d aß das Verhältnis Schüler - Eltern 
durch den ordentlichen Rechtsweg in Hinkunft 
angefochten werden kann. Das ist eine so 
sibyllinisdle Äußerung, daß ich überhaupt 
nicht klug geworden bin, was denn das be­
deutet :  

Wesentlich dabei ist, daß schulisdle Ent­
scheidungen auf Idem ordentlichen Rechtsweg 
angefodlten wer'den können. Das betrifft 
unter anderem auch das Verhältnis Schüler 
- Eltern und Idie Schülermitverwaltung, sagte 
Minister Sinowat.z. 

Ich frage mich, ,wieso Sie die Offentlichkeit 
un richtig informieren, Herr Minister. Oder hat 
das die "AZ" getan? Von der "AZ" sind wir 
es gewohnt, 'bei Ihnen würden wir eigent'lich 
keinen Grund dafür finden, die Offentlidlkeit 
falsch zu inlformieren. 

Es ist vieles heute schon gesagt 'Worden 
über die GruIl'dtendenz 'dieses Gesetzes : daß es 
in erster Linie darauf ankommt, den inneren 
Schulbetrie:b auch g·esetrzlich zu ifundieren, daß 
das Gesetz auf weite Strecken einfach eine 
Kodifikation bestehenden Rechts ist, daß es  
aber vor :aHen Dingen eben doch auch s·ehr 
schwierig war, d,ieses Spannungsverhältnis 
zwischen dem Gesetz einerseits und den päd­
agogisdlen Freiiheitsräumen andererseits auch 
noch zu lösen. 

Ich möchte vif�lleicht ein Beispiel .für dieses 
Verhältni,s von rechtlicher Ordnung und päd­
agogischem Freiheitsraum herausgreifen. 
Etwa die Regelung des § 25 Abs. 2 lit. c, wo 
wir der Meinung waren, daß mit einem Nicht­
genügend dann das Aufsteigen in die nächst­
höhere Klasse möglich sein soll, wenn erstens 
dieser Fall nicht schon im Vorjahr eingetreten 
ist und zweitens die Klassenlehrerkonferenz 
di es auch beschließt. 

Diesbezüglich hat es starke Einwände ge­
geben, ob man den Lehrern das zumuten soll. 
Es hat auch Vorschläge gegeben, die auf eine 
gesetzliche Fixierung dieser Möglichkeit inso­
fern noch abgezielt haben, etwa zu sagen, 
daß bei einem Nichtgenügend immer das Auf­
steigen möglich sein soll oder daß nur dann 
das Aufsteigen möglich sein soll , wenn ein 
gewisser Notendurchschnitt erreicht wird. 

Ich möchte dieses Detail nur deswegen er­
w ähnen, weil es für uns ein Beispiel dafür 
war, daß wir dort, wo es überhaupt möglich 
ist - vom Gesetz her gesehen möglich ist -, 
doch die Entscheidungsfreiheit bei den Lehrern 
lassen und nicht noch ein Reglement einfüh­
ren, das diesen pädagogischen Freiheitsraum 
allzusehr einengt. Wir haben uns gegen diese 
gesetzliche Zwangsjacke ausgesprochen, auch 
wenn sie vielleicht für den einzelnen Lehrer 
bequemer gewesen wäre. Ich habe aber später 
noch mit verschiedenen Lehrern darüber ge­
sprochen und habe mich gefreut, eine Zustim­
mung zu unserer Entscheidung auch gefunden 
zu haben. 

Der Abgeordnete Peter hat im Ausschuß 
und hier gemeint, den Lehrern trete der Staat 
nach wie vor als Obrigkeitsstaat gegenüber. 
Im kann mich dieser Auffassung nicht an­
schließen, weil durch dieses Gesetz, aber audl 
darüber hinaus, doch schon die Möglichkeiten 
für den Lehrer gegeben wurden, im Schul­
gesdlehen ganz allgemein natürlich mitzu­
reden, aber darüber hinaus auch bei der Schul­
verwaltung. Ich erinnere daran, daß wir demo­
kratisierte Schulbehörden haben, wo wir 
sicher der Meinung sein können, daß diese 
Struktur verbessert werden kann und daß sie 
auch verbessert werden soll. 

Aber die Lehrer haben zweifellos sdlon hier 
ein Mitspracherecht, sie haben das Recht, 
ihre Interessen zu vertreten, so wie den Schü­
lern jetzt durch die Schülermitverwaltung 
auch ein gewisses Recht ihrer Interessenver­
tretung eingeräumt wurde, und die Lehrer 
haben natürlich auch die Möglichkeit, im Rah­
men des Schulgemeinschaftsausschusses ihren 
Standpunkt zu vertreten. Ich möchte also doch 
der Meinung Ausdruck geben, daß die Lehrer 
durdlaus auch die Möglidlkeit haben, diese 
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Schul demokratie für sich in Anspruch zu neh- tungen laut geworden, daß das möglich ist, 
men. und auch mein Klub hat ein Telegramm be-

Aber auch das Elternrecht wurde durch die- kommen von der Gewerkschaft. Ich iha!be ge­
antwortet, daß wir uns für diese Forderung ses Gesetz abgesichert. Wir freuen uns, daß 

gerade unsere Auffassung in diesem Punkte 
durchgedrungen ist, nicht nur die gesetzliche 
Verankerung der Elternvereine, sondern auch 
die Konstruktion des Schulgemeinschaftsaus­
schusses sieht eine solche Mitsprache der 
Elternschaft im Schulgeschehen vor. 

Daß auch die Rechte der Schüler in dem 

sehr eingesetzt 'haben, daß auf unseren An­
trag hin die Formulierung in den Ausschuß­
bericht aufgenommen ,wurde, alber die Ver­
wirklichung des Versprechens, Herr Bundes­
minister, das Sie · abgegeben h�ben, liegt 
natürlich weiterhin Ibei Ihnen. 

Durch dieses Gesetz ist auch die Semester-
Gesetz verankert sind, halte ich für richtig. einteilung an Stelle der Trimester !bei den 
Ich würde sagen : Warum sollten nicht auch höheren Schulen verankert. Durch die Seme­
die Rechte der Schüler sehr deutlich hier for- stereinteilung wird es in ZukuIlift möglich, 
muliert werden? Es kann aber auch nicht auch Semesterferien einzuführen. Herr Bun­
davon die Rede sein, daß nur die Rechte der desminister! Es wird also dann wahrschein­
Schüler in dem Gesetze drinnen stehen und lich zu den oft angekündigten Winterferien 
nicht auch ihre Pflichten. Allerdings muß ich kommen. Sie haben vor wenigen Tagen auch 
sagen, daß erst durch die Osterreichische wieder eine Erklärung abgegeben, daß diese 
Volkspartei diese Pflichten noch etwas stärker Winterferien ble�ben werden. 
in das G esetz hineinreklamiert wurden. 

Herr Bundesminister ! Sie brauchen natür-
In dem Zusammenhang auch einen Satz zur lich eine gesetzliche Fundierung für das, was 

Eigen1berechtigung der Schüler, weil auch diese Sie jetzt schon versprochen hCliben. Wir sind 
Frage immer wieder auftaucht. Natürlich muß in der Sache natürlich einer Meinung, aber 
man die Eigenberedltigung eines Schülers an- es wird heuer schon prdblematisch. 
erkennen. Wenn der Schüler 19 Jahre alt 
ist, dann kann er .für sich selbst handeln, auch Sie 'haben auf Grund einer Notsituation die 
in der Schule für sich sellbst ihandeln. Man Winterferien dekretiert. Der Herr Bundes-

darf aber hier nicht einen Zustand bei der 
Schule beklagen, sondern man muß eben 
sagen : Wir alle waren der Meinung, daß man 
das Volljä:hrigikeitsalter herabsetzen soll. 
Wenn man A sagt, muß man auch 'B sagen 
und muß auch die Konsequenzen im Schul­
bereich daraus ziehen. Es geht also meines 
Erachtens nicht an, wenn der :A!bgeordnete 
Zeillinger im Rahmen Ider Budgetdebatte 
Klage führte, daß unmögliche Zustänlde ein­
treten würden, wo gerade unter seiner Leitung 
der Justizausschuß seinerzeit die Frage der 
Herabsetzung der Vollj ähri.gkeit 'beraten und 
beschlossen hat. 

Ein Wort zu der Frage der Taxen. Wir 
haben !bei anderen Gelegenheiten natür1ich 
auch unseren Stanldpunkt bekundet, daß wir 
für eine unentgeltliche Bilidung auch in die­
sem Bereich eintreten. Daher grundsätzliche 
Abschaffung von PrÜlfung·staxen. Wir haiben 
auch dort noch die Prüfungstaxen aus dem 
Ges etz eliminiert, 'wo sie noch drinnen waren. 

Herr Bundesministerl  Sie haben die Zu­
sicherung g egeben, daß Sie sich dafür verwen­
den, daß die Prüfungs taxen für den 'Betrof­
fenen zwar abgeschafft sind, alber dem Lehrer 
daraus kein Nachteil enwächst. 

Wir hoffen nur sehr, daß Idieses Versprechen 
auch bis zum 1 .  9. 1 974 eingelöst werden 
kann, :daß es hier zu einer vertraglichen oder 
gesetzlichen Regelung kommt. Es sind Befürch-

kanzler 'hat nachher die Notsituation sozu­
sa gen abgeblasen, und Sie hängen eigentlich 
jetzt mit Ihrem Dekret in der Luft, denn ent­
weder gibt es eine Notsituation, dann ist der 
Bundeskanzler Lügen gestraft, oder es gibt 
keine Notsituation, wo nehmen Sie eigentlich 
dann die Begründung für die Winterferien 
her? Wir sind alle für die WinteI1ferien, aber 
Sie müssen sich um eine etwas bessere gesetz­
liche Basis 'bekümmern. Sie können also hier 
nicht mehr, scheint's mir, mit einem Notstand 
operieren, wenn der Herr Bunldeskanzler laut­
hals erklärt, einen solchen Notstand hat es 
nie gegeben und gi1bt es auch weiterhin nicht. 
Eine Ibessere Koordinierung, Herr Bundes­
minister, auch in dieser Frage ,zwischen dem 
Regierungschef und Ihnen - ich weiß es 
nicht, hat sie jemals funktioniert oder hat sie 
nie ifunktioniert j in dem Fall hat sie jeden­
falls nicht furuktioniert - wäre vonnöten. 

Es ' wären noch einige Anmerkungen zu 
Äußerungen, die im 'Lauf der Debatte gemacht 
wurden, zu machen. . Ich möchte nur einen 
Punkt herausgreifen, dieser eine Punkt, Herr 
Ab.geordneter Schnell, das ist die Frage der 
Repetentenquote. ISie haben also gesagt, die 
Repetentenquote sei erschreckend hoch. Eine 
Feststellung, die von uns allen natürlich auch 
so unterschrieben 'wird, aber die Ursache der 
Repetentenquote . . . (Abg. Dr. S c  h n e  1 1; 
Wir müssen etwas machen dagegen!) Ja, alber 
fragen Si·e zuerst ·einmal nach der Ursache, und 
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dann kommt man wahrscheinlich zur besse- reden. Hier, glaube ich, kann man nicht die 
ren Therapie, als wenn man einfach sagt, wir Gesamtschule als den Ausweg anpreisen. 
kurieren nur an den Symptomen herum. Ich möchte auch noch zu dem Beurteilungs-

Sie haben zwei mögliche Behandlungs­
merhoden angegeben : IBeurteilungssystem 
ändern, Struktur ändern. 

Ich darf aber doch darauf hinweisen, daß 
selbstverständlich dann an unseren höheren 
Schulen eine höhere Repetentenquote sein 
muß, wenn nicht mehr ein so niedriger Pro­
zentsatz aus den Hauptschulen oder aus den 
Volksschulen 'hinübertritt in die höhere 
Schule, sondern wenn Iwir heute in Wien etwa 
50 oder gar in manchen Bezir-ken 60 Prozent 
der Zehnjä:hrigen an der AHS halben, dann 
werden Sie ja nicht [sagen können, daß die 
alle gen au den gleichen AIl!forderungen ent­
sprechen ikönnen wie seinerzeit ein wesentlich 
niedrigerer Prozentsatz. (Abg. Dr. S c  h n e  1 1: 
Ein Zwischenruf! Sie haben doch vorhin ge­
rade gesagt, ich habe von der Strukturreform 
gesprochen! Wenn Sie die Gesamtschule mit 
einbauen, dann sieht das doch ganz anders 
aus! Das ist doch falsch, was Sie sagen!) 

Herr Präsident Schnell ! Ich werde noch zu 
Ihrem Allheilmittel eine Bemerkung machen. 
Ich 'sage nur, ich kann nicht einfach über die 
Repetentenquote 'hier Klage führen, OIhne daß 
idl nicht auch auf die Entwicklung oder auf die 
Ursache hinweise, und dort scheint es mir not­
wendig anzusetzen. Es muß also Ibei dem Uber­
tritt einer so hohen Quote in 'die höhere 
Schule zu einer höheren Quote von Repeten­
ten kommen. 

Was anderes, wenn Sie jetzt sagen, Ihr 
Allheilmittel sei die Gesamtschule. (Abg. 
Dr. S c  h n e  1 1 : Kein Allheilmittel!) Na j a, 
aber so /haben Sie es ungefähr dargestellt. ' 
Herr Präsident Schnell !  Sie halben ,gesagt, dort 
gibt es keine Repetenten. (Abg. Doktor 
S c  h n e  1 I: Wir senken die Zahlen!) Sie ,sen­

system etwas sagen. Das Iwar das Zweite, 
wa·s Sie hier angeführt ihatben. 

Die Obj ektivierung der Leistungsbeurtei­
lung allein nützt hier auch nicht ü1berall, weil 
die einzelnen Schülerpersönlichkeiten siCher­
lich verschieden zu Ibeurteilen sind. In der 
letzten Sitzung einer Unterkommission wurde 
gewarnt vor der Testgläubigkeit, und ich 
glaube, daß das Beurteilungssystem auch nicht 
einfach nur auf solchen Tests aufgebaut wer­
den kann. 

Vom Punktesystem ist heute ·schon sehr 
viel gesprochen worden, das möchte ich gar 
nicht mehr weiter erwälhnen. Der Herr Ab­
geordnete Peter hat gemeint, man könne ein­
fach ein Punktesystem einführen, ohne daß 
man auch den Umstand berücksichtigt, daß 
j emand in wenigen Fächern viele Punkte ham­
stert und in den anderen Fächern überhaupt 
keine Leistung erbringt. Hier, glaube ich, ist 
kein geeignetes System gegeben. 

Ich möchte zum A:bschluß an eine Zitierung 
des A!bgeordneten Peter anschließen. Er hat 
heute soviel Glöckel zitiert und hat gemeint, 
die Ergebnisse der Schule sollten der öster­
reichischen Wirtschaft zugute kommen. Das 
hoffen wir auch, wir hoffen aber darüber hin­
aus, daß nicht nur der österreichischen Wirt­
schaft die Ergebnisse der Schule zugute kom­
men. Viel wichtiger erscheint uns, daß die 
Ergehnisse unserer Beratungen, das heißt also 
dieses Schulunterrichtsgesetz, unserer Schule 
ganz allgemein, den Lehrern, den Eltern, vor 
allem aber, daß dieses Gesetz auch unseren 
Kindern zugute kommt. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Luptowits. Ich erteile es 
ihm. 

ken Sie? Herr Präsident Schnell ! Wo gibt Abgeordneter Luptowits (SPO) : Herr Präs i­
es denn eigentlich nach dem Modell d er diffe- dent !  Hohes Haus l Geschätzte Damen und 
renzierten Gesamtschule Repetenten? Da wird Herren l Das heute zur Beschlußfassung vor­
doch einer nur von einer Leistungsgruppe in liegend·e Smuluntervichtsgesetz fixiert Be­
die andere versetzt. (Abg. Dr. S c  h n e 1 1: Er stehendes, den Schul alltag, v-erändert Be­
kann so schwach sein, daß er nicht einmal in stehendes und Ibringt in manchem neue Wege 
der letzten Leistungsgruppe aufsteigtJ) Aber in die SdlUlwinklichkeit. Bevor ich auf den 
das wird nicht praktiziert. Ich \Weiß j edenfalls einen oder anderen Paragraphen eingehe, 
aus Schulversuchen in Oberösterreich, daß möchte ich doch zu den Ausführungen des 
Kinder keine Motivation mehr !ha'ben zum Herrn Kollegen Gruber etwas sagen : Es ist 
Lernen, weil ·sie in der dritten Leistungsgruppe sicherlich so, daß die Vorarbeiten die OVP­
sind, sich sagen, da kann mir eh nichts mehr Minister Dr. Piffl-Percevic und Dr. Mock ge­
passieren, in eine schlechtere Leistungsgruppe leistet haben. Es halben damals verschiedene 
komme ich nicht mehr, also lasse ich die Dinge Aussprachen stattgefunden, an denen wir ja 
schleifen. Und dort beginnt eben auch dieses alle teilgenommen haben. Wir haben erlebt, 
Modell zu versagen; mehr behaupte ich hier 

I 
wie different die Auffassungen waren. Dann 

gar nicht. Das ist also insofern kein Mittel, aber wurde -eben dieses Sch.ulunter­
um einer 'besseren Auswahl das Wort zu richts.gesetz sozusagen in die Schublade hin-
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eingelegt, es wurde liegengelassen, weil ein­
fach - ich will nicht sagen - der Mut gefehlt 
hätte aber weil doch die Auffassungen so 
diffe;en't waren, daß man gesagt hat : Nun 
l assen wir es vorläufig liegen, damit sich 
bestimmte Dinge klären. (Präsident P r o  b s l 
übernimmt den Vorsitz.) 

Es war eben das Verdienst der sozialisti­
schen Minister G ratz und Dr. Sinowatz, hier 
diese Frage einer endgültigen Lösung 2iuzufüh­
ren. Ich muß sagen, das Arbeitsklima im Unter­
ausschuß war s-ehr koop.erativ, sehr .sachlich. 
Uber das Erg.ebnis, das hier vorli.egt, können 
wir sicherlich nicht jubeln, es ist also nicht all 
das, was wir erwartet und erhofft haben. Abe r  
es ,ist ein Kompromiß, e s  i s t  ,ein erster Schritt, 
und wir hoffen, daß wir neue Wege !beschrei­
ten und neue Schritte machen werden können. 

Herr Kollege G ruber ! Eine äußere Schul­
reform allein würde sicherlich einen Torso 
bedeuten, das wäre ja nur ein Gerippe. Daß 
die innere ISchulreform Hand in Hand damit 
gehen muß, ist für uns Pädagogen eine Selbst­
verständlichlkeit, und wir haben nie daraus 
ein Hehl gemacht, daß es wichtig ist, diese 
innere Schulreform immer weiter voranzu­
treiben. 

Zu dem Antrag des Abgeordneten Schnell 
möchte ich folgendes sa'gen : Ich glaube, diese 
Frage ist sicherlich nicht ausdiskutiert. Sie 
beziehen sich hier auf die "Sal'lJburger NaCh­
richten" - 'Max Kaindl-Hönig hat die Tagung 
in SalZ'bur,g, !bei 'der ich ja anwesend war, hier 
in Zusammenhang mit der Beurteilung der 
musischen Fächer gebracht. 

Ich muß sagen, Herr Kollege Gruber, was 
wollten wir denn? Wir wollten den Ist-Zu­
stand in der Hauptschule auf die Untermittel­
sChul'stufe übertragen. Denn heute ist es doch 
so in der Hauptschule, daß diese Fächer eben 
nicht so beurteilt werden, wie es j etzt im 
Gesetz .ist. 

ICh habe selbst einige J ahre Musik unter­
r.icht.et. Herr Kollege Gruber ! Ich weiß, w,ie 
schwierig es ist, hier eine faßbare Note zu 
geben. Es kommt j a  wirklich auf die Begei­
sterungs,fähigkeit, auf die Lust und Liebe an. 
Welche Nöte aus Musik soll j etzt der Lehrer 
ins Zeugnis schreilben, ,wenn er vielleicht nicht 
in der vierten Klasse die Musikgeschichte oder 
die Notenlehre und die einlfachsten Dinge der 
Harmon:i elehre den Kindern nahebringt? Er 
kann ja wirklich nur die Freude an der Musik 
wecken. Wie ,soll das lin der Not,e faßbar sein? 
Das ist eben nicht faßbar, meine Damen und 
Herren ! ICh ,glauhe, daß die Entwiddungen, 
die wir !hier angeschnitten haben, eines Tages 
siCherlich da 'sein werden. Sie sin'd einfach 
nicht aufzuhalten. Das gilt auch .für die Bild-

nerische Erziehung. Hören Sie sich doch die 
Koll egen an. Manche Kollegen, vor allem an 
der AHS, sehen die Note als Disziplinierungs­
mittel in diesen FäChern, und das ist grund­
falsCh. Ich glaube, wenn j emandem niChts mehr 
anderes einfällt, als mit der Note zu diszipli­
nieren . . . (Abg. DI. G I  U b e r: Wie ist das 
mi t deI Mat11ematik?) B ei der Mathematik, 
Herr Kollege, sind Tat-sachen feststellbar. A'ber 
was wollen Sie bei Musik allein der Unter­
stufe, und ihr wollt ja nur die Unterstufe, 
Herr Kollege Gnrber, nicht die Oberstufe, 
schon gar nJcht vom Musjsch-pädagogischen 
Gymnasium . . . (Abg. Dr. S c  h n e  1 1 : NUI die 
Unterstufe!) Herr Kollege Gruber! Da haben 
Sie den Antrag, den !Wir gebracht haben, falsch 
verstanden. IEs war immer nur Jür die Haupt­
schulen und für die Unterstufe der oAHS ge­
dacht. (Abg. Dr. G r u  b e I : Das weiß ich 
schon!) 

Also so w aren die Dinge. Man sollte also 
hier nicht Dinge bringen, die in den "Salz­
'buDger Nachrichten" weit IherbeigezO'gen wer­
den. (Abg. Dr. G r u b e  r: Nicht nur, sondern 
auch in anderen Zeitungen!) Nein, Herr Kol­
lege Gruber, Sie 'halben die "Salzburger Nach­
richten" hier zitiert, die wiedergeben, was 
der Herr Minister Dr. Sinowatz in Salzburg 
gesagt 'hat. Die Vergleiche oder Schluß­
folgerungen, die hier gezogen wurden, sind 
sidlerlich sehr, sehr weit her'beigezogen und 
stimmen nicht mit dem Ülberein, was wir dort 
gesagt haben. 

Ich glaube, daß ,wir alle das Gesetz wollten. 
Wir möchten es haben, daß endlich einmal 
eine bestimmte Ordnung in die Angelegen­
heiten kommt. Wir sind ,fro'h 'darüber, daß 
diese Dinge heute hier abgeschlossen werden 
können. 

Zu den Taxen. Ja, wir haben uns dazu be­
kannt. Herr Bundesminister ! Es gibt noch 
Schulen, wo Taxen eingeführt werden, das 
sind die Pädagogischen Akademien. Wenn 
wir schon an den Hochschulen und an den 
AHS alle Taxen albschaffen, dann muß ich 
sa gen, daß iCh dafür bin, daß wir auch 'die 
Pädagogischen iAkademien nicht schlechter 
stellen. (Abg. DI. G r u b e r: Nicht schlechter 
stellen!) Ja, nicht schlechter stellen ! Ich hoffe, 
daß rwir uns eines Tages alle darüher einig 
sind, daß ,auch die Pädagogischen Akademien 
von diesen Taxen ,befreit werden sollten. Ich 
glaube, es wird hier sicherlich .kein Wider­
spruch erhoben werden können. 

Daß im Budget vorgesehen ist, daß 'die Prü­
fer ihre Taxen bezahlt 'bek ommen, das wurde 
im Aus'schuß auch erklärt. Ich nehme es als 
selbstverständlich an, daß die Prüfer ,für ihre 
Leistung, di e sie dort vollbringen, ent­
sprechend honoriert werden. 
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Zur Frage, die Kollege Gniber hier im Zu­
sammenhang mit der Leistungsbeurteilung an­
geschnitten 'hat, möchte ich fol'gendes sagen : 
Dieses Problem ist kein spezifisch öster­

reichisches, sondern das ist ein weltweites 
Problem. Wir Iha,ben im Europarat, im Aus­
schuß für Kultur und Erziehung - es war 
im. Jänner -, Uberlegungen angestellt , wie 
man das innerhalb der Mitgliedsländer des 
Europarates auf eine gemeinsame Basis brin­
gen könnte. Dort hat der Rektor, ein fran­
zösischer Wissenschaftler, einen Vortrag ge­
halten, der sich mit 'diesem Problem ausein­
andersetzt. Er hat uns diese Wissenschaft auch 
genannt : Decimology . ,Er ist speziell damit 
befaßt. Ich muß ehrlich sagen, ich habe das 
Wort noch nie gehört. ,Er hat uns dann inter­
pretiert, was man darunter versteht. Man ver­
steht darunter Untersuchungen ÜJber den Wert 
der Notengebung, Ülber die 'gesamte 
Problematik der "NotelllWerdung",  wie kommt 
überhaupt eine Note zustande , wie kommt 
das gesamte Bewertungssystem "zustande . 

Wir habem 'beschlossen, dort einen Arbeits­
kreis unter Vorsitz dieses französischen Wis­
senschaftl'ers CapeHe ins Leben zu rufen, und 
wir ,werden versuchen, innerhalb 'des Europa­
rates einige Kriterien zu entwickeln, 'die auch 
für uns innerösterreichisch 'Sicherlich inter­
essant sein werden. (Abg. Dr. G r u b e r: War 
Capelle gegen die Noten oder nicht? - Abg. 
Dr. Marga H u b  i n e k: Ich habe das Protokoll 
gelesen!) Ich weiß nicht, ob Sie genau gelesen 
haben, was er vorschlägt. Ich habe mich dort 
bei ider Diskussion ,beteil'iigt, indem ich auf die 
Prob lematik hingewiesen 'ha'be.  Darauflhin hat 
Capelle eben dies vorgeschlagen. Diese Frage 
können wir nicht in einem Aus'schuß 'so ilber 
den Tisch hinweg lösen . 

Dieser Wissenscha1ftler stellt Uberlegungen 
an, die ich auch schon j ahrelang angestellt 
habe. Wenn ich das ganz kurz sagen kann, 
ich 'wäre ü1berhaupt für die Auflösung des der­
zeitigen Notensystems . Nur müs'sen wir einen 
U,bergang 'schaffen. Da beginnen ja die ISchwie­
rigkeiten, Herr Kollege Gruber, vor allem die 
Ubergangssch'Wierig'keiten für die Oberstufe. 
An der Unterstufe wäre das Problem noch 
leimter zu lösen. Aber bei der Differenzierung 
in der Obstufe bei den SchwerpuIllktfächern, 
in der Intensität müssen alle diese Dinge 
berücksidI.t1gt 'werden. Hier müssen wir uns 
eine Ubergangslösung vorstellen. 

Denn wenn der Professor Weiss von der 
Innslbruck.er Universität so leichtfertig etwas 
sagt oder schrei'bt, dann muß . . . (Abg. Doktor 
G r u b e  r: Das Wort "leichtfertig" habe nicht 
ich gesagtl) Nein, .ich sage das. Ich betone 
das noch einmal, denn er als Wissenschaftler 
muß j a  wissen, daß die Voraussetzungen zur 

Lösung dieser Frage doch einfach nicht 
gegeben sind. Wir haben ja kein Modell 

dafür. Vor allem, Herr Kollege Dr. Gruber, 
das weiß Herr Dr. Weiss genauso ,gut wie ich, 

müßte die Item�Bank, also die Aufga'benlbank , 
vorhanden sein, um überhaupt diese Tests 
durchführen zu können. Denn diese müßten 
ja geeicht werden. Die Bezugspopulation spielt 
doch lilier eine ,ganz gewaltige Rolle. (Abg, 
Dr. G r u b e r: Sie brauchen ja nicht gegen 
mich zu argumentieren!) Nein, ich argumen­
tiere nicht gegen Sie, (Abg. Dr. G r u b e  r: 
Kollege Peter hat das Problem auch!) Leider 
ist er nicht da . Ich komme auch noch zu seinen 
Ausführungen. Ich glaube , daß gerade die'se 
Frage und auch das Punktesystem sehr ernst­
haft ÜJberlegt ,werden müßten. Schauen Sie, 
meine Damen unld Herren , das Punktesystem 
kann ja auch nur einen Teil wieder faßbar 
machen, denn die nicht-lkognitiven Dimen­
sionen des Problems 'werden gar nicht erfaßt. 
Aufmerksamkeit, Bereitschaft, geistige Be­
weglichkeit, Interesse, alle diese Dinge sind 
j a  nicht faßbar. Ich glaube , daß man deshalb 
hi er noch andere Uberlegungen und neue 
Uberlegungen anstellen wird müssen, wie man 
dieses Pro"blem in den Griff bekommen könnte. 
Ich glaube, eine Testgläubigkeit gi,bt es bei 
den Fachleuten nicht, die diese Frage ernst­
haft studieren und ernsthaft beurteilen, denn 
wir sind längst über dieses Stadium hinaus, 
wo wir geglaubt haben, daß der Test eine 
gesamte ,Aussage machen Ikönnte. Denn nach 
wie vor ist die pädagogische Beurteilung des 
Kandidaten oder des Schülers durch Iden 'Leh­
rer die Entscheidung, die entsrneidende 
Grundlage . Diese sollten wir und könnten 
wir in keinem Sys tem missen. 

Ich bin der Meinung, man sollte hier neue 
Uberlegungen anstellen, und sicherlich wiro 
es eines Tages möglich sein, hier einige neue 
Wege vors ichtig, behutsam zu Ibeschreiten. 
Wenn es dann s oweit ist, werden wir auch 
hier im Hause diesen Dingen Rechnung tragen 
müssen. PJber zuerst müssen die Vor­
aussetzungen geschaffen werden. ,Man sollte 
nicht so leichtfertig daruber hinweggehen . 

Was Kollege Gruber zur Gesamtschule ge­
sagt hat : Ich 'glaube, hier ist Kollege Schnell 
sicherlich falsch v·erstanden worden. Natürlich 
löst auch die Gesamtschule nirnt alle 
Probleme. Alber wir glaub en , daß sie sie besser 
löst, als es bisher in dieser Form, die wir 
derzeit haiben, Ibelhandelt und gelöst wurde 
oder als zumindest versucht wurde, di,eses 
Problem zu lösen. Sov.i-el zum Kollegen Gruber. 

Da der Herr Kollege <Feter nicht da ist, 
möchte ,ich dazu nur eines sagen: Er hat ge-
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meint, daß die Kollegen an den Schulen das I ILeisturug, Leistung über alles ! " ?  - Nein, das 
Gefühl haben, in einem Obrigkeitsstaat zu glaube ich nicht. 
leben, daß sie hier von der Behörde zu wenig 
beachtet würden und zu weni.g Mitsprache­
recht hätten. Ich hätte gerade von ihm erwar­
tet, daß er als Landesschulinspektor konkrete 
Vorschläge macht, wie er sich das vorstellt. 
Denn man kann nicht nur herkommen und 
sagen: Ein Unbehagen, die Leute fühlen siCh 
bedroht und fühlen siCh nicht riChtig gewertet! ,  
sondern man sollte sagen, wie man sich das 
vorstellt. 

Ich stelle mir das ja auch vor. Ich IhClib das 
schon einmal !hier im Hause gesagt. Auf 
Grund der Effizienz der Landesschulinspek­
toren und der Be'Zir'ksschulinspektoren muß 
ich heute sagen: Ich würde sie abschaffen, 
weil sie nicht mehr in der Lage sind, die Auf­
gaben, die ursprünglich vorgesehen waren, 
zu erfüllen. Jeder, der diese Dinge ein 'bißchen 
kennt, weiß, wie schwierig es für einen Be­
zirksschulinspektor ist, dieser Aufga'be .ge­
recht zu wemen. Er ist ein Bürokrat, er soll 
pädagogisch beurteilen, er soll Literatur stu­
dieren. Den Menschen möchte ich sehen, der 
alle diese Dinge in 24 Stunden leisten kann. 
Das ist ein Ding der Unmöglichkeit. 

Deshalb halbe ich hier einmal vorgeschlagen, 
man sollte mobile Beratungsstellen schaffen, 
in jedem Land einen VW-Bus - bitte, ich 
mache j etzt keine Reklame tür die VW­
WeI1ke -, mobile B eratungsgruppen mit 
modern ausgestatteten G eräten ; Unterrichts­
stunden aufnehmen, ibesprechen und die Kon­
sequenz �iehen. Wenn man das also kon­
sequent durChzöge - mit Assistenten, mit 
Praktikern -, dann, glaube ich, hätten wir ein 
System gefunden, das viel, viel effizienter 
wäre als das derzeitige System der ,Beurtei­
lung der Leistungen der Schüler und der Be­
urteilung der Lehrer. 

Ich weiß, daß diese Dinge nicht immer gerne 
gehört werden, aber das macht ja nichts ; man 
soll sich hier Gedanken machen, wie man das 
anders machen könnte. -Das hätte ich eben vom 
Kollegen Peter erwartet. 

Kollege Peter sa'gt: Leistung, Leistung über 
alles ! - Wenn ich das schon höre I Wenn er 
von der Nivellierung redetl Das sind solche 
Leefiformeln und Floskeln. Wo blei1bt denn 
da die sozial-integrative Frage? Wo bleibt 
dann letztlich der Mensch? Wenn wir die Ge­
schichte der Menschheit der letzten 2000 Jahre 
ver.folgen, in der auch immer von Leistung! 
Leistung! geredet wurde, so sehen wir, daß 
sie sich 2000 Ja!hre lang die Schädel gegen­
seitig eingeschlagen hCliben. Ist die Menschheit 
besser geworden durch dieses System der 

Deshal'b, meine ich, sollten wir hier in 
unserer Schule neue Akzente setzen und nidlt 
Leistung allein beachten. SicherliCh, sie ist 
notwendig - aber nicht Leistung allein ! Und 
wir sollten 'sie vor allem nicht so dominant 
sehen, .wie sie Kollege Peter hier gesehen hat. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wenn ich also von den Landesschulinspek­
toren und Bezirksschulinspektoren sprach 
- sicherlich ist unsere Schule nach wie vor 
so organisiert wie das IFinanzamt und das 
Bundes;heer. Aber Iwir versuchen ja auch hier, 
neue Wege zu gehen. Vielleicht gelingt es 
uns, auch Formen zu finden. Sie übertragen 
nämlich diesen Wandel in alle Lebensgebiete, 
sie übertragen ihn auf die Schule, auf die 
Schulwirklichkeit. Die Rolle, die die Schule 
in der G esellscha.ft spielt, die Arbeitsweise 
der Schule und die Stellung des Schülers 
sollten eben immer wieder dem Rechnung 
tragen, was die Wissenschaft, was die Erfah­
rUIl9 uns Ihier an Neuem brinlgtt. 

iMan 'sollte das schon den Kindern hei­
bringen und nicht erst auf die neunte Schul­
st.ufe warten. Dagegen wehre ich mich j a  mit 
Händen und Füßen! So .ein Deus ex mamina, 
das Demokratieverständnis, das Einülben von 
Verhaltensweisen, Ikann nicht erst in der neun­
ten Schulstufe einsetzen. Das muß schon in 
der Elementarklasse, also viel früher, 
anfangen. Denn ,wie könnte man das auf ein­
mal oktroyieren? Nein, das geht nicht! 

Daher meine ich, daß die Voraussetzungen 
schon früher geschaffen werden müssen. Man 
sollte das den Kindern bei,bringen, und auch 
wir Erwachsenen sollten uns das immer 
wieder ins G edächtnis rufen. Denn für mich 
ist Demokratie ein Prozeß, ein Bewußtsein 
und eine Institution. Wenn ich sage, daß es 
ein Prozeß ist, dann verstehe i ch  darunter, 
daß es zum empirischen Charakter der Demo­
kratie gehört, daß sie der kommenden 
G eneration nicht nur das Recht, sondern auch 
die Gelegenheit einräumt, anders zu werden, 
anders zu entscheiden als die gegenwärtige. 
Und dieser immerwährende, dauernde Prozeß, 
glaube ich, ist es, der die Demokratie besser, 
klarer, verständlicher und auch enthusiasti­
scher machen wird. Demokratie als BelWußt­
s·ein, meine Damen und Herren: die begrün­
dete, nicht ablassende Bereitschaft, selbst zu 
lernen und andere lernen zu lassen, wie 
Selbstbestimmung in der Gemeinschaft und 
Gesellschaft möglich gemacht werden kann. 
Sie 'bedeutet aber auch - vielleicht ist das zu 
optimistisch, was ich hier sage -, daß die 
Menschen dieses lernen können und wissen, 
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daß man 'sel,bst für dieses Lernen-Können und 
auch das des anderen verantwortlich ist. 
Meine Damen und Herren! Da sollten wir den 
Hauptakzent setzen, daß sich j eder verant­
wortlich fühlt auch für s einen Mitmenschen. 

Demokratie letztlich als Institution : Sie soll 
dafür sorgen, daß Demokratie als Prozeß und 
Demokratie als Bewußts,ein zu sichern sdnd, 
so zu sichern, daß der Prozeß nicht aufhört 
und '<laß Idas Bewußtsein sich entfaltet. 

,Meine Damen und Herren ! Das sind, glaU!be 
ich, die Grundlagen, auf denen wir die Schule 
als demokratisches Gesellschaftsmodell auf­
bauen wollen. (Beifall bei der SPO.) Sie wird 
sich endlich einmal, so glaube ich, von dem 
patriarchalisch-autoritären G esellschafts­
modell,  nach dem sie sehr stark orientiert 
war, 'Zum Teil auch ist, lösen müssen und den 
neuen Gegebenheiten, den neuen Erkennt­
nissen, den neuen Erfahrungen nicht wider­
streben können. Ansonsten würde sie j a  
sicherlich ins Hintertreffen geraten. Wenn 
auch gerade im B ereich der Pädagogik - das 
möchte ich als Pädagoge schon auch sagen, 
viel Schillerndes ist und modisch-wechselnde, 
pädagogische und bildungspolitrsche Heils­
lehren vielleicht herangetragen werden. Diese 
müssen wir gen au prüfen. ,Man soll nicht alles 
ungeprüft Üibernehmen. Alber ich glaube, wenn 
wir es geprüft haben und zur Einsicht gekom­
men sind, daß es wertvoll ist, dann sollten 
wir auch den Mut haben, es in die Schulwirk­
lichkeit und in den Schulalltag umzusetzen. 

Das setzt natürlich voraus, meine Damen 
und Herren, daß die Schule demokratisch ge­
führt wird. Das ist der Fall, wenn die Lehrer 
setbst Demokraten sind und auf ihre Amts­
autorität nicht allzusehr pochen. Man kann nur 
Demokratie als Vorbild wiIfken lassen, und 
man muß 'Zur Demokratie erziehen. Denn der 
Stil und das Verhalten im Unterricht haben 
den demokratischen Spielregeln zu ent­
sprechen. Das müßte j edem einzelnen .gelingen, 
Deshalb 'Warne ich auch im bestimmten Maße, 
dieses Gesetz soll kein ,Alibigesetz 'sein -
davor möchte ich wirklich warnen -, sondern 
es s oll echtes, blutvolles, demokratisches 
Leben in die Schulstuben bringen. Denn wenn 
es nur ein Aliibigesetz ist, dann wird es · sein 
Zie1 nicht erreichen. Ich sage das 'ganz deutlich : 
Ohne Lehrer wird es überhaupt nicht Wirk­
lichkeit werden können. Wenn die Lehrer nicht 
bereit sind, sidl ClU engagieren, mit wirklich 
heißem Hel1zen 'hinter diesem Gesetz zu 
stehen, dann ibleibt dieses Gesetz toter Buch­
stabe, und es wird sicherlidl großer Arbeit 
des Herrn Ministers, seiner Berater und seiner 
Beamten 'bedürfen, die Lehrer davon zu über­
zeugen, daß es notwendig ist, dieses partner-

schaftliche kooperative Klima in die Sdml­
stube zu 'bringen. 

Wenn der § 2 dieses Gesetzes , der Ziel­
paragraph, von der Schulgemeinsdlaft der 
SChüler, Eltern und Lehrer spricht, so postu­
liert dieser Zielparagraph - möchte ich 
sagen - eine Harmonie. Er meint also, daß 
aus diesen Individuen - Sdlüler, Eltern und 
Erzieher - eine Gemeinschaft wird. Wir wol­
len es hoffen. Sicherlich werden viele Span­
nungen und Meinungsversdliedenheiten aus­
zutragen sein, denn in diesen oder j enen 
Fragen wird j a  sicherlich noch sehr viel 
Sprengstoff enthalten sein. Widerborstige 
Schüler, einsichtslose Eltern und von ihrer Un­
fehlbarkeit überzeugte Lehrer - diese unhei­
lige Trias, meine Damen und Herren, werden 
wir in vielen Fragen zur Kenntnis nehmen 
müssen, Aber es wird an uns allen liegen, 
vor allem an den Lehrern und auch an den 
Eltern, diese neuen Formen zu entwickeln 
und der Sdlulwirklichkeit neues Leben zu 
geben. 

Meine Damen und Heuenl Es ,ist inter­
essant gewesen : Das Bundesministerium für 
Unterricht hat einen Aufsatzwettbewerb zum 
Nationalfeiertag 1 972 ausgeschrieben. Ich habe 
mir diese Aufsätze, die auszugsweise von den 
Schülerinnen und Schülern wiedergegeben 
wurden, ,angesehen. Idl muß sagen, da gibt es 
eine Fülle von Anregungen und interessante 
Kritiken. Ich kann immer wieder nur sagen, 
daß die Schüler viel, viel kritischer veranlagt 
sind, als wir überhaupt je glauben. Man sollte 
nicht meinen, daß allzuviel Demokratie in der 
Schulstube sozusagen Chaos und Anarchie 
verursachen würde. Nein, idl habe selbst 
mit meinen Schülern die Noten immer wieder 
gemeinsam beurteilt. Ich habe sie mitreden 
lassen, habe gefragt: Was glaubst du, daß du 
verdienst für deine Leistung'? Dann habe ich 
die anderen mitheurteilen lassen, und aus 
dieser Gesamtbeurteilung, glaube idl, ist näm­
lich der Schreck vor den Noten völlig weg­
gefallen. Das gab es hei mir einfach nicht. Ich 
glaube, wenn man das so kooperativ mit den 
Sdlülern macht, dann kann das nicht daneben­
gehen. 

Ich würde d'en Damen und Herren 
empfehlen, sich in diesen "Pädagogischen Mit­
teilungen" - w eil meine Zeit etwas begrenzt 
ist - das durchzulesen, 'Was die Schüler der 
Oberstufe in den verschiedenen Schulen zu 
dieser Frage der SchülermitveFWaltung .ge­
sdlrieben haben. Für mich ist das hochinter­
essant gewesen, und ich glaube, daß man 
solche AufsatzwetbbeweI1be wieder initiieren 
sollte, um den Schülern die Gelegenheit zu 
geben, auf Grund der Erfahrungen zu sagen, 
was sie sich vorgestellt 'haben und wie sich 
die Wirklichkeit abspielt. 
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Meine Damen und Herren! Ich glaube, die 

Partizipation von Schülern und Eltern in der 
Schule muß sich auch mit dem Vorwurf aus­
einandersetzen, der vielfach heute und wahr­
scheinlich auch noch in den nächsten Wochen 
und Monaten gehört werden wird, daß nämlich 
die Schulen mit dem Prinzip der Demokratisie­
rurug bis Ü!ber die Grenzen des MÖ9lichen hin­
aus strapaziert werden. Ich kann aber nur 
sa'gen, daß dieser Vorwurf oder 'diese Beden­
ken, d�e hier geäußert werden, in dem Augen­
blick dahinschmelzen werden, in dem es lhllS 
gelingt, d.ie AnfangsschJwiefi;gtkeiten zu über­
winden. Ich bin deshalb froh, daß das Gesetz 
bereits am 1 .  September 1 974 in Kraft tritt, 
und ich bin davon Üiberzeugt, daß es den 
Beamten gelingen wir.d, zusammen mit dem 
Bundesminister hier die notwendigen Voraus­
setzungen, die Verordnungen rechtzeitig zu 
verfassen und rechtzeitig an die Sch'ul­
behörden weiterzuleiten, sodaß hier nicht, wie 
es der Kollege Peter gemeint hat, vielleicht 
eine pädagogische Bruchlinie entstehen 
könnte. Ich bin nicht dieser Auffassung. 
Natürlich ist dieses Partnerschaftsmodell, 
meine Damen und Herren, nachdem es ja bis 
heute noch nicht existiert, etwas völlig Neues. 
Ich habe mir von SchJweden 'bis über alle 
Länder, die ich erreichen konnte, Erfahrungen 
auf diesem Gebiet 'geben lassen. Die Erfah­
rungen sind sehr, sehr dürftig. Ich muß sagen, 
ich war deShalb sehr glücklich, als ich gehört 
habe, daß die Hochschule für Bildungsrwissen­
schaft in Klagenfurt ein .g.rup'pendynamisches 
Organisationslaboratorium veranstalten wird, 
bei dem Gruppen von acht rbis zwölf Per­
sonen - Eltern, Lehrer, Schüler - ihre 
Probleme diskutieren und das Verhalten an 
ihrem eigenen Leibe erfahren werden. Ich 
glaube, daß gerade dieses gruppendynamische 
Organisationslaboratorium vielleicht den Be­
troffenen, aber auch uns Erfahrungswerte ibrin­
gen wird, die wir dann in die Schulwirklich­
keit umsetzen weriden können. 

·Meine Damen und Herren ! Dies sind eini'ge 
Gedanken allgemeiner Natur gewesen, und 
vielleicht kann ich noch in wenigen Minuten 
etwas zur Schülerselbstverwaltung :im spe­
ziellen sagen. 

Ich glaube, die Schülerselbstvel1waltung muß 
als Teil 'der sozialpolitischen Erziehung in der 
Schule gesehen werden. Die 'Möglichkeit und 
die Grenzen der SchülerselbstveI'IWaltung hän­
gen natürlich von altersbedingten Verhaltens­
und Empfindungsweisen der beteiligten 
Schüler ab, von der Tradition und dem Klima 
der Schulen, von den Initiativen der Lehrer 
und Schüler. 

Ich möchte aber davor warnen, daß man 
hier vielleicht Spiel.formeln entwickelt und es 

nur dabei Ibewenden läßt. Ich meine, die 
Schule sollte sich als I Ikleinpolitischer Raum" 
verstehen, wo demOikratisches Verhalten zu 
erlernen und zu üben und den Schülern das 
Gefühl zu vermitteln ist, individuelle und 
gemeinsame Verantwortung zu tragen und die 
Bedeutung demokratischer Tugenden und 
Spielregeln zu erkennen. 

Natürlich - ich habe das schon eingangs 
erwähnt - ist die VoraI1beit in der Grund­
schule dafür Voraussetzung. Noch etwas, 
glaube ich, sollte man dazu sagen : Wenn die 
Schüler 'Solche Aufgaben in eigener Verant­
wortung übernehmen sollen, dann müssen sie 
so formuliert werden, daß sie die, Schüler ver­
ste'hen. Sie sollen an dieser Formulierung 
arbeiten, sie sollen an der Planung und Durch­
fü:hrung beteiligt sein; alles entsprechend ihrer 
Urteilskraft. Ich glaube, daß hier die Grund­
lagen gelegt 'Werden .für d as,  was wir als 
Schülennitverwaltung, als ISdlülersellbstver­
waltung, Sdlülergestaltung, wie man das auch 
immer nennen mag, bezeichnen. Natürlich, eng 
damit im Zusammenhang steht die Frage der 
Erziehung,sstile . Ich möchte .'hier nur zwei 
nennen;  den autokratischen ,Stil und den 
sozialintegrativen beziehungsweise demo­
kratischen Stil. Ich erspare mir hier nähere 
Aus>führungen zum autokratischen Stil. Die 
meisten Ihaben ihn unmittel1bar seLbst ,in der 
Schule am eigenen .Leib erlebt, und ich glaube, 
daß wir hier doch neue Wege gehen werden 
zu dem sozial-integrativen Stil, zu d em demo­
kratischen Stil, mit dem nämlich - so meine 
ich - nicht nur Wissen vermittelt werden soll, 
sondern bei dem auch die Fähigikeiten oder 
die Möglichkeiten !bestehen, Diskussion, 
Ubereinkunft, Kompromiß zu lernen. Denn 
das Leben verlangt ja von jedem einzelnen 
hier diese Formen. 

Meine Damen und Herren ! ,Ich glaube, daß 
das vorlieg,ende Schulunterr.ichtsg.es.etz ,in 
seiner Form sicherLich nicht alles das hr,ingt, 
was wir Pädagogen, aber auch vielleicht was 
wir Politiker uns davon erwartet haben. Die 
Mitwirkungsrechte und Mitlbestimmungsrechte 
der Schüler und der Eltern werden sicherlkh 
dazu beitragen, die Schule menschlicher, 
soz'ialer, !freundlicher zu ,gestaHen. Unld wenn 
uns nur das gelingt, so glaube ich, wird dieses 
Gesetz in d en nächsten Jahren seine Auf'galben 
erfüllen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Dr. Frauscher. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Frauscher (OVP) : Herr 
Präs ident I Hdhes Haus! Wenn das Parlament 
heute in der Lage ist, einen zwischen den 
großen Parteien abgestimmten Entwurf eines 
Schulunterrichtsgesetzes zu diskutieren und 
darüber a'bzustimmen, so stellt das den Schluß-
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punkt und den Ellfolg langjähriger Arbeiten 
dar. Es hat ein ausführliches Begutachtungs ­

verfahren gegeben,  es wurden intensive De­
batten in der Schulreformkommission geführt, 
und schließlich gab es gründliche Beratungen 
in einem Unterausschuß. Zu diesen Verhand­
lungen im Unterausschuß möchte ich nur fest­
stellen, daß es dank der ausgleichenden Art 
des Herrn Ministers - öfters mußte er aller­
dings auch zwischen den Mitgliedern seiner 
eigenen Fraktion ausgleichen - gelungen ist, 
die Verhandlungen in einem s ehr sachlichen 
Klima zu führen, daß auf unsere Argumente 
Rücksicht genommen wurde und daß es so 
auch möglich gewesen ist, die endgültige Fas­
sung des G esetzes mit unseren Vorstellungen 
wesentlich zu beeinflussen. 

Ich möchte einleitend herVOIlheben , daß das 
Gesetz in der nun vorliegenden Fassung vom 
Gedanken der Partnerschaft ausgeht, die zwi­
schen Eltern, Lehrern und Schülern herzustel­
len und in deren Rahmen die Zusammenarbeit 
der Schulgemeinde zu fördern ist. Die früher 
in den Vorderogrund ·gestellte Interessenvertre­
tung und die Betonung der Verschiedenheiten 
der Interessen von Le'hrern und Schülern über­
sahen, daß in der PraXiis das Interesse an ·einem 
möglichst guten Lernerfolg, an einer möglichst 
guten persönlichen Entwicklung der Schüler 
allen drei Partnern gemeinsam ist und über­
wiegt. Die Voraussetzung ·für das Funktionie­
ren dieser nunmehr vorgesehenen und vom 
Gesetzgeber angestrebten partnerschaftlic:hen 
Zusammenarbeit zwischen Eltern, Schülern, 
Lehrern im Schulgemeinschaftsausschuß ist 
aber, daß zwischen allen Beteiligten Vertrauen 
und Offenheit ,herrscht und 'Claß der Gesetz­
geber se1bst eine klare Regelung j enes Rah­
mens, in dem sich die Zusammenallbeit ab­
spielt, sowie der Rechte, Pflichten und Verant­
wortlichkeiten der Partner bestimmt. Dieser 
Grundsatz, der von der Wirtschaft immer wie­
der im Rahmen des Begutachtungsvel'fahrens 
zum Schulunterrichtsgesetz hervorgehoben 
wurde, scheint mir nun zu einem guten Teil 
verwirklicht zu sein. Selbstverständlich wer­
den erst die Praxis und die Maßnahmen der 
Unterrichtsverwaltung zur Durchfülhrung die­
ses Gesetzeswerkes zeigen, ob diese Inten­
tionen wiI1ldich voll zum Tragen kommen, und 
ich möchte 'bereits an dieser Stelle einen dies­
bezüglichen Appell an die Unterrichtsverwal­
tung richten. 

Warum ist nun dieser heute zur Diskus­
sion stehende Ges·etzentwurf von so wesent­
licher Bedeutung für die zukünftige realitäts­
nahe Gestaltung und Aufgabenerfüllung 
unserer Schule? Nicht so sehr, weil die Demo­
kratisierung der Schule ein Ziel für sich dar­
stellt, das ohne Berücksichtigung eines damit 
verbundenen pädagogischen Ertrages ange-

strebt werden soll, sondern weil wir der Uber­
zeugung sind, daß die Erziehung zur Demo­
kratie dadurch am 'besten verwirklicht wird, 
wenn bereits in der Schule gemäß den gegebe­
nen Möglichkeiten und entsprechend der per­
sönlichen Entwicklung, des Reifegrades und 
der vorhandenen Sachkenntnisse der Schüler 
eine echte Erziehung zur Eigeninitiative und ' 
zur selbständigen Bewältigung gestellter Auf­
gaben erhält. 

Ich bin der Uberzeugung, daß es aus .gesell­
schaftspolitischen und durch die G ewährung 
von Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrech­
ten auch aus wirtschaftlichen Gründen wün­
schenswert ist, daß die Schule dazu heiträgt, 
die junge Generation darauf vorzubereiten, 
daß sie für ihr eigenes Leben und für das 
Leben der menschlichen G emeinschaft p ersön­
lich Verantwortung tragen muß. Dazu bedarf 
es der Entwicklung von Selbst!bewußtsein und 
Pflichtbewußtsein, a·ber auch des Mutes und 
der Geduld, das künftige Zusammenleben und 
Wirken der IMenschen nach ihren Vorstellun­
gen und nach !bestem Wissen und Gewissen 
schöpferisch zu gestalten. Des'halb sollen die 
Schüler in der Schule jene Einsichten und 
Fähigkeiten, Einstellungen und Verhaltens­
weisen erwerben, die es ihnen erleidltern, in 
den verschiedenen Gemeinschaften im Ra'hmen 
eines demokraUschen Rechtsstaates zu Ibeste­
!heu, dort aktiv mitzuwirken und sich für die­
sen demokratischen Rechtsstaat auch einzu­
setzen. 

Selbstverstän1dlich bin ich mir lbewußt, daß 
diese umfassende Erziehungsaufgabe seitens 
der Schule nur zum Teil gelöst werden kann 
und auch Aufgahe der Familie und auch ande­
rer Gemeinschaften ist. Ich glaube a·ber doch, 
daß eine entsprechende Ausgestaltung der 
Schule diese Erzieihungsmaßnahmen der Fami­
lh·; unterstützen kann und daß die Rolle der 
Schule in diesem Erzie'hungsfelld deslhalb so 
wichtig ist, weil die Schule in das Leben und 
in Idas Zusammenarbeiten in großen sozialen, 
beruflichen und politischen G emeinschaften 
einzuführen 'hat. 

Ich hin daher der Uber;zeugung, daß das 
neue Sdlulunterrichtsgesetz mit seiner Rege­
lung der Mitwirkung's- und i\l1i1lbestimmungs­
redlte der Schüler eine gute Lösung ist ; nicht 
weil man dem Problem der Demokratisierung 
nicht ausweichen kann, sondern weil diese 
Regelungen zur Förderung und Ubung der 
Denk-, Urteils-, Zusammenartbeits- und Ver­
an twortungsfähigikeit sowie zu demokratischer 
Gesinnung und Haltung 'beitragen können. 

Allerdings habe ich schon darauf hingewie­
sen, daß diese pädagogische Funktion der 
Schule nur dann erreicht werden kann, wenn 
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nicht nur auf die Rechte der Beteilri,gten Wert 
gelegt wird, ·sondern in gleichem Ausmaß auch 
auf die entsprechenden Pflichten. Diese Pflich­
ten sollen vor allem aus leier täglichen Schul­
praxis erwachsen, nämlich aus Unterrichts­
und AI1beitsformen, die in entscheidendem 
Maß zur ,Alktivierung der Persönlichkeit des 
einzelnen Schülers beitragen können. 

Schließlich möchte ich betonen, daß es mei­
ner Meinung nach falsch wäre, allzu große 
Hoffnungen auf die erzie'heris�e Wirkung 
dieser Regelungen allein zu setzen, 'sOIfern 
nicht auch das Bewußtsein für die aus den 
gestiegenen Rechten resultierenden vermehr­
ten Pflichten geweckt wird und sich der Unter­
richtsbetrieb s elbst in Form und Inhalt ändert. 

Dabei ergibt sich eine üheraus bedeutsame 
Allfgalbe für die Lehreraus- und -Iweiterbil­
dung, a'ber auch für die Lehrplangestaltung. 

Die Wirtschaft hofft, daß !die Maßnahmen 
dieses Schulunterrichtsgesetzes nicht zu einer 
Verpolitisierung der Schule und damit zu 
einer Behinderung ihrer pädagogischen AI1beit 
und ihrer praktischen Effektivität führen wird. 
Wir hoffen, daß tatsächlich eine möglichst 
sachbezogene Partnerschaft, vor allem in den 
Schulgemeinschafts·ausschüssen, entsteht. 

Nun ein paar Worte zur Leistungsbeurtei­
lung. Ich bin kein Pädagoge und fühle mich 
nicht berufen, hier ein kompetentes Urteil ab­
zugeben, alber ein paar Worte darf ich doch 
wohl zu diesem PrOlblem sagen. Meiner Mei­
nung nach hat man dieses System deshalb 
nicht von Grund auf geänldert, weil es eben 
noch keine bessere Lösung für die Noten­
gebung gibt als das derzeitige System. Und 
mit dem Schlagwort der Punktebewertung 
kann man dieses Problem auch nicht lösen ; 
da kann man vielleicht Kreise Ibeeindrucken, 
die aus irgendeinem Grund mit dem derzeiti­
gen System nicht zufrieden sind. Ich bin aber 
überzeugt: Wenn man das iSystem teler Punkte­
bewertung einführen würde, wären auch mit 
diesem System in wenigen Jahren schon wie­
derum weite Kreise nicht einverstanden und 
würden vielleicht das alte System der Noten­
gebung zurücksehnen. Da wird bestimmt noch 
sehr viel und grün:dliche Forschungsarbeit ge­
leistet werden müssen, ibis man vielleicht ein­
mal zu einem besseren System gelangen wird. 

Eine wesentliche Neuerung des Gesetzes 
besteht darin, daß es nunmcl1r die Möglich­
keit gibt, unter 'gewissen Voraussetzungen 
mit einem "Nichtgenügend" in die nächst­
höhere Klasse aufzusteigen. Das ist ·gewiß 
sehr zu lbegrüßen, weil es die Möglichkeit 
schafft, gewisse Härtefälle zu vermeiden. 
Diese Bestimmung darf aber nicht dahin 

gehend interpretiert werden ader in der Praxis 
dazu führen, daß sich die Leistungsanforderun­
gen in der Schule 'vermindern. Eine Verminde­
rung des Leistungsniveaus und des Ausbil­
dungsstandards unserer ,Schulen könnte zu 
überaus ernsten Rückwirkungen für die Ge­
sellschaft und speziell auch für die Wirtschaft 
führen. 

Ich möchte hier vor den Ansichten einzelner 
Pädagogen warnen, die die Schule wiederum 
in eine pädagogische Pravinz zurück.führen 
wonen, indem sie Leistungsallforderungen, 
wie sie im beruflichen Leben üblicherweise 
anerkannt werden und notwendig sind, aus 
der S chule venbannen wollen. Daß Härten 
möglichst ausgeschaltet wettlen 'sollen, das ist 
durchaus zu begrüßen. Ich glaube aber, daß 
nichts gefährlicher wäre und nichts die Schule 
wieder mehr vom praktischen Leiben entfer­
nen würde, als wenn man die im täglichen 
Leben des Erwachsenen sich immer wieder 
stellenden und zu bewältigenden Leistungs­
anforderungen von unseren Schulen - dies 
gilt selbstverständlich audt. für die Hoch­
schulen - beseitigen würde. 

Diese lLeistungsanforderungen ergeben sich 
jd aus den in der Praxis zu erfüllenden 
Arbeiten. Es .gibt nicht wenige 'Berufe, bei 
denen die Nichterreichung eines bestimmten 
Leistungsstandards den Arbeitenden selbst 
und seine Mitarbeiter ogefährden würde; 
denken .wir nur, um ein einziges ,Bei'spiel zu 
nennen, an die technischen Berufe. 

Sehr erfreulich ist es, daß es im Rahmen der 
Ausschußverhan'dlungen gelungen ist, eine 
AneI1kennung der Prinzipien des dualen Aus­
bildungssystems, also des Zusammenwirkens 
von Berufs'schule und betrieblicher Lehrlings­
ausbildung, dadurch zu erreichen, daß nun­
mehr auch der Lehrherr vom drohenden Miß­
erfolg der Schüler in der Berufsschule zu ver­
ständigen ist. Dies ist vor allem deshalb not­
wendig, da ja das duale System eine Ab­
stimmung zwischen den Ausbildungsleistun­
gen des Betriebes und den A:ushildungslei­
stungen der Schule verlangt, und der Lehr­
herr nur dann, wenn er Ülber die Probleme des 
Fortganges in der BerufssdlUle orientiert ist, 
auch in seinen Ausbildungsaktivitäten auf 
Mängel im Leistungsniveau des Lehrlings ent­
sprechend Rücksicht nehmen untel reagieren 
kann. Ich halte diese Ver'ständigungspflicht 
der Lehrherren in diesem Gesetz für eine 
überaus wichtige Bestimmung, die zeigt, daß 
der Gesetzgeber über das Berufsausbildungs­
gesetz hinaus die Bedeutung der Lehrlings­
ausbildung ,für die österreichische Gesellschaft 
würdigt und die Grundzüge dieses Systems 
entsprechen1d berüd<:sichtigt. 
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Zum Schluß kommend möchte ich noch die 
im G esetz veran!kerte Mögrichkeit der Scha,f­
fung enger Verobindungen zwischen Wirtschaft 
und Schule im Rahmen der Kuratorien der 
berufsbildenden Schulen begrüßen. Diese 
Kuratorien bieten im Rahmen des herufs'bil­
d("nden Schulwesens die beste Möglichkeit, 
daß der gerade für dieses SdlUlwesen so not­
wendige enge Zus'ammenhang zwischen Wirt­
schaft und Schule sichergestellt wird. IIch darf 
hier an die von diesen Kuratorien ausge1henden 
vielfältigen Möglichkeiten für Hilfe bei Be­
trie'bsbesuchen und Betriebspraktika von 
Lehrern und Schülern, aber auch für die Ver­
sorgung der Schulen mit Lehrmaterial und 
Maschinen erinnern. Die Tätigkeit dieser 
Kuratorien 'hat sich in der Vergangenheit Ibe­
wä!hrt und soll nun durch dieses Schulunter-

UnterriChtsverwaltung allein gewissermaßen 
oktroyiert, bestiJmmt, das sagt, wa's zu tun 
sei. 

Wenn ich daran denke, daß dieser Gesetz­
entwur,f in der Schulreformlkommission, in den 
Unterkommissionen, im Professorenbeirat, im 
Elternbeirat, i m  Schülerrat behandelt 
wurde, wenn ich daran denke, daß wir heute 
im schulischen B ereich, ich glaube, Hunderte 
von Lehrerarbeitsgemeinschaften hahen, die 
unmittelbar Einfluß nehmen auf alle Bereiche 
der Schule, und wenn ich mich an die B era­
tungen auch im Unterausschuß erinnere, dann 
muß ich sagen, daß wiI1klich eine breite Dis­
kussion stattgefunden hat. 

Innerhalb dieser arnt J ahre war natürlich 
aum eine dynami'sche gesellschaftliche Ent-

richtsgesetz intensi,viert werden. wicklung verspürbar, und auf 'diese Dynamik 
Albschließend möchte ich noc:hmals Ibeto- möchte ich im besonderen venweisen. 

nen, daß es vor allem aUif .den Gei'st ankommt, 
in 'dem die SrnulveIWaltung nunmehr den Ge­
setzesauftrag auch tatsächlich in die Praxis 
umsetzen wird. Ich möchte als Vertreter der 
gewerblichen Wirtschaft fbesonders die Auf­
forderung an die Schulverwaltung richten, vor 
allem den Geist der partnerschaftlichen Zu­
sammenarbeit in den Vordergrund zu stellen 
und Ansätze zu isolierter Interessenvertretung 
im Rahmen der Schulgemeinschaft möglichst zu 
unterbinden. Dann wird die Verabsrniedung 
dieses Gesetrzes einen echten Meilenstein im 
Sinne einer inneren Schulreform und einer 
pädagogischen Erneuerung unserer Schule bil­
den. (Beifall bei der ,aVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Sinowatz. 
Er 'hat 'das Wort. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herrend Acht Jahre !haben 
die BeratuI1!gen und Ver1handlung,en gedauert, 
bis 'heute dieses Schulunterrichtsgesetz verab­
schiedet !Werden Ikann. Vielleicht Ihaben die 
bisiherigen Beratungen :hier im Plenum des 
Hohen Hauses gezeigt, !Wie schlwierig die 
Materie .gewesen ist, die es zu bearbeiten galt. 

Ich möchte 'gar nicht unziemlich verallge­
meinern und sagen, daß in diesen acht Ja'hren 
ü'berall dort, wo darüber gesprochen wurde, 
sachlich 'gesprochen wurde. Ich glaube, das 
wäre auch gar nicht richtig gewesen, es ist 
engagiert gesprochen worden. Es sind die Mei­
nungsgegensätze tatsächlich aufeinanderge­
prallt. Und das ,war gut und richtig. Deswegen 
war es möglich, heute zu diesem lbreiten Kon­
sens 'Zu 'kommen. 

Ich möchte hier einen Irrtum korrigieren, 
der vielfach in der Offentlichkeit noch besteht, 
nämlich den, daß heute in 'der Schule die 

I ch habe immer wieder gesagt, es war 1 962 
aus den verschiedensten Gründen nicht mög­
lich, zusammen mit den anderen Schulgeset­
zen, die sich vor allem mit der Schulorgani­
sation 'befaßt halben, auch das Schulunter­
richtsgesetz zu vera!bsChieden. Es hat viele 
Gründe dafür gegeben, und ich möchte auch 
nicht anstehen, die IAI1beit meiner Amtsvor­
gänger .für dieses Schulunterrichtsgesetz zu 
würdigen, im besonderen 'die Arlbeit von Mini­
ster Piffl-Percevic und von Minister G ratz. 
Aber ich nehme auch für mich und für uns 
in Anspruch, daß dieses SChulunterrrichts­
gesetz in einer Zeit beschlossen werden kann, 
iG der dafür die gesellschaHlichen und politi­
schen Voraussetzungen ,bestehen. Denn sicher­
lich war mit ein Grund dafür, daß in den be­
ginnenden sechziger Jahren ein solches Ge­
setz nicht beschlossen werden konnte, daß 
b reite Kreise nicht dafür gewesen wären und 
daß ein solcher Konsens damals nicht gefun­
den werden konnte. Das ist 'auch die iAntwort 
darauf, daß etwa ich oder meine Freunde ge­
wiss ermaßen eine Trennung Zlwischen Struk­
turreform und innerer Schulre.form vorgenom­
men hätten oder vornehmen möchten. 

Meine Damen und Herren ! 'Selbst wenn wir 
es wollten, würden wir es nicht können, weil 
es hier doch gewaltige Wechselbeziehungen 
und Wechselwirkungen gi,bt und weil man 
auf der einen Seite nicht etwas tun kann, 
ohne daß nies nicht auf der anderen Seite 
s e ine Auswirkungen zeigen würde. 

Im speziellen - das ist heute schon ange­
klungen - war es . schwierig, bei diesem Ge­
setz den Ausgleich zwischen dem G esetz­
mäßigkeitsprinzip unserer Verfassung einer­
seits und dem weiten Bereich der päda,gogi­
schen Erfordernisse andererseits herzustellen, 
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bei denen j a  diese Dynamik der gesellschaft­
lichen Entwicklung ,so deutlich zum Ausdruck 
kommt. 

Ich freue miCh, daß h eute alle Redner, ins­
besondere der Herr Abgeordnete Harwalik, 
wörtliCh feststellen konnten, daß der pädago­
gische Ges'taltungsraum, wie er sagte, unange­
tastet blieb, und daß wir auf der anderen 
Seite doch mit diesem Gesetz eine stärkere 
Einbindung des Schulwesens in den gesamten 
gesellschaftlichen Bereidl unseres Lebens vor­
nehmen konnten. 

Natürlich blieb es, wie d er Herr kbgeord­
nete Gruber sagt, über weite Strecken hei 
einer Kodifikation bestehender gesetzliCher 
Regelungen, aber angereichert durch wesent­
l iche Ergebnisse der pädagogischen Entwick­
lung, angereichert durdl die Modernisierung 
von Erlässen, deren älteste aus dem Jahre 
1 854 stammen, meine Damen und Herren, und 
durch die Aufnahme neuer, wichtiger Bereiche 
der Schule und des Schullebens in dieses Ge­
setz. 

Ich glaube, daß auCh die bildungspolitische 
Bedeutung dieses G esetzes nicht gering ge­
schätzt werden darf. Auch hier sehr realistisdl 
gesagt, es ist die Zusammenfa'ssung des Ist­
zustandes in unserer Sdlule, der weit anders 
ist als etwa der vor zehn Jalhren und ganz 
gewaltig anders als der vor einigen J ahr­
zehnten. 

Wenn heute die Leistungsbeurteilung ge­
wissermaßen als Beispiel dafür in die Dis­
kussion 'gezogen wurde, daß im Grunde ge­
nommen nicht etwas völlig strukturell Neues 
in das Gesetz Eingang gefunden hat, dann 
muß auch iCh sagen, daß vieles. was über die 
Leistungsbeurteilung in der Offentlichkeit in 
den letzten 'Monaten Igesa:gt wurde, ganz gleich 
von welcher Stelle her und von welcher HOhe 
her, vielfach nicht dazu angetan gewesen ist, 
um in der Offentlidlkeit Klarstellungen her­
beizuführen, sondern eher um Mißdeutungen 
in breiten Kreisen ,zu erreichen. 

Ich erinnere nur,_ daß in der Untenkommis­
sion der Sdlulreformkommission durdlaus 
keine Ubereinstimmung in dieser Frage er­
zielt werden konnte. Ich möchte eben unter 
Bezugnahme auf diesen Faktor heute fest­
stellen : Dieses Schulunterrichtsgesetz ist nidlt 
etwas Endgültiges, kann nichts Endgültiges 
sein und soll nidlts Endgültiges sein, sondern 
es ist vielmelhr die Ausganrgslbasis darur, daß 
Veränderungen im Gefolge der permanenten 
Schulreform nunmehr in Zukunft Eingang in 
dieses Gesetz finden können. 

Das Sdlulunterrichtsgesetz i'st damit kein 
Abschluß der Entwicklung, sondern eben ein 
Ausgangspunkt. Alb er in dieses Gesetz, um 

das ,wir nun alle acht Jahre gerungen :haben, 
soll nur dann etwas Eingang finden, wenn 
es aus der Diskussion heraus kommt, wenn 
es erprobt ist, wenn wir guten Mutes und 
guten Glaubens überzeugt sind, daß es in 
Gesetzesform geprägt werden kann. Auch hier 
sollen wir die gesellschaftliche Dynami1k und 
die pädagogische Dynamik in Verbindung 
bringen mit der Notwendigkeit der Kontinui­
tät der schulischen Entwicklung. Es wird ein 
Schulunterrichtsgesetz nicht geben können, 
das eine Endstufe darstellt, weil die gesell­
schaftliche Entwicklung nicht stehen bleiben 
wird. 

In diesem ZusammeIl!hang auch etwas zur 
Frage der Zweidrittelmehrheit. Ich bringe in 
Erinnerung, daß es bei den Verhandlungen 
zu den Schulgesetzen 1962 ja darum gegangen 
ist, daß bis 1 962 vielfach die Auffassung ver­
treten wurde, daß eine .pa:ktierte Bundes- und 
Landesgesetzgebung im schulisdlen Raum 
Platz greifen sollte. 

Es war zweifellos ein Fortschritt, daß die 
nunmehrige Regelung 'gefunden wurde und, 
meine Damen und Herren, gerade wenn wir 
von Dynamik und Kontinuität sprechen, 
glaube iCh, daß wir uns immer bemühen sol­
len - ganz gleidl, was uns nun von der Ver­
fassung aufgelegt wird -, zu einem Ibreiten 
Konsens, zu einer Urbereinstimmung zu finden. 
Idl bekenne mich zu diesem steten Bemühen, 
auf sdlulischem G ebiet diese U:bereinstim­
mung zu finden. 

Wenn ich aber sdlon von Ubereinstimmung 
spredle, dann möchte idl hier doch deponieren, 
daß ich auch durChaus im grund'sätzlichen mit 
den Auffassungen des Herrn Abgeordneten 
Schnell in der Frage der Beurteilung der 
musischen Fädler übereingestimmt habe. 

Meine Damen und Herren! Das habe ich 
auch sehr klar bei den österreidlischen Kul­
turgesprächen in Salzburg gesagt. ICh habe 
dort bedauert, daß diese Frage im Arbeits­
kreis Musik überhaupt diese Rolle gespielt 
hat. und das hat mich vielleiCht von der Auf­
fassung des Herrn Abgeordneten Schnell ge­
trennt, aber wir haben uns dann wieder ge­
funden 'beim Procedere. ICh habe mir gesagt, 
wenn es so ist, daß wir damit so viele unserer 
Lehrer verunsichern, dann ist es besser, daß 
wir doch noCh bei der Formulierung der Regie­
rungsvorlage verbleiben. Nur das war der 
Grund. 

Gerade bet den österreichischen Kultur­
gespräChen und vor kurzem bei einem Vor­
trag im Institut für Gesellschaftspolitik habe 
idJ darauf hingewiesen, daß meines Er ach­
tens in diesem Bereidl vom StandpuIllk.t etwa 
der Kunstkritiker andere Perspektiven eröff­
net werden müßten. 
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Ich 'bin auch durchaus mit dem Herrn Bun­
deskanzler einer Meinung, was die Winter­
ferien, die jetzt eingeführt werden, betrifft. 
Wir hahen nie von einem katastrophalen 
Notstand gesprochen, aher immer von den 
notwendigen Sparmaßnahmen. Und diese not­
wendigen Sparmaßnahmen sind heute genauso 
berechtigt wie damals, als wir sie veranlaßt 
ha.ben. 

Ganz energisch möchte ich bei dieser Ge­
legenheit . wieder der AuUassung des Herrn 
Abgeordneten Peter entgegentreten, daß an 
unseren allgemeinhildenden höheren Schulen 
gewissermaßen ein Nivellierungscharakter 
festzustellen sei. 

Meine Damen und Herren ! Wer sagt das? 
Worauf 'begründet der Herr Abgeordnete 
Peter diese Ansicht und wie kann er das ,be­
weisen? Es muß doch einmal festgestellt wer­
den, ab es sich hier um ein Vorurteil handelt, 
gegen das man bekanntlich kaum auftreten 
kann, oder um begründete Ansichten. Es ist 
j a  nicht einzusehen, daß deswegen, weil heute 
mehr Schüler eine allgemeinbildende höhere 
SChule besuchen Ikönnen, eine Nivellierung 
auf dem Gebiet der Leistung verbunden sein 
muß. Ich habe das einmal schon bei einer 
Fragestunde gesagt: Ich lade den Herrn Abge­
ordneten Peter ein, an den Maturaprüfungen 
an unseren allgemeinbildenden Schulen teil­
zunehmen. Dann wird er sehen, welche Lei­
stungen dort von unseren Schülern der all­
gemeinbildenden hÖlheren Schulen erbracht 

. werden. (Beifall bei der SPtJ. - Abg. M e  i ß 1: 
Aber diese Maturanten haben auch noch eine 
Aufnahmsprüfung gemacht!) 

Ich habe schon gesagt, daß vieles von dem, 
das in diesem Gesetz nun fixiert ist, schon bis­
her bestanden hat. Alber es ist auch viel, viel 
neues ins Schulunterrichtsgesetz aufgenom­
men, und ich glaube, daß dies auch 'sehr be­
deutsam für die Ar,beit an den Schulen in den 
nächsten Jahren sein wird. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe immer 
unmißverständlich gesagt, daß mir die Schüler­
mitverwaltung ein echtes persönliches Anlie­
gen im Bereich des Schulunterrichtsgesetzes 
gewesen ist: die 'Mitbestimmung, die Mitge­
staUung und die Mitwirkung der Schüler im 
Sinne einer Partnerschaft und die ,Möglich­
keit der Interes-senvertretung der Schüler in 
der Schule. ,Ich kann nicht verstelhen, daß man 
dies gewissermaßen in Zusammenhang mit 
der Frage hringt, daß nunmehr die Lehrer 
geringere Rechte hätten oder daß_ die Lehrer 
nicht 'berücksichtigt worden wären. Ganz im 
Gegenteil!  In diesem Schulunterrichtsgesetz 
-- darauf ist hingewiesen worden - wurde 

durch die Stärkung der Lehrenkonferenz doch 
sehr Bedeutsames für eine stärkere Mitsprache 
der Lehrer in der Schule getan. 

Ich halte diese Schülermitverwaltung für 
einen Teil der politischen BHdung, die wir an 
ull'seren Schulen vermitteln wollen. Ich bin 
überzeugt davon, daß , auf weite Sicht gesehen, 
eine höhere Effizienz in unseren Schulen da­
durch erreicht werden kann, daß über dieses 
Erziehungsprinzip, von dem der Herr Abge­
ordnete Harwalik im Zusammenhang mit der 
Schülermitverwaltung immer spridlt, die 
Schule wirlklich die Schule Ider Lehrer und die 
Schule der Schüler werden Ikann. 

Voraussetzung dazu ist die Information, ist 
die Kommunikation in der Schule. Es ist ein 
flexihles Modell, das wir erarbeitet haben, 
es ist ein partnerschaftliches Modell, und e'5 
ist ein entwicklungs'fähiges Modell, denn wir 
begeben uns hier auf Neuland. Der Rahmen, 
den wir gegeben ha!ben, muß erst mit Leben 
erfüllt werden. 

Wir ha"ben zu diesem Modell auch deswegen 
die Zustimmung -gegeben, weil letzten Endes 
der Umfang 'der Schülermitverwaltung im 
Schulgemeinschaftsausschuß festgestellt wird, 
da'bei a,ber nur die Lehrer und die Schüler 
stimmberechtigt sind. Ich halte das Jür richtig, 
denn die Schülermitverwaltung ist kein Ge­
schenk, das wir den Schülern machen, son­
dern eine Verpflichtung, die wir den .sChülern 
auferlegen. 

Die Vertretung der Mitschüler, die Mit­
bestimmung, die Mitgestaltung erfordern gei­
stiges Engagement, Information, Weitergabe 
von Information. Das erfordert, daß man Ver­
trauen beim Mitschüler gewinnt. Das erfordert 
Abschätzung der Situation, Einsatzbereitschaft. 
Demokratie, meine Damen und Herren, ist 
eben nie leicht und nie nur eine Spielerei ge­
wesen, sondern eine sehr, sehr ernste Ange­
legenheit. 

Vielleicht werden viele Schüler, die heute 
mit großer Begeisterung von der Schülermit­
verwaltung sprechen, auch draufkommen 
- ich sage es offen und ehdidl -, daß es 
eine schwierige Aufgabe ist, der sie sich hier 
unterziehen werden müssen. Aber wir wollen 
in den Schulen die Probleme nicht verschwei­
gen, wir wollen die Probleme, die es im Leben 
gibt, niCht verdrängen, sondern wir wollen 
wirklich helfen, daß in der Sdlule gelernt 
werden kann, partnerschaftliche Lösungen zu 
finden. 

Hier ein Wort, das ich bei den Verhand -
lungen immer gesagt habe : Unsere Lehrlinge 
mit 17 und 1 8  Jahren müssen heute selbst 
entscheiden, aber an unseren höheren Schulen 
werden unseren Sdlülern alle Entscheidungen 
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abgenommen. Wenn ich mir dann überlege. 
daß bei den Hochschulwahlen nur 37 Prozent 
unserer Hochschüler ihre Stimme abgegeben 
haben, und wenn nur eine radikale rechte und 
linke Mehrheit gewissermaßen akzentuiert 
ihre politische Meinung vertritt, dann glaube 
ich, daß es höchste Zeit ist, daß an unseren 
höheren Schulen mündige Bürger aufwachsen, 
die imstande sind, in dieser Demokratie, in 
dei Totalität des politischen Lebens sich zu 
bewähren und mit beizutragen, daß diese 
Demokratie auch weiter e-nbwickelt iWird. (Bei­
lall bei der SPO. - Zwischenruf bei der FPO: 
Aber rechnen müssen Sie auch können! -
Weitere Zwischenrufe.) Bitte, das müßten Sie 
unter Umständen -am besten wissen. Ich 
möchte 'das nicht weiter ausfüthren. Es gibt 
sicherlich auch das. Ich könnte Ihnen sogar 
Zeüsduiften und Plakate geben, die darauf 
hinweisen. 

Meine Damen und Herren! Das Schul­
unterrimtsgesetz - im sagte es schon - ist 
sehr lange verhan1delt worden. Es ist heute 
auch gesagt worden, daß es unter Umständen 
besser gewesen wäre, es erst mit 1 .  September 
1975 in Kraft treten zu lcrssen. Es ist fälsch­
licherweise gesagt worden, daß im von der 
DVP gezwungen worden wäre, den 1. Sep­
tember 1 974 zu wählen. Das stimmt absolut 
nicht, sondern der Umstand, daß wir doch 
jetzt schon das Gesetz 'beschließen können 
gibt uns die Möglidlikeit, daß es mit 1 .  Sep� 
tember 1974 in Kraft tritt. Wenn von der 
Zerreißprobe geschrieben wurde, dann war 
das eine journalistische Akzentuierung in der 
Uberschrift, aJber nicht das, wa's die Herren 
des ,Ministeriums in diesem Interview zum 
Ausdruck gebracht haben. 

Nur eines : Natürlim, etwas Neues ist immer 
unbequem, meine Damen und Herren. Es wird 
schon gewaltiger Arbeit bedürfen, um das 
Schulunterrichtsgesetz in das schulische Leben 
einfließen zu lassen. ,Aber es nützt uns nichts, 
wenn wir es auf ein Jahr verschieben. Im 
Gegenteil, ich glaube, daß die Eltern, die Leh­
rer und die Schüler wegen der Ubersichtlich­
keit dieser Materie nun das Recht haben, 
daß wir uns alle 'bemühen und anstrengen, 
daß dieses Gesetz, auf das schon so lange 
gewartet wird, am 1 .  September 1974 in Kraft 
treten kann. 

Natürlich wird es da und dort Sdliwierig­
keiten geben. Alber es liegt nun einmal in 
der Natur dieser Sache, daß man das auf sich 
nehmen muß. Der Vorteil, daß es am 1. Sep­
tember 1 974 in Kraft treten kann, ist doch so 
groß, daß wir gewillt sind, diese Schwierigkeit 
auf uns zu nehmen. 

Zum Schluß halbe ich wirklich zu daDJken: 
zu danken dem Unterrichts ausschuß und vor 

allem den be�den Vorsitzenden Dr. Gruber 
und Dr. Schnell 'für die wirklich mühevolle 
Behan!dlung und f,ür die wirklich engillgierten 
Beratungen, die geführt werden ikonnten. An 
die Adresse der FPO gerichtet muß ich sagen, 
daß auch von dieser Seite wirklich ernsthaft 
an diesem Gesetz mitgearbeitet wurde. 

Ich danke auch meinen Amtsvorgängern, 
die an diesem Gesetzentwurf mitgewirkt 
herben, a-ber 'vor allem allen Angehörigen der 
Schulreformkommission, weil die wirklich 
wiederlholt mit diesen Fragen befaßt gewesen 
sind, ferner den Beamten unseres Hauses, den 
Pädagogen und den Juristen. Wenn ich hier 
einen Namen nenne, da.nn deSlWe'gen, weil 
dieser junge, engagierte :Beamte Doktor 
J ellouschek, dessen Handschrift das Gesetz 
über weite Strecken trägt, infolge einer 
tückischen Kranlkheit sehr früh verschieden 
ist. 

Es ist eine große Arbeit, die vor uns steht, 
aber ich glaube, meine Damen und Herren, 
es ist auch ein gutes Gesetz, das heute das 
Hohe Haus beschließt. Es ist ein Gesetz für 
das Schulleben, nicht für eine Schule, die 'ge­
wissermaßen in der Retorte des Wissenschaft­
lers ist, sondern für die Schule, die heute 
besteht. Es ist ein Gesetz, das der guten par­
lamentarischen Tradition entspricht, weil es 
realistisch ist. Es ist sicherlich kein Grund 
für mim, wie {der Herr Abgeordnete Peter 
sagte, heute zu jubeln, aber es ist doch ein 
gutes Gefühl, daß eine gute Sache zu einem 
vorläufigen kbschluß gebrachewerden konnte. 
(Beifall bei der SPO.) 

,Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Eduard Moser. 

Abgeordneter Dr. Eduard Moser (OVP) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren ! Dieses 
Gesetz soll die 'innere Ordnung in unseren 
Schulen regeln, und als Grundlag,e dazu wird 
im § 2 das Zusammenwirken von Lehrern, 
Schülern und Erziehungsberechtigten festge­
legt, im großen Uberbegriff der Schulgemein­
schaft. 

Die Fraktion der Osterreichischen Volks­
partei hat im Unterausschuß ihre Initiativen, 
ihre Arbeit auf diese grundsätzlkhe Zielset­
zung ausgerichtet, und wir freuen uns, daß 
dieser Grundsatz nicht nur wegen der erfor­
derlichen qualifizierten Mehrheit, sondern 
doch auch in gegenseitigem Uberzeugen all­
gemein im ganzen Gesetz zum Durchbruch 
gekommen ist. 

Wenn man die Erläuterungen zum Gesetz 
liest, dann sieht man, daß die Schul gemein­
schaft sehr weit gefaßt ist. Es steht dort, sie 
sei ein Bestandteil der Gesellschaft und des 
Staates und sie müsse sich in ständi.ger Wech· 
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selwirkung innerhalb des wirtschaftlichen, äußersten Rande des Schulgeschehens gewe­
kulturellen und gesellschaftlichen Lebens be- sen sind, diese Zeit ist endgültig vorbei. Die 
währen. Elternvertreter werden ihren Einfluß wahr-

Der Gemeinschaftsausschuß Lehrer - Eltern 
- Schüler hat durch das Gesetz wichtd.g.e Auf­
gaben übertragen bekommen. Es sind vor 
allem die Probleme der Erziehung und des 
Unterrichtes, aber auch Baumaßnahmen und 
der Sektor der SdlUlgesundheitspflege. Dieses 
Forum wird daher nicht in erster Linie zur 
Austragung von Konflikten zwischen den 
Gruppen dienen dürfen, obwohl dies auch not­
wendig sein wird, sondern zur wirksamen Ver­
tretung der gemeinsamen Anliegen der Schule, 
zur Lösung der wichtigen Fragen der Schule 
als Erziehungs- und Kulturzentren unserer 
Städte und Ortschaften. 

Das ,alles wird man nur erreichen können 
durch eine echte Partnerschaft mit den Schü­
lern. Wir haben von Anfang an "ja" gesagt 
zu einer kritischen Mitwirkung der Schüler­
schaft, "ja" gesagt zu dem Risiko, das damit 
selbstverständlich auch verbunden ist. 

Das Arbeitsfeld, das den Schülern zugewie­
sen wird, ist groß, und wir sollten es nicht 
als demokratische Spielwiese betrachten. Ge­
rade d.ie Mitwirkung gibt den Schülern 
Verständnis dafür, daß man einen Ausgleich 
suchen muß zwischen dem persönlichen An­
spruch, der persönlichen Freiheit und einer 
funktions gebundenen demokratischen Ord­
nung. Unsere Schülerinnen und Schüler wer­
den lernen und einüben können, wie man 
vernünftig Interessen vertritt, ohne deshalb 
gleich in Zügellosigkeit und Anarchie auszu­
arten. Ordnung und Freiheit sind keine unver­
söhnlichen Gegensätze. Der Mensch muß ler­
nen, beides ins Gleichgewicht zu bringen. 

Als Zielvorstellung unserer Erziehungs­
arbeit an den Schulen wird immer wieder 
der mündige junge Mensch hingestellt. Es er­
scheint mir daher fast unverständlich, warum 
man den Eltern zum Teil diese Mündigkeit 
nicht gerade absprechen, aber doch streitig 
machen möchte. Ich will nicht mehr die Schul­
buchsache hier aufrühren, aber an sich müß­
ten doch die Eltern mündig genug sein, auch 
das Geld vernünftig zu verwenden. Aber im 
Ausschuß, meine Damen und Herren, kam 
immer wieder das Bedenken, vor allem eines 
Herrn der sozialistischen Fraktion, Igegen 
eine zu starke Mitwirkung der Eltern, gegen 
ihre Mitsprame, gegen ihre Einflußnahme zum 
Ausdruck. 

Nun, ich meine, und das sollten wir heute 
hier noch einmal festhalten:  Die Zeit, wo 
Elternvertreter und Elternvereine nur Geld­
geber für mangelnde Sachaufwände waren, 
wo sie nur geduldete Gesprächspartner am 

nehmen. 

Ich glaube, man sollte "ja" sagen dazu, 
daß man den Sachverstand der Eltern für eine 
bessere Schule mobilisiert, die großen Quali­
täten von Persönlichkeiten in der Elternschaft, 
die im öffentlichen Leben, in der Wirtschaft, 
in der Kultur eine bedeutende Rolle spielen. 

Ich möchte nur eine Zahl hier angeben: Der 
Elternverein des Gymnasiums Mürzzuschlag 
hat in zehn Jahren für die Schule einen Be­
trag von 1 Million Schilling aufgebracht. 
Wenn man alle diese Aktivitäten der Eltern­
vereine an den höheren Schulen zusammen­
zählte, so würde man sicher auf den erheb­
lichen Betrag zwischen SO und 1 00 Millionen 
Schilling kommen. Ich glaube, man sollte das 
auch hier mit Dankbarkeit vermerken. 

Der Entwurf steht laut den Erläuterungen 
im Zeichen der Demokratisierung. Auch unsere 
Fraktion ist für mehr Demokratie, wenn damit 
qualifizierte Mitverwaltung und Mitbestim­
mung gemeint ist. Aber es ist nicht denkbar, 
Demokratie von oben nach unten zu verord­
nen, selber aber am autoritären Podest stehen­
!Zubleiben. Hier wiIid sich auch die !höhere und 
allerhöchste Schulbürokratie etwas einfallen 
lassen müssen. Ich hoffe, das gute Klima bei 
diesem Gesetz nicht zu belasten, wenn ich 
zu einer Gewissenserforschung rate, vielleicht 
gerade im Bereich des Stadtschulrates Wien, 
wo es den Eltern- und Sch.ülervertretern zum 
Teil wirklich ruid'rt leichtgemamt wird, ihre 
Aufgaben zu erfüllen. Vom Obrigkeitsdruck 
auf die Lehrer will ich hier gar nicht reden. 

Die Zeit ist vorbei, meine Damen und Her­
ren, wo sich die Schule jede Weisung von 
oben gehorsam gefallen ließ. Der Schul­
gemeinsdlaftsausschuß ist ein Forum, das auch 
Widerstand leisten wird gegen Weisungen, 
die sdlUlfremd sind und die in ihrer Durch­
führung problematisch s ein müssen. 

Wenn dieses Forum audl nur empfehlen­
den Charakter hat, so können wir mit Be­
friedigung nach Bayern sehen. Dort ist das­
selbe : Auch dort werden Empfehlungen ge­
geben. Trotzdem haben sich alle Gymnasien, 
alle Direktionen -bisher an diese Empfehlun­
gen gehalten. 

Dieses Forum wird wichtige Erziehungspro­
bleme zu lösen haben. Im denke an die Sexual­
erziehung, die sich. heute geradezu in einem 
entmutigenIden Dilettantismus hinschleppt und 
die nur in Zusammenarbeit der Eltern, Lehrer 
und Schüler an der Schule vernünftige For­
men finden wird. 
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Ich denke an das Problem der Suchtgift- alles disloziert ist. Auf die Dauer ist das ein-
gefährdung. fach unhaltbar; hier muß eine Schule j a  an 

Meine Damen und Herren!  Vor wenigen den Problemen versagen. 

Tagen sind in Hartberg wieder sieben Jugend- Vielleicht interessieren Sie auch sanitäre 
liche im Alter von 16 Jahren nach Rausch- VeI1hältnisse, etwa in Fürstenfeld. Dort kom­
giftparties in das Krankenhaus eingeliefert men auf 331 Schülerinnen drei Toiletten! 
worden. Das Problem wird sim nimt von Wenn man diese Zustände nicht 'beseitigt, muß 
selbst lösen und wird nicht von selbst ver- die beste Albsicht eines Gesetzes scheitern. 
schwinden. Wir würden uns täusmen . (Zwischenruf.) 

Vor kurzem hat in Graz eine Tagung, ver­
anstaltet vom Bundesminiosterium für Unter­
richt und Kunst, stattgefunden. Hier wUI1den 
wertvolle Vorschläge gemacht, was man an 
den S chulen zur Vorbeugung und zur Bewälti­
gUI1Jg dieses ·Problems tun ,kan:n. 

Ich könnte noch die Medienpädagogik er­
wähnen, die Film- und Fernseherziehung. Da­
für gibt es in Osterreich gute Voraussetzun­
gen, aber auch dabei ist das Zusammenwirken 
mit den Eltern notwendig. 

Hohes Haus ! Die wichtigen Frag·en des 
Unterrichtes werden aber nicht gelöst werden 
können - und wir sollten uns dieser Täu­
schung nicht hingeben -, wenn nicht die 
räumlichen Voraussetzungen gerade in den 
höheren Schulen geschaffen werden. Das j ähr­
liche Hineinpferchen von ersten Klassen noch 
und noch, ohne Räumlicbkeiten, ist zu einer 
Belastung dieses Schulwesens 'geworden, die 
einfach nicht mehr erträglich ist. 

§ 5 ,dieses Gesetzes s ieht e ine begrenzte 
Aufnahme auch an den höheren Schulen vor. 
Der Schulgemeinschaftsausschuß wird die 
Aufgabe haben, darauf zu sehen, daß dieser 
§ 5 erfüllt wird. Der Unmut bei den Eltern 
ist derart angewachsen, daß sich bereits die 
Landtage in den Ländern mit dieser Frage 
befassen. Der steiermärkische Landtag hat vor 
kurzem einen Appell an die Landesregierung 
gerimtet, vom Unterrichtsminister ein Sanie­
rungsprogramm für die verheerenden räum­
lichen Zustände an den höheren Schulen zu 
verlangen. Wir haben in der Steiermark 
90 Klassen, deren Schülerhöchstzahl zum Teil 
erheblich überschritten ist. Wir haben eine 
völlig unzureichende Unterbringung : auf 
Schulgängen, in Dachgeschoßflächen, in feuch­
ten, kellerartigen Räumen. 

Ich möchte Ihnen noch einmal das Problem 
Hartberg, wofür ja verbindlime Zusagen des 
Herrn Ministers vorliegen, wieder in Erinne­
rung rufen. Dort gibt es außer einem Zeimen­
saal keine anderen Spezialräume : keinen 
Physikraum, keinen Chemieraum. Auf den 
Gängen mußten Kojen aufgestellt werden, um 
den Fremdsprachenunterricht durchführen zu 
können. Die Lehrer müssen mit eigenen Fahr­
zeugen von Klasse zu Klasse fahren, weil 

Keine steirische Spezialität! Ich habe hier 
den neu esten Bericht aus Vorarlberg. Ich er­
wäihne nur das Bundesgymnasium für Mäd­
chen in ,Bregenz. Alle zwölf Klassenräume 
sind viel zu klein. Die Schule 'besitzt über­
haupt keine Spezialräume, weder für Physik 
noch für Chemie noch für Musi1ke.rzieihung, 
und keinen eigenen Turnsaal ! Minimalaus­
stattung von Lehrobehelfen! Es entfällt in der 
Schule in allen Klassen der Musikunterricht, 
in neun Klassen NaturgeschiChte, in sieben 
Klassen Leibesübungen, in vier Klassen Phy­
sik, in zwei Klassen Chemie, Geographie und 
Handarbeit. Wie man da das Lehrziel errei­
chen will, kann im nicht verstehen. 

Mit Neid liest man ein Merkblatt des Stadt­
schulrates für Wien, das die Eltern informiert 
über das große Schulzentrum im 23. Bezirk. 
Da ist zu lesen : " . . .  im Schuljahr 1914/75" 
werden "über 30 modernst ausgestattete Klas­
sen mit allen Spezialräumen (P:hysiksaal, 
Chemiesaal, Sprachlabor, Turnsäle und so 
weiter) " zur Verfügung stehen. Man behaup­
tet, es hat überhau;pt keine a'llgemeinbildenide 
Schule in diesem Bereich bestanden, und ver­
schrweigt dabei, daß St. Ursula und Kalks'burg 
natürlich solche Schulen waren, nur sind sie 
katholische Privatschulen und keine öffent­
lichen Schulen. 

Meine Damen und Herren! Die Schulraum­
not hat ein derartiges Ausmaß erreicht, daß 
es einfach unmöglich ist, daß der Minister 
jedes Jahr einen Bericht girbt, demzufolge alle 
Bewerber an den Ihöher·en Schulen aufgenom­
men worden sind, wenn man einfach erste 
Klassen noch und noch hineinzwängt. 

Es geht auch - das möchte ich nicht ver­
schweigen im Zusammenhang mit dem, was 
Herr Präsident Schnell zur notwendigen Er­
gänzung der inneren Reform, der Struktur­
reform, gesagt hat - ein nicht von ihm und 
nicht vom Herrn Minister, aber von gewissen 
Kr·eisen zäh verfolgter heimtückischer Kampf 
g·egen die Langform, gegen das Gymnas.ium 
in Osterreich vor ·sich. Das Aushungern des 
Gymnasiums ist nom kein Argument für die 
Einführung der Gesamtschule in Osterreich. 
Und wenn man von utopischen Ziffern aus­
geht, wie im deutsmen Bildungsbericht im 
Jahre 1910, wo man meint, die Hälfte aller 
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Schüler müßte das Abitur erreichen, so ist 
man längst von dies-en Utopien abgekommen. 
Heute weiß man, daß es viel 'besser rst, das 
vorhandene Schulwesen so auszustatten, wie 
es längst möglich gewesen wäre, und sich erst 
dann der ungehemmten Expansion zuzuwen­
den. 

Zum A!bschluß möchte ich noch ganz kurz 
auf den Antrag des Herrn Präsidenten Schnell 
zu sprechen kommen, die Beurteilung in man­
chen Pflichtfächern, vor allem in Musikerzie­
hung und Bildnerisch-e Erziehung, für das 
Aufsteigen außer Betracht zu lassen. Ich hätte 
es nicht getan, wenn Herr Präsident Schnell 
nicht den ungewöhnlichen Weg gewählt 
hätte : aus dem Verhandlungs gremium heraus 
über das Ferns-ehen an die Offentlichkeit. 
Eigentlich muß ich ihm dankbar sein, denn 
das Echo war eindeutig und für ihn sicher 
überrasdlend: Von Vorarlberg ,bis Wien hat 
sich das gesamte Kulturleben aktiv und ener­
gi'sch gegen eine solche Maßnahme ausgespro­
dlen, und es wurde geradezu eine Initiative 
erweckt für die musisdle Bildung in uns-eren 
Sdlulen. 

Aber, Herr Präsident Sdlnell, eines ersdleint 
mir besonders bedenklich dabei zu sein. Idl 
entnehme dem Sdlreiben der "AJ1beitsgemein­
sdlaft der Musikerzieher Osterreidls" :  "Die 
zuständig-en Fadlleute . . .  wurden vor Bera­
tung über eine so weitreichende Entscheidung 
weder -gehört noch um Stellungnahme gebe­
ten . "  

Meine Damen und Herren l So geht es nidltl 
Wenn wir Sdlulreform machen, müssen wir 
die Experten zumindest hören, und dann kön­
nen wir erst einen solchen Vorschlag v-ertre­
ten. 

Idl glaube, es ist sehr bedenklich - ich 
komme auf die Ausführungen des Herrn Ab­
geordneten Luptowits zurück -, wenn man 
in den Schtilversuchen an den Oberstufen fest­
stellen muß, daß die Musikerziehung, der 
Musi:kunterricht weiter reduziert wird. Wir 
laufen damit Gefahr, die Basis unserer Musik­
kultur zu verkleinern, die Intellektualisierung 
der Bildung noch weiter zu treiben auf Kosten 
der schöpferischen un'd gemütslbildenden 
Fächer. Es kann doch keine politische Ziel­
setzung sein, ein VoLk nur mit ein-em hohen 
Lebensstandard, aher mit einern niederen 
Kulturstandard zu 'Werden. Gerade die Musik 
h at Osterreich Weltruf gegeben ; das verpflidl­
tet aber amh besonders für unsere bildungs­
poli tischen Zielsetzungen. 

Die Osterr-eichische Volkspartei hat im 
Unterausschuß neuerdings bewiesen, daß sie 
keine Neinsagerpartei ist, daß sie aber nidlt 
zu allem ja und amen sagt. Wir haben mit 

konstruktiven Vorschlägen und mit zälhem 
Widerstan'd gegen unüberlegte Bestimmungen 
erreicht, daß ein zeitgemäßes und, wie ich 
glaube, modernes Schulunterrichtsgesetz zu­
stande gekommen ist. Wir glauben daher, 
alles in allem zu diesem Gesetz ja sagen zu 
können, das für die österreichische Schule und 
für die Zukunft unserer Kinder sicher Erfolge 
bringen wird. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Wir gelangen zur A -b s t i m  m u n g. 

Da eine Reihe von Bestimmungen des vor­
liegenden Entwurfes des Schulunterrichts­
gesetz,es im S:inne des Artikels 14 Abs. 10 
der BundesveJ1fassung nur in Anwesenheit 
von mindestens der Hälfte der Mitglieder und 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der ab­
gegebenen Stimmen ibesdllossen werden kann, 
stelle ich die für die Abstimmung erforder­
lidle Anwesenheit der verfassungsmäßig vor­
gesehenen Anzahl der Mitglieder fest. 

Ich lasse nunmehr über den Gesetzentwurf 
samt Titel und Eingang in 1028 der Beilagen 
abstimmen, und ich bitte j ene namen und Her­
ren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Mit 
Mehrheit angenommen, und zwar mit der er­
forderlichen Zweidrittelmehrheit. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird keiner erhoben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden G esetzent'Wur,f audl in dritter 
Lesung ilhre Zustimmung erteilen, sich von 
'den Sitzen zu erheben. - Danke. Der vorlie­
gende Gesetzentwurf i'st auch in dritter Lesung 
mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit 
a n g e n  0 m m e n.  

2. Punkt: Bericht des Unterridltsausschusses 
über die Regierungsvorlage (605 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz über Schulen zur Aus­
bildung von Leibeserziehern und Sportlehrern 

(1029 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz 
über Schulen zur Ausbildung von Leibeserzie­
hern und Sportlehrern. 

Beridlterstatter ist der Herr Abgeoronete 
Kunstätter. Idl bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Kunstätter: Herr Präsident I 
Hohes Haus ! Der Bund führt bereits seit lan­
gem Aus-bildungseinridltungen zur Heranbil-
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dung zu Leibeserziehern und Sportlehrern 
auch auße rhalb des Hochschulbereiches. Die­
sen Ausbildungseinrichtungen fehlt j edoch die 
durch Artikel 18  Bundes-Verfassungsgesetz in 
der Fassung von 1 929 geforderte gesetzliche 
Grundlage. Da nunmehr der Verfassungs­
gerichtshof auf Antrag der Bundesregierung 
in einem Kompetenzfeststellungsverfa:hren ge­
mäß Artikel 1 38 Abs.  2 Bundes-Verfassungs­
gesetz festgestellt hat, daß die Erstellung eines 
Gesetzentwurfes über Schulen lZur Ausbildung 
von Leilbeserziehern und Sportlehrern in die 
Zuständigkeit des Bundes fällt, wurde nun­
mehr, um die gesetzlichen Vorsorgen für eine 
schulmäßige Ausbildung von Sportlehrern und 
Leibeserziehern zu schaffen, der gegenständ­
liche Gesetzentwur,f vorgelegt. 

Der Unterrichts ausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 1. März 
1 973 erstmals in Verhandlung genommen. 
Nach einer G eneraldebatte, an der sich neben 
dem Berichterstatter die Aibgeordneten Peter, 
Ofen'höck, Har.waHk, Dr. Schnell, Blecha, Dipl.­
Ing. Dr. Leitner, Dr. Ermaeora, Dr. Eduard 
Moser und der Ausschußobmann Dr. G ruber 
sowie der Bundesminister für Unterricht und 
Kunst Dr. Sinowatz b eteiligten, wurde ein­
stimmig b eschlossen, zur weiteren Behandlung 
dieser Materie einen Unterausschuß einzuset­
zen. Diesem Unterausschuß gehörten von der 
Sozialistischen 'Partei Osterreichs die .Nbge­
ordneten Blecha, Haas, Lane, Lukas und Dok­
tor Schnell und von der Osterreichi schen 
Vo�kspartei die Albgeordneten Dr. Ermacora, 
Dr. Eduard Moser, Dr. Gruber und Ofen'böck 
sowie von der FreiiheitHchen Partei Oster­
reichs der Abgeordnete ·Peter an. Dieser Unter­
ausschuß berichtete über das Erge'bnis 'seiner 
Beratungen in der Sitzung des Unterrichtsaus­
schusses am 4. ·Mai 1 973. ·An diesen Bericht 
schloß sich eine Delbatte an, 'an der sich die 
Abgeordneten Dr. Eduard Moser, Ofen1böck, 
Lane, Dipl.-.Ing. Dr. Leitner, Blecha und Dipl.­
Ing. Hanreich beteiligten. Uber Antrag des 
Abgeordneten Dr. Bduard Moser wurden so­
dann die Verhandlungen über diesen Gegen­
stand einvernehmlich vertagt. 

Der Unterrichtsausschuß b eschäftigte sich 
neuerlich am 5. Juni 1 973 mit dieser Regie­
rungsvorlage. Nach einer Dis'kussion, an der 
sich die Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
Dr. Eduard Moser, Ofen'böck und Lane sowie 
der Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz beteiligten, 'Wurde über Anre­
gung des Aus'Schußobmannes Albgeordneten 
Dr. Gruber einstimmig beschlossen, den Ver­
handlungsgegenstand neuerlich zu vertagen. 

fortgesetzt und die Vorlage unter Berücksich­
tigung eines gemeinsamen AlbäIl'derungsantra­
ges der Abgeordneten Ofenböck, Haas und 
Dipl. -Ing. Hanreich einstimmig angenommen. 

Der UIl!terrichtsausschuß gaJb seiner Mei­
nung Ausdruck, daß der gegenständliche G e­
setzentwurf, ausgenommen die § §  5 und 6, im 
Sinne des Artikels 14 Abs. 10 Bundes-Ver­
fassungsgesetz bei der Beschlußfassung im 
Plenum des Nationalrates einer Anwesenheit 
von mindestens der Hälfte der Mitglieder und 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abge­
gebenen Stimmen bedürfe. 

Somit stellt der Unterrichtsausschuß d en 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlossenen 
G esetzentwurf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, darf ich beantragen, daß General- und 
Spezialdebatte in einem abgeführt werden. 

Präsident Probst: Besteht ein Einwand, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen? - Kein Einwand. 

Wir gehen in die Debatte ein. Der erste 
Redner ist d er Herr Albgeordnete Haas. Er hat 
das Wort. 

Abgeordneter Haas (SPO) : Herr Präsident! 
Meine ·sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf wird nach 
seiner Beschlußfassung eine gesetzliche Lücke 

'geschlossen und die Ausbildung von Leibes­
erziehern und Sportlehrern auf die notwen­
dige gesetzliche Grundlage gestellt. 

Die Aus'bildung von Lei'beserziehern und 
Sportlehrern geht in Osterreich ziemlich weit 
zurück, und sie hat audl eine sehr lange 
Tradition, denn seit vielen Jahren bestehen 
solche Einrichtungen auß eI1halb des Hoch­
schulbereiches, und sie haben ,bisher mit sehr 
großem Erfolg gearbeitet. Ich möchte Sie nur 
daran erinnern, daß zum Beispiel in St. Chri­
stoph am Arlberg die gesamtösterreichische 
Schile'hreraushildung wirklich mit sehr gro­
ßem Erfolg durchgeführt wird. 

Es fehlte aber für diese Art der Lehreraus­
'bildung die gesetzliche Ba'sis. Der Rechnungs­
hof hat deshalb zu Recht wiederholt auf das 
Fehlen der gesetzlichen Basis hingewiesen, 
und der Verfassungsgerichtshof hat ebenfalls 
zu Recht die seinerzeit erlassene Prüfungs­
verordnung zum Beispiel für die Schilehrer­
prüfung aufgeholben, weil sie eine Rechtsver­
ordnung oihne gesetzliche GruIl!dlage war. 

Die Verhandlungen über diese Regierungs- Bevor nun a!ber die Rechtsordnung auf die-
vorlage wUIlden sodann in der Sitzung des sem Gebiet ·hergestellt werden konnte, mußte 
Unterrichtsausschusses am 29. Jänner 1 974 zunächst einmal geklärt werden, ob die Ge-
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setzgebung ü,ber die Schulen zur Aus1bildung i reichs, welche nicht zu Unrecht darauf hinge­
von Sportlehrern und Leibeserziehern in die wiesen haben, daß eine bundeseinheitliche 
Kompetenz des Bundes oder in j ene der Län- Kompetenz eine bessere und auch eine ein­
der fällt. heitlichere Ausbildung von Leibeserziehern 

In diesem Kompetenzfeststellungsverfahren 
erkannte der Verfassungsgerichtshof mit Er­
kenntni·s vom 1 2. März 1 97 1 : Die Kompetenz 
für ein derartiges G esetz liegt beim Bund. 
Der Verfassungsgerichtshof stellte weiter fest: 

"Die Regelung der Heranbildung von Sport­
lehrern und Leibeserziehern unter Verfol­
gung pädagogischer und erzieherischer Ziele 
ist eine Angelegenheit auf dem Gebiet des 
Schulwesens nach Artikel 1 4  Bundes-Verfas­
sungsgesetz . . .  

Nach diesen Klarstellungen durch den Ver­
fassungs gerichtshof konnte nun das Bundes­
ministerium für Unterricht und Kunst daran­
gehen, einen Gesetzentwurf für ein Bundes­
gesetz zur Ausbildung von Leibeserziehern 
und Sportlehrern fertigzustellen und auch zur 
Begutachtung auszusenden. 

Obwohl sich in der Begutachtung die Ämter 
der Landesregierungen mehrheitlich gegen die 
in diesem Entwurf vorgesehene sachliche Zu­
ständigkeit des Bundes wendeten und vor 
allem auch ein Mitspracherecht 'bezüglich der 
Vorbildung, Ausbildung, Zulassung, Prüfung 
et cetera nach dem Prinzip des kooperativen 
Bundesstaates verlangten, b lieb man in der 
Regierungsvorlage dabei, die Kompetenz Ibeim 
Bund zu verankern, um damit die Schulen die­
ser Art den bestehenden Zentrallehranstalten 
gleichzustellen. 

Es war 'klar, daß die Länder dagegen Sturm 
liefen und daß sie entschieden gegen jede 
sachliche Zuständigtkeit des Bundes waren. 

Aus diesen Gründen konnte bei der parla­
mentarischen Behandlung dieser Regierungs­
vorlage im Unterrichts ausschuß wie auch in 
dem von diesem eingesetzten Unterausschuß 
zunächst keine Einigung erzielt werden; erst 
nach einigen Verhandlungen und neuerlichen 
Besprechungen mit den Landeshauptleuten 
konnte diesbezüglich eine KlarsteIlung erfol­
gen. 

Was waren nun die Gründe daofür, daß man 
trotz der Bedenken der Ämter der Landes­
regierungen die Kompetenz des Bundes in der 
Regierungsvorlage verankert hat? - In der 
Regierungsvorlage und somit von seiten des 
Bundesministeriums wurde die Meinung ver­
treten, daß dieses neue Gesetz sowieso kaum 
praktiosche Aus'Wirkungen ha,ben werde. Zum 
zweiten gab es auch eine einleuchtende Be­
gründung, sehr vehement vorgetragen von 
den Vertretern der Bundessportorganisation, 
also der maßgebenden Sportverbände Oster-

und Sportlehrern gewährleisten würde. 

Diese Meinung, welche die Bundessport­
organisation vertreten hatte, hatte wirklich 
sehr viel für sich. (Abg. Dr. G r u b e r: Alle 
Bundesländer waren dagegen!) Ja, Herr Kol­
lege Dr. Gruber, d as habe ich schon gesagt. 
(Abg. Dr. G r u b e l: Auch die Arbeiterkam­
mer!) Sie hätte unlbestritten eine einheitliche 
Qualifikation von Leitbeserziehern und Sport­
lehrern bedeutet, die dem österreichischen 
Sport nur zum Vorteil gereicht hätte. Doch 
selbst die einleuchtenden Argumente der 
Bundessportorganisation waren wirkungslos 
gegenüber dem Verlangen der Länder, diese 
Schulen eben in ihre Kompetenz zu bringen. 

So Iblietb, nachJdem auch ein Kompromiß, 
ein Vermittlungsvorschlag des Bundesmini­
sters für Unterricht und Kunst keine Zustim­
mung seitens der Länder fand, nichts anderes 
übrig, als auf die Führung dieser neuen Schu­
len als zentrale Anstalten zu verzichten. Es 
wurde dann also einvernehmlich beschlos'Sen, 
den § 10 der Regierungsvorlage ersatzlos zu 
streichen. Damit verbleibt nun nach der Be­
schlußfassurug üJber diesen Gesetzentwullf 
die sachliche Kompetenz im Bereich der Län­
der. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein entscheidender Bestandteil dieser Regie­
rungsvorlage fällt damit weg. Dies ist unse­
rer Meinung nach sehr bedauerlich, doch 
immeflhin ist eine derartige Lösung noch bes­
ser als gar keine. 

Wir hoffen nur, daß diese Schulen zur Aus­
bildung von Leibeserziehern und Sportlehrern, 
überhaupt ein neuer Schultyp des mittleren 
Schulwesens, schließlich eine Lücke in unse­
rem so modernen Schulwesen auf alle Fälle 
schließen werden. Wir hoffen weiters, daß 
damit die Herantbildung von Sportlehrern 
nicht nur in einer Richtung möglich sein wird, 
daß sie also nur Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermitteln, sondern daß die in diesen Schulen 
Ausgebildeten, genauso wie die in der Lei­
beserziehung Ausgebildeten, eine entspre­
chende pädagogische Ausbildung erfahren. 
Die Möglichkeiten einer intensiven Ausbil­
dungsart sind auf alle Fälle durch dieses Ge­
setz gewährleistet. 

Ein entsprechender Einsatz der Absolventen 
dieser Schulen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, vielleicht als Leibeserzieher an 
den österreichi'schen Schulen ist j edoch ein 
eigenes Kapitel und von Problematik und 
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wird auf Schwierigkeiten verschiedenster Art 
stoßen. Ich möchte 'hier nur ganz kurz aIllklin­
gen lassen, worin ein Teil dieser Problematik 
bestelhen wird: zum ,Bei-spiel in der Integrie­
rung dieser Lehrer in die Lehrerschaft an den 
Pflichtschulen. Sie erscheint unserer Meinung 
nach fast unmöglich, denn hier stehen auf der 
einen Seite die von einem bis zu acht Seme­
ster lang ausgebildeten Sportlehrer und Lei­
beserzieher, auf der anderen Seite als Leibes­
erzieher die PtlichtschuUehrer, die eine mitt­
lere Schule mit der Reifeprüfung hinter sich 
haben und dazu noch vier bis sechs Semester 
Pädagogische .Akademie aJbsolvieren lIllußten. 
Die Kluft der Qualifikation ist -für eine der­
artige Integration dieser Lehrer des neuen 
Typs sicher viel zu groß. Jedwede Spekula­
tion, mit diesem Schultyp daher vielleicht 
einen -bisweilen immer noch gegebenen Man­
gel an qualifizierten Lei'beserziehern in unse­
ren Schulen atbstellen zu können, geht 'd�her 
unserer Meinung nach ziemlich daneben. 

Es ermöglicht aber dieses Gesetz eines : 
Eben jene Leibeserzieher und Sportlehrer 
heranzubild-en, die notwendig s'ind, um 
unsere sporfuegeisterte Jugend, unsere sport­
lich talentierte Jugend zu dem heranzubilden, 
was des Sportes ureigenste Aufgabe ist, näm­
lich den Menschen eine entsprechend ihren 
Anlagen ausgeglichene und angemessene Ent­
wicklung angedeihen zu lassen. 

Weil mit diesem Entwurf diese Möglichkei­
ten nach vielen Jahren erstmalig auch ihre 
gesetzliche Grundlage und Fundierung er,fah­
ren, werden wir Sozialisten diesem Gesetz 
gerne unsere Zustimmung geben. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Ofenböck. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Oienböck (OVP) : Hohes Haus ! 
Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Zunächst darf ich meiner Dank'baI1keit darüber 
Ausdruck geben, daß der Tagesordnungspunkt 
von dem ersten, nämlich vom Schulunterrichts­
gesetz, getrennt worden ist, weil es sonst 
tatsächlich zu gemischten Gesprächen gekom­
men wäre, die nicht sBihr sinnvoll gewesen 
wären. Denn der eine Abgeordnete, der über 
das Schulunterrichts,gesetz gesprochen hätte, 
wäre dann abgelöst worden von einem 
anderen, der über die Schulsportle'hreraus'bil­
dung -gesprochen hätte. Das wäre sicher nicht 
vorteilhaft gewesen: 

Im Anschluß an die Debatte über das Schul­
unterrichtsgesetz hab en wir nunmehr ein Bun­
desgesetz über Schulen zur Auslbildung von 
Lei\beserziehern und Sportlehrern zu behan-

deIn und zu beschließen, ein Gesetz also, nach 
dem schulische Einrichtungen für Sportlehrer­
ausbildung entstehen soll�n. 

Aber es gi,bt eine eigenartige Tatsache im 
Zusammenhang damit: Derartige Schulen, die 
Bundesanstalten ,für Leibeserziehung, gibt es 
schon, weil der Bedarf nach gut ausgebildeten 
Leibeserziehern und Sportlehrern bald nach 
1945 erkannt und auf Bundesebene reaHsiert 
wurde und weil der Trend nach besserer 
körperlicher Ausbildung sehr früh erlkannt und 
ebenfalls realisiert wurde. 

Die zweite ei:genarUge, außergewöhnliche 
Tatsache : Die Bundesanstalten für Lei/bes­
erziehung entstanden 1946 in Wien, darauf 
in Inns'bruck und hernach in Graz über 
Initiative des damaligen Bundesministers für 
Unterricht Dr. Felix Hurdes. Diese Initiative 
hat, 'besonders für Wien, Universitätsprofessor 
Dr. Hans Groll unterstützt, der seit der Grün­
dung Direktor dieser Anstalt und Leiter des 
Universitätsinstituts für Leibes erzie'hung ist. 
Ich freue mich darüber, daß Professor Direktor 
Dr. Groll, der erste Universitätspädagoge auf 
dem Gebiete der Leibeserzielhung und 
Initiator für die Errichtung des neuen Ge­
,bäudes der Bundesanstalt -für ·Leibeserziehung 
und des Universitäts instituts auf der Schmelz 
in Wien, das Ende 1 973 seiner Bestimmung 
übergeben wurde, diese Institution jetzt noch 
nam modernen Grundsätzen und mit denkbar 
besten räumlichen und einrimtungsmäßigen 
Voraussetzungen führen 'kann. 

Die heutige Beschlußfassung schließt die 
von ihm 'sehr merkbar forcierte Entwicklung 
damit ab. Ihm und dem damaligen Unterrichts­
minister Dr. Hurdes sowie den damaligen 
Mitarbeitern im Bundesministerium -für Unter­
richt möchte im .für den seinerzeit schon be­
wiesenen Weitblick und .tür die Ausdauer, 
mit der sie ihre Ziele verfolgt haben, meinen 
herzlichen Dank aussprechen. Die hervor­
ragenden Leistungen der österreichischen Bun­
desanstalten sind überall im Ausland aner­
kannt, und Professor Dr. Groll wird als Kapa­
'zität auf dem Gebiete der Herallbildung von 
Leiheserziehern sowohl als Vortragender und 
Wissenschaftler wie auch als praktischer Päd­
agoge besonders geschätzt. 

Es kam also zur Gründung von Bundes­
anstalten, obwohl nach Artikel 15 -des Bundes­
Verfassungsgesetzes in Sportangelegenheiten 
nicht der Bund, sondern die Länder zuständig 
sind. Die Länderverwaltungen der unmittel­
baren Nachkriegszeit hatten alber damals nicht 
nur keine Einwendungen, daß der Bund 'die 
Au�biJ.dung von Lei,beserziehern und Sport­
lehrern übernahm, sondern sie waren letztlich 
auch froh, die dama}s beim Wiederaufbau ein-
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gesetzten geringen Budgetmittel nicht um die 
Ausgaben für Schulen zur Ausbildung von 
Lei'beserzi e'hern und Sportlehrern kürzen zu 
müssen. 

Darüber hinaus waren die Bundesländer 
damals auch noch gar nicht bereit und in der 
Lage, . die ihnen zukommenden Rechte, ins­
besondere aber ihre Pflichten auf dem Gebiete 
des Sports, Iwahrzunehmen. 

Ich 'bestätige gerne, daß sich alle Bundes­
länder bisher um die Vembschiedung von 
Sportgesetzen, zumindest aber von Sport­
förderungsgesetzen bemüht haben. Das Land 
Niederösterreich hat erst vor wenigen Tagen 
das 'bisher geltende Sportförderungsgesetz 
durch die Verabsdliedung eines Sportgesetzes, 
das allen modernen Anforderungen gerecht 
wird, ersetzt. Es sind nur mehr drei Bundes­
länder, die leider noch kein Sportgesetz halben: 
Wien, Kärnten und Burgenland. (Abg. Doktor 
G r a d  e n e g g e r: Kärnten hat ein Sport­
gesetz! Das ist ein Irrtum! Da muß ich Ihre 
Unterlagen berichtigen!) 

Das tue ich gerne. Ich ,freue mich, daß da 
meine Information nicht stimmt. Das kann 
noch nicht lange her sein, aber umsomehr 
freue ich mich, wenn die Kärntner nun im 
Jahre 1974 auch schon ein Sportgesetz haben. 
(Abg. Dr. G r u b e r: Die Sozialisten sind lang­
sam!) Das war ganz ohne eine negative Atb­
sicht gesagt. Das war die Tatsache, und wenn 
sie das also j etzt haben, dann bin ich schon 
zufriedengestellt, allerdings nur was Kärnten 
betrifft. Ich wünsche im Interesse der Sport­
verbände und �vereine dieser Länder, daß es 
möglichst -bald zur Verabschiedung derartiger 
Gesetze durch die Landtage kommt. 

Die Bewegungslosigkeit im derzeitigen 
menschlichen Leben und der daraus resultie­
rende schleChte G esurud'heitszustand unserer 
Jugend, aber auch der älteren Menschen, die 
durch ihr Fehlverhalten zu Kreislauf- und 
Herzerkrankungen neigen, die vielfach zu 
Frühinvalidität :führen, haben albnorme Aus­
gabensteigerungen der Krankenversicherungs­
träger zur Folge. Diese 'betrübliche Entwick­
lung, die weitestgehend vom Sport her ge­
bremst werden kann, wurde von den Massen­
medien erkannt und - ich sage es dankbar -
auch genützt. Eine Verstärkung der positiven 
Aussagen zum Sport und zu dieser 
Problematik durch die Massenmedien ist die 
Verkürzung der Arbeitszeit, die 'Zu einer Ver­
mehrung der Freizeit ,führt und die neue 
Bedürfnisse nach Sport- und Freizeitanlagen 
allerorts wachgerufen hat. 

Die Idee des Sportstätten-Leitplanes für 
Osterreich wurde geboren und damit ein 
Bed.arfsnachweis an Sportanlagen und eine 

Rangordnung für einzusetzende Förderungs­
mittel angestrebt. Der Sport in Osterreich 
- so glaube ich, kann man das sagen -
ist damit gesellschaftsfähig geworden. Viel­
leicht hat auch das Parlament in den letzten 
Jahren durch Debattell'beiträge zu Sport­
problernen anläßlich der Budgetdebatten und 
auch durch die Gesetzgebung, wie etwa durch 
die Beschlußfassung über das Bundes-'Sport­
förderungsgesetz und die Sporttotogesetz­
Novene, zu dieser, wie dch meine, positiven 
Entwicklung seinen Beitrag geleistet. 

Einen Beweggrund, dieses Gesetz, das wir 
heute hier 'beraten, zu verabschieden, hat dem 
Hohen Haus auch der Rechnungshof geliefert 
- davon hat mein Vorredner schon Erwäh­
nung gemacht -, der in jährlich wieder­
kehrenden Prüfungsberichten auf den unhalt­
baren Rechtszustand hingewiesen hat, daß die 
Bundesanstalten für Leibeserziehung und ihre 
Führung keine gesetzliche Basis besitzen. Die 
von ihm geforderte Rechtsbereinigung wird 
damit erfüllt. 

Und nun ellllge Worte zum parlamen­
tarischen Verfahren dieser Regierungsvorlage 
und zu ihrer Entstehungs'gesdlichte. Ich weiß, 
daß es dem Herrn Bundesminister für Unter­
richt und Kunst Dr. Sinowatz niemals einfallen 
würde, sich mit fremden Federn zu schmücken, 
und daß er von Vertretern der Oppositions­
parteien im Hohen Haus nicht erwartet, daß 
sie ihm diese Federn auch noch auf seinen Hut 
stecken. Desha1b muß ich die Offentlichkeit 
darauf aufmerksam machen, daß das gegen­
ständliche Gesetz a�s Regierungsvorlage an 
sich fix und fertig 'War, als für die Sozialisti­
sche Partei im Jahr 1970 der Stern aufging. 

Die nunmehrige Regierungsvorlage, die am 
22. 1 2. 1 972 im Parlament eingebracht wurde, 
trägt den Stempel des vor 1 970 amtierenden 
Unterrichtsministers Dr. Mock., unter dessen 
RessorUeitung das, mit dem Verfassungsdienst 
des Kanzleramtes abgesprochen, zustande 
kam. Rückblickend darf ich daher mit Genug­
tuung feststellen, sowohl das Bundes-Sport­
förderungsgesetz 1 969 als auch die Sporttoto­
gesetz-Novelle sind unter der Patronanz von 
OVP-Ministern im Hause beschlossen worden, 
ebenso wie die heutige Vorlage Tdeengut des 
gleichen OVP-Ministers ist, wofür ihm etwas 
verspätet der Dank g·ebührt. 

Welche Ausbildung mit welchem Berufsziel 
gab es bisher schon bei den Bundesanstalten 
für Leibeserziehung? -D as, ,glaube ich, muß 
einmal ausgesprochen werden, weil es bei den 
verschiedenen Sparten der Ausbildung, die 
diese Anstalten haben, zu 'Irrtümern in der 
Auffassung der Offentlich:keit Ikommt. 
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Es gilbt eine Lehrwarteausbildung in Kurs­
form, die vom 16. bis zum 17 .  Lebensj ahr 
des daran Interessierten möglich 'ist; ,es gibt 
eine viersemestrige Sportlehrerausbildung, die 
innerhalb des Lebenszeitraumes vom 17. bis 
zum 19. Lebensjahr gemacht werden kann ; 
unld e s  gilbt eine Traine.raustbildung, ebenfalls 
in Kursform, indern der Kandidat z.wiischen 
dem 19.  und dem 2 1 .  Lebensjahr Unterricht 
entgegennehmen kann. 

Diese Ausbildungsmöglichkeiten wird es an 
den drei bestehenden Bundesanstalten weiter­
hin ge'ben. Es ist daher im Zusammenhang 
mit der bisherigen Tätigkeit der Anstalten und 
mit dem bisherigen Er\foly .dieser Anstalten 
nicht uninteres'sant zu 'Wissen, daß seit 1 946 
1 7 .300 Lehrwarte ,für Schilauf an der Ausbil­
dung hier in Wien teilgenommen haben, von 
denen etwa 1 0.000 ein Albschlußzeugnis erhal­
ten ha!ben. Für alle übrigen Sportarten - das 
sind überwiegend Sommersportarten - gab es 
1 7 .800 Teilnehmer an den Lehrwartekursen, 
von denen 8000 ein Abschlußzeugnis bekom­
men haben. Es wurden daher seit 1946 ins­
gesamt 35. 100 Kursteilnehmer gezählt, von 
denen 18.000 mit dem Abschlußzeugnis in die 
Vereine, in die Verbände abgegangen sind. 

Pädagogischen A:kademien kommen, natürlich 
auch Leibeserzieher primär für die Schulen, 
für die sie sich als Lehrer ausbilden lassen, 
sind. Der Mangel, daß es nicht genügend 
solche KrMte gibt, ist es ja, was uns veranlaßt 
hat, zur Änderung der Dienstzweigeverord­
nung zu grei.fen, daß Lehrkräfte, die nur die 
reine SportlehrerauSibildung haben, in die 
Schulen hereinkommen. Ich werde mich mit 
dem Problem aber durchaus noch später aus­
einandersetzen. 

Wenn ich also jetzt bei der Lehrer­
fortbildung verbleibe, von der ich vorher ge­
sprochen habe, so darf ich sagen, daß es in den 
letzten fünf Jahren eine besonders intensive 
Vermehrung der Zahl aller j ener Lehrer, die 
bei den Bundesanstalten diese Fort.bildung 
suchten, gegeben hat. Seit dem Ja!hre 1946 
gab es 1 1 .500 Lehrer, die an den Bundes­
anstalten .fortgebildet wurden. 

Durch das vorliegende Gesete wird aber neu 
die Grundform der Bundesanstalten für Leibes­
erziehung realisiert - eine Einrichtung, die es 
bisher nirgendwo in Osterreich gab, ,wenn man 
von den ISchulversuchen an einigen höheren 
Lehranstalten absieht. Diese neue G rundform 
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von denen ich vorher gesprochen habe, bei I 
aber �uch
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letzten Jahren sind es ungefähr 1 00 Studenten, Schulen d,leser Grundform der Ausbildung 

die sich um diese Ausbildung bemühen und von Lei'beserziehern widmeten. 

auch abgehen. 

Die letzte Sparte sind die Trainer, von denen 
seit dem Jahre 1 946 Jnsgesamt 850 dies,es 
Trainerzeugnis erworhen 'haben. Der über­
wiegende Teil dieser 850 sind Fußballtrainer, 
das sind etwa 600, der Rest, rund 250 Teil­
nehmer, kommen aus anderen Spezial-Sport­
gebieten. 

Darüber hinaus war aber bisher schon die 
LehrerfortbHdung im Unterrichtsfach Leibes­
erziehung eine \besonders wichtige Aufgabe 
der Bundesanstalten für Leibeserziehung, die 
sonst bei den :bestehenden Pädagogischen In­
stituten erfüllt werden. Es ist aber wegen der 
geeigneteren Sportlehrkräfte an den Bundes­
anst�l1ten und auch wegen der zweifellos 
höheren Intensität an diesen Anstalten vor­
teilhafter, wenn die Aufga'be der Lehrerfort­
bildung auf diesem G ebiet Ibeim j etzigen Auf­
gabenbereich der Bundesanstalten verhleiht. 

Hier .hake ich 'gerne ibei dem ein, rwa,s der 
Kollege Haa's vorhin erwähnte - er ist nicht 
da -; daß es natürlich richtig ist, daß die 
vollausgebildeten Lehrkräfte, die jetzt aus den 

Die Absolventen der Bundesanstalten, die 
in Kursen herangebildeten Lehrwarte und 
Trainer, stehen insbesondere den 'Sportver­
bänden und -vereinen zur Verfügung, wäh­
rend die Sportlehrer neben ihrer Verbands­
und Vereinseignung auch Eignung zum Sport­
unterricht an Hauptschulen und Polytech­
nischen Lehrgängen nachweisen müssen. 
Sportlehrer mit dieser viersemestrigen Aus­
bildung in zwei Sportarten und einem Spezial­
fach können nach der Dienstzweigeverord­
nung in ein öffentliches pragmatisches Dienst­
verhältnis übernommen werden. In der Praxis 
zeigt es sich, daß die mit diesen Grundlagen 
für die Einstellung im öffentlichen Bereich aus­
gestatteten Sportlehrer länderweise sehr 
unterschiedliche Anstellungsmöglidlikeiten 
vorfinden. Aber gerade die mit der öffent­
lichen Anstellung verbundene Existenz­
sicherung ist es, die Sportlehrer veranlaßt, 
diesen Beruf zu ergreifen und eine �wei­
j �hrige Ausbildung 'hinzunehmen. Diese 
Sicherung gilt es, so meine ich, Herr Bundes­
minister, in die Zukunft hinein noch etwas 
zu verbreitern. 

101. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)62 von 107

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 101.  Sitzung - 6. Feber 1 974 9955 

Ofenbö<k 

Ich habe mir 'Von der Schulverwaltung mit­
teilen lassen, daß die weitaus überwiegende 
Mehrheit aller bisher ausgetbildeten Sport­
lehrer aber nicht in Hauptschulen und Poly­
technischen Lehrgängen eirugesetzt ist, son­
dern in geweIiblichen und kaufmännischen, 
internatsmäßig betriebenen Berufsschulen, in 
denen Sport erst seit 1913 und nur auf .frei­
williger Basis ausgeü1bt werden kann, und in 
berufsbildenden mittleren Schulen, das sind 
Handelsschulen und technisch-'gewerblidle 
Fachschulen, sowie in Fachschulen für wirt­
sdlaftliche Frauenberufe. An diesen Schulen 
können die Sportlehrer aber nicht pragmati­
siert werden, sondern sie haben dort je,weils 
den Status von Sondervertragslehrern. 

Bei der Gele.genheit der VeraJbschiedung 
dieses Gese�es müß ten, glaube ich, einige 
Forderungen erhoben werden, von denen idl 
aber durdlaus annehmen darf, daß sie audl 
Ihren Intentionen, Herr Minister, entspredlen. 

Ich glaube, daß es notwendig sein wird, eine 
Verankerung des ,s.portunterrichts als Pflicht­
gegenstand an den Berufsschulen zu ver­
anlassen. Die ,Möglichkeiten, die j etzt be­
stehen, sind schon ein großer Schritt vorwärts 
gewesen, weil es das frÜlher für diese Schulen 
nicht einmal auf .freiwilliger Basis gegeben 
hat. Es zeigt sich, daß es sowohl die Lehr­
kräfte als auch die Schüler beziehungsweise 
die Eltern der Schüler als durchaus richtig 
empfanden, daß in den Berufsschulen j etzt 
diese Möglichkeiten geboten werden. Es sollte 
nämlich die Kontinuität der Leibeser:ziehung 
von der Volkssch.ule an möglichst bis zum 
Beruf, 'bis zum Bundes'heer beziehungsweise 
bis zum Studium nicht unterbrochen werden. 
Die Lehrausbibdung kannte diesen Bruch 
bisher, und er müßte beseitigt werden. 

Es ist interessant zu erfahren, daß es im 
Jahre 1 973 nicht weniger als 1 46.000 Lehrlinge 
gegeben 'hat, die - so schätze ich das ab -
in 4500 Klassen unterrich.tet worden sein 
müssen. Wenn man jetzt zwei Turnstunden 
pro Woche zugesteht, sind es also 9000 Turn­
stunden im Jahr, und wenn man mit einer 
Leistung von 25 Stunden pro Woche je Sport­
lehrer rechnet, kommt man auf 350 Sport­
lehrer, die erforderlich wären, um diesen 
Unterricht durchführen zu !können. 

Eine 'breite Basis ,für :die Erzieherlallif­
bahn, weil sie dort L 2..;Lehrer sein können, 
müßte auch den Sportlehrern geboten werden, 
denn es ist das ja audl ein finanzielles 
Problem. Ein L 3-Lehrer, der als Sportlehrer 
eingesetzt wird, verdient, wie ich mir habe 
sagen lassen, etwa 4000 S im Monat. Wenn er 
nicht eine Existenzsicherung dadurch hat, daß 
er, Nebeßlbeschäftigungen annehmen kann, 

wird er nicht sehr freudig diesen Beruf er­
greifen wollen. Hätte er a'ber die Möglichkeit, 
neben seiner SporUehrerauS'bildung auch die 
Erzieherlaufibahn anzustreben und damit eine 
,höhere Wertung seiner Tätigkeit zu erfahren, 
wäre, glaube ich, der Zulauf für Sportlehrer, 
die außerhalb der Leibeserziehung die 
Erzieherlaufbahn ergreifen könnten, wesent­
lich stärker. 

Es ist interessant festzustellen, daß es den 
Pflichtgegenstand Turnen erst seit 1946 in den 
berufsbildenden mittleren und Ihoheren 
Schulen gibt. Vorher gab es ihn überhaupt 
nicht - das ist gar nicht mehr bekannt, oder 
man erinnert sich nicht mehr daran. Dieser 
Fortschritt, der in der Zwischenzeit eingetreten 
ist, dürfte aber nicht unterbrochen werden; 
es wäre höchste Zeit, die Unterbrechung in 
dieser Kontinuität zu beseitigen. Die Kinder, 
die j etzt zur Schule gehen, würden uns das 
zweifellos später lohnen. 

Die zweite Forderung, Herr Bundesminister, 
die ich sicherIich nicht zum ersten Mal vor­
trage, wäre der notwendige Einsatz derartiger 
Sportlehrer auch an Votksschulen, die Her­
stellung eines Status, wie ihn die Hand­
arbeitslehrerin seit langem hat. Wenn man 
dem Lehrer an einer Volksschule nicht zu­
mutet, daß er weibliche HandaIlbeit unter­
richtet, dann muß man nicht grundsätzlich ja  
sagen zur Zumutung, daß ein Lehrer, der 
unter Umständen dazu körperlich oder alters­
mäßig gar nicht mehr imstande ist, diesen 
Turnunterricht vollbringt, noch dazu, 'Wo die 
Kinder vorn Lehrer erwarten müssen, daß er 
vorzeigen kann, was sie turnen sollen. Es 
wäre daher notwendig, den Zugang zu den 
Volksschulen zu erleichtern und den Status 
des Sportlehrers dem Status der Handarbeits­
lehrerin anzupassen. Damit würde auch ein 
zweifellos günstiger Nebeneffekt, nämlich eine 
Entlastung des Volksschullehrers im Gesamt­
unterricht, entstehen. 

Die dritte Forderung, Herr iBundesminister, 
wäre, daß man an den Polytechnischen Lehr­
gängen die viersemestrig ausgebildeten 
Sportlehrer, die auch pädagogischen Unterrich.t 
haben, als Gesundheitserzie'her dort einsetzt, 
wo es keine oder z'l1Jweni'g Ärzte 'gibt, die 
diesen Unterricht vermitteln. Der Zustand wird 
sich, was die Ärzte anlangt, nicht verbessern 
lassen, zumindest nicht rasch genug. Schneller 
ginge es mit den 'Sportlehrern, die diesen 
Unterricht durchführen könnten. 

Die in den let-zten Jahren in allen Bundes­
ländern verstärkte Förderung der ·Sport­
stättenbauten, die nunmehr beginnende Welle 
der Neuerrichtung von Freizeitanlagen hat 
zur Folge, daß überall dort, wo jetzt solche 
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Anlagen entstanden sind und in verstärktem 
Maße noch entstehen, der Bedarf an Sport­
lehrern außergewöhnlich steigt. Die vermehrte 
Freizeit und das Streben nach Erhaltung der 
Gesundheit der gesamten Bevölkerung erfor­
dert mehr Sportlehrer und qualifiziertere Päd­
agogen, die die Freizeit bewältigen helfen. 
Der koordinierte Einsatz von Sportlehrern in 
Schulen, Sportvereinen und Gemeinden .für 
diese Freizeitanlagen soIlte das Ziel sein. 

Die vierte Forderung, Herr Minister: Bei 
der Erstellung der LehI1pläne nach dem vor­
liegenden Gesetz sollte dafür vorgesorgt wer­
den, daß die j etzt mit vier Semestern be­
grenzte Ausbildungszeit an den Bundesanstal­
ten eine spätere Ausdehnung ermöglicht. Hier 
müßte daran gedacht werden, das äihnlich zu 
regeln, wie es etwa bei den Erzieherberufen 
heute schon möglich ist. 

Die fünfte Forderung, Herr ,Minister: Bei 
der SportlehrerauSibildung aller Kategorien 
sollte es kein rivalisierendes Nebeneinander 
zwischen den Schulen der Bundesländer und 
den Bundesanstalten geben. Erst jetzt wieder 
halben die Länder in den letzten Landes­
gesetzen ihr Interesse an der eigenen Aus­
bildung für ,Sportlehrer bekundet. Ich halte 
es für unbedingt notwendig, daß die 'bisher 
schon 'bestehenden Absprachen wegen der 
Ausbildungsnormen zwischen den Ländern 
und dem Bund weitergeführt werden. Es 
müßte zu einer gegenseitigen Anerkennung 
der Zeugnisse kommen. Hier könnte eine 
Regierungsvorlage die ;bisher -bestandenen 
Schwiertglkeiten heseitigen helfen. Ich habe 
e�fahren, daß sie schon im Hause sei. Es geht 
darum, das Bundes-Verfassungsgesetz im 
Art. 10 Z. 15 durch Anfügen eines Punktes a) 
zu ändern, der lauten sol1te: "Bund und Länder 
können untereinander Vereinbarungen über 
Angelegenheiten ihres jeweiligen Wirkungs­
bereiches schließen." Dies wird die bis jetzt 
bestehenden Schwierigkeiten zweifellos besei­
tigen helfen. 

Die sechste Forderung, Herr Minister, ist an 
sim simerlim nicht etwas, was Sie nicht auch 
smon hisher gewollt halben: Offenheit zum 
außerschulischen Sport. Ich glaube, daß es not­
wendig ist, daß sich die Bundesanstalten vor­
bereiten sollen, für die Heranbildung von 
Funktionären, für die Weiterbildung von 
Funktionären, von Managern, von Sport­
sekretären für Verbände und Vereine die 
Normen zu schaffen, die Ausbildungspläne 
dafür vorzubereiten, damit die Vereins­
funktionäre diese Art von Schulung sowohl 
in den Ländern als auch beim Bund er,warten 
dürfen. 

Und die siebente und, wie ich glaube, letzte 
Forderung: Wir müssen vorsorgen für Inter­
essierte und Begahte, und zwar vorsorgen 
im Lehrplan mit dem Ziel, ein Förder­
studium zu ermöglichen, das zum Erwerb einer 
Externistenreifeprüfung und zum späteren 
Besuch der Pädagogischen Akademie oder 
zum Studium an den Instituten für Leibes­
erziehung von Universitäten führen soll. Es 
wäre also diese Vorsorge zu treffen, und sie 
müßte ebenfalls den Lehrplänen der Bundes­
anstalten zugrunde gelegt werden. 

Und einen Wunsch, Herr Minister, darf ich 
zum Abschluß noch anhängen, einen Wunsch, 
der sich eher an die Sportreferenten der Bun­
desländer, aber nicht nur an diese, sondern 
audl an Sie, Herr Minister, richten muß : 
Sportförderung an Verrbände und Vereine 
durch teilweise Kostentragung der Einstellung 
von lizenzierten Trainern, damit es zu 
besserer Jugendarbeit kommen kann. 

Ich habe das beim letzten Diskussionsbei­
trag, den ich zu leisten in der Lage war, schon 
einmal angeschnitten und von einer Drei­
teilung gesprochen. Es könnte auch eine Vier­
teilung der Kosten sein , weil ich daran deIllke, 
daß der Verein selbst einen Beitrag leisten 
muß, daß die Gemeinde, in der der Verein 
etwa tätig ist, einen Beitra-g leisten sollte, 
daß das Land, in dem dieser Ort liegt, einen 
Beitrag leisten sollte und der Bund durch 
eine widmungsg,emäße Ausschüttung von Be­
trägen für die Einstellung von Trainern diese 
Möglichkeit erleichtern helfen sollte. 

Ich weiß, d aß das aber eher ein Personal­
problem ist, denn die Lehrkräfte müßten j a  
- i ch  nehme an - Landesbedienstete sein, 
wOlbei der Bund und die anderen Beteiligten 
Anteile hiezu zu leisten hätten. Aber, Herr 
Minister: Sportplätze, die vermehrt vorhanden 
sind - Gott sei Dank, kann man jetzt schon 
sagen -, wären ungerechtfertigte Investitio­
nen, wenn nicht auch Sportlehrer auf diesen 
Plätzen dann vorhanden wären, die den Inter­
essierten auch zeigen, wie sie diese Sport­
plätze benützen sollen. Dieses Problem ist 
wohl das schwierigste, a,ber es darf nicht als 
schwieriger betrachtet werden als das, was 
jetzt schon :beina'he gelöst ist : die Herstellung 
und die Bereitstellung von Geldern für die 
Errimtung von SportanJagen. (Der P r ä  s i­
d e n  t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Im darf der Hoffnung Ausdruck verleihen, 
daß das Bundesministerium 'für Unterricht und 
Kunst, dem die Bundesanstalten für Leibes­
erziehung bisher direkt unterstanden sind, 
trotz der nunmehr fixierten ISchulaufsicht durch 
die Landesschulbehörden die bisherige Ein-
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stellung zu den ,Bundesanstalten nicht nur den ländlichen Gebieten neue -Impulse gesetzt 
nicht aufgibt, sondern die Förderung der An- werden, die die B edeutung des Sportes im all­
stalten weiterhin verstärkt forciert. gemeinen, wie j a  auch der Freizeitbeschäofti­

Im Kampf um die Erfordernisse für die ver­
schiedenen Schultypen dürfen diese neuen 
Schulen nicht unter die Räder kommen. Es 
kann sich die Schulaufsicht durch die Landes­
schulräte meiner Meinung nach ja doch nur auf 
die pädagogischen Erfordernisse beschränken. 
Die Kontinuität der Hilfeleistungen durch das 
Unterrichtsressort sollte nicht unter:brochen 
werden. 

Ich wünsche bei der Verabschiedung dieses 
Gesetzes, daß die Bundesanstalten, die j etzt 
bestehenden und die dann neu errichteten, für 
alle jene, die am Sport Freude , neue Lebens­
freude finden werden, das geeignete Mittel 
hiezu sind. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Hanreich. 
Bitte, 

Abgeordneter Dipl .-Ing . Hanreich (FPO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Es ist sehr er­
freulich , daß wir mit dem Beschluß Ü'ber das 
vorliegende Gesetz wieder unter Beweis stel­
len, wie hoch wir als Gesetzgeber die Bedeu­
tung der Sportausbildung einschätzen. 

Mein Vorredner, Kollege Ofenböck, ,hat so 
ausführlich die geschichtIiche Entwicklung und 
den AblaUJf bei der Gesetzeswerdung :behan­
delt, daß dem kaum etwas hinzuzufügen ist. 
Ich möchte aber auf seine Vorschläge eingehen 
und einige zusätzliche Uberlegungen anstel­
len. 

Ich glaube, daß man sich mit der Frage, 
ob Sport auch ,bei den Berufsschulen als 
Pflichtfach eingesetzt werden sollte, sehr ein­
gehend unter dem Gesichtspunkt beschäftigen 
muß, daß die Sportausbiddung, sozusagen im 
Kindergarten beginnend, zur freiwilligen Be­
tätigung des einzelnen im Interesse seiner 
Gesundheit überführen muß, daß es falsch 
ist, eine Vorstellung beizubehalten, die nach 
wie vor immer noch Gewicht hat, daß näm­
lich der körperlich tätige Mensch des Sportes 
nur im geringeren Ausmaß :bedürfe und daß 
vor allem auch am Land der Sport - wenn 
man j etzt vom Phänomen des Fußballsports 
einmal albsieht - lang noch nicht die ihm 
gebülhrende Wertung findet und man sich ge­
rade im ländlichen Raum in sehr vielen Fäl­
l en noch nicht des vollen ;Gewichtes und der 
Bedeutung des Sportes bewußt ist. 

Ich möchte da gar nicht auf den wirtschaft­
lichen Gesichtspunkt der sportlichen Tätigkeit 
eingehen; ich möchte nur darauf 'hinweisen, 
daß durch diese im zunehmenden Maß ver­
stärkte Förderung von Sportanlagen auch in 

gung über,haupt, noch weiter betonen werden. 

Wir Freiheitlichen werden diese Frage, den 
Sport als Pflichtfach in den kaufmännischen 
und 'gewerblichen Berufsschulen sicherzustel­
len, einer sehr eingehenden Uberprüfung 
unterziehen. 

Ich glaube aber, daß der gewichtigste Vor­
schlag aus der Fülle der hier von Kollegen 
Ofenböck vorgelegten darin besteht, daß der 
Lehrer an der Volksschule, der Sportlehrer 
an der Volksschule, und zwar speziell als 
Sp ortlehrer im Status einer Handarbeitslehre­
rin, eine vorrangige Forderung sein müßte, 
denn gerade die Volksschul- und die Pflicht­
schullehrer und -lehrerinnen halben oft in der 
Sportausbildung große Schwierigkeiten, den 
Anforderungen gerecht zu werden, die die 
Eltern mit Recht im Hinblick auf die sport­
liche Ausbildung Ihrer Kinder erwarten. Ich 
glaube , daß hier die Forderungen gar nicht 
hochgestochen 'genug sein können, denn der 
Gesundheitszustand unserer Jugend ist, wie 
die Reihenuntersuchungen ergeben, keines­
wegs so, daß es begründet wäre, die Forde­
rung nach besserer Sportausbildung schon in 
den ersten Phasen zu vernachlässigen. 

Ein Problem allerdings steIlt sich 'bei der 
Frage der Sportausbildung, der Ausbildung 
der Sportlehrer und ihres Einsatzes in einem 
sehr hohen Ausmaß ; das ist die Befürchtung, 
daß es uns bei den Sportlehrern so ähnlidl 
gehen wird wie bei den Lehrern Ü!be�haupt, 
daß nämlich die höherqualifizi,erten Mang,eI­
ware sind. Es ist daher zu befürchten, daß 
die SportIehrerausbiIdung in der jetzt zu be­
schließenden Form dazu führen wird, daß ver­
einzelt solche Sportlehrer audl zum Unter­
richt an den allgemeinbUdenden ,höheren 
Schulen herangezogen ,wemen und daß da­
durch eine Abwertung des akademisch gebil­
deten Professors mit dem Zweigbereidl Tur­
nen erfolgt. Das wäre eine Entwicklung, die 
von unserer Seite nicht begrüßt 'Werden Ikann. 

Wiir glauben also, ,es 'Soll der Einstieg lin 
die Aufgabe eines Sportlehrers nicht sozu­
sagen zu einem Ibilligen Lehrer mit verschie­
denen Nebenfächern führen. Hier sollte man 
doch tatsächlich. darauf Wert legen, daß kein 
Einsatz von nicht entsprechend qualifizierten 
Leuten in die Positionen der qualifizierten er­

folgt. 

Dazu aber - und das möchte ich betonen ­
erscheint es wichtig, daß '<lie Möglichkeit, 
danach weiterzulernen, danach sich auch als 
Pädagoge weiterzubilden oder in einem ande­
ren Fach eine Lehrbefähigung zu erlangen, 
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unterstützt werden muß und daß dadurch auch 
die Voraussetzung .geschaffen -werden kann, 
diesen qualitativen -Mangel, den wir immer 
wieder vorfinden, zu ·beheben. 

Ich glaube, daß wir bei 'dem einseitig auf 
den Sportlehrerberuf Ausgebildeten doCh auch 
die Schwierigkeiten sehen müssen, die Kol­
lege Ofenböck schon angedeutet hat, daß näm­
lich der Unterricht als Sportlehrer mit zuneh­
mendem Alter schwieriger wird und daß vor 
allem die Möglid1Jkeiten des Nebenerwerbs 
nicht in solchem Umfang gegeben sind, sodaß 
sich, wenn es nicht -gelingt, die Sportlehrer 
verstärkt in den Dienst zum Beispiel der 
Pflichtsdlulen zu stellen, ein soziales · Pro­
blem darbietet. Hier sollte vor allem dadurch 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist eben­
falls bei der erforderlichen Zweidrittelmehr­
heit e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Rechnungshofaussdlus­
ses über den vom Rechnungshof vorgelegten 
Bundesrechnungsabschluß (ßI-I09 der Beila­
gen) für das J�hr 1972 (1043 der Beilagen) 

Vorsorge getroffen werden, daß man dem Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Sportlehrer an den Volksschulen einen ähn- Tagesordnung :  Bundesrechnungsabschluß für 
lichen Status wie der Handarbeitsle'hrerin das Jahr 1972. 
giobt. 

Grundsätzlich glaube ich, daß trotz der 
Tatsache, daß der Bund nun für diese Bundes­
sportanstalten nur den Sdlulerhalter darstellt 
und niCht die Regelung der Ausbildung im 
Detail vornimmt, doch eine Chance gegeben 
ist, unsere Entwicklung auf dem Gebiet des 
Sports erfolgreich voranzutreilben, daß hier 
die Grundlage geschaffen worden ist, letztlidl 
einvernehmlich die Ausbildung unserer 
Jugend zu verbessern und damit einen wesent­
lidlen Beitrag für die Gesundheit zu leisten. 

In diesem Sinne werden auch wir Freiheit­
lichen diesem Gesetz unsere Zustimmung er­
teilen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

ein 

Da der Gesetzentwur.f betreffend Schulen 
zur Ausbildung von Leibeserziehern und 
Sportlehrern - ausgenommen die §§ 5 und 6 

- im Sinne des Artikels 1 4  Abs. 1 0  Bundes­
Verfassungsgesetz nur in Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abge­
gebenen Stimmen besdllossen werden kann, 
stelle ich die für die Abstimmung erforder­
liche Anwesenheit der verfassungsmäßig vor­
gesehenen Anzahl der Mitglieder fest. 

Idl lasse nunmehr über den Gesetzentwurf 
samt Titel und Eingang in 1 029 der Beilagen 
abstimmen und bitte j ene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist bei der er­
forderliChen Mehrheit einstimmig angenom­
men. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Bregartner. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Bregartner: Herr Präsidentl 
Meine Damen und Herren ! Der Rechnungs­
hofausschuß hat in seiner Sitzung vom 11.  Jän­
ner 1 914, die am 3 1 .  Jänner 1914 fortgeset;zt 
wurde, den vom Rechnungshof im Sinne des 
Artikels 1 2 1  Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
verfaßten und dem Nationalrat vorgelegten 
Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1 972 
in Verhandlung gezogen. 

Wie der Bericht aus'führt, bildete die Grund­
lage .für die Führung des Bundeshaushaltes im 
Jahre 1 972 das Bundesfinanzgesetz 1912, 
BGBl. Nr. 1 ,  in der Fassung der 1. Bundes­
finanzgesetz�Novelle 1 912, IBGBl. Nr. 26, unter 
Berücksichtigung des § 20 Abs. 5 Finanzaus­
gleic:hsgesetz 1913, BGBl. Nr. 445/1972. Bei 
der ordentlic:hen Gebarung waren Aus-gaben 
von 1 1 8.803,616 Millionen Schilling 
und Einnahmen von 1 13.263,432 Millionen 
Schilling, somit ein Abgang von 5540,244 Mil­
lionen Sdlilling veranschlagt. In der außer­
ordentlichen Gebarung waren Ausgaben von 
401 6,655 Millionen Schilling und Einnahmen 
von 1 25,202 Millionen Schilling, demnach ein 
Abgang von 389 1 ,453 Millionen Schilling vor­
gesehen. Der veranschlagte Gesamtgebarungs­
abgang betrug somit 9431 ,697 Millionen Sc:hil­
ling. 

Der ordentliche Haushalt weist Ausgaben 
von 1 23.001 Millionen Schilling und Einnah­
men von 1 1 9.854 Millionen Schilling, demnach 
einen Abgang von 3153 Millionen Schilling 
auf. 45.607 Millionen Schilling wurden hievon 
für das Personal, 58.6 1 0  Millionen SdlilHng 
für laufende Sachausgaben und 1 8.790 Mil­
lionen Schilling für die Vermögensgebarung 
verwendet. Von den Sachausgaben, insge­
samt 77.400 Millionen Schilling, entfielen 
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2667 Millionen Schilling auf den Verwaltungs­
aufwand, iO.953 Millionen Schilling auf An­
lagen, 89 19 Millionen Schilling auf Förde­
rungsmaßnahrnen und 54.861 Millionen Schil­
ling auf sonstigen Zweckaufwand. 

Von den Einnahmen des ordentlichen Haus­
haltes stammten aus öffentlichen Abgaben 
72.091 Millionen Sdlilling, aus abgabenähn­
lidlen Beiträgen 13.581 Millionen Schilling, 
aus der Gebarung der Bundesbetriebe 
24.004 Millionen Sdlilling und aus übrigen 
Einkünften 1 0. 1 78 Millionen Schilling. 

Der außerordentliche Haushalt schloß bei 
Ausgaben von 4882 Millionen Schilling und 
Einnahmen von 355 Millionen Schilling mit 
einem .A!bgarug von 4527 Millionen SchilHfilg. 
Die außerordentlichen Ausgaben verteilen 
sich mit 1 098 Millionen Schilling auf den lau­
fenden Sadlaufwand und mit 3784 Millionen 
Schilling auf die Vermögensgebarung. 

Nach einer Mitteilung des Präsidenten des 
Redlnungshofes sind auf Grund ergänzender 
Erhebungen, die b ei der Generaldirektion der 
Osterreichisdlen Bundesbahnen nach Redak­
tionssdlluß des Bundesredmungsabsdllusses 
vorgenommen wurden, in der Ubersicht 1 0  
"Reste an zweckgebundenen Einnahmen" auf 
Seite 573 des Bundesrechnungsabschlusses für 
das Jahr 1972 Richtigstellungen erforderlich, 
die jedoch keine Auswirkung auf den Geba­
rungserfolg des Berichtsjahres haben. 

Die in Betracht kommenden Angaben haben 
demnadl zu lauten wie folgt: 

2/79 Osterreichisdle Bundesbahnen :  

79200 Zweckgebundene 
Einnahmen 16) • • • • •  

792 1 2  Zweckgebundene 
Einnahmen (V) 11) • 

79800 Schnellbahn (Zweck-
gebundene Einnah-

8,801 .375,21 

19 ,175.21 0,27 

men) . . . . . . . . . . . . . 1 .000,--------
Summe 19 . . . 21,911.585,48 

Gesamtsumme . . . 5.62 1 , 1 72. 1 03,80 

Als Er,gelbnis seiner Beratung 'stellt der Rech­
nungshofausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem vorgelegten Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Fußnoten 16) und 17) bleiben unverändert. 

Fußnote 18) hat zu entfallen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, wurde ich vom Ausschuß ermächtigt, den 
Antrag zu stellen, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Danke. 

Es ist beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. Wird da­
gegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht 
der Fall. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Ddk­
tor Kohlmaier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Hausl Meine Damen und 
Herrenl Ich muß die Debatte über den Rech­
nungsabsdiluß zum Anlaß nehmen, um auf 
einen sehr ernsten Vorfall hinzuweisen, auf 
einen ernsten Vorfall, der den Parlamentaris­
mus und die A!bgeordneten dieses Hauses be­
trifft, auf einen Vorfall, der in meinen Augen 
und in unseren Augen eine eindeutige Ver­
letzung unserer Vefifassung darstellt. 

Artikel 1 26 d der Bundesverfassung sieht 
vor, daß der Rechnungshof dem Nationalrat 
über seine Tätigkeit - ich unterstreiche diese 
Worte: über seine Tätigkeit - jährlich spä­
testens bis zur ersten Sitzung der Hel"bst­
tagung Bericht erstattet, daß überdies über 
einzelne Wahrnehmungen zu berichten ist, 
und dann schließt der Absatz 1 des Arti­
�els 126 d, daß "eine Veröffentlrichung s'eines 
Inhaltes jedoch nicht vor Beginn der Beratung 
im Nationalrat ·erfolgen darf". Da diese Be­
stimmung unserer Verfassung sich auf die 
Tätigkeit des Redlnungshofes bezieht, steht 
für mich - und ich glaube, nicht nur für 
mich - außer Zweifel, daß diese gesamte 
Verfassungsbestimmung sich auf j ede Tätig­
keit des Rechnungshofes bezieht, also auch 
auf die, die etwa über Verlangen eines Regie­
rungsmitgliedes durchgeführt wurde. Bei einer 
anderen Auslegung würde man j a, meine 
Damen und Herren, zu dem unmöglichen Er­
gebnis kommen, daß ein Minister einfach da­
durch, daß er eine Rechnungshoftätigkeit an­
regt, eine ganz andere verfassungsrechtliche 
Situation herfbeiführen könnte, als wenn der 
Redlnungshof von sich aus tätig wird. (Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Ganz falsch, Kollege Kohl­
maier!) Herr Kollege Fischerl ,Sie haben sicher 
die Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen. 
Ich erlaube mir, meine Sicht der Dinge hier 
z.u unterbreiten, und ich 'bin sehr ·gespannt 
darauf, was Sie oder ein anderer Redner Ihrer 
Fraktion hier zu sagen haben. (Beifall bei 
der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Bekanntlich 
prüft ein Untersuchungs ausschuß die Vor­
gänge im Zusammenhang mit dem Bau der 
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sogenannten UNO-City, der IAKW-Unter­
suchungsausschuß. Es ist ferner Ibekannt, daß 
der Herr Bundeskanzler selbst - das ist an­
zuerkennen - verlangt hat, daß der Rech­
nungshof in dieser Angelegenheit prüfend 
tätig wird - der Herr Bundeskanzler ist hier 
s icher einem Wunsch zuvorgekommen, der 
sonst von uns ausgesprochen worden wäre -, 
und es ist bekannt, daß alle Fraktionen in 
diesem Untersuchungsausschuß das Verlangen 
gerichtet haben, daß dieser Bericht dem Unter­
suchungsausschuß vorgelegt wird. 

Ich darf aus dem Protokoll der Unter­
suchungsausschußsitzung 2Jitieren : "Abgeord­
neter Dr. Moser beantragt die Beischaffung des 
Rechnungs'hofberichtes, wOibei der Bericht als 
vertrauliche Beilage 'behandelt werden könnte, 
zumal dieser Bericht noch nicht dem Parla­
ment, sondern erst der Regierung zugeleitet 
wurde. Nach einer Diskussion 'beschließt der 
Ausschuß einstimmig, ein Ersuchen an den 
Herrn Bundeskanzler zu richten, den Rech­
nungshofibericht zur Einsichtna:hme zu über­
mitteln." 

Ich Ibin selbst nicht Mitglied dieses Unter­
suchungsausschusses, ich war nicht dabei, ich 
habe mir aber von den Kollegen berichten 
lassen, daß es sogar von sozialistischer Seite 
gewisse Bedenken dagegen gab, den Bericht 
dem Untersuchungsausschuß zuzuleiten und 
damit in weiterer Folge sozusagen einern brei­
teren Kreis zugänglich zu machen, und daß 
dieser Vorschlag, daß man das eben auch ver­
traulich behandeln könnte, im Untersuchungs­
ausschuß selbst, und zwar vom Kollegen 
Moser, ventiliert wurde. Es gab j edenfalls 
dann - und das ist besonders festzuhalten -
eine einstimmige Beschlußfassung in dieser 
Hinsicht. 

Nun, dieser Bericht des Rechnungshofes, 
meine Damen und Herren, lag spätestens 
gestern dem Zentralorgan der Regierungspar­
tei ,  der "AI1beiter-Zeitung", vor. Die "Arbei­
ter-Zeitung" hat den Bericht auszugsweise 
veröffentlicht, wie wir glauben und Ü!ber�eugt 
sind, gegen das Gesetz, gegen die Verfassung. 

Nun könnten Sie uns entgegenhalten, 
warum wir uns da'gegen wenden, wir könnten 
j a  sogar ein gewisses Interesse daran haben, 
daß dieser Rechnungshofibericht sChon jetzt der 
Offentlichkeit zugänglich gemaCht wird, denn 
früher oder später, wie es in der Verfassung 
steht, zu dem Zeitpunkt, wo das Parlament 
die Beratung darüber Ibeginnt, ist j a  die Ver­
öffentlichung zulässig und er,wünscht. 

Meine Damen und Herren ! Es geht hier ein­
fach darum, daß wir hier den Fall einer soge­
nannten manipulierten Transparenz haben. 
Denn wer zuerst einen solchen Bericht ver-

öffentlicht, der hat einen entscheidenden Vor­
teil. Er hat nämlich die Möglichkeit, durch 
eine Auswahl der Punkte, die in der Offent­
lichkeit 'bekanntgege'ben werden, und durch 
eine entsprechende Kommentierung die 
Alkzente zu versChieben und damit zu mani­
pulieren. (Beifall bei der avp. - Abg. 
L i  b 0 1: Was ist das, was der Herr König im 
"profil" gesagt hat?) 

Im Sinne einer solchen Manipulation ging 
das Organ der Regierungspartei vor. Eine 
ganze Reihe von unangenehmen Fakten wur­
den in dieser ersten Berichterstattung über 
den Rechnungshofbericht einfach unterschla­
gen. Es handelt sich um den ganz offensicht­
lichen Fall einer Flucht naCh vorne, meine 
Damen und Herren, denn das, was niCht von 
der "Ar,beiter-Zeitung" veröffentlicht wurde 
und was hier noch zur Sprache kommen wird, 
beweist nämlich, daß es hier sehr wohl Dinge 
gibt, die bisher das Licht der Offentlichkeit 
zu scheuen hatten. Wir werden darüber noch 
eindeutig reden in diesem Haus. (Beifall bei 
der OVP.) 

Für uns bleibt aber die Frage : Wie kam 
es zu diesem Vorgang, den wir schärfstens 
verurteilen müssen, daß ein so wichtiges 
Dokument einer Prüfung durch den Rech­
nungshof via "Arbeiter-Zeitung" der Offent­
lichkeit 'bekanntgegeben wird, gleich mit ent­
sprechender Manipulation, weil man eine 
ibes'titrn'lllte AUSiwaihl trifft, weil man die 
Akzente setzt und weil man versucht, gleich 
von Haus aus alles in die erwünschte Rich­
tUJIllg 'Zu Ibrinlgen? 

Nun, nach der Veröffentlichung, die gestern 
in der "Arbeiter-Zeitung" vorgenommen 
wurde, das heißt, am Abend beziehungsweise 
am heutigen IMorgen, ist vorn Bundeskanzler­
amt ein Brief mit dem Datum 6. Februar 1974 
abgegangen: "Herrn Abgeordneten zum 
Nationalrat Dipl.-Ing. Dr. Karl Schleinzer, 
Klubobmann der OsterreiChischen Volkspar­
tei, Parlament". Ich weiß nicht, wer das in 
welcher Eile gesdlrieben hat. Nicht einmal 
dem Herrn Bundeskanzler, der den Brief 
unterschrieben hat, ist aufgefallen, daß diese 
Adressierung unrichtig ist. Es deutet darauf 
hin, daß man hier mit einer unangemessenen 
Eile vorgegangen ist, wenn ich das so zum 
Ausdru<k .bringen darf (Abg. Dr. K r e i s  k y: 
Vor meiner Abreise nach Salzburg war es 
nicht 80 eilig!), denn ich kann mir nicht vor­
stellen, daß Sie nicht wissen, Herr Bundes­
kanzler, wer Klubobmann der OsterreiChischen 
Volkspartei ist. (Hei terkeit bei der avp.) Ich 
kann mir auch nicht vorstellen, daß Sie fixiert 
sind auf unseren Parteio'bmann, wenn Sie 
solche Sachen durchführen. 
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Das deutet darauf hin, daß man nach die­
ser VeröffentliChung in der "AZ" schnell das 
Dekorum wahren 'Wollte, und es deutet dar­
auf hin, Herr Bundeskanzler, daß Sie sich 
offenlbar auch nicht 'ganz wQlhlgefühlt haJben 
bei der ganzen Angelegenheit. 

Ich habe jetzt, gerade vor wenigen Minu­
ten, eine Veröffentlichung der APA in die 
Hand bekommen, die damit beginnt : "OVP­
Vorwürfe der Willkür und Schiebung wider­
legt. Das Bundeskanzleramt teilt mit . . .  " Sie 
haben dann noch den letzten SChritt unter­
nommen, offenbar zu einem Zeitpunkt, wo 
Sie Ibereits gesehen haben oder erwarten 
konnten, daß wir diese Sache nicht auf sich 
beruhen lassen : Sie haben dann, Herr Bun­
deskanzler, eine Information der Offen tli ch­
keit via APA durch das Bundeskanzleramt 
durchführen lassen, in einer Situation, wo alle 
auf diesen Rechnungshofibericht warten und 
wo ich Sie daran erinnern muß - das wissen 
Sie sehr genau -, daß dieses Parlament be­
reits mehrmals einstimmig den Standpunkt 
vertreten hat, daß es nicht zu solchen Ver­
öffentlichungen kommen darf, 'bevor dieses 
Hohe Haus die Möglichkeit gehabt hat, die 
Berichte zu prüfen und zu beraten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Es gtbt nur zwei Möglichkeiten - ich kann 
eine dritte ausschließen -, die Ursache dieses 
Vorgehens sind, das man ikaum qualifizieren 
kann. Herr Bundeskanzler! Entweder Sie 
haben das gestern seIhst veranlaßt - dann 
haben Sie diese Veröffentlichung vor der Be­
nachrichtigung des Parlaments zu vertreten. 
(Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das ist ja nicht wahr, 
Herr Abgeordneter Dr. Kohlmaier/) Herr 
Bundeskanzler! Ich bin ja  noch gar nicht fer­
tig! Ich ,bin .gerade dabei, die Möglichkeiten 
zu entwicXeln, wie ich sie sehe. (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Das ist ja nicht wahr!) Ich bitte 
Sie, mir hier nicht ins Wort zu Ifallen. Hören 
Sie .sidl meine Theorie a·n, und lassen Sie 
dann vielleicht Ihren Standpunkt hör,en. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Aber ich stelle noch einmal fest : Eine Mög­
lich:keit, die hier gegeben ist, ist die, daß 
Sie selbst diese Veröffentlichung angeordnet 
haben. Dann, muß ich sagen, Herr Bundes­
kanzler, haben Sie die Bestimmung der Ver­
fassung, die ich zitiert habe, nicht 'beachtet. 
Dann haben Sie nicht beachtet den Wunsch 
aller Fraktionen dieses Hauses, Rechnungshof­
berichte grundsätzlich zuerst hier im Haus zu 
diskutieren und dann zu veröffentlichen. Sie 
ha'ben ferner nicht beachtet das, was die Mit­
glieder des Untersuchungsausschusses ein­
schließlich Ihrer Fraktion 'Wollten, daß näm­
lich dieser Untersuchungsausschuß, der ein 
Organ dieses Parlaments ist, zuerst von die-

sem Bericht benachrichtigt wird, aber nicht die 
"Arbeiter-Zeitung".  Die "Arbeiter-Zeitung" ist 
kein Organ dieses Parlaments, Herr Bundes­
kanzler! (Beifall bei der OVP.) 

Es ist durchaus möglich - ich entnehme das 
einem Zwischenruf des Kollegen Fischer -, 
daß er versuchen wird, eine andere Auslegung 
hier zum Ausdruck zu bringen. Für diesen 
Fall muß ich an alle Kollegen dieses Hauses 
und insbesondere an den Herrn Parlaments­
präsidenten app ellieren, vorzusorgen, daß in 
eindeutiger Weise klargestellt ist, daß dieses 
Hohe Haus nicht damit einverstanden ist, daß 
der Bundeskanzler Rechnungshofberichte auf 
diese Weise der Offentlichkeit be·kanntgi1bt. 

Die zweite Möglich1keit, die vor uns liegt, 
-ist die, Herr Bundeskanzler ich 
wäre sehr dankibar, wenn Sie es aufklären -, 
daß dieser Beridlt aus Ihrer Umgebung der 
"Arbeiter-Zeitung" ohne Ihr Wissen zugemit­
telt wurde. A>ber dann muß ich eindeutig 
sagen : Der Bericht ist vom Rechnungshof 
Ihnen persönlich ,zugestellt worden - ich 
glaube, schon im Dezember oder spätestens 
Anfang Jänner -, ist Ihnen persönlich zu­
gemittelt worden. In diesem Fall haben Sie 
dafür die Verantwortung zu tragen, daß die­
ser Bericht nicht in unrechte Hände kommt. 
Da kann ich Ihnen nur ganz simpel sagen, 
Herr Bundeskanzler : Schließen Sie die SChub­
laden Ihres Schreiibtisches besser zu! 

Jedenfalls, meine Damen und Herren, wir 
haben mit aller Klarheit hier festzustellen 
- und ich bitte Sie, das nach Möglichkeit 
audl se�bst zu tun, Herr Bundeskanzler -: 
Wir sind für eine Veröffentlichung dieses 
Rechnungshofberichtes. Wir betrachten es als 
gesetzlich unzulässig. Wir betramten es als 
eine Brüskierung des Parlaments. Wir betrach­
ten es einfam als unfair, wenn Sie Ihren Vor­
teil, den Sie als Kanzler und Empfänger des 
Rechnungshofberichtes halben, glatt ausnützen 
und eine Veröffentlichung herbeiführen oder 
ermöglichen, die so manipuliert ist, wie es 
sich die Regierungspartei vorstellt. Dagegen, 
Herr Bundeskanzler, Iha1ben wir - im glaube, 
ich kann das wirklich im Namen aller Parla­
mentarier sagen, denn aum umgekehrt würde 
es anzuklagen sein - Protest zu erhe'benl 
(Abg. Dr. A n d r 0 s e h: Kollege Kohlmaier, 
das ist eine Ersuchensprüfung, vielleicht 
haben Sie das übersehen!) 

Ich hahe das nicht übersehen, Herr Finanz­
minister! Ich ha'be ausdrücklich dargelegt, daß 
der Artikel 126 ;d! Ider Verfassung sagt: Der 
Itemnung.shof erstattet dem Nationalfiat "über 
seine Tätigkeit" Bericht. Heißt das : sofern 
das nicht ang.efordert wurde? Ei.ne solche 
Einschränkung gibt ,es nicht. 
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Ich habe ferner ausdrücklich darauf hinge­

wiesen. meine Damen und Herren. daß man 
bei einer anderen Auslegung. die ich nach dem 
Wortlaut des Gesetzes gar nicht für möglich 
halte. es ermöglichen würde, daß das Regie­
rungsrnitglied durch die Anforderung des Be­
richtes eine ganz andere veI1fassungsrechtliche 
Situation herbeiführt. Es ht w,irklich �u be­
klagen. daß der Präsident des Rechnungshofes 
in dieser Debatte hier nicht seinen Standpunlkt 
unterbreiten kann. 

Sel'bst wenn es nicht eine solche Auslegung 
gäbe, Herr Finanzminister, dann, das muß idJ. 
noch einmal sagen, ist es vom politischen 
Standpunkt aus abzulehnen und auch abzu­
lehnen unter dem Gesichtspunkt des Parla­
mentarismus, daß der Kanzler seinen Wis­
sensvorsprung, den er gegenüber dem Aus­
schuß hat, ausnützt durch eine bestimmte Art 
der VeröffentlidJ.ung und damit nicht zuletzt 
gegen den Wunsch des Ausschusses handelt. 
Das bleibt über - se�bst wenn man zu Ihrer 
Auslegung käme, Herr Finanzminister! (Bei­
fall bei der avp.) 

Ich möchte abschließend noch einmal /beto­
nen: Eine KlarsteIlung ist notwendig. Sollten 
Sie heute hier eine Auslegung vertreten, die 
wir .für äußerst bedenklich halten, dann muß 
diese Frage auf die Tagesordnung der Gre­
mien gesetzt werden, die über eine solche 
Auslegung �u entscheiden haben. Dann wäre 
es sehr interessant, die Stellungna'hme des 
Parlamentspräsidenten beziehungsweise der 
Präsidialkonferenz zu kennen, dann wäre es 
äußerst interessant, die Stellungnahme des 
Rechnungshofes, des Rechnungsho�räsidenten 
kennenzulernen, dann wäre es vor allem not­
wendig, daß man die Abgeordneten, die den 
Ber.icht 'im Untersuchungsausschuß erwarten 
und die seine Vorlage gewünscht haben, zu 
di,es'er Frag,e hört. 

Wir ha,ben jedenfalls - ich sage das noch 
einmal, damit kein Mißverständnis entsteht -
die Veröffentlichung des Berichtes nicht zu 
scheuen. Ganz im Gegenteil I Alber wir müssen 
uns gegen eines entschieden wenden : daß 
d e r  veröffentlidtt, der 'glaubt, hier aus die­
ser vorgezogenen Veröffentlichung in einer 
bestimmten Weise einen politisdten Vorteil 
ziehen und die wahren Sachverhalte ver­
schleiern zu können. (Beifali bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
G anz abgesehen davon, daß die Darstelhmg 
bezüglich des Berichtes und der Behandlung 
dieses Berichtes auch durchaus motiviert 
anders erfoLg,en kann, möchte .ich hi-er dem 
Hohen Haus erklären, daß ich der "Arbeiter-

Zeitung" diesen Bericht nicht zur Verfügung 
gestellt habe und daß ich auch niemandem 
anderen den Auftrag gegeben hCl'be, diesen 
Bericht der "Arbeiter-Zeitung" zur Verfügung 
zu stellen. (Ruf bei der OVP: Von wo kommt 
er dann her?) 

Ich kann a:ber den besonders wißbegierigen 
Herren auf der OVP-Seite in Ergänzung mit­
teilen. daß mir allerdings bekannt ist, daß 
gewisse Zeitungen von ganz anderer Seite 
(Ruf bei der OVP: Doch nicht vom Rechnungs­
hof?) - sicher nidlt vorn Rechnungshof -
über den Inhalt des Rechnungshofberichtes 
informiert wurden. Ich stehe nicht an zu er­
klären, daß ich zur Steuer der Wahrheit allen 
diesen Stellen, die diesen Bericht, die diese 
Darstellung bekommen hCl'ben, auch bereit bin 
j ede notwendige Auskunft über den wahren 
Inhalt des Berichtes zugänglidl zu machen, 
weil ich der Meinung Ibin, daß das durchaus 
bei einem Bericht dieser Art mögLich und er­
laubt ist. (Beifall bei der SPO. - Ruf bei der 
OVP: Wie das Orakel von Delphi!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Dipl.-Vw. Josseck. (Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP. - Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: 
Nicht zu neugierig sein, meine Herren!) 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPO) : 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es ist ,bedauerlicherweise !bei den Worten des 
Herrn Bundeskanzlers nicht ganz klar heraus­
gekommen, wen er nun gemeint hat, von wem 
diese Information an die Offentlichkeit ge­
gangen ist. Ich darf hier, glaube ich, sicher­
lich noch einmal feststellen, daß von seiten 
des Rechnungshofes diese Information nicht 
'hinausgegangen ist. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M 0 s e r.) Sie brauchen es nicht anzu­
zweifeln, Herr Kollege Moser! Sicher nicht 
vorn RechnuIllgShOlf! (Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Von unserer Seite aus ist in der Eile die 
Stichhältigkeit der Erklärung des Herrn Dok­
tor Kohlmaier nicht zu überprüfen, aber audt 
wir Frei'heitlichen stehen auf dem Standpunkt, 
daß die Verfassungsbestimmungen, wo immer, 
-eingehalten werden müssen. 

Es zeigt sidt aber bei dieser Diskussion wie­
der einmal ganz eindeutig - und hier ist 
wieder an das Hohe Haus zu appellieren -, 
wie dringend notwendig es ist, daß 'hier, von 
dieser Stelle aus, der Rechnungshofpräsident 
sel'bst Rede und Antwort stehen kann. Seit 
Jahren wird das gerCl'de von meinen freiheit­
lichen Freunden und mir gelfordert. Hier im 
Parlament herrscht eine e1n!helliJge Alilffassung 
zu diesem Thema, aber geschehen ist bis heute 
nichts . Gerade dieser Anlaß sollte uns doch 
wieder zusammenführen. um endlich zu eine r 
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Änderung auf diesem Gebiet zu kommen, daß 
der Rechnungshofpräsident ermächtigt wird, 
auch von diesem Platze aus Stellung zu neh­
men. Dies zeigt a'ber auch - um auf meine 
Ausführungen zum Rechnungsalbschluß selbst 
zu kommen -, daß nicht nur diese Frage in 
der Geschäftsordnung zu klären wäre, sondern 
zweifellos auch die Straffung der Budget­
debatte, die ja immer wieder ansteht und über 
die die Zeitungen immer wieder zu schreiben 
wissen. 

Es müßte durchaus möglich sein, die Straf­
fung im Hefibst dadurch zu erreichen, daß man 
weitgehend auf den Rechnungsabschluß des 
vorangegangenen Jahres ausweicht, zumal 
- und das muß auch hier gesagt werden -
doch sehr viele Pflichtübungen bei der Bud­
getdeb atte gehalten werden. Ich meine, die 
könnten hier viel z,weckmäßiger eingesetzt 
werden. 

Die Osterreichische Volkspartei hat wäh­
rend der Verhandlungen im Rechnungshofaus­
schuß immer wieder in den :Mittelpunkt der 
Diskussion gestellt und bei jedem Tagesord­
nungspunkt moniert, daß Ansatzüberschrei­
tungen, besonders bei den Repräsentations­
ausgaben, vorgekommen sind. Ich werde dann 
am Schluß noch näher darauf eingehen, möchte 
dazu alber festhalten, daß die Vorwürfe inso­
fern b erechtigt 'sind, wenn man 'bedenkt, daß 
es doch darum gegangen ist und immer wieder 
darum gehen wird, die Budgetwahrheit und 
die Budgetklarheit eindeutig 'herauszustellen. 

Auch wenn Einsparungen oft ganz massi.v 
vorgekommen sind, so erscheint das im ersten 
Moment erfreulich, zeigt aber auch wiederum 
eindeutig, daß hier Planungsmängel vorlie­
gen. Der Rechnungsabschluß 1912 betrifft nun 
allein die sozialistische Alleinregierung, und 
daher sei dieser Vorwul'if neuerdings vorge­
bramt. 

Ich sagte :  Einsparungen können vorkom­
men, doch sind Einsparungen in geringem 
Maße bei der Bundesgesetzgebung, Ibeim Prä­
sidenten des Hauses und ,bei den Obersten 
Organen vorgekommen, und zwar Einsparun­
g,en infol,ge g,er,ingerer -OffentLichk'eitsarbeit. 

Ich habe mir auch im Ausschuß erlaU'bt, 
den Herrn Präsidenten darauf hinzuweisen, 
daß ich gerade diese Einsparungen nicht ganz 
verstehe, zumal ich glaube. daß man auf kei­
nen Fall die Information der Offentlimkeit 
über die Arbeit in diesem Haus vernachläs­
sigen darf. Die Bevölkerung sollte doch stär­
ker als bisher über die Arbeit der Abgeordne­
ten im Haus informiert werden, denn in der 
OffentlidJJkeit sieht man allgemein nur ihre 
Anwesenheit hier, 'kritisiert die mangelnde 
Präsenz, sieht aber nicht die Schwierigkeiten 

der Arbeit hinter den Kulissen. Es wäre Auf­
gabe des Präsidenten dieses Hauses, diese 
Dinge an die Offentlichkeit heranzutragen. 
Da-zu sind ja auch diese Budgetansätze vor­
gesehen. 

Es wäre doch zweifellos interessant, im 
Detail seitens des Hauses anzuführen, wie­
viel Stunden ein Arbgeordneter in diesem 
Haus ve:r.bringt. Es -gilbt Arbeitstage bis zu 
15 Arbeitsstundenj hier ist gar nicht die An­
und A,breise der -einzelnen Abgeordneten ge­
rechnet. Aufklärungsarbeit wäre hier drin­
gend notwendig, vor allem eine objektive 
Darstellung der Arb eitsverhältnisse. Denn es 
ist allzu leicht, die Abgeordneten immer wie­
der zu kritisieren, wenn man nicht genau hin­
ter die Kulissen schauen kann. 

Ich glaube, man sollte der Offentlichkeit von 
seiten dieses Hauses auch zeigen, daß es auch 
der Allgemeinheit etwas wert sein muß, die 
Demokratie funktionsfähig zu erhalten. Es 
wird auch dann der Allgemeinheit verständ­
lich werden, warum von diesem Haus in ver­
stäI1ktem Maße gelfordert wird, :doch endlich 
Arbeitsräume zu schaffen - auch wenn es 
Millionenrbeträge sein werden - und ein ent­
sprechend würdiges Haus in der allernächsten 
Nähe zu kaufen. 

Erfreulicherweise ist auch dem Rechnungs­
hofbericht zu entnehmen, daß die Fachperso­
nalbesetzung gerade beim Rechnungshof s e1hst 
entsprechend ist und daß er mit gutem Fach­
personal ganz offensichtlich ausgestattet ist. 

Im Zusammenhang mit dem Rechnungshof 
möchte ich hier vor dem Hohen Haus noch 
einmal meine Uberlegung auS'breiten : Gerade 
wir als Oppositionspartei haben stärkstes 
Interesse daran, im Rechnungshof d a s Kon­
trollinstrument - ich unterstreiche das Wort 
"das" - zu sehen. Es liegt uns insofern am 
Herzen, denn -gerade eine :Einschränkung der 
Prüfungsmöglichkeit des Rechnungshofes ist 
doch nicht im Sinne des Hauses und sc:hon gar 
nicht im Sinne eines Oppositionspolitikers. 

Dem steht nämlich die derzeitige Uber­
legung der Gemeinde oder des Landes Wien 
gegenüber, die mich insofern beunruhigt, als 
man sich in Wien mit der Absicht trägt, die 
wirtschaftlichen Betriebe der G emeinde Wien 
in eine Holding zusammenzufassen. (Abg. 
M i t  t e r e r: Die Neo-USIAI) Die Tatsac:he 
aus dem Blickwinkel der Interessenten mag 
vielleic:ht etwas für sich haben. Ich kann mir 
vorstellen, eine . . .  -( Abg. S k r i t e k: Sonst 
fälIt Ihnen nichts ein als Präsident der Han­
delskammer als dieser geschmacklose Zwi­
schenruf?! - Abg. G r a  f: Er hat den Zwi­
schenruf nicht als Präsident, sondern als Ab­
geordneter gemacht!) Ich -kann mir nun die 
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Tatsache (der P r ä  s i  d e n  t gibt das Glocken­
zeichen) aus dem Blickwinkel der wirtschaft­
lich Interessierten schon vorstellen, daß man 
meint, bei der Zusammenfassung dieser Be­
triebe eine straffere Führung, eine bessere 
Organisation und rationelleres AI1beiten zu 
, erreichen. Dies mag seine Berechtigung haben. 

Am Rande sei auch vermerkt, daß zweifellos 
der Finanzminister mit einer solchen Konstel­
lation keine reine Freude haben wird. Denn 
hier wird ihm doch einiges an 'Steueraufkom­
men entgehen, aber das ist das Problem des 
Finanzministers. 

Aber mir geht es dabei um etwas viel Gra­
vierenderes. Denn durch die Zusammenfas­
sung jn eine Holding .werden dem Rech­
nungshof für diese Betriebe die rechtlichen 
Grundlagen der Prüfung weitgehend ent­
zogen. Wenn auch Bürgermeister Gratz ge­
sagt hat, er wird den Rechnungshof zu Prü­
fungen einladen, so ist das keinesfalls Ibefrie­
digend. Die Aufga'be zu prüfen muß der Rech­
nungshof von sich aus sehen und nicht auf 
Einladung eines Bürgermeisters. Es ist daher 
dringend notwendig - im Rechnungshofaus­
schuß waren sich hierin auch die A:bgeordne­
ten aller drei Fraktionen einig -, daß man 
den Vorschlag des Rechnungshofes über die 
Änderung des fülliften Hauptstückes der Bun­
desverfassung, der hier schon eineinhalb 
Jahre ,im Hause liegt, aufgreift, s'ich endldch 
zusammensetzt, darüber spricht und diesen 
Vorschlag endlich einem ,Beschluß ,zuführt. 

Jetzt ist die Situation so, daß der Rech­
nungshof das Prüfungsrecht lediglich bei 
1 00 Prozent Beteiligung von Institutionen, wie 
Ländern und G emeinden, hat. In diesem Ent­
wurf, der eineinhalb Jahre schon im Hause 
liegt und noch nicht einmal zur Sprache ge­
kommen ist, ist ein Vorschlag etwa darin zu 
suchen, daß man ,bei 50 Prozent Beteiligung 
dieser Institutionen dem Rechnungshof be­
reits das Prüfungsrecht einräumt. 

Man muß sich gerade auf unserer Seite hier 
im Haus ,klar sein, daß das zweifellos Folge­
erscheinungen 'bei den Ländern und auch schon 
bei den anderen größeren Städten haben wird. 
Es stellt also diese Holding von der Seite 
und von der Sicht des Kontrollrechts - ich 
möchte sagen - einen ausgesprochen schwa­
chen Punkt dar. Ich dar,f die Kollegen auch der 
anderen Fraktion einladen, dies doch ener­
gisch weiterzuverfolgen. 

Zum Kapitel Handel und Gewerbe auch nur 
ganz kurz einige Worte, denn heute wurden 
an den Herrn Bundesminister für Handel 
schon einige diesbezügliche Anfragen gerich­
tet, die speziell auf den Fremdenverkehr hin­
weisen. 

Es ist aus dem Rechnungsabschluß zu ent­
nehmen, daß Ibeim Kapite!l Handel l1il1!d Ge­
werbe Uberschreitungel1!, Mehrausgaben 
waren, die den 'Fremdenverkehr betreffen, für 
Zinsenzuschüsse, AJktion Komfortzimmer und 
Fremden:verkehrswerbung. Nun, ldie,s kann von 
der Sicht des Betroffenen sehr erfreulich sein. 
Ich meine aber, daß es zUiweni'g' ist, wenn man 
hier feststellt, es wurde mehr für den Frem­
denverkehr ausgegeben. Ich glaube vielmehr, 
daß hier eine Koordination Handelsminister -
Finanzminister dringend notwendig erscheint. 
Es müssen sich die zuständigen Stellen hier 
zusammensetzen, denn in der augenblicklichen 
Situation ist der Fremdenverkehr für uns nicht 
nur wichtig, sondern er ist derzeit auch not­
leidend. 

Wenn heute - und auf das muß ich auch 
eingehen - der Herr Handelsminister gesagt 
hat, er  komme ja ohnehin weitgehend ent­
gegen, es gebe nun die Olferien, und damit 
mehr Leute hinausreisen könnten, gebe es 
auch die zwei pickerlfreien Sonntage, so ist 
er in der Fragestellung meines Freundes ZeH­
linger wieder nicht darauf eingegangen, daß 
es sinnlos ist, wenn er nur die beiden Sonn­
tage pickerlfrei stellt. Sehr viele Leute haben 
ja auch unter der Woche ihren Sperrtag, und 
j eder hat nicht soviel Geld, daß er die ganze 
Woche unterwegs ist. Was ist, wenn er ausge­
rechnet an seinem Sperrtag Mittwoch oder 
Donnerstag zurückreisen will? 

Es wäre daher nur recht und auch im Sinne 
des Fremdenverkehrs, wenn man hier die ge­
samte Woche als "pi<kerlfreie" Zeit erklären 
würde. Aber auf das geht der Handelsmini­
ster nicht ein, ich weiß nicht, warum. Offen­
sichtlich wieder deswegen . . .  (Abg. Doktor 
S t a  r i b a c h  e r: Ich bin doch darauf einge­
gangen: Er kann doch auf alle Fälle im Laufe 
der Woche fahren!) Das haben Sie alb er nicht 
so präzis gesagt! Sie reden immer nur von 
zwei pickerlfreien Wochenenden, Herr Bun­
desminister l (Abg. Dr. S t a r  i b a c h  e r: Er 
muß doch nicht gerade an dem Tag fahren!) 
Aber, Herr Bundesminister, Sie wissen nicht, 
wie das vor sich geht, weil Sie mit dem Dienst­
auto fahren ! (Abg. Dr. S t a r  i b a c h  e r: Sie 
irren!) Ich habe auf meinem Auto "Mittwoch" 
oben kleben. Ich habe keine Sondergenehmi­
gung, ich kann also j etzt nicht hergehen, wenn 
ich am Mittwoch nach Tirol Schi fahren will, 
und meine Tochter dorthin bringen. (Abg. 
Dr. S t a  r i b a c h  e r: Sie können ja am 
Dienstag oder am Donnerstag fahren!) Ja, 
Herr Bundesminister, j edem geht es nicht so 
gut wie Ihnen. Ich 'kann eben nur am Mitt­
woch. Ich kann mir's nicht anders einteilen, 
weil ich daneben noch einen Beruf habe. 
Daher ist mir Ihre Haltung völlig unver-
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ständlich. Sie können natürlich sagen: Josseck, 
bleibenS' zu Hause ! - Na, hitte, .ich werd·e es 
zur Kenntnis nehmen. (Abg. Dr. S t a  r i­
b a  e h e  r: Müssen Sie halt am Donnerstag 
fahren!) Ja gut, Sie haben sehr leicht reden, 
Herr Bundesminister, Sie packen sich halt den 
Dienstwagen und fahren. Ich kann das nicht. 
Ich sehe nicht ein, warum der Herr Bundes­
minister auf das nicht eingehen will. 

Es wäre ·hier dem Herrn Bundesfinanzmini­
ster auch noch zu sagen, daß Sie, wenn Sie 
sich zusammensetzen mit dem Herrn Handels­
minister, auch an eine 'begünstigte Abschrei­
bung für Sanitärinstallationen denken könn­
ten, und wenn es nur für einen kurzen Zeit· 
raum ist, solange der Fremdenverkehr etwas 
im argen liegt, und ihm so über die Runden 
heUen. 

Jeder schreit und macht der Wirtschaft den 
Vorwurf: In Osterreich gibt es zuwenig Kom­
fortzimmer! Nun, das stimmt. Man 'hört, daß 
zum Beispiel in Kitzbühel seit Monaten sämt­
liche Hotels ausgebucht sind, die ein Hallen­
bad zur Verfügung haben. A;ber wer bringt 
es nun bei dieser Investitionsschwierigkeit 
zustande, bei seinem Hotel, wenn es nicht 
staatlich irgendwie gefördert wird, ein Hal­
lenbad zu ibauen? Wenn man dagegen ver­
gleicht: In Südtirol werden mit staatlicher 
Unterstützung - ohne Barmittel, aber mit 
begünstigten Abschreibungen - viele Hallen­
häder gebaut ; man kann fast sagen, jedes 
zweite Hotel hat dort ein Hallenbad. Es darf 
nicht wundernehmen, daß dann die Gäste, 
die früher zu uns gekommen sind, nach Süd­
tiral ausweichen. Die Zeit des Rucksack­
tourismus, d aß jemand die Knackwurst dann 
im Zimmer ißt, ist ja Gott sei Dank auch vor­
bei. Di e Leute wollen eben auch b esser oder 
zumindest genausogut 'WOhnen ,wie zu Hause. 
Also man wird sich hier, glaube ich, auf die­
sem Sektor zweifellos etwas einfallen lassen 
müssen. 

Zum Komfortzimmerbedarf gehören eben 
Sanitäreinrichtungen, zum Hotel gehört e'ben 
auch das Hallenbad. (Abg. Dr. A n  d r 0 s c  h :  
Dazu besteht die grundsätzliche Berei tschaft, 
nur mit geringeren Steuermitteln ist das nicht 
durchführbar!) Herr Bundesminister! Sie j am­
mern immer wegen geringerer Steuermittel ;  
es  wird j a  von Tag zu Tag mehr. Wenn Sie 
hier einmal - ich werde es Ihnen einmal vor­
rechnen - auf eine Milliarde oder auf 
650 Millionen oder ähnliche Beträge verzich­
ten, würden Sie das, glaube ich, Ibei einiger 
Uberlegung unterbringen. Ich fordere nicht, 
ich sage auch nicht: Sie müssenI ,  aber ich 
glaube, es w äre einer Uberlegung wert, weil 
Sie ja selbst gesagt ha'ben : Wo nehmen wir 

die Devisen 'her, um das verteuerte Erdöl ein­
zukaufen? Das kriegen wir j a  wieder nur oder 
zum großen Teil durch den Fremdenverkehr! 
Also diese Uberlegung könnte man, glaube 
ich, ruhig anstellen. 

Aber weil ich Sie schon in Schußnähe habe, 
Herr Bundesminister, eine Kritik nun kurz 
auch an Ihnen. Innerhalb eines Jahres haben 
Sie Ihre Bediensteten mit einer Unzahl von 
Gesetzen beglückt. Sie haben innerhalb eines 
Jahres das neue Einkommensteuergesetz, das 
neue Umsatzsteuergeset,z gemacht, und die 
Beamten sind derart überlastet, neben der 
normalen Arbeit diese G esetze zu studieren 
und zu verar,beiten, um sie dann auch prakti­
zieren zu können. Und das geht aber Ibei 
Ihnen Schlag auf Schlag. Der nächste Schlag 
ist die Begutachtung des neuen Finanzstraf­
gesetzes, das Sie hinausg·esmickt haben zu 
den Finanzämtern. 

,Mit Recht werden Sie sagen : Wir müssen 
das neue Finanzstrafgesetz den durch das 
neue Strafrecht geänderten Verhältnissen an­
pass.en. Aber lich 'glaube, man sollte sich hier 
doch s.aglen :  Solange uns·ere Heamten di·e ande­
ren Gesetze nicht verdaut haben, spielt hier 
ein Jahr auch keine Rolle. Alber wenn Sie 
schon glauben, daß Sie nun in kurzer Frist 
die Begutachtung von Ihren Beamten wieder 
hereinbekommen müssen, dann müßte es doch 
möglich sein, diese Stellungnahmen von den 
Finanzlandesdirektionen beziehungsweise von 
den einzelnen Finanzämtern über einen länge­
ren Zeitraum zu bekommen. 

Nun hat sich in Oberösterreich - zufällig 
ha,be ich das gehört - die Groteske ergeben, 
daß man in verhältnismäßig kurzer Frist die 
Begutachtung zurückhCliben wollte, sodaß j edes 
Finanzamt gerade eine Woche Zeit hatte, um 
diesen Akt mit den dazugehörigen Kommen­
taren zu veraJlbeiten und dazu Stellung zu 
beziehen. Ich dachte : Das kann doch keine 
solche Schwierigkeit sein?!  In Oberösterreich 
gibt es - i ch  weiß nicht - sieben oder neun 
Finanzämter. Wenn jedes Finanzamt so einen 
Akt hat, kann das doch nicht innerhalb einer 
Woche vom Ministerium �urückgefordert ,wer­
den ! Und dann ·habe ich er·fahren, daß ganz 
Oberösterreich lediglich drei hektographierte 
Entwürfe zugesandt 'Wurden. So kleine Dinge 
sind es, die die Arbeit der Beamten gerade 
Ihres Ressorts so schwer machen. 

Im sagte am Anfang, daß die Osterreichische 
Volkspartei in ihren Ausführungen im Aus­
schuß 'besonders darauf hingewiesen hat, daß 
di e Repräsentationsausga.ben in fast allen 
Ministerien wesentlich gestiegen sind. Ich 
g'ebe aber zu, wenn von seiten d·er �oz1ali-
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sten gesagt wurde:  Wenn ein ausländischer 
Empfang gekommen ist oder kommt, kann 
man das nicht budgetieren, man weiß von 
vornherein nicht g,enau, wer 'kommt, wie viele 
kommen und was das per saldo kost,en wird. 
Einer der sozialistischen Kollegen hat gesagt: 
Wenn ich ein ausländischer -Politiker wäre,  
würde ich überhaupt nicht nach UsterreiCh 
fahren, denn die -geben mir ja dann nur noch 
ein Bratlfettbrot ! - G anz so wiI'd es bestimmt 
nicht sein. Dieses Argument mit den ver­
mehrten Repräsentationsausgaben mag zutref­
fen für das Bundeskanzleramt, trifft aber be­
stimmt nicht zu für den Bundesfinanzminister. 
Es ist nämlich Ibesonders gravierend, daß ge­
rade im Kapitel "Finanzverwaltung" der Herr 
Bundesfinanzminister schon im J a:hre 1 91 1 ,  
aber besonders im Jahre 1 912 ganz 
beträchtliche Uberschreitun'gen bei den 
Repräsentationsausgaben hatte. Und das hat 
- wie sich nun zeigt - mit Staats empfängen 
so gut wie gar nichts zu tun. Wenn der Herr 
Bundesminister Androsch seinen Budgetansatz 
von 150.000 S auf 645.000-S erhöht, also eine 
Uberschreitung von 495.000 S, ist es doch 
interessant, zu wissen, was damit gesChehen 
ist. Was ist nach Stellungnahme und Begrün­
dung durch die FinanzVoerwaltung damit ge­
schehen? 

Da gab es einmal Mittagessen ,für Politiker 
und Journalisten. Das hat nichts mit Besuchen 
aus dem Ausland zu tun. Arbeitsessen, Heuri­
gen'besuche ,für Beamtengruppe, da steht zu­
fälligerweise da'bei "ausländische", aber das 
sind auch nur 90.000 S. Handverlag für Kaffee 
und Whisky, Handverlag für Getränk<e, Be­
triebswirtschaftliche Woche. Beim Finanzmini­
ster erhöhte Repräsentationsausgaben, Bilder­
ausstellung mit Empfang, Grillparzer-Feier, 
einen Literatumbend für den Herrn Finanz­
minister, Essen mit Währungsexperten; ein 
Empfa.n.g rur FinaIllZamtsvorstände. 

Herr Bundesminister! Sie werden es sicher 
begründen können und werden siCher sagen, 
das ist zu Recht geschehen. ICh gebe das auch 
zum Teil zu. Aber eine lJberschreitung um 
fast 300 Prozent und kein ausländischer Emp­
.fang dabei - ich meine, das müßte man doch 
bei der Budgetierung vorhersehen können. Der 
Vorwurf /bleibt eben bei Ihnen hängen, daß 
gerade in Ihrem Ressort, wo man doch im 
besonderen von Ihnen BudgetwahDheit und 
Budgetklarheit verlangen könnte, diese 
Grundsätze gerade von Ihnen einfach über 
Bord geworfen wurden. 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Dr. Heinz Fischer. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPU) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Die Debatte über den 
Rechnungsabsmluß wickelt sich j etzt wieder in 
jenem Geleise ab, in dem sich normalerweise 
solche Debatten a'bwickeln. Wir sind zum 
Thema zurüc�gekehrt, aber ich habe mich trotz­
dem zum Wort gemeldet, weil wir es, glaube 
ich, keinem Kollegen durchgehen lassen kön­
nen, auch nicht und gerade niCht dem Gene­
ralsekretär einer Partei, daß er sich hier zum 
Rednerpult stellt, Behauptungen aufstellt, 
deren Tragweite nur dadurch abgemildert 
wird, daß sie offE'msiChtlich unvertret/bar und 
unüberlegt sind, und man dann, als wäre 
nichts geschehen, zur Tagesordnung übergeht. 

Hohes Haus ! Herr Präsident I Ich gehe zu­
nächst von der Tatsache aus, daß es sich um 
nichts anderes als um ein großes :Mißverständ­
nis beim Kollegen Kohlmaier handelt. Ich will 
ihm nichts anderes unterstellen, aber dreses 
Mißverständnis ist wil1klich gewaltig, wenn 
man hier von diesem Pult aus behaupten will, 
daß die Veröffentlichung des Berichtes auf 
Grund einer Ersuchensprüfung des Rechnungs­
hofes verfassungswidrig sei. Ich möchte nur 
zwei oder drei der 'beim Studium der Ver­
fassung offen zutage liegenden Argumente an­
führen. Weitere ließen sich sicherlich noch 
bei/bringen. Das Sdllwergewicht liegt einmal 
darauf, Kollege Kohlmaier, daß der Bericht 
des Rechnungshofes, der auf Grund einer Er­
suchensprüfung "der ersuch-enden Stlelle",  w,ie 
es in der V:erfassung he:ißt, zug·ele:itet wird, 
kein Gegenstand der Verhandlung im Natio­
nalrat ist. Wenn ich Ihrer Auslegung folge, 
daß eine Veröffentlichung erst zulässig ist, 
sobald die Debatte im Nationalrat beginnt, 
dann ist eine Veröffentlichung überhaupt nicht 
mögliCh. (Abg. Dr. K 0 h I m a i e r: Die Er­
suchensberichte sind jedes Jahr im Jahres­
bericht! Siehe Milchwirtschaftf) Herr Kollege I 
Es wird mir immer klarer, wie groß das Miß­
verständnis auf Ilbrer Seite ist, nämlich : Die 
Ersuchensprüfung führt der Rechnungshof auf 
begründetes Ersuchen der Bundesregierung 
oder eines Bundesministers durch; und das 
Ergebnis der Ersuchensprüfung ist der er­
suchenden Stelle, das ist die Bundesregierung 
oder ein Bundesminister, mitzuteilen. 

Für den Tätig'keitsbericht des Rechnungs­
hofes, den er auf Grund des Artikels 1 26 d 
erstattet, gilt, daß er dem Nationalrat vorzu-

Nun, ich habe hier die Schwächen auch ge- legen ist, und zwar innerhalb einer bestimm­
rade Ihres Ressort anführen wollen, darf aber ten Frist, daß er zu veröffentlichen ist 
ahschließend sagen, daß 'wir nichtsdestotrotz 

I 
und daß eine Veröffentlichung' "seines 

dem Rechnungsabschluß unsere Zustimmung Inhalts" - wessen Inhalts, des Inhalts des 
geben wollen. (Beifall bei der FPO.) _ Tätigkeitsberichtes - nicht vor Beginn der 
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Beratung ,im Nationalrat -erfolgen darf; das 
ist eine völlig andere Sadle als die Er­
suchensprüfung, und es ist kein Zufall, daß 
der Herr Bundeskanzler . . , (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e I: Das ist doch auch eine Tätig­
kei t des Rechnungshofes!) Herr Abgeordneter 
Kohlmaier! Der Herr Professor Ermacora 
würde hier in belehrenden Ton verfallen. Da 
ich das so kritisiere und da mir das so ekel­
haft ist, möchte ich das in Form eines Dia­
loges klarzumadlen versuchen, daß nämlidl 
der Bericht auf Grund einer ErsuChensprüfung, 
der weder an einen Termin gebunden ist, der 
örtliCh vom ReChnungshof-Tätigkeits'bericht in 
der Bundesverfassung deutlidl abgegrenzt ist, 
völlig zu trennen ist von diesem Bericht. ·Es 
i st kein Zufall, daß der Herr Bundeskanzler 
das in Form eines .Briefes an die Klubobmän­
ner dem Parlament zur Kenntnis gebracht hat 
und nicht in Form einer Regierungsvorlage 
beziehungsweise eines RegierungsberiChtes, 
der einem Ausschuß zuzuweisen ist und der 
hier im Haus zu verhandeln ist. 

Ich mödlte Sie da übrigens auf noch etwas 
aufmerksam machen. Sie 'bauen Ihre ganze 
These auf dem Nachsatz auf, daß eine Ver­
öffentliChung seines Inhalts - unserer Mei­
nung des Inhalts des TätigkeitsberiChtes -
"nicht vor Beginn der Beratung im National­
rat" erfolgen kann. Das ist eine Bestimmung, 
die im Jahre 1961 in die Verfassung aufge­
nommen wurde im Zuge j ener Bestrebungen, 
die darauf abgezielt haben, die Veröffentli­
chung des Budgets - eines 'WiChtigen Verhand­
lungsgegenstandes des Parlaments - und die 
Veröffentlichung des ReChnungshof-Tätigkeits­
berichtes - auCh eines wiChtigen Verhand­
lungsgegenstandes im Parlament - zu ver­
hindern, ,bevor das Parlament sich mit die­
ser Materie befaßt hat. 

Dieser Bericht des R:echnungshofes -an den 
Bundeskanzler wird entweder nur in indirek­
ter Weise dadurCh, daß die Klubs Kenntnis 
genommen haben von diesem B ericht, auf 
G rund der Zusendung durch den Bundeskanz­
ler dem Parlament mitgeteilt. Nur falls der 
Bundeskanzler von siCh aus in Zukunft das 
zum Gegenstand eines Berichtes an das Parla­
ment macht, wie er auCh über andere Dinge 
beriChten kann, wird es Gegenstand einer 
De'batte sein. Aber der ReChnungshof, Herr 
Kollege, kann das gar niCht dem Parlament 
in gleicher Weise vorlegen, wie er den Tätig­
keitsbericht vorlegen kann. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e I: Aber es wird enthalten sein 
im Berichtl) 

Mit dem Vorwurf, Kollege Kohlmaier, der 
Verfassungswjdriglkeit so]! man wirkl'ich v-or­
sidltig umgehen, 'wenn er auf so ,sc..l]wachen 

Beinen steht. Sie können ü'brigens auch im 
Kommentar von Professor Walter nachlesen, 
wie er in seiner Darlegurug hinsichtlich der 
Bestimmung über die Veröffentlichung und 
der BeS'timmuny ülber den Zeitpunkt des Vor­
legens tr,ennt zwischen dem Tätigkeitsbedcht 
und 'den übriogen ErsuChenslberichten, die der 
Rechnungshof vorlegt. 

Ich möchte mir nicht ausmalen, was umge­
kehrt p assiert wäre, wenn sich der Bundes­
kanzler auf den Standpunkt gestellt hätte, zum 
Beispiel im Zuge einer dringlichen Anfrage 
der OVP, er könne den Inhalt dieses Berich­
tes der Offentlichkeit nicht bek.anntgeben und 
es sei unmöglich, hier dem Parlament oder 
sonst j emandem darüber Auskunft zu geben, 
wie sehr Sie dann - und ich muß gestehen, 
in diesem Fall mit Recht - die Verfassung 
herangezogen und auf Grund des Wortlauts 
der Verfassung diese Vorgangsweise kritisiert 
hätten. Vielleicht ist dieser Fall Anlaß, d aß 
noch eingehende juristische Erörterungen dar­
über stattfinden. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Wir wollen es hoffen!) Sie wollen es hoffen, 
a;be'r Sie 'stellen schon vOI1her :die Belhau;ptung 
des Verfa,ssungSlbruches und de.r Vel'fas­
sungswidrigkeit auf. 

Was das Zweite betrifft, "Unfairneß " :  Ich 
werde sehr vorsichtig sein mit dem zweiten 
Teil dieser kurzen Darlegung, weil ich sie 
im Augenblick nicht in der Form beweisen 
kann, wie ich sie gerne !beweisen wollte. Aber 
es wedd sChon ein merkwürdiges Gefühl, 
wenn der Generalsekretär einer Partei eine 
Vorgoangsweise angreift, 'Von der wir GrunJd 
haben zur Annahme, daß sie von Personen, 
die Ihnen nicht fern stehen, initiiert wurde. 
Ich möchte das noch präzisieren. (Abg. Dok­
tor K 0 h 1 m a j e  r: Die "AZ" steht mir sehr 
fern!) ICh möchte das dahin gehend präzä-sie­
ren, daß zu einem Zeitpunkt, wo von dieser 
"AZ"-Veröffentlichung, zu der der Herr Bun­
deskanzler schon Stellung genommen hat, 
überhaupt noch keine Rede war, nämlich Ende 
der vergangenen Woche, bekannt ,wurde, daß 
eine Wiener Wochenzeitschrift, die wöchent­
lich erscheint und morgen erscheinen wird, 
diesen Tätigkeitsbericht zugespielt bekommen 
hat. Ich sage, morgen w erden wir alle diese 
Zeitschrift anschauen können, und es wird 
sich sicher morgen herausstellen, ob das rich­
tig ist und ob das dort drinnen steht. Ebenso 
wie die Mitteilung gemacht wurde, daß dieser 
Bericht dieser Wochenzeitung zugespielt 
wurde, die morgen erscheinen wird, und wo­
von wir uns erst morgen überzeugen können, 
wurde behauptet, daß es ein Albgeordneter 
der OVP war, der dieser Zeitung das zuge­
spielt hat. 
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Diese Behauptung werden wir leider auch 
morgen noch nidlt überprüfen können, aber 
idl bin überzeugt, daß die Wahrheit früher 
oder später ans Licht kommen wird, und dann 
wird sidl herausstellen, wer in dieser Sache 
unfair war, dann wird sich herausstellen, wer 
versucht hat, einen Bericht des Rechnungs­
hofes in einseitiger Weise einer Pu'blikation 
zuzuführen. 

Das wir-d sich also herausstellen. Der erste 
Teil wird sich schon morgen herausstellen, 
der zweite Teil, wer die betreffende Person 
war, in weiterer Folge. Das ist das zweite, 
was von diesem Pult aus einmal in aller 
Offenheit gesagt werden muß ! (Abg. Doktor 
G I  u b e r :  Wer hat es der "AZ" zugespielt?) 
Das weiß ich nicht ! 'Meine Damen und Her­
ren, wir nennen oceine Namen, aber die zeit­
lidle Reihenfolge scheint klar zu sein, die 
zeitliche Reihenfolge, wer begonnen hat, daß 
die Veröffentilchung dieses Berichtes be­
dauerlicherweise nicht in der Form erfolgte, 
wie es geplant war, daß ihn nämlkb. ,zuerst 
die drei Klubobmänner bekommen. 

Auf etwas Drittes bin ich noch sehr neu­
gierig. Alle drei Klubs sind j etzt im Besitz 
dieses Berichtes; man soll ihn studieren, und 
dann soll man sidl an die Vorgesdlichte er­
innern, nämlich daran, daß das Ersuchen an 
den Rechnungshof, diesen Bericht zu verfassen 
und der Bundesregierung vorzulegen, die 
Rea:ktion auf Behauptungen war, die damals 
aufgestellt wurden, auf die Behauptung näm­
lich, daß es im .zuge der Vergabe des Auf­
trages an den Architekten Staber zu einer 
"giganbischen Schiebung" g.ekommen sei. Es ist 
von �bgeordneten der OVP audl gesagt wor­
den, wenn sich auf Grund des Redlnungshof­
berichtes herausstellen sollte, daß dieser Vor­
wurf falsch war, dann werden die betreffenden 
Abgeordneten oder der betreffende A:bgeord­
nete nicht zögern, hier zu diesem Pult zu 
gehen, um das richtigzustellen. Ich bin neu­
gierig, ob vielleicht derj enige, der das dieser 
Wochenzeitung zuzuspielen versucht bezie­
hungsweise zugespielt hat, wie ich annehme, 
den Mut hat, das zu bekennen ; das wage ich 
aber gar nicht zu hoffen. 

Ich 'bin zweitens neugierig, ob derj enige, 
der damals angekündigt hat, er werde sich 
von diesem Pult entschuldigen, wenn der Vor­
wprf der Schiebung nicht bestätigt wird, den 
Mut hat, diese Entschuldigung tatsächlich vor­
zubringen, oder ob hier schon wieder eine 
Flucht nach vorne vorbereitet wird. Das wer­
den ,wir I,hnen nidlt durchgehen lassen! (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Stohs. 

Abgeordneter Stohs (OVP) : Herr Präsidentl 
Hohes Haus ! Die Diskussion zum Rechnungs­
hofbericht b eginnt mit einer sehr peinlichen 
Situation. Der Abgeordnete G eneralsekretär 
Kohlmaier h at mit Recht die Feststellung 
getroffen, daß bezüglich der Veröffentlichung 
dieses Berichtes in der "Arbeiter-Zeitung" eine 
Ungehörigkeit erfolgt ist, während der Herr 
Bundeskanzler 'dann darauf verwiesen hat 
daß er persönlich nidlt wisse, woher di� 
"Arbeiter-Zeitung" diesen Bericht bekommen 
habe, j edenfalls nicht von ihm, daß aber die 
Möglidlkeit bestehe, daß es Presseleute waren 
die den Beridlt irgendwie erhalten haben. 

' 

Wenn nun der Abgeordnete Dr. Fischer, der 
sicherlidl sehr informiert ist, mit solcher Ge­
wißheit feststellen kann, daß morgen bereits 
in einer anderen Zeitung wieder ein solcher 
Bericht veröffentlicht wird, dann scheint es 
doch irgendwie verdächtig, daß er, 'bevor das 
heute in der "Arbeiter-Zeitung" erschienen 
ist, hereits etwas gewußt hat. Vielleicht kann 
er uns diesbezüglich eine Aufklärung geben, 
denn er hat in seinen Ausführungen nicht ge­
s agt, woher er das weiß ! (Beifall bei deI OVP.) 

Ich mödlte mich nidlt mit dem A!bgeordne­
ten Dr. Fischer in eine Debatte über das 
5.  Hauptstück der Bundes'verfassung einlas­
sen, ich mödlte nur feststellen, daß das, was 
Abgeordneter Dr. Kohlmaier gesagt hat, 
stimmt, nämlich daß der Rechnungshof ein 
Organ des Nationalrates ist und in erster 
Linie dem Nationalrat Rechenschaft zu geben 
hat, daß er unabhängig von der Bundesregie­
rung ist. Das ist schwarz auf weiß in der Bun­
desverfassung abgedruckt, und darüber läßt 
sich nicht streiten. 

Ich möchte auch darauf verweisen, daß die 
bisherige Ubung doch so war, daß alle Prü­
fungs'berichte an den Rechnungshofausschuß 
ergangen sind. Ich verweise hier auf den Prü­
fungsbericht über die Bundestheater, über die 
Auto'bahn, über den Milchwirtschaftsfonds. 
Wenn sie nicht im Tätigkeitsheridlt waren, 
so waren es ergänzende Berichte. Von dieser 
ständigen Ubung ist in diesem Falle abge­
gangen worden. 

Wenn in der "Arbeiter-Zeitung" steJb.t, daß 
der Bericht 300 S eiten umfaßt, so ist daraus 
schon zu ersehen, welche Bedeutung diesem 
B ericht beizumessen ist, und es schiene mir 
wohl gerechtfertigt, daß der Nationalrat, der 
Rechnungshofausschuß sowie der Unter­
suchungsausschuß darüber informiert werden, 
wenn wir 'bedenken, daß der Tätigkeitsbericht 
des Rechnungshofes, der sich mit der gesam­
ten Bundesverwaltung Ibefaßt, nur 3 1 3  Seiten 
umfaßt. 
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Ferner möchte ich dem kbgeordneten DOk- 1 Ministeriums für die mustergültig geleistete 

tor Fischer noch etwas in Erinnerung bringen : Arbeit daßlken ! (Beifall bei der OVP.) 
Es waren die OVP- und die FPO-Abgeordne­
ten, die seinerzeit den Antrag auf Prüfung 
durch den Rechnungshof eingebracht haben, 
aber soweit mir erinnerlich. ist, hat die SPO 
mit ihrer Mehrheit diesem Ersuchen nich.t 
stattgegeben. Bundeskanzler Dr. Kreisky hat 
dann später von sich aus das Ersuch.en an 
den Rechnungshof gestellt, diese Prüfung vor­
zunehmen. Schon aus diesem Grunde wäre 
es absolut berechtigt und loyal, wenn die 
Sache dem Parlament zugewiesen worden 
wäre! (Beifall bei der OVP.) 

Es ist äußerst bedauerlich, wenn es über­
haupt vorkommen kann, daß die Presse in den 
Besitz eines solchen Berichtes gelangt, sei es 
von der oder von j ener Seite, und es wäre 
nur angebracht, wenn eine entsprechende Prü­
fung und Aufklärung erfolgen würde. -Mich 
wundert es, daß der Herr Bundeskanzler dies­
bezüglich nichts gesagt hat. 

Es wird von einem großen Mißverständnis 
geredet. Dieses Mißverständnis l iegt, -glaube 
ich, darin, daß -bestimmte Unklarheiten ,im Ge­
setz sind, und es wäre wirklich angebracht, 
hier absolute Klarheit zu schaffen, damit solche 
Zweifelsfragen in Zukunft nicht mehr auftre­
ten können. 

Nun zum vorliegenden Bericht. Der Natio­
nalrat erhält vom Rechnungshof j edes Jahr 
mindestens drei Berichte. So hatben wir gemäß 
Art. 1 2 1  Abs. 2 des Bundes-Verfassungsge­
setzes am 25. September 1 973 den Auszug 
aus dem Rechnungsa.bschluß für das Jahr 1 972 
und am 1 6. Oktober 1 973 den Bundesrech­
nungsatbschluß für 1972 erhalten. Diese Unter­
lagen sind für die Erstellung und Beratung 
des Bundesvoranschlages 1 974 eine wichtige 
Unterstützung. 

Der Rechnungshofausschuß hat am 11 .  und 
3 1 .  Jänner den vorliegenden Bundesrechnungs­
abschluß in zwei rund 17 Stunden dauernden 
Sitzungen sehr eingehend ,beraten. Es erfolg­
ten 1 1 8 Wortmeldungen von Abgeordneten 
mit schätzungsweise 1 000 -Feststellungen und 
Fragen, zu denen von Nationalratspräsident 
Benya, den zuständigen Ministern und Staats­
sekretären sowie vom Rechnungshofpräsiden­
ten Dr. Kandutsch Stellung genommen ,wurde. 
Teilweise wurden sduHtliche 'Beantwortungen 
von Anfragen ausgefolgt oder zugesagt. 

Ich möchte eingangs in meiner Eigenschaft 
als Obmann des Rechnungshofausschusses 
dem Rechnungshof mit Präsident Dr. Kan­
dutsch und Vizepräsident Dkfm. Dr. Marschall 
an der Spitze sowie allen Beamten des Rech­
nungshofes und den zuständigen Beamten des 

Objektiverweise möchte ich feststellen, daß 
sich die Minister und Staatssekretäre sowie 
Präsident Benya und Präsident Dr. Kandutsch 
bemühten, Auskunft und Rechenschaft über 
die -gestellten Fragen zu geben. 

In der Zeit der Alleinregierung kommt der 
Tätigkeit des Rechnungshofes immer größere 
Bedeutung zu, denn gemäß Artikel 1 22 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes ist der Rech­
nungshof von der Bundesregierung unabhän­
gig und untersteht unmittelbar dem National­
rat. Er ist in Angelegenheiten der lBundesge­
barung als Organ des Nationalrates tätig. 

Darf ich einleitend zwei grundsätzliche Fest­
stellungen treffen: Im Zusammenhang mit 
einer Anfrage des Abgeordneten Dipl .-Vw. 
Josseck und auch mit den jetzt vor mir ge­
haltenen Ausführungen des Aobgeordneten 
J osseck stellte damals der Rechnungshofprä­
sident Dr. Kandutsch fest, daß es höchst an 
der Zeit wäre, wenn der im Juli 1912 den 
Parlamentsklubs zugeleitete Entwurf einer 
Neufassung des Fünften Hauptstückes des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in Beratung ge-" 
zogen würde, und zwar insbesondere sollte 
nach einem Vorschlag des Rechnungshofes die 
Prüfungszuständigkeit für Bund, Länder und 
Gemeinden verein'heitlid:J.t werden. 

In der Zeitschrift "Das öffentliche Haushalts­
wesen in Osterreich" , Heft Nr. 3 des Jahr­
ganges 1 972, wird auch von Vizepräsident 
Dkfm. Dr. Marschall und Dkfm. DDr. Walter 
Schwab in bedeutungsvollen Ausführungen 
auf diese Notwendigkeit hingewiesen. 

Es sollte ein posiUves Ergebnis der dies­
jährigen Beratung des Bundesrechnungsab­
schlusses sein, daß möglichst rasch diese wich­
tige Änderung des Fünften Hauptstückes des 
Bundes..cVerfassungsgesetzes im Einvemehmen 
mit den Ländern und Gemeinden erfolgt, um­
somehr als die Prüfungsrechte des Rechnungs­
hofes gegenüber den Unternehmungen des 
Bun:des und der -Länder sehr unterschiedlich 
sind. 

Der Rechnungshof würde laut Ausführun­
gen des Präsidenten Dr. Kandutsch im Falle, 
daß die Gemeinde Wien die Eigentumsanteile 
an Unternehmungen an eine Eigentümer-Hol­
ding übertragen würde, das Kontrollredlt über 
diese Wirtschaftsunternehmungen verlieren 
und dürfte keine Kontrollen durdlführen, audl 
wenn er darum ersucht wird. 

Ich möchte ausdrücklich .feststellen, daß es 
notwendig ist, eine Regierungsvorlage in die­
ser Richtung auszuarbeiten, damit das Begut-
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achtungsverfahren ordnungsgemäß durchge­
führt werden kann. 

Der heutige Anlaß gibt umso mehr Berech­
tigung dazu anzunehmen, daß es höchst an 
der Zeit ist, diesem Wunsche Rechnung zu 
tragen. 

Einem weiteren Wunsch Ides Rechnungshofes 
sollte ebenfalls entsprochen werden, nämlich 
die möglichst rasche Begutachtung und Verab­
schiedung des neuen Haushaltsrechtes durm 
den Nationalrat, da die derzeitigen Bestim­
mungen immer wieder Konfliktstoff zwischen 
Rechnungshof und Finanzministerium gehen, 
wie Präsident Dr. Kandutsch bei den Beratun­
gen ausgeführt hat. 

Ich bitte, diesen zwei Wünschen, hinter 
denen der gesamte Rechnungshofausschuß 
steht, Rechnung zu tragen. 

Hohes Haus l Nun gestatten Sie mir, daß 
ich als OVP-Abgeordneter zum Bundesrech­
nungsabschluß auf einige Punkte kurz hin­
weise : Die Finanzpolitik der Bundesregi'erung 
wird immer entsmeidender für das Gedeihen 
unserer Wirtschaft. Die OsterreiChische Volks­
partei hat 'bei der Erstellung des Bundesvor­
ansChlages 1972 eindeutig festgestellt, daß das 
vorgelegte Budget in konjunkturpolitischer 
Hinsicht mit 'den Erfordernissen der Preissltabi­
lität nicht in Einklang steht. Heute können 
wir feststellen, daß diese Kritik absolut ge­
rechtfertigt war. Die verstärkte Inflation ist 
ein Beweis dafür. 

Das Budget für 1 972 und die nach.folgenden 
Budgets für 1 973 und 1 974 sind keineswegs 
die wirksamen Steuermittel der erfolgswirt­
schaftlichen, konjuIllkturellen und einkom­
menspolitischen Entwicklung, wie es wirt­
schaftspolitische Vernunft verlangen ,würde. 
Das Budget ist ein Instrument der Macht und 
des Einflusses, das die sozialistische Mehrheit 
dazu benützt, ,ihre 'g,esellschaftspolitischen 
Vorstellungen bis 1 975, dem lEnde der Legis­
la turperiode, durchzusetzen. 

Sel'bst ;innerhalh der SPO spielen Prestige 
um;! Macht bei der Budgeterstellung eine ge­
wichtige Rolle. 

In einem noch größeren Ausmaß als in dem 
der Offentlichkeit vorgelegten Budget wirkten 
sich die sozialistischen Eingriffe Ibei den Um­
schichtungen in der Bu'dgetüberschreitung aus. 
Als ein Beispiel 'hiefür 'erlaube ich mir. die 
Repräsentationsausgaben der Bundesregierung 
darzustellen: 

Die OVP-A!bgeordneten kritisierten, daß die 
im Bundesvoranschlag 1 972 vorgesehenen 
1 3,4 Millionen Schilling für Repräsentations­
ausgaben der Regierung im Rechnungs ab­
schluß 1 972 auf 1 7,2 Millionen Schilling ge-

stiegen sind und der Ansatz des Voranschlages 
damit um fast 4 Millionen Schilling oder um 
rund 30 Prozent übersch.ritten wurde, obwohl 
in der Präsidentschaftskanzlei anerkennender­
weise 1 ,383.600 S an Repräsentationskosten 
eingespart .wurden. Vor a1lem wurde bean­
standet, daß für das Bundeskanzleramt nur 
zwei Millionen Schilling vorgesehen waren, 
j edoch mehr als vier Millionen Schilling tat­
sächlich. für Repräsentationszwecke ausgege­
ben wur:den. Es kann nidlt hingenommen wer­
den, daß den Abgeordneten gegenüber bei 
der Erstellung des Voranschlages von Bundes­
kanzler und Finanzminister Sparsamkeit vor­
getäuscht wird, die entsprechenden Budget­
posten dann jedoch um 1 00 Prozent überschrit­
ten werden. 

Auch der Finanzminister se1bst ist bezüglich 
des Repräsentationsauiiwandes keineswegs 
sparsam. Der Bundesvoranschlag 1 972 hatte 
ihm 1 50.000 S für Repräsentationszwedce zu­
ge'billigt, tatsächlich wur:den jedoch rund 
650.000 S ausgegeben. Es ist unter diesen Um­
ständen nicht zu verwun{Iern, daß dann auch 
andere Ministerien ihren Repräsentationsauf­
wand um 1 00 Ibis 300 'Prozent überschritten 
haben. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky 'hat in der Regie­
rungserklärung vom 5. November 1 97 1  er­
klärt, es erscheine ihm als eine der wichtigsten 
Aufgaben der modernen Poritik, in der Demo­
kratie "alle j ene KräHe zu stärken, die der 
Kontrolle und Uberrwachung jeglicher Macht­
ausübung dienen". Umso verwunderlicher ist 
es, daß sozialistische Mitg1i�der .des Rech­
nungshofausschusses sich dagegen gewandt 
haben, <laß Abgeordnete der Opposition in 
Wahrnehmung ihrer Kontrollaufgaben auf 
diese Mißstände hingewiesen haben. 

Wie sorglos die Regierung auf diesem Ge­
biet wirtschaftet, geht daraus hervor, <daß die 
Repräsentationsausgaben von 1 2,3 Millionen 
Schilling im letzten Jahr der OVP-Regierung 
auf 23,7 Millionen Schilling oder um fast 
100 Prozent im Bund'esvoranschlag 1 974 ge­
stiegen S'ind. Ein 'brutaler WiderspruCh zu 
dem, was in den Wahlversprechungen d'en 
Wählern gesagt 'wurde. 

Die Ausgabensteigerung 'geht weit über die 
durchschnittliche Ausweitung des Budgets hin­
aus. Natürlich ist dieser Mißgriff gegenüber 
der verfehlten Steuer- und Wirtschaftspolitik 
eine Kleinigkeit. Das müssen auch wir ,zu­
geben. 

Wenn wir die Steigerung der Verbraucher­
preise ansehen, wenn wir bedenken, daß die 
Steigerung 'im Jahre 1 968 2,8 Prozent und im 
Jahre 1 969, also unter der OVP-Regierung, 
3,1  Prozent, im Jahre 1 970 schon 4,4, 1 971  
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Stohs 

4,7, 1 972 6,3 und im Jahre 1 973 7,6 Prozent Ergebnisses der vom Bundeskanzler ersuchten 
betragen hat, dann 'Wissen wir, ;wie die Wirt- Einschau von vielen von Ihnen, meine Damen 
schaftspolitik ist. Wir müssen im iJYesonderen und Herren der Osterreich�schen Volkspartei, 
das Anwachsen der Steuerbelastung durch eine noch immer nicht richtig ,begriffen und verstan­
überhöhte Mehrwertsteuer und eine überhöhte den worden sind. (Widerspruch bei der OVP.) 
Lohn- und Einkommensteuer sehen und dabei 
das Verhalten der Sozialisten seH 1 972 über­
blicken, dann wissen wir, woran wir sind. 

Unter der OVP-Alleinregierung gab e's 
gröbste Drohung der SPO im Falle einer Er­
höhung des Lebenshaltungskostenindex von 
2,8 Prozent im Jahre 1 968 auf 3,1 Prozent im 
Jahre 1 969. Und heute gilbt es von seiten der 
Sozialisten nur Beschwichtigung und ZurüCk­
haltung. Erst zu Beginn des Jahres 1975 ist 
eine Herabsetzung der Lohn- und Einkommen­
steuer ,in Aussicht gestellt, die wdhl ein Wahl­
geschenk der SPO-Regi'erung für die National­
ratswahlen des Jahres 1975 ,werden sollen. 

Hohes Haus! Ich schließe meine Ausführun­
gen mit dem Hinweis auf die Nationalrats­
sitzung vom 14. Februar 1968, Ibei der Abge­
ordneter Dr. Tull bei der Debatte über den 
Bundesredmungsabschluß 1966 Ablichtungen 
von OVP-Plakaten mit an dies·es �ednerpult 
brachte und die A:bgeordneten unter anderem 
fragte : Erinnern Sie sich noch an dieses Plakat 
hier? Hier heißt es : "Wer die SPO stärkt, 
schwächt den Schilling." - Von Dr. Tull als 
ungehörige OVP-Wahlpropaganda angepran­
gert, hat inzwischen die SPO bewiesen, daß 
dieser Plakattext nur zu gut stimmte und die 
österreichische Bevölkerung die damalige Stär­
kung der SPO teuer bezahlen muß mit Geld 
und schweren ideellen Verlusten. (Lebhafte 
Zustimmung bei der OVP.) 

Hoffen wir, daß bei der nächsten National­
ratswahl die Wahlentscheidung eine Ände­
rung bringt, die unserem Vaterland Osterreich 
zugute kommt, bevor es 'zu spät ist. 

Hohes Haus ! Di'e OVP nimmt diesen vorlie­
genden Bericht zur Kenntnis und erteilt dem 
vorliegenden Bundesrechnungsabschluß für 
das Jahr 1 972 die Genehmigung. Allerdings 
möchte ich feststellen, daß die G enehmigung 
des Bundesrechnungsalbschlusses nicht bedeu­
tet, daß die OVP dem Budget 1972 nachträglich 

Ich bin aber Optimist, meine Damen und 
Herren. VieUeicht wird eine schöpferische 
Denkpause Ibei Ihnen, die Sie vielleicht ein­
schalten, einen Wandel bringen und Sie er­
kennen lassen, daß die Interpretation DOktor 
Fischers richtig gewesen ist. (Abg. Dr. G r u­
b e  r: Nein, die stimm t eben nichtl) 

Abgesehen davon möchte 'ich Si'e doch an 
einige Vorfälle in der Vergangenheit erinnern. 
Was ist dieses Mal 'geschehen? 

Sie haben hier schwere Vorwürfe erhoben 
(Abg. Dr. M u s  s i  1: Mit Recht! - Abg. S t e  i­
n i  n g e r: Zu Unrechtf), Sie haben -behauptet, 
es selen Schi'ebungen vorgefallen, und der 
Herr Bundeskanzler habe sich auf Grund des­
sen veranlaßt gesehen, den Rechnungshof zu 
ersuchen, eine Uberprüfung durchzuführen. 
(Abg. Dr. G r u b e r: Der Nationalrat hat auf­
gefordert zu prüfen! - Weitere Zwischenrufe.) 
Diese Uberprüfung ist durchgeführt worden 
- das stelht ja auß'er Streit, meine Damen und 
Herren -, und 'der Rechnungshof hat diesen 
Bericht, das Ergebnis dieser Einschau, dieser 
Uberprüfung dem Adressaten übermittelt. 
(Abg. Dr. G r u b e  r: Das vorläufige Ergebnis!) 

Und nun, meine Damen und Herren, bitte 
ich Sie einen AugenbliCk um Ihre verehrte 
Aufmerksamkeit, vor aHem Sie, meine Damen 
und Herren der Osterreichischen Volkspartei. 

Der Herr Bundeskanzler hat nun, glaube ich, 
im j etzigen Stadium das einzig Richtige getan. 
(Abg. Dr. M u s  s i l: Sie liegen vollkommen 
schief, Herr Dr. Tu1l!) Er hat das Ergebni1s den 
drei Klubobmännern zur Kenntnis gebracht. 
Und es war interessant, daß nicht der Klub­
obmann Dr. Koren zu dies'er Frage Stellung 
genommen hat, sondern der Herr General­
sekretär der Osterreichischen Volkspartei Dok­
tor Kohlmaier. Das ist aber Ihre Angelegen­
heit (Abg. Dr. M u s  s i 1: Nein, S i e  werden 
wir fragen!), das steht außer Streit. 

die Zustimmung gibt. (Beifall bei der OVP.) Meine Damen und Herren, darf ich Sie j et�t 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab-
an etwas anderes erinnern. Der Unterschied 

geordnete Dr. Tull. z·wischen heute, zwischen der sozialistischen 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! 'Sehr geehrte Damen und 
Herren! Der erste Teil der AU50fü!hrungen mei­
nes Vorredners hat mich davon überzeugt, daß 
die sachlich so ,fundierten Ausführungen mei­
nes Kollegen Dr. Fischer bezüglich der ver­
fassungs rechtlichen Situation ·h'insichtlich der 
Veröffentlichung von Teilen des Berichtes, des 

Regierung, und Einrichtungen, die unter Ihrer 
Kontrolle stehen, besteht schlicht und einfach 
in folgendem: Der Bundeskanzler hat die drei 
Klubs vom Ergebnis in Kenntnis gesetzt. Es 
hat (lIber eine Zeit gegeben, in der aum Er­
suchen um Uberprüfungen gestellt worden 
sind, und zwar b eisp'ielsweise in Niederöster­
reich. Der Unterschied bestand nun darin, 
meine Damen und Herren, daß das Erge'bnis 
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dieser Untersuchungen einfach schubladiert 
wurde und nie das Licht der Offentlichkeit 
erreicht hat, weil es Ihnen unangenehm ge­
wesen ist. Sehen Sie, das ist der Unterschied! 
Wir haben nichts zu verbergen, während Sie 
damals wohlweislich UJlsame gehabt ha'ben, 
diesen Bericht in der Versenkung verschwin­
den zu lassen. 

Nun, glaube ich, sollten wir uns doch im 
Gegensatz zu den Verhandlungen im Rech­
nungshofausschuß einmal etwas eingehender 
mit dem Gegenstand, der heute hier zur 
Debatte steht, auseinandersetzen, nämlich mit 
dem Bundesrechnungsabschluß des Jahres 
1972. (Abg. Dr. M u s  s i  1: Das wäre rechtI) 

Meine Damen und Herren ! Es ist gut, wenn 
man einen solchen Bundesrechnungscrbschluß 
überprüft, um ein möglichst umfassendes Bild 
zu bekommen, um ein möglichst o'bJektives 
Urteil sprechen zu können, wenn man gegen­
überstellt, was damals, als dieses Budget, über 
dessen Vollzug nun hier berichtet worden ist 
(Abg. Dr. M u s  s i  1: Das war ein sehr schlech­
tes Budget! - Gegenrufe bei der SPO), die 
Hauptsprecher der Osterreich'ischen Volkspar­
tei von dieser Stelle aus zu diesem Budget 
gesagt hCl'ben und wie nunmehr die Wirklich­
keit aussieht. 

Der Hauptredn:er der Osterreichischen 
Volkspartei zum Budget 1 972 war niemand 
Geringerer als Herr Professor Dr. Koren. Und 
Herr Prof.essor Dr. Koren hat damals am 
17.  November in der ersten Lesung - jetzt 
zitiere ich aus dem Stenographischen Proto­
koll - wörtlich enklärt: "Ich glaube, meine 
Damen und Herren: Es steht außer Frage, daß 
di'e Hochkonj unkturphase nun zu Ende gelht. 
Ich bin weit davon entfernt, Schrwarzmalerei 
zu treiben." - Das :behauptete ausgerechnet 
die Kassandra vom Dienst, ausgeredmet jener 
Mann, der bei j edem Budget in den letzten 
Jahren immer wieder eine Weltuntergangs­
stimmung hi'er in schiwärzesten FaJlben darge­
stellt hat. Er sagt : "Mit anderen Worten, Herr 
Finanzminister" - Herr Dr. Mussil, hören Sie 
gut zu, was Ihr Sprecher, Ihr Klubobmann da­
mals g,esagt hat -: "Ihre schöne Budget�eit", 
sagte er, die schöne Budgetz'eit der SPO, 
"geht nunmehr zu Ende. Sie haben ,einen un­
angebrachten Optimismus an den Tag gelegt." 

man 'hier wirklich davon sprechen, daß die 
Hochkonjunktur nun zu Ende geht, daß :der 
Optimismus unange1bracht sei? War es rich­
tig, was damals Herr Professor Dr. Koren in 
seiner seJibstsicheren Art dozierend hier vor­
getragen hat? Hat das seine Richtigkeit, was 
er an Schauermärchen hi'er erzählt hat? 

Meine Damen und Herren! Di'e Reallöhne 
sind im Jahre 1972 netto um 3,5 Prozent ge­
stiegen ; der private Konsum real um 7,3 Pro­
zent, und so geht es weiter. Auch die Investi­
tionstätigkeit war außerordentlich lebha.ft j sie 
ist real um 8 Prozent gestiegen. (Abg. Doktor 
S c  h w i m m e  r: Auch die Preise!) Ich komme 
auch zum Pro'blem Ider Preiserhöhungen. Sie 
können unbesorgt sein, ich werde auch diese 
Frage noch sehr eingehend hier zur Sprache 
bringen. 

Dr. Koren sagte weiter damals am 1 7. No­
vember 1 97 1 : "Das Char.aikteri·sHsche ist, daß 
Sie", Herr !Finanzminister, "auf der Einnah­
menseite sehr opHmisti,sch gewesen sind." 

, ,.Es ist Ihre Sache, nun zu überleg'en, ob Sie 
mit diesen Einnahmen tatsächlich werden rech­
nen könn.en." 

Heute stellen Sie fest, daß er nicht nur 
mit diesen Einnahmen rechnen konnte, son­
dern daß er wesentlich höhere Einnahmen zu 
verzeichnen gehabt hat. (Abg. F a c h  1 e u t­
n e  r: Man nehme!) Ja,  meine Damen und 
Herren, tWO sind hier -die Weissagungen lhres 
allgewaltigen Dr. Koren, den Sie so anbeten 
als das wirtschalftspolitische Genie Ihres 
Klubs? (Rufe bei der OVP: Preiserhöhungen! 
Lohnsteuer! Inflation!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : 
Meine Herren! Bitte, vielleicht können wir 
doch dem Redner mit etwas mehr Ruhe zu­
hören ! Wir haben noch Platz auf der Redner­
liste! Vielleicht 'können Sie IcHe benützen! 

Abgeordneter Dr. Tull (fortsetzend): Es ist 
natürlich nicht angenehm, ,wenn man hier 
gegenüberstellt, was Herr Dr. Koren damals 
gesagt hat und was sich nun tatsächliCh. er­
g,eben hat. D.ie Hinnahmen erhöhten sich um 
6,8 Milliarden, allein bei den öffentlichen Ab­
gCl'ben um 5,3, 'bei den Betriebseinnahmen um 
0,6, und die Verwaltungseinnahmen sind um 
0,9 Milliarden Schilling gestiegen. So sieht es 
aus. 

Und nun, meine namen und Herren, frage War es daher lberechUgt, wenn Herr Profes-
ich Sie : Das Ergebnis des Jahres 1972 liegt sor Dr. Kor,en damals g·esagt hat: "Es .ist Ihre 
hier. Eine StergeruIl!g des Bruttonationalpro- Sache, nun zu ii:berlegen, ob Si'e mit diesen 
duktes real um 6,4 Prozent. (Abg. Dr. M u s- Einnahmen tatsächlich werden rechnen kön­
, i 1: Sie verbergen uns etwas!) Auch interna- nen" ? Ja, so kann man s:ich irren, Herr Profes­
tional hatten wir im Jahre 1972 eine hervor- sor Dr. Koren, wenn man nichts anderes tut, 
ragende Wachstumsrate, überboten einzig und als nur immer zu glauben, hier eine Welt­
allein von Japan, zu verzeichnen. Das Volks- untergangsstimmung heraufbeschwören zu 
einkommen ist um 14 Prozent gestiegen. Kann müssen. 
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Dr. Tull 
Der BundesredmungsC)lbschluß 1 972 wider- daß Osterreich im internationalen Vergleich 

spiegelt - das geht aus den Unterlagen ein- hervorragend liegt, eine hervorragende Wirt­
deutig hervor - den unverminderten wirt- schaftspolitik geführt hat. (Beifall bei der SPO.) 
schaftlichen Aufstieg und den anhaltenden 
konjunkturellen Aufschwung Osterreichs. Wir 
können heute zusammenfassen'd feststellen, 
daß das Budget konjunkturgerecht vollzogen 
worden ist, und zwar sichergestellt durch die 
Bindung von Ermessensausgaben und durch 
die Stillegung von Mehreinnahmen, durch ent­
sprechend hohe Rücklagenzuführungen und da­
durch, daß vorzeitig Finanzschulden zurücker­
stattet werden konnten. Wir sind sehr froh, 
meine Damen und Herren, daß allein im Jahre 
1 972 j ene SchuLden im Ausland abgebaut wer­
den konnten, die in der Zeit der OVP-Allein­
regierung entstanden sind : 378 Millionen in 
den Vereinigten Staaten von Amerika. Die 
vorzeitige Tilgung von Buntd.e'S'Schatzscheinen 
belief sich auf 500 Millionen Schilling. Der Er­
folg dieser vernün.ftigen, verantwortungs'be­
wußten Budgetpolitik der Regierung Kreisky 
ist die Tatsache, daß die Auslandschulden im 
Jahre 1 972 um 1 828 Millionen Schilling ver­
ringert werden konnten. (Beifall bei der SPtJ. 
- Abg. Dr. S c  h Wo i m m e  r: Und die In­
landsschulden?) 

Der inlandswirksame Ausgabenüberschuß 
im Budg.et wurde in einen antizykLisch w.ir­
kenden Einnahmenüberschuß, Herr Kollege 
Dr. Schwimmer, umgewandelt. So wurde von 
den Bundesfinanzen ein wesentlimer Beitrag 
zur Sta'bilisierungspolitik geleistet, und dar­
über hinaus wurde der Konjunkturüberhitzung 
erfolgreich entgegengewirkt. Das Ergebnis die­
ses Budgetvollzugs 'ist, daß das veranschlagte 
Defi·zit von 9,4 Mil1iartd.en Schilling auf ein 
Bruttodefizit von 7,7 Milliarden gesenkt wer­
den konnte. Unter Berücks'ic:htigung der Schul­
dentilgung von insgesamt 6,2 Milliarden Sdlil­
ling, meine Damen und Herren der Osterrei­
chischen Volkspartei, betrug das Nettodefizit 
im Jahre 1 972 1 ,5 Milliarden 'Sdl!illing. 

Meine Damen und Herren! Wir sehen, diese 
Regierung führt eine kon'sequente, eine wirk­
lich vernünftige, verantwortungs'bewußte 'Fi­
nanz- und Wirtsdlaltspomilk durch. Daß das 
vielleicht bei Ihnen aUJf keine Anerkennung 
stößt, stört uns nicht. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das 
glaubt kein Mensch in diesem Land! - Abg. 
Dr. S c  h w i m m e r: Das glaubt nicht einmal 
von Ihrer Fraktion einer! Nicht einmal einen 
Applaus bekommen Sie, Herr Dr. Tull!) Daß 
das vielleidlt ·bei Ihnen auf keine :Anerken­
nung stößt, stört uns nicht. Herr Kollege 
Schwimmer I Für uns ist viel · entscheidender, 
daß international aneI1kannte Fachleute im 
Ausland iin den letzten Tagen durch die Ver­
leihung d'es Wirtschafts-Oscaiis an Osterreich 
in aller Offentlichkeit dokumentiert haben, 

Ich glaube, es ist doch immerhin beachtlich, 
daß die Za'hlungsbilanz in diesem Zusammen­
hang besonders gewertet wurde, daß :das Wirt­
schaftswachstum Osterreichs Anerkennung ge­
funden hat und 'daß wir hinsichtlich der Preis­
entwicklung - und dam'it komme ich zu dem, 
was Sie haben 'Wollen, meine Damen und Her­
ren der Osterreichischen Volksp artei - im 
letzten Drittel der we'stlichen Industrieländer 
Hegen. 

Sie haben vorhin gesagt, daß es Osterreichs 
Bevölkerung zu bereuen hätte, daß im Jahre 
1 970 die Entscheidung zugunsten d er Soziali­
stischen Partei 'gefallen sei. Darf ich Ihnen 
eines sagen : Hier haben Sie einen handfesten 
Beweis dafür. wie unrecht Sie haben. Oster­
re'ich hat in der Zeit von 1970 bis 1 972, im 
internationalen .Maßstab gesehen, eine Ver­
braucherpreis entwick.lung von 20 Prozent. Hin­
ter uns liegt nur Belgien mit 19 Prozent, wäh­
rend alle anderen Staaten, die Burrdesrepubliik, 
Frankreich, Schweden, Irland, Schweiz, Nor­
wegen, Italien, Dänemark, Niederlande, Groß­
britannien, Finnland, Spanien und Jugos'la­
wien, wesentlich höher liegen. Das ist die 
Wahrheit, meine Damen und Herrenl Ich 
glaube, das muß einmal ausgesprochen wer­
den. das muß letzten Endes auch hier im Hause 
Anerkennung finden. (Beifall bei der SPtJ. -
Abg. Dr. M u s  s i 1: Für unsere Teuerung ist 
unsere Regierung verantwortlich, sonst nie­
mand!) Wer macht denn die Teuerung, meine 
Damen ulIl!d Herren? noch nicht die LOihn- und 
Gehaltsempfänger, doch nicht die Pensionisten! 
Ich 'glaube, gerade Sie,  Herr Dr. Mussil, soll­
ten als ein maßgebender Vertreter, als ein 
verantwortlicher Vertreter der großen Sozial­
p artner hier etwas mehr Einsicht und etwas 
mehr Objektivität an den Tag 1egen (Abg. 
G r a  1: So objektiv wie Sie ist er auch noch, 
Herr Tull! So eine Zumutung! Sie reden von 
Objektivitätf) und sich nicht Ibimger pollitismer 
Demagogie bedienen! Nur nicht so billig pole­
misieren, da'S nimmt Ihnen heute niemand 
mehr in diesem Lande a'b,  meine Damen unld 
Herren! (Beifall bei der Spö. - Abg. G r a f: 
Das machen Sie! Der 'Tull ist unschlagbar in 
Polemik!) 

Meine Damen und Herren! An dieser Stelle 
möchte ich dem Rechnungshof, den Beamten 
des Rechnungshofes für ihre Tätigkeit, für 
ihre schwere Arbeit, die sie im Dienste des 
Nationallrates al-s das Kontrollinstrument des 
Nationalrates leisten, Dank und Anerkennung 
der sozialistischen Parlamentsfraktion aus­
sprechen. (Beifall bei der Spö.) 

. 

684 
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Dr. Tull 
Meine Damen und Herrenl Der Herr Aus­

schußobmann war besonders stolz, in seinem 
Schlußwort im Ausschuß sagen zu können, 
daß es über 1000 Fra'gen an die einzelnen Mini­
ster und an den Präsidenten des Rechnungs­
hofes gegeben hat. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Wie viele Antworten?) Ja, meine Damen und 
Herren, es waren ü!ber 1 000 Fragen. A'ber klein­
kariert -hat man sich krampfhaft bemüht, vom 
Erfolgsauswei,s die's'er R!egierung abzulenken, 
den Erfolgsausweis zu ersdlüttern un{i einfadl 
alles in Frage zu stellen. 

Da Sie keine sachlidlen Ansätze und An­
haltspunkte für eine Kritik an der Tätigkeit 
der Bundesregierung im Jahre 1972 gehabt 
haben, traten Sie die Flucht an, indem Sie 
einfach eine Mini-Budgetdebatte 1 974 abführ­
ten und eine groß angelegte Fragestunde in­
szenierten. Wa·s kam da nidlt um Gottes wil­
len alles 'Zur Spradlel Da Ihat der Herr Albge­
ordnete Dr. König zum Beispiel seine Stirne 
besorgt in Falten gelegt und gefragt: Gibt es 
geIllÜgenJd Vorsorge, um die AJbhörmö'glichkei­
ten in den österreidlischen Botschaften im 
Ausland zu unterbinden? - Der Herr Ing. 
Fi·scher hat sich, OIbwohl der Herr Präsident 
des Nationalrates während der Debatte Lm 
Finanz- und Budgetausschuß zum Problem der 
Arbeitsbedingungen im Parlament so ausführ­
lich Stellung genommen hat, bemüßigt gefühlt, 
selhstV'erständlidl wiederum diese Frage zur 
Diskussion zu stellen. Gorton hat - und da'Zu 
bedurfte es einer besonderen Phantasie, Herr 
Kollege Gorton - bei der B ehandlung des 
Bundesrechnungsabsdl'lU!sses 1972 das Prolblem 
der Kärntner Ortstafelkommission 'Zur Debatte 
gestellt. 

Da gab es auch noch andere unzählige Fra­
gen, die aUe mit d'em 'Bundesredlnungsab­
schluß nich-ts 'Zu tun gehabt haben: Sie wollten 
über die Pi<kerl informiert werden, über die 
Energiesituation und 50 weiter, alles Fragen, 
die mit dem Bundesrechnungsa'bschluß über­
haupt in keinem ursädllidlen Zusammenhang 
gestanden sind. Die Minister haben Ihnen 
ausführlich, ersdlöpfend, bereitwHligst Rede 
un1d Antwort gestaniden. (Abg. Dkfm. G o  r­
t o n: So erschöpfend war das nicht! - Abg. 
G r a f: Die Bereitwilligkeit war nicht sehr aus­
geprägtf) 

Der Kulminationspunkt, Herr Kollege Graf, 
Ihrer Fragesteller war immer wieder die 
stereotype Frage : Wie sieht es mit den Reprä­
sentationskosten aus? Mit IbesonJderer A!kribi e  
haben Sie 'sich d e n  Ausgaben d e s  Bundeskanz­
leramtes verschrielben. Stellen ,Sie sidl vor: 
2 Millionen ,Schilling waren präliminiert, und 
4 Millionen Schilling hat das Bundeskanzler­
amt benötigtl - Das ist ridlti'g, meine Damen 
und Herrenl 

Der Herr Albgeordnete Stahs hat hier gerade­
zu in einer melodramatisdlen Art vor,getragen, 
daß die gesamten Repräsentationsausgaben 
der Bundesre·gierung aller Ressorts um rund 
3,700.000 S höher gewesen seien, als sie prä­
liminiert waren. 

Meine Damen und Herren I Wenn man im 
Glashaus 'sitzt, soll man doch nidlt mit Stei­
nen werfen. Idl erinnere mich an eine Zeit im 
Jahre 1967, als von dieser Stelle aus ein OVP­
Redner groß angekündigt hat: Wir werden eine 
Einsparungskommission einsetzen und j etzt 
wird gespart. Das war das berühmte Staub­
saugeI1komitee des Herrn Abgeordneten 
MadlUnze. Und ausgerechnet im Jahre 1967, 
als dieses Staubsaugerkomitee so richtig ans 
Werk gegangen ist, ausgerechnet damals sind 
beim Bundeskanzleramt, beim Herrn Dr. Klaus, 
nicht, wi,e präLim:iIlliert, 2,200.000 S verausgabt 
worden, sondern 5,358.000 S. Allein bei Klaus 
also um fast soviel mehr wie j etzt bei allen 
Ressorts im Jahre 19721 (Abg. K r  a f t: 
Herr Kollege Tull! Wofür? Für den Staats­
feiertag!) 

Und wofür :ist denn j etzt beim Bundeskanz­
leramt 'das G eld ausgegeben worden? Meine 
Damen und Herren, darüber muß einmal sehr 
offen ger�et werden. Ich glaube, es ist Idoch 
beschämend für uns als österreichische Volks­
vertretung, e's ist doch blamabel, wenn Aus­
länder hierher kommen und man ihnen nadl­
träglich vorrechnet und vorhält, was diese 
Ausländer uns ·gekostet haben. Jost das wirklich 
dazu angetan, das internationale Ansehen 
Osterreidls 'Zu mehren? Tut so etwa's ein kor­
rekter G astgeber, der sidl Leute einlädt? Rech­
net er nachher vor, was diese Leute gegessen 
haben, 'Was sie verhraucht haben? .Meine 
Damen und Herren, das ist :doch ,blamabel! 

Aber wenn Sie wi'ssen wollen, warum der 
Herr Bunideskanzler die Ausgaben übefizogen 
hat, bin idl gerne bereit, Ihnen heute das 
hier in aller Offentlichk'eit zu sagen : Es gab 
einen Empfang anläßlich des 400jährigen Be­
standes der Spanischen Hofreitschule, es war 
ein Empfang anläßlich des 100jährigen Be­
stan'des der Hodlsdlule für Boden1mltur, es 
war ein Empfang anläßlich der Fünfj ahresta­
gung der Asiatischen Entwicklungsbank, es 
war ein Empfang anläßlich der EFTA-Mini­
sterratsta·gung, es war ein Empfang anläßlich 
des 1 2. Kongresses der Sozialistischen Inter­
national-e, es war der Besuch des Bundeskanz­
lers der Bundesrepublik Deutschland, es war 
der Besuch des' Präsidenten des Bundesvoll­
zugsrates der Sozialistischen Föderativen Re­
publik Jugoslawien, es war der Besuch des 
Premierministers von Malaysia, es war der 
Besuch des Generalsekretärs der UNO, 'e's war 
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der Besuch des PräsIdenten der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, und so geht das, 
meine Damen und Herren, weiter. 

Und nun ,fra'ge ich Sie : Hat es einen Sinn, 
daß man ausgerechnet wegen 'solcher Ausga­
hen das so dramatisiert, 'Clas so hochspielt? 
Gereicht da:s wirklich zur Ehre 'der Osterreichi­
schen V01kspartei? Betrachten Sie das nicht 
vielmehr als ein ArmutsZ'eugnis, das Sie sich 
selbst damit ausgestellt halben? Ist das ein 
Ruhmesblatt, meine Damen und Herren, oder 
glauben Sie wirklich, daß es angemessen unld 
vertretJbar ist, den Ausländern vielleicht zuzu­
muten, sich mit 'einer Gulyas'suppe oder mit 
einer Bretteljause zu 'begnügen? Meine Damen 
und Herren! Darüber muß wirklich einmal 
ehrlich und offen in diesem Hause gesprochen 
werden, 

Aber das allein war es ja nicht. Sie haben 
j a  auch weiter nichts anderes gemacht als nur 
genörgelt, ohne nachweisen zu können, daß 
diese Regierung versagt hätte, daß 'dies'e Re­
gierung nicht in der Lage 'gewesen wäre, wie­
derum einen Teil ilhres Regierungsprogramms 
zu erfüllen. (Abg. G r a f: Das beweisen Sie 
ja jeden Tag, daß die Regierung versagt!) 
Und das ist es ja, was Sie so in Rage versetzt:  
daß diese Regierung das !hält, was die Soziali­
stische Partei vor den Wahlen versprochen 
hat! (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Herr Dr. Koren 
hat schließlich am 1 7. November 1971 bei {ler 
Behandlung des Bu'dgets folgende's g'esagt: 
"Das Ergebnis 'Clies'er wenigen Feststellungen, 
meine Damen un'Cl Herren, ist wohl, 'Claß dieser 
Haushalt nur negativen Spielraum hat." Und 
mit seiner umflorten Stimme hat er in seiner 
Schlußapotheose erklärt: " . . .  und dieses Bud­
get wird den Erwartungen, die Si'e", Herr 
Finanzminister, "geweckt haben, nicht stand­
halten können." Wir können h'eute rück­
blick.enid sagen : Nicht ein negativer Spielraum. 
In diesem Jahre 1972 hat Osterreich einen 
gewaltigen Schritt nach vorwärts gemacht, 
dank dieser sozialistischen R:egierung. (Beifall 
bei der SPO.) Deswegen, meine Damen und 
Herren, ,sind wir so stolz auf die Ergebnis'g,e 
dieses Jahres und ,werden daher 'gerne diesen 
Bericht zustimmend zur Kenntnis nehmen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Dkfm. Gorton. (Abg. G r a f, zu Abg. Dr. Tull: 
Wie leicht Sie stolz gemacht werden können! 
- Abg. Dr. T u  1 1: Es ist nicht jeder 8 0  groß 
wie Sie!) 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Wir haben heute am 
Beginn dieser De'batte über den Rechnungs­
abschluß 1 972 eine bedauerliche Tatsache zur 

Kenntnis nehmen müssen, nämlich daß, auf 
welche Art und Weise auch immer, Informa­
tionen vorzeitig an Idie Offentlich:keit gelangt 
sind, die in dies'er Form sicherlich noch nicht 
für die Offentlichkeit 'bestimmt war'en, ohne 
daß ich damit sagen möchte, daß unsererseits 
etwas ver1heimlicht werden wollte oder viel­
leicht sollte. 

Im darf 'grundsätzlich zu der Frage, die den 
heutigen Artik.el in der "Al1beiter-Zeitung" be­
trifft, feststellen, daß die Abgeordneten der 
asterreichischen Volksp artei unld der Freiheit­
lichen Partei hier im Parlament seinerzeit einen 
Antrag auf Uberprüfung durch den Rechnungs­
hof gestellt haben. Die Sozialistische Partei, 
deren Parteiobmann ja der Herr Bundeskanz­
ler ist, hat dies'en Antrag am 5. Juli 1972 alb­
gelehnt. Der Herr Bundeskanzler ha't 'dann das 
Er.suchen um entsprechende Uberprüfung an 
den Rechnungshof gestellt. 

Wir fragen uns : Was ist da dahinterge­
stan'den? Der Herr Bunde'skanz.ler hätte j a  da­
mals seine Partei zu 'dieser Uberprüfung smon 
zustimmen lassen können. Wir müssen also 
annehmen, daß der Herr Bundeskanzler 'damit 
das Parlament als Auftraggeber an den Rech­
nungshof ausschalten wollte, um anscheinend 
eine InformCl'tionspriorität zu /haben, d amit er 
nach Artikel 1 26 'b  Abs. 4 B-VG von sich aus 
diesen Auftrag an den Rechnungshof erteilen 
kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Trotz der anscheinend nicht belehrenden, son­
dern, iWie er sidJ. ausgedrückt hat, kamerad­
schaftlichen AusJührungen des Herrn Abge­
ordneten Fischer möchte ich sehr 'Wohl hier 
feststellen, und mein Kollege Ur. Sto'hs hat 
ai,es auch schon getan, daß j ene Uber­
prüfungsarugelIegeniheiten, die der Rechnungs­
hof nach Artikel 1 26 b Abs. 4 B-VG auf Grund 
die'ser Ersuchen ausführt, sehr 'Wohl auch Ge­
genstand des TätigIkeitsiberichtes des Rech­
nungshofes dann sind, die gemäß Artikel 1 26 d 
B-V:G dem Parlament zuzuleiten sind und 
'daher auch densebben Bestimmungen unserer 
Aufifassung nach unterliegen. AI,so auch solche 
Ersuchensprüfung,en sind :in der Vergangen­
/heit immer in den Täti.gtk.eitstbericht des Rech­
nUIlJgshofes eingebaut worden. Ich erinnere 
nochmals an tHe BundestJheaterberichte, an 
den Milchiwir'tschaftsfonds und ähnliches. 

Wir haben die Erklärung des Herrn Bundes­
kanzlers zur Kenntnis genommen, 'daß er und 
daß über seinen Auftrag niemand j/emanden 
auswärts informiert hat. Wir fragen uns aber, 
woher dann die'se Information gekommen ist, 
und ihiezu ist die Er1klärung des Herrn Bundes­
kanzlers für uns sel1bstverständlich völlig un­
befriedigend. Nachträglich /wurden noch Unter-
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stellungen von Abgeordneten vielleicht in den rung eines von uns ja abgelehnten Budgets 
Raum gestellt, oder res wur:de sonstwie gespro- 1972. Auch das möchte im nochmals w�eder­
ehen. Warum hat der Herr Dr. Fischer oder holend hier feststellen. 
der Herr Bundeskanzler hier nicht offen gere­
det? Es wird immer angekündigt und etwas 
im Raum stehenge1c�Slsen. Wir hätten sehr gern 
j ene Aufklärung erhalten, wo die "Arlbeiter­
Zeitung" dies'e Information, di1e unserer Auf­
fassung zu diesem Zeitpunkt noch nicht hin­
ausgehört hat, lebzten End1es bekommen hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Das müssen wir nach wie vor al's völHg un­
befriedigend zu die;sem ISaChverhalt feststellen 
und hier auCh zum Ausdruck bringen. (Zu­
stimmung bei der GVP.) 

Mein Vorredner, der Herr Abgeoronete 
Dr. Tull, hat in :melodramatischer Art, w.ie 'es 
eben seine Vortragsweise ist, in einem Loblied 
zu diesem Abschluß Ides Jahres 1 972 Stellung 
genommen. Ich möchte sa'gen : War der Bun­
desvoranschlag 1 971 der erste einer soziali­
stischen Regierung, der damals infolye man­
gelnder sozialistischer Mehrheit im Parlament 
nur mit Hilfe der Freilh'eitlichen Partei aus der 
Taufe gehoben werden konnte und daher viel­
leiCht nicht nur sozialisHsche Züge getragen 
hat, so war das dem heute zu 'behandelnden 
Bundesr,echnungsabsdlluß zugrundeHegende 
Budget 1 972 das :erste reinrassige einer soziali­
stischen Alleinregierung. 

N ach den soziaUstischen TäusdlUngsmanö­
vern vor den Oktoberwahlen 1971 - diese 
Täuschungsmanöver halben sich nicht nur auf 
die Unantastbarkeit des Rundfunkgesetzes 
oder auf das Verschwei'gen, ja  sogar Abstrei­
ten Ihrer Fristenlösungsabosichten bezogen, 
sondern es ga:b noch teine Fülle anderer Täu­
schungsmanÖover (Zwischenrufe bei der SPö) 
- gab oder gibt es für alle Maßnahmen des 
Budgets 1972 und dessen Durchführung mit 
allen inflationären, verunsichernden und son­
stigen negativen ,Folgen keinerlei Abwäl­
zungsmöglicttkeit auf andere Schultern. Dafür 
ist 'diese Sozialitstische Partei voll und ganz 
allein verantwortlich. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir trotz 
der mehrfach getroffenen Feststellung des 
Rechnungshofes, daß vom Finanzminister nach 
AJblauf des Finanzjahres nachträglich begrün­
dete B edeckungsänderungen von Uberschrei­
tungen verschiedener Ausgabenansätze der 
haushaltsrechtliChen Grundlage entbehren 
- das ist auf Seite 417 des Rechnung'sabschlus;' 
ses auS'drück.liCh festgehalten -, tcliesem Rech­
nungsabschluß unsere Zustimmung nicht ver­
wehren werden, so 'handelt es sich dabei le<Hg­
lich um die Zurkenntni'snahme 'Cler alleroings 
mit Schönheitsfehlern behafteten Durchfü!h-

Was sind nun einige grundsätzliche Erkennt­
nisse, zu denen man hei Studium die'ses Rech­
nungsahschlusses kommen muß ? 

Das Jahr 1 972 stand im Laufe der Entwick­
lung dann sicherlich im Zeichen einer inter­
national ansteigenden Konj unktur, welche die­
ser österreichischen Regierung auf der Sbaats­
einnahmen'seHe alle Probleme doch von vorn­
herein weitg,ehend auszuschalten ermöglüchte. 
Daran änderten auCh nichts die :dem Finanz­
minister von der Opposition und in der letzten 
Phase auch endlich von dem mit uns'eren 
Arbeitnehmern dann mitgehenden sozialisti­
schen Gewerkscha;fbsflügel abgetrutzten Infla­
tionsteilgewinnverzichte des Finanzministers 
in Form einer mäßigen Lohnsteuerreduktion 
in der zweiten Jahres'hä'lfte 1 972. Die inter­
nationale Konj unktur und die überwiegend 
hausback.-ene und früher noch niemals ,err,eichte 
Inflationsrate von 6,3 Prozent im Jahr 1972 
sah den Finanzminister zweifellos als lachen­
den Steuerkuponschneider noch nie dagewe­
senen Ausmaßes. 

Es mutet ja immer eigenarUg an, wenn die 
Sozialistische Partei -seit i'hrer Machtergreifung 
1970 plötzlich die sogenannte importierte In­
flation 'entdeckt !hat, die ,sie unter einer OVP­
Regierung natürlich nie gelten lassen ,wollte. 

Meine Damen und Herrenl Daß Idiese impor­
tierte Inflation'srate in den sechziger Jahren 
zirka 2 Prozent bei 'etwa 3prozentigen und 
3,5prozentigen Preissteigerungen betragen hat 
und s'eit 1970 nur 3,4 Prozent bei Gesamtinfla­
tionsraten von 6,5 bis 7,5 Prozent Teuerungen 
beträgt, daß also der haus'gemachte Inflations­
anteil um ein Mehrfaches gestiegen ist, das 
geht sicherlich auch aus dem OECD-Bericht 
über taas Jahr 1972 eindeutig h'ervor. 

Bei dem .für den Finanzminister so positiven 
Entwicklungsstanrl auf der Einnahmensei,te 
1972 hätte man zweifiellos für di'e letzten ein­
einhalb Jahre von ai'eser Regierung erwarten 
müss-en:  

Einmal eine Politik, die für den Staatshürger 
Verunsicherungen ausschaltet. 

Eine Politik, di'e auCh endlich versucht, mit 
tauglichen Mi-tteln die Inflationsrate einzu­
dämmen, obgleich der Herr Dr. TuU hier sich 
bemüht hat, diese ganze Entwicklung zu ver­
schleiern. 

Aber auch eine Politik, die Vorsorge trifft 
gegen 'allfällige Wirtschaftsrückschläge. 

Und letzten Endes auch eine PoLitik, in 
deren Durchführung sich die Regierung zu 
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einer Budgetwahrheit bekennt und selbst zu­
mindest glaubhaft versucht, versprochene 
Sparsamkeit an sich selbst zu halten. 

Und sicherlich auch eine Politik, die zu­
kunftsträchtig unsere wirtschaftliche Position 
im europäischen Raum zu f'E!s,tigen vermag. 

Meine Damen und Herren! Es ist nichts 
O'der leider kaum ·etw'as von Akzenten zu ver­
spüren gewesen, die 'solchen Erwartungen 
Rechnung ·getragen /hätten. Ihre Vterunsich"e­
rungspolitik, die Sie seit Ihrer Alleinregierung 
insbesondere verfolgen: 

In den Jahren 191 1  und 1912 ,haben Sie zum 
Beispiel auf dem Sektor der ver,staatlichten 
Eisen- und Stahlinld.ustrie 'zunäch'st mit ständig 
sich ändernden Varianten die Unternehmun­
gen verunsichert. Sie haben einmal von eli.ner 
großen Lösung, einmal von einer kleinen Lö­
sung, dann von einer B-1 7-Lösung und was 
immer noch alles herurng,eisterte, Mer g,espro­
chen. 

Sie haben dann 'Zweifellos eine gesetzliche 
Großlösung beschlossen, die für den großen 
Teilbereich des Edelstahls a!ber noch immer 
kein letztliches Konzept bringen konnte, und 
�weifellos sind auch hier Ihre Kapitalaufstok­
kungsversprechungen, auch wenn 'ein Regie­
rungsbeschluß in dieser Hinsicht unlängst 
einige Versprechungen in Aussicht g·estent hat, 
noch lange nicht erfüllt. 

Meine Damen und Herren! Sie 'haben auf 
dem Buntmetallsektor auch wieder nur mit 
einem G esetz eine Teillösung 'herbeiführen 
können und verunsichern nach wie vor die 
Aluminiumwerike in Rans'hofen mit Ihrem vor 
Ihrem oberösterreichischen Wahldebakel ge­
geben'E!n und von IhIl!en anscheinend nicht ein­
lösbaren Elektrolyseneubau-Versprechen. 

Ihr heute 'so 'angeschlagener Handelsmini­
ster hat es in den letzten vier Monaten ver­
standen, die österreichisch·e Bevölkerung nicht 
nur mit Informationswechselbä:dern zu verun­
sichern, sondern auch MaßIl!ahmen 'Zu 
setzen wie, wie gesagt, dies,en autolosen Tag, 
wenn andere schon wieder denselben abzu­
schaffen im Begriffe waren. 

Meine Damen und Herren! J etzt haben Sie 
aus Prestigegründen zweHeHos nicht den Mut, 
die'se heute .sicher 'schon überholte Maßnahme 
wieder abzublasen, n'achdem Sre 'Zweifellos für 
Tausend'e von Sondergenehmigungen Mil­
lionen an Abgaben kassiert h'alben. 

Die Verunsicherung in Ihren eigenen Reihen 
der Regierung geht aber auch ,schon 'so weit, 
daß innerhalb von 'Z'Wei Stunden 1m Rech­
nungshofausschuß in der vergangenen Woch'E! 
7lwei Kabinettsmitg:lied.er um 1 bis 2 Milliar­
den Schilling unteI"Schiedliche Aussagen ge-

macht haben. Der Herr Finanzminister bezif­
ferte die durch die Rohölpreiser'höhungen be­
dingte Belastung der Lei'stungsbilanz auf 
1 Milliarden Schilling. Dann sprach gleich dar­
auf, zwei Stunden später, dler fröhlich-optimli.­
stische Herr Handelsminister nur von S bis 
6 Milliarden SchilliIl!g. 

Meine Damen und Herren ! Solch Ileichtfüßige 
Millial'denuneinigkeit bei den Wirtschafts­
e�perten dieses Ka.binetts 'erscheint uns zwei­
fellos wohl nur aus folgenden Gründen ver­
ständlich: Der Herr Finanzminis-ter 'setzt das 
zu 'erwartende zusätzliche Handels'bilanzdoefizit 
möglichst hoch an, da er sich damit taxfrei 
eine A'libiargument'ation für eine um weitere 
2 Prozent erhöhte Inflationsrate holt - das 
hat er auch dort 'Zum Ausdruck gebracht -, 
während der Herr Handels"beschwichtigungs "­
minister sein ohnehin schwer zu weckendes 
Export'gewissen nicht durch solche Unkerei'en 
zu 'stark strapazieren möchte. 

Da's sind Verunsicherungen, die zwei,fellos 
von Ihren Regierungsmitglied'E!rn aus'gehen 
und die auf die Wirt'schaft und auf das öster­
reichische Volk ausstrahlen. 

Hat nun diese �egierung in einem Ja.hr 
wachsender Staats einnahmen glaubhafte Maß­
nahmen zur Eindämmurug der Inflation gesetzt? 
Auch dies'e Frage h(ilben wir uns heim Studium 
dieses Rechnungsabschlus'ses .gestellt. 

Meine Damen und Herren I Es wuttien Maß­
nahmen gesetz t :  Für die Wirtschaft wurden 
kreditrestringierende Maßnahmen dekretiert, 
die ERP-Mittelverga'be wurde 'eingeschrärukt 
oder verzögert, ,ein Prei'sbestimmungsgesetz 
tmt in Kraft und zweifellos noch einiges mehr. 

Die Regierung glaubte ihren Part dazu bei­
zutragen, iIl!dem 'sie Bu'dgebbindungen auf sich 
nahm. Wir haben uns auch im Rechnungshof­
ausschuß für diese Budgetbindungen als infla­
tionsdämmende Maßnahmen sehr interessiert. 
Die Ergebnisse, meine Damen und Herren, 
waren unterschiedlich. Ich möchte aber hier 
wertneutral auf den OECD-Bericht verweisen, 
wo es auf Seite S6 in einer Fußnote heißt 
- und ich z itiere -: 

"Eine 15prozentige BiIl!dung der Ermess·ens­
kredite 'sowie die um 0,3 Milliarden Schilling 
geringere Ausnutzung ,anderer 'genehmigter 
Budgetmittel führten zu einer Bruttovergröß;e­
rung der Reserven um 3 Milliarden Schilling, 
die j edoch durch die noch größeren zusätz­
lichen Ausga:ben zur Gänze aufgezehrt wurde." 

Meine Damen und Herrenl Per saldo er­
gaben sich aber zweifellos - und das ersehen 
wir ja auch 'aus den Ziff·ern des Budgets -
statt Bindungen sicher Mehrausga!ben. Ich 
möchte hier nicht · auf die Motivierung und auf 
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die einzelnen Gruppen dieser Mehrausgaben 
eingehen, aber im einzelnen ergaben sich 
durch die'se Bindungen im J'ahre 1 972 sehr 
wohl auch empfindliChe Einschränkungen, und 
zwar 'sicher gerade dort, wo di'ese Regierung 
eine Bevölkerungsgruppe trifft, die ihr poli­
Usch natürlich nicht nahesteht, die sich aber 
durch die falsche Wirtschaftspolitik dieser 
Regierung in 'besond'erer B edrängnis befindet 
und durch einen persönlich zlwei.fellos integren, 
in den eigenen Reihen 'aber siCher viel zu 
sChwachen RessortChef vertreten wird, näm­
lieh die in der Landwirtschaoft Täti'gen. 

Wenn man feststellt, daß die Gesamtaus­
gaben des Staates 'bei einer Voranschl.ags­
Gesamtziffer von 1 22,8 MiHiarden SChilling 
und bei einer Erfolgsziffer in den Ausgaben 
- G esamtziffer - von 1 27,9 Milliaroen Schil­
ling um 5,1  Milliarden Schilling größer waren 
als im Voran'sChlag verzeiChnet, so ist es siCher 
niCht uninteressant, wenn man hier da's Lantl­
wirtsChaftskapitel heI"ausgreift. 'Man kann 
feststellen, daß in der Position 602 für das 
Bergbauern-Förderungsprogramm, das mit 
300 Mililionen SchiUing Voranschlagsziffer ver­
sehen war, nur 260 Millionen Schilling ausge­
geben wurden. Es wuroen also 40 Millionen 
Schilling oder 13 IProzen't 'am Ende des Jahres 
eingespart. Im Kapitel 603, Grüner Plan, 
waren 780 Millionen Schilling veranscMagt, es 
wurden 'aber nur 708 Millionen SChilling aus­
gegeben. Es wurden al'so 72 Millionen Schil­
ling eingespart, was leine zehnprozentige Ein­
sparung in diesen Kapiteln beziehungsweise 
in diesen Ansätzen bedeutet. 

Meine Damen und Herren! W·enn der Herr 
Landwirtschaftsminister vielleicht darauf hin­
weist, er habe dafür in 'anderen Aus'gaben­
positionen zU'sätzHch B eträge ausgeben kön­
nen, so 'sage ich: Das gesamte Kapit'el 60 
Landwirtschaft auf Seite 268 des Rechnungs­
abschlusses hat VoransChlagsziffern von 
2,980 Milltiarden SChilling und Erfolgsziffern 
- das heißt tatsäChliChe Ausgabenziffern -
von 2,899 MilliaI"den SChHling. Es wurden also 
81 Millionen SChnling Ibei der I.'andwirt'scha.ft 
eingespart. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte das 
nur hier klarstellen und wollte .feststellen, 
daß man die ,Bindung·en in diesem Ressort, 
also bei der Landwirtschaft, sehr wohl zum 
Durchbruch gebraCht hat, daß man aber kei­
neswegs irgend'welche UbersChreitungen 
dekretierte, sondern daß ·hier eingespart 
wurde, während der Gesamtrahmen des Bud­
gets zweifellos eine Ausweitung von 5, 1 Mil­
liarden Schilling erfahren hat. 

Wenn man der :Landwirtschaft keine Aner­
kennung gezollt 'hat, so möChte ich nur fra-

gen, woher für die 'Wesentlichen Einschrän­
kungen die Begründung konjunkturpolitischer 
Art genommen wird. Wir müssen uns Mer 
zweifellos seihr wundern und können nicht 
genug eine solche Politik, die zweifellos gegen 
einen :sehr sChwer kämpfenden großen Berufs­
stand gerichtet ist, der mit 'eine der Säulen 
unseres Vatedande's darste'lU, !der die Ernäh­
rung zu sichern hat, ablehnen! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Meine se'hr geehrten Damen und Herren! 
Wenn Sie auch der Wirtschaft Kreditrestrik­
tionen und Verteuerungen ·gebracht haben 
- durch Hebung der Bankrate, durch Kürzun­
gen der Mittel für die Landwirtschaft -, so 
hat trot:zdem der Staat um 5 Milliarden Schil­
ling mehr ausgegeben! Das ist Thre Budget­
politik gewesen, die Sie der österreichischen 
Bevölkerung beschert haben. 

Im Jahr 1 972 wurde 'aber auch ein weiterer 
Be'schluß zur AnheIzung der Inflation gefaßt. 
Der von Ihnen 'beschlos'sene Mehrwertsteuer­
:satz von 16 Prozent 'hat in dieser Höhe zwei­
fellos gerade bei den gestiegenen und schon 
wieder vor neuerliCher Erhöhung stehenden 
Kraftstoffpreisen in der heutig'en Zeit eine 
:besonders progressive Wirkung für den Kon­
sumenten hervorgerufen als eine 'Belastung, 
die nur den Finanzmini'ster 'alls zU'sätzlichen 
und unberechtigten Einkommensmehrbezieher 
sie'ht. 

Der Herr Finanzmini'ster lehnt nach wie vor 
unsere Senikungsforderung hins'ichtlich des 
Mehrwertsteuerbetrages ·bei Treibstoffen noch 
immer ab. Wir müssen hier sagen, daß auch 
gerade in dieser Zeit jetzt der Bevölkerung 
auf diesem Sektor mehr zugemutet wird, 'als 
uns objeiktiv voll und ganz vertretbar er­
schiene. 

Zur Prüfung der ganzen Frage Ider Kraft­
stoffprei'serhöhungsanträge möchte ich doch 
auch ein Wort hier sa·gen. 

Meine Damen und Herren! Aus Pressemel­
dungen ist zu entnehmen, daß anscheinend 
die internationalen OlgeseHschaften mit einern 
etwas geringeren Erhöhungssatz das Auslan­
gen finden könnten 'als unsere verstaatlichte 
Mineralölverwa;1tunJg. Ich !habe nIcht Einblick 
in die Kalkulationen der 'staatlichen ·Mineral­
ölverwaltungen. Wenn aber die OMV t'a,tsäch­
lich 'sich .längerfristig zu ungünstig ü,ber'höhten 
Rohölpreisen eingedeckt ha·ben sollte, daß 's1e 
sich jetzt gezwungen sieht, dem Konsumenten 
vielleicht höhere Kosten anzulasten - und 
das wird j a  sicherilich 'das Prüfungsver.fahren 
ergeben -, dann erwartet .sich die Offentlich­
keit doCh auCh eine Aufklärung darüber, :wes­
halb die Einkaufsabteilung der OMV ihr zu­
gekommene langfristige Olan'gebote ohne 
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glaubhaft 'scheinende Begründungen und an­
scheinend ohne weitere Prüfungen abgelehnt 
hat. Ich habe gerade auch heute wiederum 
eine dies(bez�g.liche Pressemeldung - und 
zwar aus Kärnten - bekommen, wo hier von 
günstigeren Angeboten, die auch seinerzeit im 
Dezember oder November an die OMV heran­
getragen wurden, die Rede ist, und die letzten 
Endes alle von der OMV - ich weiß nicht, 
aus welchen Gründen - il"g,endwie abgelehnt 
wurden. Wenn solme Meldungen in die 
Offentlichkeit gelangen, so macht sich natür­
lich die Bevölkerung Gedan'ken darüber, und 
wir wären sim-erlim sehr interessiert daran, 
tatsächlich Aufklärurug zu erhalten, damit 'der 
österreichischen Bevölkerung nicht 'größere 
Erhöhungen zugemutet werden müs'sen, als 
es vielleicht auf Grund der internationalen 
Lage tatsächlim notw-endig wäre. 

Meine sehr vere'hrten Damen und Herren! 
Es 'gäbe eine Füllie von Fragen, auf äie im 
Rahmen dieses Rechnungsabsrnlusses 1 972 
noch eingegangen werden müßte. Es werden 
sicherlich meine Kollegen das auch noch 
machen, aber eines möchte ich hier schon 
sagen : Wenn auf Grund unserer Foroerung 
nach Sparsamkeit dieser Regierung und vor 
allem der Budgetwahrheit dieser Regierung 
hier im Rechnungshofaussmuß - und darüber 
hat -sich anscheinend der Herr Abgeordnete 
Dr. Tull so mokiert - die Repräsentations­
ausgaben auch unter die Lupe genommen wur­
den und hier um Aufklärung ersucht wurde 
und Herr Dr. TuU ein Hohelied der Spar.sam­
keit 'gesungen und gesagt hat, man soll nimt 
kleinilich sein, man 'soll hier nicht die Regie­
rung mit Butterbroten - oder ich weiß nicht, 
was er ges'agt hat - 'bei ausländismen Be­
suchern Einlader spielen lassen, ISO möchte 
im doch daran erinnern, daß der Herr Doktor 
Tull im Jahre 1967 oder im J'ahre 1 969 bei 
Behandlung solcher Frag-en keineswegs so 
großzü:gig war. Auch er hat damals hier ver­
sumt, ob das nun Dienstautos oder -sonstige 
Repräsentationsaufwendungen waren, in die 
Tiefe zu greifen. Es wurden damals besonders 
die Dienstautos - und die Regierung 'Selbst 
hat es ja bei ihrer Mamtergreifung dann be­
sonders hervorgestrichen - in den Vor.der­
grund ge,stellt. Es wurde gesagt, j etzt wird mit 
Toaxis gefahren werden. Im habe nimt gehört, 
wieviel Taxis die Regierung seit damals in 
Auftrag genommen und w.i·ev.i,el Di,enstautos 
sie weni'g,er behiieben hat. Der Herr Doktor 
Tun soll zweifellos vor seiner eigenen Türe 
kehren. Wenn er heute hier, wie gesagt, 
melodramati'sm versucht, die Regierung zu 
verteidigen, so soll er in den Protokollen 
lesen, wie er sich in den Jahren 1969 und 
früher gegen die d'amalig-e Regierung verhal­
ten hat. 

Meine 'sehr verehrten Damen und Herrenl 
Der Remnungsabschluß, Ider von iden Beamten 
des Remnungshofes zweifelllos mit dankens­
und anerkennensiwerter Präzision erstellt 
wurde, 'stellt, wie im hereits zum Ausdruck 
gebracht habe, die Bestätigung der rechnungs­
mäßigen Durchführung Ides Haushaltes dar, 
die wir zur Kenntnis nehmen. Die Politik die­
ser Regierungspartei, die mit diesen Budget­
mitteln im Jahr 1 972 gemamt wurde und auch 
heute noch gemacht wird, die eine Politik der 
Verunsich-erung war und ist, die nicht in der 
Lage war und ist, die Inflation in den Griff 
zu 'bekommen, die Politik, die dem Finanz­
mirrister immer ·größere Inflationsgewinne 
bringt unld dem Steuerzahler progre'ssive 
Lasten al1fuüroet, diese Politik, die für die 
wirt,smaftlichen Kri'senze'iten keinerlei Vor­
-sor-ge zu treffen in der Lag'e 'War, diese Poli­
tik, meine Damen und Herren, lehnen wir ab, 
und das wo}.len Sie auch zur Kenntnis nehmen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Troll. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Troll (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Hausl Meine namen und Herrenl Zur 
Beratung -steht der Burrdeisrechnungsabschluß 
für das Jahr 1 972. Dennom 'hat man 'aus der 
-bisherigen oppositionspoliti'schen Vorstellung 
herau'S nicht entnehmen 'können, daß zum Bun­
desremnungsabschluß konkrete 'Kritik geübt 
wurde, sondern es 'wird allgemein der Bundes­
remnungsabschluß zum Anlaß einer Wirt­
schaftsdebatte über die Vethaltensmaßnahmen 
der Regierung Kreisky genommen. So sei es 
aum mir nicht v-erwehrt, eini'ges zu diesen 
Ausführungen zu sagen. 

Wenn ich mich vorerst noch einmal mit 
Dr. Kohlmaier besmä'ftigen möchte, dann nur 
wegen des Bedauerns, daß ein General,sekretär 
einer Partei nimt mehr zu einem Bundesrem­
nun:gsabsmluß zu sagen hat, der immerhin 
ein Werk darstellt, umfaIssend in seiner Aus­
fülhrung, für 'das ich übri'g·errs dem Rechnungs­
hof, seinem Präsidenten und den Angestellten 
danken mömte j denn es i'st sachlich fundiert, 
ein gutes Nachsmlagwerk für Kritik an einer 
Regierung und ihrer Vollziehun'g. 

Ein Generalsekretär wie Dr. Kohlmaier, 
müßte man annehmen, hat sachliche Aussagen 
zu einem solchen Werk 'ZU maChen. Dem ist 
nicht so, und d'alS bedauere ich, denn der Gene­
ralsekretär einer Partei hat j a  immerhin eine 
Aussage und ist immerhin eine Persönlichkeit 
oder sollte eine s ein. Aber hier nur vom Ver­
fassungsbruch 'Zu reden, ohne ihn beweisen 
zu können, das Hegt, glaube im, daneben, ist 
nicht in Oronung, und das soHte man im 
Hohen Haus mit mehr Ernst zur Beratung 
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stellen. (Abg. S t a u  d i n g e r: Also bitte, 
Herr Kollege, so wie Sie es machen, geht es 
auch nicht, daß Sie unseren Rednern vor­
schreiben, was sie sagen dürfen!) Nein, Stau­
dirrger, ich schreib dem Dr. Kohlmaier nicht 
vor, was er 'sagen darf, sondern ich habe aus­
drücklich festgestellt, ich übe :an seiner Aus­
führung 'keine Kritik; ich bedauere es nur, 
daß ein so prominenter PolHiker keine andere 
Aussage zu machen 'hat, und dieses Bedauern 
wiederhole ich. Das mußt du zur Kenntnis 
nehmen. (Beifall bei der SPO.) 

Dann geht der Abgeordnete Stohs ein auf 
die übLiche Phraseologie, die da lautet, das 
Budget 'steht nicht im Einklang mit der Kon­
j unkturentwicklung, es ,sei nur aufgebaut auf 
Pre'sUge, und Macht spie'le bei der Erstellung 
eine Rolle.  

Meine Damen und Herren der Osterreiffii­
sehen Volksp artei ! Ich sage hier klar und 
deutlich: PresUge spielt bei der Budgeterstel­
lung bei eIner soziaHstischen Regierung eine 
Rolle, nämlich das Prestige für Osterreich und 
dess·en Bevölkerurrg, und wir sagen auch, daß 
wir Macht da'bei angewendet haben - aber 
gegen die übers,pitzten LizitationsfoI'derungen 
der OVP, die das Budget ausräumen wollte, 
um die Regierung funktions unfähig zu 
machen, ihre Wünsche niffit erfüllen zu .las­
sen. Das waren doch die Auseinander·setzun­
gen beim Budget. Im Ü'brig.en treffen seine 
Ausführungen, also die de's Abgeordneten 
Stohs, zum BUn'desredmungsabschluß 1 972 
überhaupt nicht zu. 

Ich :glaube, daß mit diesem Bundesrech­
nungs abschluß auch von uns kontrolliert ,wer­
den kann, ob die Regierung präzis die ihr 
gestellten Aufgaben erfüllt 'hat, ob sie sich 
an die Regierungsversprechen 'gehalten hat, 
und dabei dürfen wir mit aller Saffilichkeit, 
aber sehr 'genau feststenen, Idaß das zutrifft, 
denn die von uns gemachten lJberlegungen 
für die sp ätere familienpolitische Förderung 
- siehe Schulbücher, Fr,eifahrten unö so wei­
ter - mußten im Budget rechtzeitig geplant 
und überlegt werden. 

Wir haben nichts davon, wenn heute vom 
Abgeordneten Stohs drohend der Finger ge­
hoben wird, er aber dann erklärt: Dem Budget 
haben wir nicht zugestimmt - d'as akzeptieren 
wir und nehmen wir ·zur Kenntnis, wir trag,en 
auch 'gerne 'aHein die Verantwortung -, Iden 
Bundesrechnung,sabschluß aber -nehmen wir 
zur Kenntnis ! Wenn diese R!egierung.spolitik 
so schlecht gewesen 'wäre, wenn sich die 
Regierung nicht an die finanz.gesetzlichen Vor­
schriften gehalten hätte, dann, meine Damen 
und Herren der Osterreichischen Volkspartei, 
wäre es doch naheliegend, auch den Bundes-

rechnungsabschluß nicht zur Kenntnis zu neh­
men! Sie können es aber begTÜn'det nicht, 
sachIich giobt es dafür keinen Grund, und 'das 
ist das Entscheidende. Daher ve:r:stehe ich auch 
nicht, Herr Dkfm. Gorton, daß Sie hier Lei­
den'smaftstiraden aufführen und alles verdam­
men, was die Regierung gemacht hat, zum 
Schluß aber sagen:  Wir nehmen es zur Kennt­
nis ! (Abg. Dkfm. G o r  t o n: Zur Kenntnis 
haben Sie auch unsere immer genommen!) 
Sie haben hier gesagt, der Abg,eordnete TuU 
hätte melodramatisch und positiv zur Regie­
rungspolitik Stellung ;bezogen. Das kann man. 
Als ,sozialistischer Ahgeordneter muß ich mit 
ehrlichem und ruhigem Gewissen feststellen, 
·daß die'se Regierung mehr getan hat als ihr 
zugemutet werden konnte. Ich werde später 
dazu noch ,einiges sagen. (Abg. S t a u  d i n­
g e r: 1 7  Prozentf) Dazu komme ich nochl Stau­
dinger, du bist ein Wirtschaftsfachmann, mit 
dir kann ich darüber r.eden; der Gorton ver­
steht das ansch'einend nicht, denn er hat die 
Pr,eisdebatte von 'einer anderen Warte ge­
sehen. 

Es wird immer wieder gesagt - damit 
komme ich gleich ;zur Frage der Preise, Idamit 
wir ,sie nicht -ausklammern -, wir hätten als 
sozi'alistische Opposition, als Sie 3,5 Prozent 
Preisverfallsrate oder, wie Sie es nennen, 
Inflationsrate gehalbt haben, !heftiogste Kritik 
geübt. Es 'sagt aber niemand von Ihnen, wie 
ich wiederholt festge'steHt ha'be, daß damalls 
der Zuwachs tdes Bruttonationalprodukts nur 
1 ,5 Proz,ent ibetrUlg, un'd 'dabei ist es eine -welt­
wirtschaftliche Weisheit, daß man den Zu­
wachs des Bruttonationalprodukts mit -der In­
flationsrate ins Einvernehmen setzt; dann erst 
zeigen 'sich kriHsche Phasen, die man zu be­
obachten hat. Daß bei 'einem Zuwachs von 
14 Prozent im Jahre 1 972 7,6 Prozent Infla­
tionsrate kein-e Krise auslösen und keine kri­
tische Entwicklung 'bringen wi,r1d, delis ist doch 
die entscheidende Frage, 'die dabei zu klären 
ist. 

Ich verstehe ,schon, daß Sie nicht bereit 
sin1d, positive Auss agen über !die Regierung 
Kreisky zu m achen ; das verlangen wir auch 
gar nicht von Ihnen. Man 'soll aoher 'Sachlich­
keitsbezogen argumentieren ; das, glaube i ch ,  
kann m a n  schon verlange n !  (Abg. Dkfm. G o  r­
I o n: Völlig falsche Ziffern!) Das ist keine 
falsche Ziffer! Wir haben ,erst unlängst von 
Kanzler Kreiosky gehört, ·daß der Preisindex 
zum Jahresende 7,8 Prozent Stei'gerung auf­
weist. Kreisky ih'at Ihnen ·gesagt - Sie lesen 
das aber anscheinend nicht -, daß uns a) der 
OECD-Bericht Recht 'gegeben hat und h) bes­
ser als wir gegenwä,rUg nur 'z!wei Staaten in 
Europa aohschneiden, nämlich. Belgien und Nor­
wegen mit 7,3 beziehungsweise 7,6 Prozent. 
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Schlechter als Osterreich sind die Nieder­
lande, Schw�den, Frankreich, Großbritannien, 
Uali-en, Dänemark, Idie Schweiz unld Japan. 
GI'auben Sie, die können alle nicht wirtschaf­
ten? Das i'st :doch die konjunkturelle Entwick­
lungsphase in ganz Europa, und die ZJWingt 
uns natürlich 'auch, wenn Sie sich di-e Export­
und Import'Ziffern ansChauen, zu einer impor­
tierten Inflation, und im Rahmen der Gesamt­
entwicklung auch zu einer im Lande produ­
zierten. Aber das wollen Si-e nicht �ur Kennt­
nis nehmen. 

Herr Dkfm. Gorton, ich habe immer ein 
schlechtes Gefühl, wenn ich Ressentiments aus 
der Vergangenheit höre, wie wenn Sie hier 
sagen: ein rassisch reines Budget. (Heiterkeit.) 
Das klingt so vergangenheitslbelastet. Ich fasse 
es als Scherz auf, -aber ich glaube, es ist 
schon der v.ergangenheit zuzuzählen. Es 
kommt beim Kollegen Gorton auch immer wie­
der durch :  Machtergreifung. Das sinld 'So Ver­
gangenheitsbelastungen, die wohl noch vielen 
in den Ohren klingen mögen, im Hohen Haus 
aber 'heute keinen Plaflz mehr haben. 

Wenn Sie, Herr Dkfm. Corton, in der Kritik 
die -uandlWirtschaft so besonder.s hervorheben 
und meinen, diese Regierun'g 'habe die Bauern 
ganz vergessen, dann auch dazu ein offenes 
Wort. 

Meine Damen und Herren! Will' von der 
sozialistischen Seite n�hmen !die Bauernpoli­
tik -sehr ernst! (Abg. Dkfm. G o r t o n: Das 
werden wir übermorgen sehen!) Wir 'haben es 
wiederholt hewiesen, denn wir -wis·sen ganz 
genau, daß für uns die -Bauern keine extra 
Bevölkerungsg:ruppe 'darstellen können ; 'Bau­
ern und Industriearbeiter sind heute assoz iiert 
und vielf·ach verflochten. Es wäre also völlig 
falsch, würde eine Regi,erung sagen : Die 
Bauern und deren Schicksal sind mir Wur,schtl 

A,ober, meine Damen und Herren der Oster­
reichischen Volkspartei, womit -wir als Soziali­
sten sehr schwer zu ringen haben, ist die 
völHg falsche BauempoliUk, die ,Sie 25 Jahre 
lang betrieben haben! (Beifall bei der SPO.) 
Dort beginnt es problematisch zu wenden. 

Meine Damen und Herren, ich darf nur ein 
paar Dinge herausgreifen, denn ich will keine 
Bauerndebatte vom Zaun brech·en. Wir haben 
zum Beispiel den Milchpreis um 30 G roschen 
erhöht j  die Bauern als Produzenten haben 
davon 25 Groschen bekommen. Wir Ihaben 
den Milchpreis ein zweite;s Mal um 30 Gro­
schen erhöht, und die Bauern ha'ben davon 
als Produzenten 15 Groschen hekommen. Dok­
tor Sch·leinzer 'hat s-einerzeit den :Milchpreis 
um einen Schilling erthÖ'ht, die Bauern ,haben 
von dieser Erhöhung aber keinen Groschen 

bekommen I Hier liegt also sChon eine be­
stimmte Ehrlichkieit Igegenüber dem Bauern­
stand, lClie man nicht übersehen d'arl. 

Wir haben Iden Hauern in verschiedenen 
Richtungen gerne gehaUen. Wir haben den 
Futtermittelpreis, den Zuckerrübenpreis wie­
derholt erhöht, wir ha'ben den Weinbauern 
als Produzenten die Weirrsbeuer abgenommen. 
Da's hat 1 00 Millionen ausgemacht; wir haben 
es gern getan. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, wenn 
man nur einige Beispiele herausnimmt, k>ann 
man schon erklären, wie ernst es uns um die 
Bauernpolitik ist und in welche Schwierigkei­
ten Ihre OVP-Bauernminister diese Bauern­
schaft -gebracht haben. Uas muß man 'bei -der 
Auseinandersetzung auch einma:l s ehr deutlich 
sa'gen. 

Dann kommt der Dkfm. Gorton und sagt : 
die OMVI Ich h abe nicht -g�hört. daß er sie 
der Preismanipul'ation bezichtigt, aber er hat 
sehr stark durchklingen lassen, die OMV habe 
wahrscheinlich auch zu viel O'der zu teuer 
eingekauft und überwälze das j et'Zt auf die 
Bevölkerung 'bzw. die Kraftfahrer. Ich weiß 
schon, dem Dkfm. G orton hat die verstaatlichte 
Industrie nie gefallen; ich komme da noch zu 
einem 'anderen Beispiel. Ich darf in dem Zu­
sammenhang 'aber nur sagen : Daß Osterreich 
die OMV verstaatlicht hat, ist uns noch nie 
so gut zum Bewußtsein 'gebracht worden und 
ist uns noch nie 'so 'gut bekommen wie in der 
Zeit dieser gekünstelten od,er -echten Krise 
auf dem Energiesektor. Wir haben uns im 
wes entlichen die Ver.sorgun'g siche,rn können, 
wir haben im wesentlichen auch die Prei1s­
manipulationen der übrigen Länder ausschlie­
ßen können. Wiir glauben, daß dies,e OMV für 
die östeneichische Wirtschaft, für das österr,ei­
chische Volk von ganz ·enormer Wichtigkeit 
und Bedeutung ist und ihre Pflicht gegenüber 
dem Staat bisher �gut erfüllt bat. 

Meine Damen und Herren l Dieser Bundes­
rechnungsabschluß gibt natürlich auch Gele­
genheit, die Fo�gen aus dem Bundesfinanz­
gesetz 1972 'Zu ,beleuchten, zu über-prüfen oder 
'Zu kriti1sieren. Wir haben, wobei wir ,die Sach­
lich1keit des Rechnungshofes niCht in Frage 
stellen, wahrliCh für den SChwie,rigikeits'grad 
der damaligen Verhältnis'se fast keine Kriti­
ken, sondern eine aner.kannt sachliche Ab­
wicklung tles Budgetvollzuges feststeHen dür­
fen, und ich glaube. ·daß das schon selhr 
wesentlich ist. Ich darf auch feststellen, daß 
zum Zustandekommen '<lieser Budgetsumme 
beziehungsweise 'des Bruttonationalproduktes 
die hochkonjunkturelle Situation, 'für Oster­
reich aber :besonders das Baugewerbe, die 
Industrie un'd. der Hand-eI am kräftigsten bei-
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getragen haben. Wir haben damals immerhin 
ein Bruttonationalprodukt von 476,6 Mil­
Hard-en erreicht ; -da:s ist ein wesentlicher Zu­
wachs von nominell 14,6 Prozent. Ich darf 
sCligen, es war die konsequente Regierung,s­
politik, die zur Erh'altung einer relativen Sta­
bilität und zur VoUbeschäftigung wesentlich 
beigetragen hat. (Abg. A. S c  h 1 a g  e r: Ihr 
seid recht zufrieden mit der Stabilität jetztl) 
Wir sind nicht recb.tsflüchtig, ich habe ge-sagt: 
relative Sta-bilität. 

Auf deinen nwischenruf darf ich vielleicht 
nun eine kurze Bemerkung machen, sie ist 
zutreffend für die öster,reichi'srne Wirtschaft 
und damit -aber 'auch für die Regierung. Vor 
kurzem hat eine sehr exponier-te Wirtschafts­
zeitung, die "Financial Times", Ider öster­
reichischen Wirtschaft den "Oscar" verliehen, 
eine Auszeichnun'g, die sicherlich in Zus-am­
menhang mit den Beobachtungen der OECD­
Länder von Bedeutung i'St. Wenn diese Wirt­
schaft so ,schlecht 'Wäre, hätte man sicher eine 
solche Anerkennung nicht gefunden. Arber das 
nur zwischendurch, -es soll auch nicht ver­
heimlicht werden. 

Ich darf -salgen unid behaupten : Diese konse­
quente Regierungspoliti'k hat zur Stabilität 
und zur Vollbeschärftigung beigetI'agen mit 
allen anderen Problemen, dLe damit ver.bun­
den waren. Jedenfalls - und das mödüe ich 
ausdrücklich auch einmal in Ziffern nennen -, 
hat Osterreich in diesem JCI'hr 1972, von dem 
wir also im Bericht reden, ein Volkseinkom­
men von 353,8 Milliar:den Schilling erreicht, 
das zur V'erfügung gestanden ist. Davon flO's­
sen dem privaten Sektor an Löhnen und Ge­
-hältern 232,9 Millia:rden zu. Die Einkommen 
aus Besitz und die öffentlichen Einkommen 
haben natürlich das Ihre dazu bei,getragen. 

AJber das eIibrachte Güter- und Leistungs­
volumen, das wir aus der summarischen Kal­
kulation der Ausfuhr- und Einf.uhrquote fest­
steHen dürfen - die Ausfuhren betrugen 
144,8 MilliaI'den, die Einfuhren 146,5 Milliar­
den - beträgt 478,3 Milli-arden, das heißt, 
es la:g um 1 4,8 ProZient höher als 1 97 1 .  Wenn 
man die Einnahmen und die Ausgaben des 
Bundes mit in die Beobachtung zum Bundes­
recb.nungsabschluß nimmt, dann dürfen wir 
f.eststellen, daß wir eine Zuwachsrate von 
1 4,7 beziehungsweise 13,6 Prozent hatten, und 
diese Z'Uwachsrate entsprach etwa der Zu­
wachsrate des Bruttonationalproduktes, das 
um 14,6 Prozent höher lag als 1971 . 

Da:s sind 'doch unbestreitbare Ziffern, die 
kann man von keiner Seite her, wie immer 
man das politisch auCh machen wollte, he­
streiten. Auch nicht das Vertrauen, das die 
österreichische Bevölkerung zu dieser Regie-

rung hat, denn die ISpareinnaihmen s'ind nach 
wie vor gestiegen. Die VoUbetschäftiigung war 
nie so -hoch wie j etzt, und das i'st, glaube ich, 
für das Volk ausschlag-gebenld. Nicht von wem 
es regiert wird, ,sondern wie es regi-ert -wird. 
Da dürfen wir Sozialisten auch als Parlamen­
tarier, wenn wir heute einen Kontrollbericht 
für diese Regierung zu begutachten blaben, 
mit StoJ.z feststellen, daß diese Regierung das 
Ihre dazu bei,getrag-en hat, daß es in Oster­
reich wirnschaftlich wesentlich au�ärts ging. 

Wenn ich von der zahlenmäßigen Darstel­
lung des Bund es rechn.un'gs ab s chI u'S's es nur 
einige Kon.sequenzen herausgenommen halbe, 
dann darf -iCh doch dazu auch noch die ,Situa­
tion kurz ski,zzieren, Idie uns heute <bewe-gt, 
aber die Voraussetzung zu dieser -wi,rtschaft­
lichen Enbwicklung wUI1de schließlich Ischon 
mit dem Budget 1 972 gemacht, nämlich die 
Tatsache, daß uns-ere Wirtschaft heute wesent­
liCh mit der europäi'schen integriert und immer 
mehr integriert wird unld daß wir also in 
vielfach-er Weise auch mit der Weltwirtschaft 
verflochten sin1d. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich das 
s age, dann nicht 'Ohne die Feststellung darbei 
zu mamen, daß es in dieser Zeit neben di'e­
sen ll'atür;lichen AbW'icklungen des Budget­
vollzugs eine ganze Menge von Problemen 
gegeben hat, die notwen'di'geI'Wei�se gelöst 
werden mußten. Auch das -g'eschah zum Wohle 
der osterreichischen Wirtschaft. 

Zum Beispi:el mußte für ein klagloses Funk­
tionieren der Handelsbeziehungen Vorsory'e 
getroffen werden. Es war di'eser sozialisti­
schen Regierung möglich, die Globalahkom­
men, die EWG-Verträge zu machen, die j a  
die wesentliche Wir-tscha.fts-ba1si's dargestellt 
haben. Wir haben dabei auch einige Zoll­
manipulationen mitmachen müs-sen, die nicht 
immer zum Nutzen der heimisChen Produzen­
ten waren, aber dCl's war die Voraussetzung 
für das Gegengeschäft der anderen Händler, 
der Importeure, der Exporteure. 

Wir haben die Mehrwertsteuer einführen 
müssen. Heute darf man fe'ststelIen, daß 'es 
eine zwingende Notwendigkeit in der Bezie­
hung zu den anderen Handelspartnern war 
und daß es entgegen l'hren Prophezeiungen, 
die Sie damals von den OVP-Bänken a'Us 
g-emacht baben, rei'bungslos und kla,glos vor 
sich gegangen ist. Wir haben in dem Zu�am­
menhang auch eine relative Währun'gs'Starbili­
tät erreiCht. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie da,bei 
noch akzeptieI1en, daß 'die großen Fragen der 
Stahl- und Eisenfusion, der Betriebsfusionen 
gelöst werden mußte, daß wir eine la1bile 
weltwährungspolitische Situation vorgefunden 
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haben, dann darf ich, g.�aube ich, feststellen, 
daß das österreichtsche Votk sich glücklich 
schätzen konnte, daß in iden schwersten Zeiten 
der wel'twirtschaftlichen und der politischen 
Auseinandersetzung eine sozialistische Regie­
rung hanldelsfähiJg 'gear;t)eitet hat. iMan darf 
denken an die Problelll'e, die neben diesen 
EWG-Verträgen dazugekommen sind. Es war 
die Dollarkrise, die Aufwertung der D-Mank, 
des Schweizer Frankens, die ,Energiekri's'e, Ja 
es ga'b ,sogar die politische Krise mit der 
Geiselnahme. Das wa.ren alles Dinge, !die zu­
sätzlich zu den Leistungen Ider Regierung in 
der Erfüllung des Regierunyspragramme'S be­
wältigt werden mußten. Heute darf man .fest­
steHen, alle's in SaChikenntnis und mit logi­
schen Uberlegungen, immer zum Wohle des 
österreich'ischen Volkes, und darauf kommt 
es an. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, neue 
internationale Ebenen lWeI'den aufgetan. Wenn 
hier kriti:siert wird, daß man ein hOheres Pre­
stiye'honorar braucht und 'besondere Au.fwen­
dungen für Repräsentation : j a, meine Damen 
und Herren, die Zeiten haben sich 'geändert. 
Die internationale Diplomatie begeht andere 
Wege. Die persönHchen Kontakte tragen viel 
zur VeI1ständigung ,bei. Ein 'solcher guter Kon­
takt und das Ansehen 'eines Staatsche,fs spie­
len halt auch 'eine Rolle, ob Osterre'ich in die 
Handelsbeziehungen mit 'aUen Ländern -gut 
eingebaut werden kann. 

Wir glauben, daß Idiese Regierung neben 
dieser IbUidgetären sachlichen Abwicklung die 
Fragen der Gesundheitspo1itik und des Um­
weltschutzes erstmals konsequent außgegnf­
fen hat und auch hier lschon wesentliche Vor­
leistungen schaffen konnte. 

So gesehen, Hohes Haus, darf ich !feststel­
len, daß wir Osterreicher gut beraten waren, 
als wir den Sozialisten das Vertrauen ,bei d'er 
Wahl gaben und dem 'Pari'ament eine Mehr­
heit zur Unterstützung dieser Regierung 
brachten. 

Wir Sozialisten betrachten den Bundes­
rechnungsabschluß al,s ein ZeugnilS des Rech­
nungshofes für die Fleißaufgaben und für den 
Fleiß der Regierung. Ich darf als sozialistischer 
Sprecher mit Stolz feststellen: Wir sin'd für 
dies'es Z.eugnis dem Rechnungshof dankbar, 
es ist :s'achlich er:stellt urud zeigt gute Lei,stun­
gen der Regierung auf. Und das, glaube ich, 
zum Nutzen Osterreichs, zum Nutzen 'aller 
unserer Bürger. Danke -schön. (Beifall bei der 
SPo.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Hietl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter HieU (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl Der 
Herr Abgeo.rdnete Troll Ihat erklärt, der ReCh­
nungsabschluß wäre heute Grundlage zu 'einer 
allgemeinen Wirtschaftsfdebatte -gewesen und 
auch er hätte das Recht, davon Gebrauch zu 
machen. Seine Angelegenheit, selbstverstän'd­
lieh. Ich darf mir daher auch erlauben, auf 
einige Äußerungen, Herr Abgeordneter Troll, 
einzugehen. 

Wenn Sie kritisierten, l(}aß Kollege Stahs 
hier 'eIiklärt that, daß lClie OVP-Fraktion dem 
Bundesrechnunysabschluß rnustimme, aber tdies 
keine Zustimmung 'zum Buldget 1972 sei, dann 
sei dazu ergänzend erlklärt, daß wir wohl 
dem Rechnerischen vom Bundesrechnull'gs­
abschluß her gesehen zustimmen, aber des­
wegen noch lange nicht Ihre 'BudgetJpolitik 
bejahen. Und 'darin, 'glaube iCh, liegt der 
UnteI"schi'ed. (Beifall bei der OVP.) 

Si,e hatten s'ich auCh erlaubt, kurz darauf 
einzugehen, :wie gut es der österreichi:sChen 
LandwirtsChaft unter der sozi'alistismen Regie­
rung gehe, mit welcher Sachlidllkeit und mit 
welchem Ernst diese Regierung die Anliegen 
der Landwirtschaft und da-mit die Anliegen 
der Agrarpolitik vertrete. Ich weJ1de mir er­
lauben, lin meinen Ausführung,en .auf einig,es 
zurückzukommen unti Ihnen zu beweisen, wie 
die Tatsach'e aussieht. 

Wenn Sie die "gute" SPO-P{)litik so be­
j ahen - von einem soziaJitsUsch·en Abgeord­
neten kann man j'a nichts anderes erwarten -, 
dann darf ich Sie fragen, ob die Bevölkerung 
mit der V'erdünnung Ides Schillings so einver­
standen ist und ob der Bevölkerung, vor 
allem unseren Hausfrauen, Id,as 'Einkaufen 
wirklich wieder 'sovi'el Freude macht, lWie Sie 
das 'groß auf Ihren Plakaten vor d-er Wahl 
1970 angekündigt haben. Eine Rundfra·ge bei 
uns-eren Hausfrauen -ergibt ein ganz anderes 
und für Sie zweifellos vern1ichten'des Bild, 
meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei I 

Wenn Sie hehaupten, die Einführung tier 
Mehrwertsteuer sei für Sie oz:wingend .gewe­
sen, dann wollen wir das nicht 'bestreiten; 
nur die Art, der Zeitpunkt lCl·er Einführung und 
o'b sie aUe Bevölkerungs'gruppen ,gleich be­
lastet, das i'sol ein Igroßer Unterschied. Daß 
hier die Landwirtscha.ft 'ebenfall's wieder sehr 
nachhinkt, beweist, Jdaß Sie der Landwirtscha·ft, 
obwohl durch Zahlen bewiesen, den Vor­
st'euerabzug nicht anerkennen wollten. Wir 
haben damals 's·ehr bescheiden 8 Prozent ver­
langt, Sie haben nur 6 PrQlXent zugestimmt. In­
zwischen hat sich dies durch 'die Preispolitik 
Ihrer Regierung wesentlich erhöht. Doch Sie 
wollen einfach unsere Anträge nicht zur 
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Kenntni-s nehmen und beharren darauf. Ich r ger der Nahrungsmittel für die österreichische 

bin überzeugt davon, daß hier - das weiß Bevölkerung nadlzukommen und damit den 

man uberall - die Landwirtschaft wieder emt Tisch des Volkes zu decken. Dazu muß aber 

zum Handkuß gekonimen ist. hier eindeutig festgestellt werden, daß dies 

Ihr Zentralorgan, die "Arbeiter-Zeitung", 
hat gestem einen Leitartikel unter dem großen 
Titel "Sie hetzen Iwieder" gebracht. Das wol­
len Sie als .sachliche Politik anführen, die Sie 
betreiben, wenn Sie eI1klären, die BaU'ernbun'd­
führung habe in den Wintermonaten ansch-ei­
nend nichts anderes zu tun, als ihre Mitglie­
der 'gegen die Politik der SoziaUsten aufzu­
hetzenl Es ist das nicht unsere Art. Ich glaube, 
wir -haben dIe ganze Zeit Geduld ·g·enug be­
wiesen, seit Sie an der Regierung sind. Aber 
Sie mÜ'ssen einmal zur Kenntni's nehmen, daß 
wir uns nicht dauernld von Ihnen Vorwurfe 
machen lassen, wir tun nichts anderes, als 
un1sere Ba-uern 'gegen die Regierung aufzu­
hetzenl (Beifall bei der OVP. - Abg. S k r i­
t e k: Sie überstürzen sich, Herr Kollege!) 

Grundlegend, Herr A:bgeoron'eter Skritek, 
sei einmal festgestellt, daß sich die schlechte 
Politik der geg·enwärUrgen Bundesregierung 
smon im Jahre 1972 sehr negativ für die ö'ster­
reichische Landwirtschaft ausgewirkt hat untl 
daß sie im Eilzugstempo von Ihnen .50 fort­
gesetzt wurde, daß man es jetzt nur mehr 
mit dem Wort "Aushungerungspolitik" be­
zeichnen ·.kann. (Widerspruch bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren I Sie haben j'a 
Gelegenheit, dann hier Iherunterzukommen 
und mir das Gegenteil zu 'beweis·en, wenn Sie 
dazu in der Lage sind. Ich lade Sie dazu ein, 
kommen Sie dann nach mir ans Redn'erpult 
und b ewei'sen Sie, wie gut Sie es mit der 
österreichischen Landwirtschaft ·wiI1klich mei­
nen ! 

Das Bedauerl:iche dabei ist, daß diese 
s chlechte, konzepUose Agrarpdlitik der Regie­
rung Kreisky ,bereits Anzeichen einer gefähr­
lichen Entwicklung in der Ernährung·swirt­
schaft zeigt. Während nämlich vor noch gar 
nimt so 1'anger Zeit der Her.r Kan.zler groß­
spurig erklärte :  Wenn die österreidlische 
Bauernschaft nicht ,gewillt ist, fur die Ernäh­
rung unserer Bevölkerung zu Isorgen, dann 
werden wir uns die Konsumgüter aus dem 
Ausland besorgen ! Dann Ihat sich die Situation, 
meine Damen und Herren, sehr rasch 'geändert. 
Die Welnmarktprei'se liegen bis zum Doppel­
ten über den Agrarpreisen der österreichi<schen 
Prddukte. Daß dies möglich ist, ist nur der 
geduldigen, brav arbeitenden und anspruchs­
losen österr·eichischen Bauernscha.ft zu dan­
ken. (Beifall bei der OVP.) 

Dazu, meine Damen und Herren, gleich eine 
Feststellung: Die österreichische Bauernschaft 
ist weiterhin bereit, ihrer Aufgabe als Erzeu-

nur dann möglich ist, wenn man auch bereit 
ist, der Landwirtschaft kostendeckende Agrar­
preise zu bezahlen. 

Seit rund 20 Jahren gibt es für die Bauern­
schaft die gleichen Preise - ich werde Ihnen 
das dann gleich an Beispielen aufzeigen -, 
obwohl die Preise für die Konsumenten 
wesentlich .g,estiegen -sind, woran dLe Bau­
ernschaft aber nur in den wenigsten Fällen 
Anteil hat. Keine andere Berufsgruppe in 
Osterreich würde das gleiche Schicksal hin­
nehmen, und wir wollen das auch von nie­
mandem ver langen. 

Daher, Hohes Haus, um hier kein Mißver­
ständnis aufkommen zu lassen, möchte ich mit 
aller Deutlichkeit erklären: Die Geduld der 
österreichismen Bauernschaft ist zu Ende. Wir 
wollen weder Unmögliches verlangen noch 
eine Hysterie auslösen. Wir verlangen aber 
von dieser Bundesregierung, daß sie endlich 
die berechtigten Anliegen der Landwirtschaft 
erfüllt. Wir lehnen es ab, von Ihnen, meine 
Damen und Herren der linken Seite, laut der 
bereits von mir zitierten gestrigen Aussage 
in der "Arbeiter-Zeitung" als Hetzer hinge­
stellt zu werden. Es ist mir zu schmutzig, auf 
solch eine Politik noch näher einzugehen. 

Der Herr Bundeskanzler hat für übermorgen 
die Bauernführung zu einem Gespräch einge­
l.aden. Ich glaube, nicht erwähnen zu müssen, 
daß wir in diesem Gespräch keine Plauderei 
vom Herrn Bundeskanzler erwarten, sondern 
endlich echte, 'konkrete Zusa·gen. (Beifall bei 
der OVP.) Eine Verzögerung unserer Anlie­
gen ist ,nicht mehr möglich, woUen Sie nicht 
die Nerven der Bauernschaft überbeanspru­
chen, wobei man dann mit allen Kons'equen­
zen rechnen müßte. (Abg. P a  y: Ist das eine 
Drohung?) 

Im einzelnen sei als Beweis für die Ein­
kommenssituation der österreichischen Land­
wirtschaft erwähnt: 

Erstens: Die Lage der Vielbrwirt'schaft ist 
äußerst rbedenklidl gewoI1den. Durch eine ver­
fehlte WährungspoliUk, ohne -genügend flan­
kierende Maßnahmen zu setzen, ist eine Ab­
s'atzkrise beim Rind entstanden, 'Sodaß unsere 
Mäster monatelang ohne Einkommen sind, 
weil es nicht möglich 'ilst, die Rinder abzu­
setzen. (Zwischenruf des Abg. P a  y.) Herr A:b­
geordneter Pay, wenn Sie ein bißchen die 
Lage auch in Ihrem Bundesland he trachten 
würden, müßten Sie dars ohne weiteres wis­
sen; nur wollen Sie das anscheinend nicht. 
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Sie wis'sen, daß der Preis bereits zusammen­

gebrochen und mit einer AbsatZlkrise vef'bun­
den ist. Dem 'steht eine tatenlose Regierungs­
politik g·egenüber. Dazu 'schidÜ'et man 'für 
solche Situationen vorgesehene Gelder um, 
anstatt hier wirksam einzugreifen . 

Nicht hier mit polemischen ZwischenrUlfen 

argumentieren, Herr Kollege! Taten setz'en, 
aber nicht einfach Zwischenruf'e von der Bank 

aus bringen ! (Abg. S t e  i n i n g e f: Nur jam­
mern, jammern, jammern!) Herr .A!bgeordne­

ter Steininger, d'as wäre Idoch ein nettes An­
gebot für Siel Irn hin überzeugt, unser,e 

Gerade die Lage unserer Bergbauern wird Mühlviertler Bäuerinnen wü!1den sich sicher­
dadurch se:hr 'bedrohlich. Wenn noch dazu in lich sehr darüher freuen. 
den nächsten Monaten - das ist jahres-
bedingt - mH dem Ende des Futtervorrates 
gerechnet werden muß, 'wird sich die La'ge 
sirnerlich noch 'Zusehends verschärfen. Seitens 
der Regierung ibi<sher j edenfalls keine Taten. 

Wenn man nun wagt, von 'einer Entspan­
nung zu sprechen, wie es der Herr Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft im 
R!echnung1Shofausschuß bereits getan hat, leiann 
muß ich feststellen , daß dies 'ein Izweifellos 
sirn selbst eingeflößter Optimismus ist, !denn 
glauben daran kann man wohl nicht. Noch 
dazu, wenn man den internationalen MaIlkt 
betrachtet, wo von Iei'en ander,en Regierungen 
ernte Maßnahmen gesetzt wOf'den sind. Zum 
Beispiel wurde 'auf dem deutschen Markt das 
Kilogramm Flei'sch 'Seitens des Staates mit 
40 S .subventioniert, auf dem Schweizer Markt 
wirft man pro Kilogramm Lebendvieh 
6,50 Frailiken dazu, nur auf dem österreichi­
schen Markt, wo wir noch dazu aJs Drittland 
ohnedies einer schärferen Konkurrenz ·ausge­
setzt sind, begnügt man sich mit 2,50 S pro 
Kilogramm! 

Sie selbst können j etzt übedegen, 'Wo die 
besser'e Politiik. .für di'e uandwi,rbschaft 'betrie­
ben wird. So, meine Damen und Herren, wer­
den wir als EX!porteur �mmer auf !der Strec:ke 
bleiben. Taten setzen, nicht r'eden, meine 
Damen und Herren von der ös'1:er,reichi'schen 
Bundesregierung! 

Zweitens : In gleicher Weise wie die Mäster 
sind die Milchbauern vor ähnliche Probleme 
gestellt. Und hier auch : Wenn in der gestrigen 
"Arbeiter-Zeitung" geschrieben :w'1rd, daß bei 
einer Preis erhöhung eine MilchschJwemme ein­
treten könnte, dann muß ich wohl oder übel 
fragen: Sehen die Damen un'd Herren der SPO 
vielleicht in der MilchW'irtschaH 'eine lukrative 
Einkommensquelle ?  Dann 'herbei mit Ihnen! 
Täglich wand'ern aus der L·andwirtJschaft Kräfte 
ab. Wollen Sie nicht emmal dafür einsprin­
gen? Wie wäre es, wenn Sie einmal einen 
Weithnachts- oder SommerurJia:ub vertretungs­
wei'se für eine Bauernfamilie auf deren Hof 
ver.bringen und ein paar Wochen nur für die 
Mflchversorgung der Bevölkerung sOl1gen wür­
den? (Beifall bei der tJVP.) Das wäre doch 
eine aus'gezeichnete Idee, Herr Abgeordneter 
Steininger! Gera'de im Mülhlvierrel wäre für 
Sie die Gelegenheit. Nützen Sie 'sie doch aus! 

Meine Damen und Herren ! Glauben Sie 
nicht, wenn wir weiterhin .bereit sirrd, für 
einen Liter Sodawasser his doppelt 'soviel wie 

für einen Liter Milch 'Zu 'beza'hlen, daß wir 
dann nicht nur unsere Gesundheit gefä!hrden, 
sondern auch damit rechnen mÜ'ss'en, in ab­
sehbarer Zeit 'einen ,Mangel an Milch �u 
haben? Eines steht nämlich fest:  Wer einmal 
mit der MiIdlwirtschaft 'auf'gehört hat, der be­
ginnt nicht mehr damit. Auch dras sollten Sie 
einmal -echt überlegen. Da wir die Abwande­
rung aus der Landwirtschaft kennen, ist sehr 
leicht zu errechnen, 'Wann dies ·eintrifft . . 

Vielleicht p aßt sich dann der Herr Land­
wirtschaftsmin'ister dem Herrn Handel'smini­
ster an und macht alJls einem autolosen Tag 
einen miIchfreien T'ag. Unsere Kranken und 
Kinder würden sirn 'wahrscheinlich dafür sehr 
bedanken. Meine Damen und Herren! Das i,st 
nicht so von der Hand zu weisen. Wir wer­
den es noch eIlleIhen. Die Zeit ist nicht allzu 
ferne. 

Drittens : die GetI'eiiClepreise. Sie sind seit 
20 Jahren ·unverändert. Die Preise !der Bedarfs­
güter sind enorm gesUegen. Die Weltmarkt­
prei'se ·sind von 1 ,40 S Je Kilogramm im Jahre 
1967 - der Herr Abgeordnete Troll hat ja  
mit anderen. Worten die Agrarpoliti!k der 
OVP-Regierung :so verteufelt, hi,er 's'ehen Sie 
den Ver,gleich - auf 4,50 S und mehr im 
Jahre 1974 angestiegen. Nur in Osterreich ist 
der Preis gleichge·blielben. Hier hat sich die 
Regierung nicht der Weltmar'ktlage 'angepaßt. 
Hier wäre für Sie die Möglicbkeit gewes'en, 
Taten 'zu setzen. Dorn da:von wollen Sie nirnts 
wissen . 

Wa's glauben Sie, ,wie lange der österrei­
chische Bauer noch bereit i·st, ,hier tatenlos 
zuzusehen? Auf der 'einen S eite unzumufuare 
Preiserhö'hungen bei den Bedarflsgütern: Han­
deIsdünger um das Zrweifarne, Dieselöl rum 
das Zweiein'halbfache, UIlIkrautbekämpfungs­
mittel um das Doppelte, Landmaschinen um 
das Dreifache, auf !d:er anderen Seite kein Zu­
geständnis für echte Agrarpreise. 

Sind Sie nicht der Meinung, meine Damen 
und Herren, daß Ihier eine echte Gefälhrdurug 
der Ernährung der ö'sterreirnischen Bevölke­
rung zu erwarten istt? Setzen Sie endlich Taten, 
meine Damen und Herren der Bundesregie-
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rung! Die Diktatur der 5 1  Prozent hört dort 
auf, wo der Wohlstand -gefährdet i'st! (Beifall 
bei der OVP.) Ich könnte die Rei-he der ver­
schiedenen Spe-zialprod'Ukte fortsetzen. (Abg. 
K r  i z bringt dem Redner ein Glas Milch.) 
Ich danke herzlich, Herr Kdllege. Wenn Sie 
mich hier bezüglich meines Berufes -als Wein­
bauer beZleichnen ,wollen, so habe ich schon 
einige Male ausgedrückt: Ich bin ein Abge­
ordneter der Osterre'ichischen Volkspartei un:eI 
vertrete :alle Schichten, die -es in  Osterreich 
gi'bt. Ich danke auch für das Glas Milch. (Bei­
fall bei der OVP. - Der Redner trinkt von 
dem Glas Milch. - Abg. S k r i t e k: Das be­
ruhigt/) 

Meine Damen und Herren! Noch 'hahen wir 
die Mö:glicbJkeit, noch erzeugen unsere Mi'lch­
bauern auf di'e billigste Art und Weise auch 
dieses Gla's Milch. Die Zeit - ich habe das 
angedeutet - wird kommen, wo Sie nicht 
mehr die Möglichikeit haben, einfach zum 
nächlsten zu 'gehen und ein Glas MHdl. 'zu 
kaufen. Ich bin nur neugierig, wer d-ann tlie 
Schuld daran hat. Sie :werden sie sicherlich 
wieder der österreichischen Landwirtschaft zu­
schieben, nur nicht Ihre tatenlose Regierungs­
politik dazu heranziehen. 

Nehmen Sie zur Kenntnis, daß ein gesunder 
Bauernstand noch immer die beste Gewähr 
dafür i'st, einen 'gesunden Staat zu 'haben. 
Wenn Sie aber diesen Bauernst'and aushun­
gern wollen, d'ann laufen Sie Gefahr, auf Sicht 
die Bevölkerung auszuhungern. 

Bei dieser Gelegenheit auch einige Worte 
für einen besonderen "Freund" der Bauern­
schaft - er sit!zt ja hier -, für den Herrn 
Vizekanzler und Sozialminister. Wenn die 
Regierung nicht hereit ist, echte Agrarpreise 
festzulegen, dann ist der Herr Sozialminist·er 
rascher bereit - wir wer-den ja heute im Ver­
laufe des Tages noch ein Gesetz dazu behan­
deln -, höhere Preise festzulegen. Di,es 'aller­
dings in der -Form höherer Beiträge für Bau­
ernkrankenkasse und Unfallversicherun'g, nach 
der Devise:  Höhere Beiträ·ge tragen rascher 
zur Aushungerung :eIes Baue-rnstandes bei .  

Der Herr Sozialminister hat mir  im Aus­
schuß erklärt, eine Anglekhung der Zuschuß­
rentner an die Bauernpensionen -sei auf Grund 
des Beitragsaufkommen's -eine einfache Mit­
telschulrechnung. Ich muß Ihnen darauf woh'l 
antworten : Wenn Sie 'gtaU'ben, eine Abwan­
derung vom 'ßauern'stande mit höheren Bei­
tragslei'stungen Ifür die übri:gen quittieren 'Zu 
können, dann ist dites eine einfache Volk!S­
schulrechnung, \die sicherlich wohl rechnerisch, 
nicht aber -ernäihrungspolitisch aufgelht. Von 
einem Sozia·lstaat zu 'sprechen, in dem man 
ei,ner großen, schwer arbeitenden Bevölke-

rungs-gruppe nicht das Recht einräumt, daran 
teilhaben 'Zu können, i1st eine Selbstverleug­
nung. Gerade die Bäuerinnen sind es, die 
davon am 'schweIISten Ibetroffen sind. Herr 
Sozi'alminLsterl WoUen Sie nicht doch endlich 
auch unseren Frauen und Müttern di<e glei­
chen Rechte einräumen, die wir allen anderen 
in diesem Staate gerne gönnen? 

Im Jahre 1912 wunde das Gesunldheits­
ministerium eingeführt, mit (ler Ankündigung: 
In Osterreich 'wird niemand mehr 'ernstlich 
krank! Nun, 'Wenn 'Wir jetzt kurz Bilanz zie­
hlen, stellen 'Wir fest, daß außer der Einrich­
tung des Ministeriums ISowie eini:gen unnöti­
gen Äußerungen nichts geschehen ist. Kompe­
tenzoschwierigkeiten und hilf.lase Bu1dgetierun­
gen mögen wo'hl dafür verantwortlich 'sein. 

Frau IBundesminister! Wenn Sie schon nach 
Ende der Legislaturperidde nicht als ta'tenlos 
in die Geschichte eingrehen wdllen, d-ann sor­
g-en Sie dafür, ähnlich der Initi'ative der Län­
der, daß die Bevölkerung, und hier vor allem 
die ländliche Bevölkerung, auch Gelegenheit 
hat, im Krankheitsfall auf kurzem Wege einen 
A:r:zt zu erreichen. Mit einem staatlich-en Ge­
sundheitsdi'enst, meine Damen und Herren 
von der SoziaHstischen Partei, den Sie so 
gerne !wollen, ist nieman'dem gedient. Soryen 
Sie lieher dafür, daß un'seren Gemeinden im 
ländlichen R!aum UnteIlstützung 'Zukommt, daß 
sie entspr-echende Wohn- und Praxismöglich­
keiten für Ärzte errichten können, um den 
Är.zten dadurch di'e Möglichkeit zu geben, ihre 
Praxis in einer l..'anldgemeinde errichten zu 
können. Sorgen Sie da,für, daß -eine freie -Arzt­
wahl .gesichert bleibt, da dies eine Voraus­
setzung für die Besetrzung der LandafiZtspren­
gel hleibt. 

Meine Damen un'<l Herren! Aus dem Aus­
geführten g-eht also hervor, daß die Landwirt­
schaft hofft, daß ihr für 1914 ein besserer 
Rechnungsabschluß heschieden sein ma.g. Das 
Budg,et gibt uns allerdings wenig Hoffnung 
dafür. 

Herr Bundesk'anzler! Meine Damen und 
Herren der Bundesregierung! Wollen Sie in 
Zukunft einen gesunden Bauernstand und 'da­
mit eine gesicberte Ernälhrung haben, '<lann 
sorgen Sie damr, daß uns jene Mittel zukom­
men, die ,für diese Vorsorge benöUgt werden! 
(Beifall bei der OVP. - Der Redner begibt 
sich zum Abgeordneten Kriz und läßt ihn 
von dem Glas Milch trinken.) 

Präsident Dr. Malela: Eine Milchgesinnung 
ist das ! Es trinken aUe die Milch der frommen 
Denkungs art! 

Näch.ster Redner Abgeordn'eter Jung­
wirth. - Wo ist der Abgeordnete Jung­
wirth? - Gestrichen. 
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Nächster Redner A:bgeoroneter Kraft. 

Ä'bgeovdneter Kraft (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Von den Iheuti'gen Erklärungen 
der sozialistischen Redner 'hat höchstwahr­
scheinlich nIemand el'1wartet, daß FeMer, Ver­
säumn:isse oder f'ehlleistung.en der Regierung 
etwa einbekannt würden, obwohl Igerade der 
Rechnungsahschluß eine 'g'anz'e Reihe von kri­
tischen Anmerkun'gen eIt�hält. Aber es hat 
wohl auch niemand ellWarte1:, daß 'ger aide die 
sozialisUsch'en Redner 'sich wi-eder 'einmal in 
derartige Lobhudeleien für di·e Regierung er­
gehen, die allmählich mehr als ungl'aubwürdig 
werden. 

Im möchte keine faLschen Motive unterstel­
len, aber der Versuch war Idom wietlerum 
deutlich herauszuhören, über ,P,robleme, die es 
auch damals im J'ahre 1972 gegeben hat, hin­
wegzureiden, Schwieri'gkeiten Q;U 'bagatellisie­
ren, Ausflümte aus der Verantwortung zu 
suchen unld so manchen tdulllkt}en Schatten, der 
bereits über '<iteser Politik, insbesondere der 
Wirtschaftspolitik und dem Wi,rtschaftsg'esche­
ben dieses Landes liegt, we-gdiskutieren �u 
wollen. 

Wenn man aber einen Schatten, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, Ibeseitigen will, 
dann muß man den Gegenstand, der diesen 
Schatten wi:r:ft, beseitigen. In der östeueichi­
schen Politik ist ,zrweHe1sohne dies'e Bunldes­
regilerung der sch'attenwerfende Gegenlst'and. 
Hier müßte man also anfangen, diesen Schat­
ten zu be'seitigen. 

Die beutilgen SP.O-Redner - an der Spitze 
natürlich Dr. TuB, wie könnte es anders !Sein ­
hätten gut daran getan, sich nicht von leiner 
Beschönigungs- und Beschwichtigungseuphorie 
leiten zu la'ssen, sondern auch ein bißchen 
nachzU'blättern in den beiden Regielfungserk'lä­
rungen eines sozialistischen BundeSkanzlern 
und in den Budgetreden der letzten J ahrr-e 
eines sozialistischen finanzminis1:lers und 
diese Erklärungen mit der 1:IatsächHchen Poli­
Hk in diesem Lande zu vergleichen. 

Alle Hud'g,ets der sozialisUschen Regierung 
wurden bisher alls die /Wirtschaftspolitisch'en 
Instrumente erster Ordnung mit einer Ibis dato 
nicht dagewesenen konjuukturregelniden Wir­
kung darge'steHt. 

Auch beim Budget 1972 wuroe erklärt, d aß 
ja  schon ein großer Teil des Regierungspro­
gramms erfüllt sei. Vor allem wurtle bei j edem 
Budget hervorgehoben, daß delf Stabilität 
absolute,r Vorrang eingeräumt werde, der 
Haushalt konsolidiert, die Kaufkraft w,ieder­
hergestellt werde und die EinJdämmung des 
Preisauftriebes die vordringlichste Aufgabe 
sei. 

In eklatantem Wilderspruch zu diesen Erk�ä­
rungen 'stehen aber di'e Realitäten. Gerade der 
unlängst gegebene Bericht 'des He,rrn Bundes­
kanzler·s ist wohl ein sdll(rgender Beweis da­
für. Es nützt 'einfach nichts, wenn der Abge­
ordnete Tull versucht, die Dinge ins Gegenteil 
zu kehren, sie noch so oft zu wiederholen -
es wird deshalb von unwahren Behauptungen 
nicht's wahr. 

Je mehr Sie eingedämmt haben, desto höher 
stiegen die Preise, je mehr Sie konsolidiert 
haiben, .desto y,rößer wurde deT Abg'ang, und 
j e  mehr Sie von Stabilität reden, 'desto ISmnel­
ler 'geloppierte die Inflation. Das, meine 
Damen und Herren, sind doch 'die Pakten di,e­
ser Wirtschaftspo'litik 'der SPO-Regierun-g! 
Ans-tatt sich 'auf das Märchen von der impor­
tierten Inflation ausrzureden, wäre 'es manch­
mal 'besser gewesen, nicht jed:en gutg,emeinten 
und von großer Sorge eI"füllten Vorschlag der 
OVP einfach hommütigst vom TisCh zu bla­
sen, Anstatt d em Herrn Finanzminilster etwa 
dLe Kohlen von der Schaufel zu neih!men, hat 
der Herr Bundeskanzler als Regierungsch'ef 
sel!ber mit, ich möchte Isagen, 'sträflichem 
Leichtsinn und mit Sorglosigkeit g,eraJde bei 
dieser Uberhitzung der Konjunktur zugesehen. 

Der Handelsmini'ster ist ja wohl ein Mei­
ster der Verniedlichung, das h'at er in den 
letzten Tagen und WoCh'en gezeigt. Er wiU 
einfach nicht wahrhaben, was 'sich draußen 
in den österreichischen Betrieben abspielt, was 
dort vor sich )geht. Leider müssen Idie Be­
triebe und muß '<iie gesamte Wirtschaft die­
sen fal,schen Optimismus sehr bitteT be,z·ahlen. 

Die Bu'dgetpolit1k der SPO, 'auch die des 
Jahres 1972, so a la Holzhammler hat sich als 
konjunkturpoIitisches Instrument 'einfach nicht 
bewährt. Gerade in einer so di.ffizilen Phase, 
in der die FinanzpoUtik der Regierung immer 
entschei'dender für das Gedeihen der ,gesam­
ten Wirtschaft wird, soll meines Erachtens in 
einem sehr umfangreichen Ausmaß gerade 
dies'er Bu1dgetvollzug b.esprochen werden. Ein 
Budgetvollzug, der im Rechnungs alb sch1uß 
zum Ausdruck kommt, muß aber ,auch und 
soll 'gera'd-e der Offentlichikeit - um bei Ihrem 
Ausspruch zu :bleiben - transparent 'gemach,t 
wevden. 

Bs sind beute schon die Replräsentations­
aufwen'dungen zur Sprache g,ekommen, bei 
denen die Regierung keinesfialls kleinlich um­
g'egangen Ist. Ich möcht'e nicht Idie Notwendig­
keit der Ausgaben beurteilen ; das i'st ,schon 
geschehen. Aber man sagt hier :wieder einmal 
etwas anderes, als man rot. Wir eTinnern uns 
doch noch an die Ankündi'gungen des Herrn 
Bundesk:anzlers aus d.en Ja'hren 1970171 hin­
sichtlich der Sparappelle und Einschränkun-
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gen - und dann gibt es Ubersdueitungen, I fü:hrung des Budgets erforderlich ist. Bei der­

etwa bei den Repräsentationen. Im Jahre 1 973 artigen Abweichungen aber ist die Grenze des 

das gleiche. Ich darf die "Kleine Zeitung" vom Vertretbaren, wi'e E!S in anderen Ländern 'als 

1 4. 1 1 . 1 973 zitieren, wo es heißt: "Vor einem selbstverständl:ich ·eracht,et wird, weit üb er­

Jahr, als Volk und Sozialpartner den Gürtel schritten worden. 

enger schnallen mußten, versprach Kanzler Zunächst wiI1d anläßlich der BudgetV'erhand­
Kreisky:  Die Repräsentationsveranstaltungen lungen versucht, Mittel für ang·eblich unab­
des Bundes werden zu einem Drittel der bis- weisfbaren Bedarf zu ethalten. 1m Laufe des 
herigen Kosten eingeschränkt.

" - Das Gegen- Jahres werden 'dann diese Mittel wiederum 
teil geschieht. Die Regierungsbuffets werden 

immer üppiger. Im Budget 1 974 sind für 
Repräsentationsausgaben des Bundes bereits 
23 ,8 Millionen veranschlagt, um 19 Prozent 
mehr als heuer;  wieder das Gegenteil von 
dem, was man sagt. Und das gilt es anzukrei­
den und kritisch zu vermerken! 

Bedauerlicherweise e11folyt die Zuteilung 
von Budgetmitte�n an di'e einzelnen ReSISorts 
nich1: immer nach den Kriterien eines allge­
meiI1lVerbindlichen Katalogs von Prioritäten, 
die nach sachlichen Bedürfnissen der öster­
reichisch'en Bevölkerung un!d seiner Wirt­
schaft geordnet -sind. 

Das Budget 1972 war keinE!sfalls das wi<rk­
same Steuerun'gsmittel der volkswirtschaft­
lichen, konjunkturellen, aber auch '<l:er ein­
kommenspolitischen Entwicklung, '<las es sein 
solHe und rwie es -einfach !die wirtschaftliche 
Vemullift verlangen würde. 

In einem noch stärkeren Ausmaß als in 
dem der Offen'tlichk!eit vorgelegten Budget 
wirken sich die 'Sozialisti'Schen Eingriffe Ibei 
den Umschichtun1g'en und Uberschrei,tungen 
aus, die einfach sang- und klanglo's vorgenom­
men wurden. 

Dem Bericht des Rechnungshofes entnehmen 
wir 'au:f Seite XII, Idaß 4 1  Ansatzabw.eichungen 
in der Höhe von 705 Millionen Schilling zu 
verzeichnen waren, ,wob ei Abweichung,en 
unter 50.000 S ,gar nicht berückJsichtilgt 'sin/d ; 
Abweichungen, bei denen di'e Genehmigung 
zur Uberschreitung gar nicht oder 'ZU Ispät 
eingeholt wurlde b eziehungsweise auch Rück­
stellungen, die als BeJd.eckunJg vorgesehen 
waren, nicht eingehalten 'Wurden. 

Aus der Ubersicht IH, Seite XI, des Rech­
nungsabschlusses geht hervor, daß '<lie Regie­
rung mit dem Budget 1 972 aber auch 'einen 
Reko11d auf dem Gebiet der negativen BUId­
getmoral erreicht hat. Zusätzlich gewonnene 
DeckungS'Illittel von 14,08 Milliarden 'bezie­
hungsweise 'zusätzlich veIlW'enldele Deckungs­
mittel in derselben Hohe scheinen -allf, das 
heißt also, daß sich die Bruttomehr- oder 
-mindereinnahmen beziehungsweise Brutto­
mehr- oder -minderaus'galben auf 1 1 ,5 Prozent 
des gesamten Bilanzvolumens beHefen. 

Es soll sicherlich nicht veI1kannt werden, 
daß eine gewisse Elastizität Ibei der Durch-

auf Posten veI1srnoben, für die man während 
der Budgetverhandlull'gen kein GeUd bekom­
men hätte. Das spricht auch .für die Budget­
moral 'dieser Regierung. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Wi,r haben di'e Kri'senerscheinungen der letz­
ten Zeit nicht herbei'geredet - Sie sicherlich 
genausoweni1g - und schon gar nicht 1gewollt. 
Atber wohl trägt die Regi'erung - diesen Vor­
wurf müssen -wir einfach immer wieder er­
heben - mit ihrer verfehlten Wirtschafts­
politik ein 'gerüttelt Maß an SchuIld. 

Ich d arf einige Sp-arten herausgreifen, in 
denen -größte Probleme bestehen : Etwa in der 
Bauwittsch'a'ft, die über 10 Prozent zum Brutto­
nationalprodukt ibeiträgt, -fehl-eu Aufträge in 
MiUiaroenhö'he j Ein1schräIllk:ungen, z·eitweis·e 
Stmegun-gen sind die Folge. Wenn der Heu 
Handelsmini'ster, wie 'er das im Ausschuß ge­
tan bat, einfach diese Dinge nicht wahrhaben 
will, sie leugnet, dann kann man ihm nur 
den Rat -geben, doch 'hinauszufahren und mit 
diesen Betriebsinih,'a-bern, mit den Geschäfts­
führern und mit den BelegschCl!ftsv,ertretungen 
zu .reden unld sich tgenau ·zu informieren. Ich 
bin überzeugt davon, daß er dann sehr bald 
seine sture Haltung und Meinung revidieren 
wird. (Abg. Dr. H e  i n d 1: Werden Sie kon­
kret! - Abg. Z i n g l  e r: Um welche Firma 
geht es denn?) 

Der Gesamtauftragsstan1d 'am 1 .  Oktober 
1 973 betrug mehr als 64,5 P,fQ.zen't der der Ge­
samtkapazität entsprechenden Umsätze, da:s 
heißt, daß die Ge'samtauftragslüdm in !der B au­
wirtschaft 35,5 Prozent beträgt oder rund 
6,4 Milliaroen SchiHing. Bezogen auf den bei 
VollbeschäfHgung möglichen Jahresumsatz 
melden die gewerblichen Baufinnen Auftra!gs­
lücken von durchschnittlich 49,4 Prozent. 
Meine Damen und Herren! Demnach wird 
voraussichtlich heU!er die Hälfte der Kapazität 
dieser Firmen ·brachltegen. Die einzelnen Mini­
ster glauben '<las nicht, insbesondere der Han­
deisminister, wa1hrscheinlich auch nicht der 
Finanzminister, alber es ist wohl eine 'f.at­
sache. Sehr a rg davon 'betroffen ist g;eralde 
der WohnungS'bau, wo ebenfiaUs der Auftrags­
bestand einen realen RückJgang von 5,9 Pro­
zent au�weist. Aufträg·e von über 5 Milliarden 
Schilling fehlen. 
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Meine Damen und Herren vO'n der linken 
Seite ! Wie halten Sie es denn heute mit der 
Zusage vO'r der W,aihl, die Sie wahrscheinlich 
etwats leichtsinnig 'aus-g€'sprüchen haben, näm­
lich 5000 WO'hnungen mehr rzu bauen? GHt 
denn 'di'eser Ausspruch auch heute nO'ch? Oder 
gibt heute O'der mO'rgen eines der Regierungs­
mitglieder zu, daß man sich auch hier, rwie 
50' oft, g.eirrt 'hat? 

Ich habe e's schon erwähnt : Betriebe müss'en 
in der FO'lge einschränken, vO'rülberg·eheIl!d 
schließen, alYer damit sind j a  auch - '<las wol­
len Sie ebenfalls nicht wahrhaben - Ta.u­
sende Arbeitsplätze gefährdet. Eine -andere 
Gruppe, die elbenfallJs immer mehr unter {He 
Räder Ihrer PO'litik kommt, sin'd die kleinen 
G ewerbetreibenden und Hantdrwerk'er. (Abg. 
P a y: Aber 2,6 Milliünen Beschäftigte haben 
wir! - Abg. W i e 1 a n d n e  r: Die vün der 
OVP kontrollierten Supermärkte machen das!) 

Herr Kolleg·e ! Die Zahl jeTher Betriebe, die 
den RoHbalken für immer herunterge�assen 
haben, steigt von Tag 'zu Ta'g und hat eine 
beängstig-end·e Höhe bereits angenO'mmen. 
Gerade diese Tatsache führt im ländlichen Be­
reich zu ern'sten VersO'rgungssdIJwi-erigkeiten. 
(Widerspruch bei der SPO.) Meine Damen und 
Herren ! Ihre Äußerungen 's·agen mir, daß Sie 
anscheinend den Küntakt zur Bevölkerung zur 
Gänze verlO'ren haben. (Beifall bei der OVP.) 

Die Leidtragenden idieser Entrwicklung sind 
nämlich auch in erhöhtem Ausmaß die Künsu­
menten, weil diese Tatsache die L-elbensquali­
tät g.erade im län!dlichen Bereich 'sehr beein­
trädlti'g1:. Es ist halt nicht einerlei ,  ob die Kün­
sumenten im Ort einkaufen können oder üb 
sie 10 üder 15 Kilometer wegfahren müssen, 
um die Güter ihres täglichen Gebrauchs und 
Bedarfs decken zu können. 

Sie wissen ·genausO' gut wie w.ir, daß di,ese 
Betriebe nicht deshalb zusperren, \Weil es viel­
leidlt jetzt eine Energiekrise 'gibt, rweil viel­
leicht die Kunden ausbleiben, weil sie nidlt 
mehr arbeiten !können oder nicht mehr arbei­
ten 'WüUen, weil ·sie vielleicht in der Gemeinde 
Ü'herflÜ'ssig ·geworden wären, sonkl.ern weil 
ganz ·einfach die Belastung.en zu groß ·gewO'r­
den sind für sie, Belastungen, die natürlidl mit 
der Einführung der MehIiwertsteuer - der 
überhöhte Steuers'atz, der Steuerdruck, die IEr­
schwernisse am Kreditsek.tür - besonders 
drückend gewO'roen sind. Letztlich ist keiner­
lei Verständnis vO'rhanden für die 'Spe·zifiscb:en 
Probleme gerade dieses Berufsstandes. (Abg. 
H e l l  w a g n e  r: Das glaubt Ihnen niemand, 
was Sie da erzählen!) 

HO'hes Haus l Meine Damen unld Herren ! 
Ich weiß 'schün, daß Sie diese Dinge nicht 

wahIihaben wollen, aber das ändert j a nichts 
an der Tatsache. Sie 'brauchen doch nur mit 
diesen Leuten 'Zu reden und dort KO'ntakte zu 
pflegen. (Abg. P a  y: 2,600.000 Beschäftigte 
haben wir! - Weitere Zwischenrufe.) 

Hohe's Haus ! Meine Damen und Herren! 
Die österreichische WirtschaftspO'litik dreht 

sich tmmer schne'l1er im Karussell sozialisti­

'scher Fehlleistungen. Auf oder Strecke aber 

blei'ben gerade diese Klein- und Kleinst­

betriebe, 'aber ·auch letzten End'es - und damit 

komme ich zu einer ,Be rufs'grUJppe , die Sie sO' 
gerne für -sich in Anspruch nehmen, wO' Sie 

sagen, Sie seien die V,ertre'tung .tür diese Be­

rufsgruppe - di,e Arbeitnehmer. 

Ich darf die Frage stellen : Was haben Sie 
bisher etwa für Iclie älteren Arbeitnehmer, die 
von großer und ernster SO'rge erfüllt sind um 
ihre Al1beitsplätze, getan, was tun Sie oder 
WilIS gedenken Sie in der Zukunft zu tun'? 
Meine Damen und Herren! Um ü;ber die Klip­
pen, über die selbstgelbauten Klippen soziali­
sUscher Wirtschafts- und FinanzpO'litik hin­
wegzukO'mmen, muß dem Staatsbürger immer 
tiefer in die Taschen -gegriffen weI1den. Es ist 
nur ·allzu unverständlich, daß Sie nicht dann 
Ihre Stimme so loaut erheben, W1e Sie das tun, 
wenn ;wir diese Dinge aUiizeigen. Wenn man 
immer mehr in die Tasdlen der :Staatsbürger, 
auch der Arbeitnehmer greift, dann geht das, 
wie das ja .sO'rzialistische Regierungen in ande­
ren Ländern demonstrieren, einige Zeit lang. 
Dann aber sind 'wahrsdleinlich 'auch die 
Taschen der Staatsbürger .leer, und der ein­
zelne ist !dann darauf anJgewie'sen, was er vom 
Staat 'bekO'mmt. (Abg. W 0 d i c a: Konserva­
tive Politik!) Meine Damen un'd Herren! 
Wenn ·etwa das Traumz·iel eines sO'zialistischen 
WO'hlfahrtsstaates dann ,err-eicht .ist, wenn 
j eder etwas vO'm St'aat zu 'bekommen hat, 
schO'n deswegen, weH er seIhst nicht,s mehr 
'besitzt, dann ma'g das Ihr Ziel 'sein, 'a'ber nicht 
dcrs unsere. (Beifall bei der OVP.) 

Mit gutem Grund ha'ben wir daher rwieder­
hO'lt eine Milderung dieses fast ull'erträ-glich 
gewO'rdenen Steuerdruckes vedangt. (Abg. 
Dr. F 1 e i s  c h m a n  n: Zur Sache, Herr Kol­
lege!) Aber -kaum einmal, Herr Kollege 
Fleischmann, müssen So' viele auf '50' 'Wenig 
50' lange warten wie 'bei einer SteueTsenkung 
unter einer sO'zialistisdlen Regierung. Es ist 
einfach unfaßbar, -wenn etrwa ein Gewetk­
schaftsbundpräsident sagt, man könne im Ja'hr 
1974 über 'eine Steuersenkung nicht relden. 
An VO'rschlägen unsereJ1seibs - diese Aus­
rede können Sie nicht gebrauchen - Ihat es 
nicht gemangelt. Ich verweise auf den Min­
derheitsbericht zur EinkO'mmensteuerreform 
1 972 (Abg. Dr. F l e i  s c h m a n  n: Was haben 
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Sie in Ihrer Regierung getan? Sie haben über­
haupt nichts getan!), auf uns,eren Antrag 95 A, 
Sandmeier, Dr. Keimel un1d G enossen vom 
23. Oktober des Vorjoahres. (Abg. W i e­
I a n  d n e  r: 3,7 Milliarden Schilling Defizit!) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl 
Ein Mehrverdient, eine Uberstun'denentloh­
nung ist j a  für <den österreidüsdl:en Arbeit­
nehmer beinahe zu 'einem Alptraum geworden, 
weil der Hauptgewinner da'bei ja der Finanz­
ministe,r 'geworden ist. Kaufik,raftverlust, ,stei­
gende Gebühren und TarHie, vor allem a!ber 
diese Steuerprogres'sionen mit einer nie dage­
wesenenen Schärfe werden j a  ' "  (Wider­
spruch bei der SPt]. - Abg. Dr. G r u b e r: 
Jetzt werden Sie nervös!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Aber b itte, bitte, meine Damen und 
Herren ! Beruhigen Sie sich 'doch wieder ein 
bisserl ! (Zwischenrufe.) Danke für die Beleh­
rungen . 

Abgeordneter Kraft (fortsetzend): Ich habe 
voUstes Verständnis, wenn gerade die soziali­
stischen Gewelikscha:fter hei idi'esen Äuß·erun­
gen nervös weIiden, denn hier hat man allzu­
lange gesmwieg'en. (Abg. Dr. F 1 e i s  c h­
m a n  n: Wir werden nicht nervös, wir erin­
nern Sie nur ans Thema!) 

Die Steuerprogression wird gera;de 1 974 mit 
einer nie da.gewesenen Schä'ffe wirk-sam wer­
den und dem Finanzmini'Ster ü'ber 6 MiUiar­
den Schilling mehr an Lohnsteuereinnahmen 
bringen als 1973. Bei der Be'schlußfassung 
üfber das Budget hätten Sie Ihre Stimme war­
nend erheben müssen. Und deshalb hat die 
Vo'lkspartei im Parlament einen Initiativan­
tra!g einge'bracht, der eine Steuersenlkull'g mit 
1 .  Jänner di'eses J.ahres vorgesehen hätte. 

r Abg. Dr. F 1 e i s  c h m a n  n: Der soll zum 
Thema reden!) Dieser Vorschlag der OVP 
hätte durch <die Anhetung der 'sogenannten 
Steuerahsetzungsbeträge SteuereTleichterun­
gen gerade !für die am meisten betroffenen 
G ruppen der Bevölkerung 'gebracht, für groß e 
Familien, für die Pen'sionisten . . .  (Abg. 
Dr. F 1 e i s  c h m a n  n: Der ist beim Budget 
nicht mehr drangekommen! Das holt er jetzt 
nach!) Fhr Verdienst ist 'es j a, daß Sie diese 
Bevölkerungs:gruppen am stärksten zur Kass,e 
bitten und der FinaIWminister nach wie 
vor den Löwenanteil der Lo'hner!höhungen ein­
steckt. 

Hohes Haus! Meine Damen und HeN,en! Es 
drängt sich in diesem Zusammenhang wi,rkIidl 
die Frage ,auf, wie eine 'soziaHstisdl'e Oppo­
sitionspartei, eine 'sozialistische Opposition 
reagieren wÜIde, wenn ein OVP-Bun1des'kanz­
ler etwa eine derarti!ge Erklärung 'abgeben 
müßte, wie 'Sie unlängst der Herr Bundeskanz­
ler aJbg·egeben hat. (Abg. Dr. T u  1 1: Sie 

brauchen sich keine Sorgen zu machen! Wir 
werden nicht mehr Opposition, wir bleiben 
Regierungspartei! - Beifall bei der SPO.) 
Herr Kollege, darüber reden wir im Jahr 19751 
Aber Sie nehmen j a  nicht einmal die Wahl­
erg'ebnisse zur Kenntnis, denn würden Sie die 
Entwicklung der letzten Monate zur Kenntnis 
ne'hmen und nicht verschlafen .halben . . .  (Abg. 
Dr. F 1 e i s  c h m a n n: Reden wir von Wien. 
Herr Kollege!) 

Präsident Dr. Maleta: Also bitte, meine 
Damen und Herren! Darf ich jett1:t wieder ein­
mal etwas z,ur Beruhigung mahnen. Zuerst 
haben Sie schon {die ,Milch der frommen Den­
kungsart 'getrunk:en, und jetzt ;g,eht's wieder 
an ! (Abg. Dr. F l e i s c h m a n n: Was haben 
Sie denn in Wien gewonnen? Einen alten 
Hutl) 

.A!bgeoTdneter Kraft (fortsetzend): Herr A'b­
geordneter FleLsmmann, ich Ibin zufällig 
Oberösterreicher. Das oberÖ'sterreichische Er­
gebnis dürfte Ihnen keine he11e Freude berei­
tet habenl (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Es drängt sich 
die Frage auf, wie Sie als Oppositions­
partei :bei dieser Schröpfungspolitik reagieren 
würden. Es ist vielleicht in der Offentlichkeit 
ein bißchen in Verg'e'ssen'h-eit geraten, daß vor 
Jahren - und jetzt, Kollege Steininger, hören 
Sie gut zu - sozialistische Fun'ktionäre einen 
Streik ,angezettelt hätten und dieses äußerste 
�ampfmittel zur Durchsetzung be'rechtigter 
Forderungen mißbrauchen !Wollten und sollten, 
weil ein ,einzig,er Staatsbürger 'einen Reise­
paß bekommen hat. Erinnern ,Sie sich zurück, 
welche Unruhe Sie und Ihre 'Funktionäre in 
den Betrieben damals angezettelt 'haben. Der 
g.leiche Mann, Her:r Kollege Steininger, den 
eini'ge Jahre später ein 'sozialistischer Bun­
deskanzLer ,fr,eunldlicbst am BaNhausplatz 
empfängt! So haben 'sich die Dinge geändert, 
des'höJ'b hätten Sie gestreikt. (Beifall bei der 
OVP.) So haben 'sich die Dinge 'geändert, und 
�u einer nie idagewe'senen Schröpfungspolitik 
auf dem Buckel der AJfbeitil'e'hmer 'halben die­
seIhen Funktionär,e nichts 'Zu sag·en. (Abg. 
S t e  i n i n g e r: Sollen wir ihn wieder hin­
ausschmeißen? - Zwischenruf des Abg. Dok­
tor T u 1 1.) Da schwei'gt man, Herr Kollege 
Tutl , Sie ·genauso. Da 'schwei'gt man sich aus, 
ergeht 'sich in -Lc}lbhudeleien ,für die Regie­
rung etwa in den Bilanzsendungen de's OGB 
oider auch der Arbeiterk'ammer, die natürlich 
sozialistisch heeinflußt sin1d und wo die Me'hr­
heit der SoziaUsten sehr 'deutlich zum Durch­
hruch kommt. 

Wir aber glauben, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, Idaß Idie Arbeiterkammer 
und der Osterreichische Gew,erksdraftsbund 
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andere Aufgaben hahen, als ·einer sozialisti­
schen Regierung über die Runden zu verhel­
fen. (Abg. Dr. T u  1 1: Steht das alles im Rech­
nungsabschluß?) Und es müßte nun wohl, 
wenn man die Reaktion von 1 966170 ver­
gl ei mt mit j etzt, geradezu ein Aufsmrei von 
den Arbeiterkammern und vom Gewerk­
schaftsbund zu dieser Belastungspolitik für 
die österreichischen Arbeitnehmer kommen. 
Aber wir werden - dessen seien Sie ver­
simert - nieht müde werden, dieses doppelte 
Gesimt dieser Funktionäre und vor allem 
diese unglaubwürdige Haltung einer soziali­
stischen - das gehört sehr deutlich unter­
strichen - Arbeitnehmer- und Wirtschafts­
politik, um wiederum mit Ihrem Begriff zu 
spremen, auch in der Bevölkerung insbeson­
dere im heuri'gen Jahr sehr transparent zu 
machen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing . Rudolf Fischer. Im 
erteile es ihm. 

AJbgeoI1dneter Ing. Rudo�f Heinz Fisdler 
(OVP) : Herr Präsident! Hdhes Haus ! Wenn 
heute der BUIlldesredmunysabschluß 1972 hier 
im Plen1U.Ill behandel't wird und somit der 
Offentlichkeit der Budgetvol.liztrg vorliegt, 'so 
ist es die Aufgabe der Opposition, finanzielle 
Maßna:hIlIlen der sozialistischen Alleinregie­
rurug im BudJgetjahr 1 972 kritisch zu durch­
leuchten. Ich ,ha.be j edoch den Eindrudc., daß 
der liIl!ken Seite dieses Hauses grundsätzlich, 
sei es im Rechnung,shofausschuß oder hier im 
Plenum, konstru/ktive Krititk - auch wenn sie 
mit konkreten Zahlen belegt ist - äußerst 
unangenehm i,st. 

Wenn der A!bgeoIdnete Dr. Tull im Rech­
nungshofausschuß 'behauptete, dem BegehTen 
des Rechnungshofes nach Sparsamkeit , Wirt­
schaftlichkeit unld Z!weckmäßi'gkeit ist im Bun­
desr.edmurugsa:bschluß weitgehend entspro­
chen worden (Abg. Dr. T u  1 1: Weitestge­
hend!) - "weityehend" laut Protoko1l und 
"Pa'I'lamentskorrespondenz" ,  Herr Aibg·eortlne­
ter! -, so muß man :doch Ibei gemmer. Durch­
sieht feststellen, daß Ubersclrreitun'gen in 'einer 
Unz·aM von Positionen aufscheinen, 'denen 
man weder idas Prädikat "Sparsamkeit" noch 
"Zweckmäßigkeit" und "Wirtschaftlichkeit" 
ruordnen 'kann. 

Im Kapitel Unterricht und Kurrst scheinen 
beisp ielsweise auf: 

Uberschr·eitungen ohne Genehmigun'gen: 
14 Beanstandungen :des ·R!edmungshofes. 

Zahlreiche Urnwidmungen durch finanzielle 
Ausgaben. 

Wenn solche Vergehen V'ereinzelt und aus­
reichend begründet vorkommen, so Ikönnen 
sie entschuldigt weJ1den. Bei so vielen unrich­
tigen und übephöhten Präliminierungen muß 
j edoch die Ursache der Fehlerquellen im 
System 'liegen. 

Wenn Förderungsaus'ga!ben - das sind 
SUlbventionen -, wie zum Beispiel Post 12216 
um 76,8 Prozent, üiberschritten werden oder 
bei Aufwandskr·edite 1 2868 - e'berufaTls Sub­
ventionen - um 1 ,345.000 S mehr verbraucht 
al's veran'schlagt wUlden und hei Durchsicht 
der lsicherlich groß en Anzahl von Empfängern 
seit Jahren immer wie/der die Namen Doktor 
Nennin;g, Schön1herr und Hausner aufscheinen 
und wenn dies'e Zuwendungen teilweise ials 
Darlehen getarnt werden - :wie heim Schön­
herr-Film "Kain" -, dann liegt auch SY'stem 
in der Zuwendung für diese GÜn·stlinge . 

Ist Schönherr nicht 'als Günstlin'g zu 'bezeich­
nen, wenn er 'für seinen fra'gwürdigen Fi-lm 
- der von einem Großtei'l -der Bevölkerung 
abgelehnt wird - 2 ,Millionen Schilling Dar­
l'ehen allein vom Bund erhält und erst dann 
zur Rüdczahlung an Iden Staat verpflichtet 
wird, wenn 'er seine investierten Efgenmittel 
restlos erhalten und -einen Gewinn von zu­

sätzlich 25 Prozent des Betrages seiner Eigen­
mittel von den EinspieleJlgebnissen in die 
ei'gene Tasche 'ges�e<kt hat? Also ein sehr 
hoher verlorener Zuschuß, den der Steuer­
za'hler berappen muß. 

Auch 'beim Repräs·entationsaufwand 'gibt ·es 
keine Sparsamkeit. Dieses Wort ist Ihnen, 
meine Abgeordneten von der linken Seite des 
Hauses , in dielS'em Zusammenhang verpönt. 

Wenn man sich mit Uberschroeitungen von 
präliminierten Repräsentationsau'sgaben be­
schäifUgt, fd'a,on scheint die's nach Auffa'Ssung 
mancher soziaUstisch'er Abgeordneter nahezu 
ein Sta'atsvergehen zu sein, der internationale 
Ruf Osterreidrs stehe auf dem Sp iel : Welche 
arnsländischen Gäste lWex1den noch zu uns kom­
men, wenn di'e Oppo'sition es wagt, sogar im 
Parlament ü'b-er diese ,enormen Uberschreitun­
gen 'Zu reden? 

Präsident Dr. K!andutsch sa'gt im Rechnungs­
hofausschuß : "Es gibt keine genaue Fixierung 
der BerechUgung von Repräsentationsaus­
ga'ben, es müß.te von Fall zu Fall entschieden 
werden." 

Staatssekretär Vieselsky ·erklärte : "Die 
Kosten für Empfänge für aus'ländische Gäste 
sind nicht als Repräsentatiorrsaufrwand des 
R:essorts zu w·erten." - :Eine ,seihr -e1'genwillige 
Auslegung I 

Vielfuch unTidlUge untd zu hohe Präliminie- Diese Erklärung Ihat der Herr Staatssekre-
rungen. tär deshalb gegeben, weil i ch  ihm im Rech-
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nungshofaussdlUß nachgewiesen h'abe, daß 
neben dem gebuchten Repräs-entations-allf­
wand des Bundeskanzleflamtes, der nur aus 
dem Teilheft des Rechnungsabschlusses zu­
sammeng-estellt weroden kann und U:bersduei­
tungen von 2 Millionen SchiUing auf.weist, 
noch versteckte Repräsentationskosten, zum 
Beispiel Post 1 000 1 VerwaltungsauflW'anld und 
unter Aufwandskredit Post 10008 enthalten 
sind. Bei 'heiden Posten wieder Uberschrei­
tungen von 2,3 Millionen und 21 Millionen, 
das sind 72,6 P,rozentl 

Es ist -somit eIiwiesen, daß nach der derzei­
tigen Handhahung der Bu'dgetvollzug unldurch­
sichtig und veI1schleiert ist, da die Bundes­
regierung keine Richtlinien über Idie einheit­
liche Verbuchung der Repräsentationsaufwen­
dung-en erstellt 'hat und '<He einzelnen Ressort­
minister keine -gesonderte Ausweisung de,r zu 
belegenden Repräsentations,auf,wendungen im 
Rechnuugsabschluß 1972 vor.genornmen haben. 
Es ist !somit eine we'sentliche Forderung, daß 
in Zukunft für diese Buchungen ein einheit­
lieher Kontenrahmen geschaffen wirrl, um den 
bes1::ehenden Dschungel zu beseitigen unid Idie 
verschiedenen Aufwendungen klar und über­
sichtlich auszuweisen unld somit eine echte 
Kontrolle überhaupt erst zu ermÖ'glichen. 

Es ist wohl j edem .A!bgeofldneten und auch 
weiten TeHen der BevöLkerung klar, daß 
Repräsentations1sp esen bei der Bundesregie­
rung anfaHen. J eider Minister Ibezie:ht doch ein 
monatliches Repräsentationspauscha'le, für das 
er keine Belege -aus:weisen muß, wobei fest­
zustellen 'ist, daß nunmehr für persönliche 
Aufwentlung,en der frühere Pauschalhetrag 
von zirka 9000 S im Gehalt eingehaut wurde 
und ein zusätzliches AmtJspauschale in der 
Höhe von 4900 S Je Monat für interne Reprä­
sentationsspesen zur Verfügung steht. 

Umso verwunderlicher ilst es, wenn die 
Finanzverwaltung, die 1 972 d'en Betrag von 
1 50.000 S prälimini'ert Ihatte, 645.000 S ver­
bI"aucht und die UberschreitullJgen von 
495.000 S wie folgt ,begründet :  Mittagessen 
mit PoliUkem und Journalisten, Ar'beitse'ssen, 
Heurigenbesuche, Kaffee und Whisky, diverse 
Essen und Empfan'g für Finanzamtsvorstände. 

Es erhebt sich '<iie Frage, warum der Finanz­
minitster seine internen Repräsentationsauf­
wendungen, das Amtspauscha-1e für diese 
SpeiSen 'und für den Handverlag nicht ver­
wendet, sondern dafür UberzieJmngen in 
großem Ausmaß tätitgt. 

Ich habe in ·einer meiner letzten PlenumiS­
reden auf Grund internationaler Vergleiche 
den Finanzminister Dr. An'<irosch als den 
größten Steuereinheher Buropas bezeichnet. 

Wir haben elmg,e Zahlen :  1 973 1 ,3 Milliar­
den Schilling allein Steuer von der Steuer bei 
Treibstoffen; dann Steuer von Da:uerschuld­
zinsen bei Förderungen von wirtschaftlichen 
Unterne'hmuugen; 1973 5 Milliarden Mehre'in­
gang durch Mehr.wertsteuer als prälimi­
niert. Der Anteil der Steuer und stellerähn­
lichen Einnahmen am Bruttonationalprodukt 
beträgt 1 972 36,8 Prozent und i'st der höchste 
Prozents'atz, der j emals erreicht wuroe. 

Nun k1ann man dazu sagen, daß der Herr 
Finanzmini'Ster durch den Bund-e'srechnungs­
a'bschluß 1 972 den Beweis geliefert hat, daß 
er auch der größte repräsentationskostenaus­
gebende Finall'7minister ider Zweiten Repu­
bUk ist. Eine Ubersch:reitun'g von 330 Prozent 
i'st wahrlich nicht -als Vorbild für Sparsamkeit 
zu bezeichnen. Wenn er 1 972 150.000 S präli­
miniert hat und 1 974 1 ,200.000 S an Repräsen­
tations'aufwand veransch1agt, ist dies eine 
Steigerungsrate, der keine Preissteig,erurug im 
Bereiche der Wirtschaft auch nur annähernd 
nahekommt. 

Es muß -aber auch zur Steuerung der Wahr­
h.eit festgehalten wertden, wie hoch die tat­
sächliche Finanzschuld des Bundes ist. Sie 
scheint im Rechnungs'a'bschluß mit 70 Mil­
Harden SchiHing auf. Dazu 'sind jedoch zu 
rechnen die Anweisungsrückstände und die 
Verpflichtungen, die durch das Be'stello'bligo 
der einzelnen Ressorts .getätigt wurden. Wenn 
man diese beiden Posten dazurechnet, kommt 
man zu dem enormen Betmg von 100 Mil­
liartden Schilling für die Finanzschuld des Bun­
des. Seit 1 970 ist die Finanzschuld des Bundes 
um 33 Prozent gestielgen! 

Ich ha'be dem repräs-enbatiofilsfreudi'gen 
Finanzminister im RechnungshofauS'schuß die 
Frage -gestellt, ob neben der Einfüh'rull'g der 
Datenverarbeitung in der Finanzverwaltung, 
die an sich :sehr zeitgemäß, notwendig und 
zu -begrüßen i'st, konkrete Maßnahmen zur 
VerwaItung.svereinfachung einge1eitet sind, 
ob Forschungsaufträge 'ge!geben wurden oder 
Proj ekt'gruppen hiefür eingesetzt sind. 

Dr. Androsch 'eTlklärt-e ausweichend, die 
EDV-Einführun� sei ein mehrjähriger Prozeß, 
und vorn Ges'etzg,eber 'ausgehenld werden 
immer neue Er'smwerni'sse, die Verwaltungs­
belastungen mit sich bringen, ,ge'tätigt. 

Nun muß man feststellen, daß -allen Wirt­
schaftstreihenden ,eine ungeheure Mehrarbeit 
seit Einführung der Mehflwertsteuer -aufge­
lastet wurde und di.e Finanzverwaltung weider 
vorsorgen'd im Jahre 1 972 noch bis heu'te 
darauf Bedacht 'genommen 'hat, VereInfachun­
gen uIlid Ra'tionalisierungen einzuleiten, um 
einerseits Personaleinsparungen ru erzielen , 
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und andererseits dem Steuerpflichtigen :clie 4. Ebenso wäre ·e'ine Vereinfachung hei der 
Vorarbeit, die ,er für das Finanzamt ;zu leisten Einhebung der 'Kfz-Steuer und Ider Einbau in 
hat. :zu erleichtern. eine haflgeldlose Albgeltuny erforderlich. 

Alle Kommissionen für Verwaltungsverein­
fachungen 'be'schäfti'g·en sich mit RationaHsie­
rungen, j edoch ein Niederschla·g in der PraxIIS 
ist bisher nicht ersichtlich. Desihal1b möchte ich 
z·um kbschluß in ·ge'botener Kürze ·einige kon­
krete Vortschläge 'zur Finanzv·erwaltung depo­
nieren: 

1. Bei Steuervorschreibungen und Bekennt­
nissen auch hinsichtlich der Errechmmg der 
Mehrwertsteuer ·soll die kleinste steuerliche 
Einheit 1 S hetragen, unld entsprechende Auf­
und Abrundungen 'sollen so vorg·enommen 
werden, daß .bei 'allen Buchungen die Gro­
schenbeträge nicht 'autischeinen. Gleichzeitig 
müßten die Rechnungsendbeträge 'grundsätz­
lich auf volle Schilling auf- beziehungsiWeise 
abgerundet 'Weriden. 

2. Die Steuerpflichtigen erhalten derzeit 
im L'aufe eines Jahres 7Jwölf Laistschriftanzei­
gen, di·e ·einzeln vom Finanzamt übermittelt 
werden, und zwar vier für Einkommensteuer, 
vier für Gewerbesteuer und vier für Ver­
mögens'teuer. Der 'bevollmächUgte Steuer­
berater - meist als Pos tempfäng·e r des 
Finanzamtes - muß die·se zwÖllf Vorschreibun­
gen wieder an den Steuerpflichtigen !ZUJsenlden. 
Ein Vereinfachung'svorschlag wäre : Durch die 
DatenverarbeituITg'sanla'ge könnte eine An­
zei;ge mit ·entsprechender Aufglielderung und 
Term'invorschreihung für das geISamte Jahr 
vom Finanzamt versandt werden. 

3. Bei den SteuerfäUig'keitsterminen iW'aren 
bisher .zwei Posttage bis zum Eingang in der 
FinanzkaSise vorgesehen. Es gilbt vielfache 
Bei'spiele, daß bei termingerechter Einzahlung 
durch den SteuerpflichUgen in einem der länd­
lichen Geldinstitute, Raiffeisenk'aJss·en, Volks­
banken und Spar:]{Iassen. der Eingang in der 
Finanzka'sse erst am dritten 'beziehungsiWieis·e 
vierten Posttag erfol'gt und durch die Daten­
verarbeitull'gsan�age sofort ein Terminver-Iust 
fest.gestent -wird, der bei Stunldun'gen den ge­
samten Betrag mit Säumni'szu'schlag unverzüg­
lich ·fälHg st.ellt. Es muß in diesem Fall ein 
umfangreiches Ansuchen an das Fin'anzamt 
gestellt werden. und 'bei der Bewilligung der 
Nachsicht muß ein 'kompHzierter Buchungs­
vorgang in der Finanzkasse erfol'gen. 

Vor Einführung der DatenverarbeituIllQ's­
anlagen wurden solche Fälle vom 'Finani'Zlamt 
auf kurzem Wege direkt erledi'gt. Dies ist 
nunme'h·r nicht möglich. Daher die Forderung, 
zur Verwaltungsvereinfachung mindestens 
drei, womöglich vier Postta·ge einzufühlien. 

Es würde eine einmaUge Vorschr-eibung 9·e-
nügen, welche, beginnend mit der Anmel­
dungsanzeige der Bez1rkshauptmannschaft, die 
die Finanzverwaltung erhält, so ·erfolg·en 
kann, daß die EinZ'ahlung in vier Raten 'bar­
geldlos über Geldinstitute vorgenommen wird. 

Dies würde die Auflösung der Kfz-Steuer­
stellen bei den einzelnen Finanzämtern mit 
sich bringen, die insbesondere in nutzloser 
Verwaltungsarbeit mit der Uberprüfung der 
monatlichen Marikenklebung auf ·der Steuer­
karte beschäfUgt sind. 

Abschließend sei nochmals festgestelH, daß 
wir als Opposition durch konstruktive KriUk 
an der Budgetvollzielhung des J'ahre's 1 972 
und kon�rete Vorschläge der Offentlichkeit 
die große Kluft, die �i(schen Versprechungen 
und Ankündi'gungen gegenüber den finan­
zieHen Maßnahmen der Regierung herrscht, 
aufgeziei'gt haben und auch in Hinkunft die 
uns zustehende parl'amentari'sche Kontroll­
funktion in fa:ir.er und s'achlich .begründeter 
Weise ausüben wer-den ! (Beifall bei der öVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. - Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

W.ir gelang·en somit zur A b 5 t ·i m m u n 9 
über den Gesetzentwurf samt Titel und Ein­
gang -in 1 043 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i  n­
s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 rn­
rn e n. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Einspruch des Bundes­
rates (1005 der Beilagen) gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates vom 14. De­
zember 1973 betreffend das Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über Wohnungsbeihil­
fen geändert und für das Gesdläftsjahr 1974 
eine Sonderregelung getroHen wird (1035 der 

Beilagen) 
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Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Einspruch des 
Bundesrates gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 1 4. Dezember 1 973 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über Wohnungsbeihilfen geändert und 
für das Geschäftsj ahr 1974 eine Sonderrege­
lung getroffen wird. 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Maria Metzker. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Maria Metzker: Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich 'bringe den Bericht 
des Ausschusses für soziale Verwaltung über 
den Einspruch !des Bundesrates (1 005 der Bei­
la,gen) gegen Iden G esetzeSlbesch'luß ides Natio­
nalrates vom 1 4. Dez.ember 1973 :betreffend 
ein Bundesges,etz, mit dem das Bunldes'gesetz 
über Wohnungs beihilfen geändert und für das 
Geschäftsjahr 1974 eine Sonderregelung ge­
troffen wird. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den gegelllständ:tich'en Einspruch des Bundes­
rates in seiner Sitzung am 30. Jänner 1974 
in Verhandlung 'g,ezogen. 

Nach einer De'batte, an der ;sich 'die Aibge­
ordneten Dr. Reinhart, Vetter, Melter und 
Vizekanzler und Bundesminister für soziale 
Verwaltun'g Ing. Häuser beteililgten, beschloß 
der AUsschuß auf Antra'g der Älbgeordn1eten 
Dr. Reinhart, Hgg, Treichl mit Stimmenmehr­
heit, dem Hohen Hause die P·assung eines 
Beharrungsbeschluss·e's zu empfeh'len. 

Namens des Ausschusses für sozi,ale Ver­
waltung stelle ich ·somit 'den A n  t r a g. der 
Nationalrat woJ:le beschließ·en : 

Der ursprüngliche Beschluß des National­
rates vom 1 4. Dezember 1973 'betn�ffenld. ein 
Bunde'sges,etz, mit dem das Bundes'gesetz über 
Wohnungg.beihHfen 'geändert und für das Ge­
schäftJsjahr 1974 eine Soniderregelung getrof­
fen wiIld, ,wird 'gemäß Artikel 42 Abs. 4 Bun­
des-Verfas'sungsgeset'Z w i e  d e r  h o l  t. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, be'antrage 
ich, General- und Sp'ezi'aMebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Die Frau Berichter­
statter beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. - Einwand wird 
nicht erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der A'bgeord­
nete Melter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Melter (PPO) : Herr Präsi­

nungsbeihilfengese'tz und inshesondere zu den 
Bestimmungen über di.e Zuwendung des Uber­
schusses an die allgemeine Kasse des Finanz­
ministers, obwohl dieser Uberschuß aus einer 
Sozialabgabe erzielt wirtl, zu sprechen. Wir 
halben diesbezüglich wiederholt Vorschläge 
gemacht und darauf hing,ewiesen : Wenn man 
sdlon für Wohnungsbeihilfen Beiträge ein­
nimmt, dann soll man 'sie 'zweckmäßiger;wei'se 
auch '<lern Wohnungs'ba'u 'Zuwenden .  Es hätte 
auch die Möglichkeit bestanden, diese Hber­
schüsse gezielt der G esundheHsfürsorge, ins­
besondere der Spitalerhaltun'g, zuzuwenden, 
weil dies ebenfalls der Unterbringung von 
Staatsbürgern dient. 

Wenn wir heute zu einem Beharrungs­
beschluß Stellun:g nehmen mtis'sen, der nach 
d en Vorstellungen der Bundesregierung und 
der RegieruIl'gsfraktion zu fas;sen ist, so müs­
sen wir d azu sagen, d'aß wi.r auch Iden Behar­
rungSibeischluß abI ehn:en , 'genauso wie wir sei­
nerzeit Idie Regierungs'vorlage albg,elehnt 
haben. 

Ich möchte 'bei dieser Gelegenheit der Hoff­
nung Ausdruck 'geben, I(}laß die Ankündi'gun­
gen des Herrn Sozialiminvsters -richti'g sind, 
won-ach in Kürze mit einer umfa's'semlen 
Novelle zum Wohnungsbeihilfengesetz zu 
rechnen ist uoo di-eser Anachronismus besei­
tigt wird. 

Zum Vorgang selbst ist genauso, wie es 
gestern A'bgeordneter Dr. Broesi:gke beim Ein­
spruch des Bundesrate's zur Wehrgesetz­
novene 'gelan hat, auch hier festzustellen, daß 
es sich nicht um ,einen Einspruch der Volks­
partei, sondern um einen Einspruch des Bun­
desrates Ihandel,t. Demzufolg,e ist die Begrün­
dung des Bundesrates, daß diese VOI'g'angs­
weise von Ider Os'terreichi'schen Volkspartei 
abgelehnt wird, 'absolut unpassend und un­
gebührlich. Damit :wird diese Einrichtung abge­
wertet und den Bun1desländern und ihrer Ver­
tretung ,zweifellos kein guter Dienst er­
wiesen. Der Bundesrat 'wiTd entgegen den ver­
fassungsrechtlichen 'Bestimmungen al's Institu­
tion einer Partei mißbraucht. 

Dies soUbe j-edenfa·ns vermieden werden ; 
umso mehr, als in der Begrünldung weitere 
falsch·e Darstellungen enthalten sind, insbe­
sondere die B ehauptung, daß der Herr Bun­
desminister für sozi'ale Verwaltung eine zeit­
gemäße Novellierun'g 'des Wohnungsbeihilfen­
gesetzes schon vor mehreren Jahren ange­
kündigt habe. (Präsident P r o  b s t übernimmt 
den Vorsitz.) 

dent! Sehr geehrte Damen und Herrenl Smon Ich glau'be, der Herr Vizekanzler selbst wird 
sehr oft seH dem Jahre 1966 'hatte ich die Auf- diese Behauptung bestreiten und feststeHen, 
gabe. namens meiner Fraktion 'ZUm. Woh- daß erst seit einiger Zeit intensive Beraturugen 
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Melter 
stattfinden, auf welche Art und Weise das 
Problem der Wohnungsbeihilfenregelung be­
r:e.inigt werden kann. 

Ich habe schon vor etwa einem Jahr darauf 
hingewiesen, daß wir die 'günstigste Z.eit für 
die Bereinigung, ins'besondere für die Ull'Sellb­
ständi'g Erwerbstäti'gen, in einem z.eitpunkt 
sehen würden, zu dem es auch zu einer Ände­
rung der Dienstzeit kommt, also dann, wenn 
an und .für 'sich Monats'bezüge und Stunden­
löhne neu berechnet weIden müssen. Im Zu­
sammenhang damit iwäre auch der Einbau der 
Wohnungsbeihilfen in die Grundleistungen 
am einf'achsten vorzunehmen. 

Zum Schluß sei nochmalls wiederholt: Die 
materielle Begründung tfür unsere Alblehnung 
zur Regierungsvorlage und zum Beh'arrun'gs­
beschiluß, wie er von den Sozialisten beantragt 
wird, ist der Ums'tand, daß vor Auslaufen des 
Wohnungs'beihilfeng.esetze's seitens der Regie­
rung und der Mehl'he'it der Sozialisten vorge­
sehen wird, eine Stei'gerung des Wohnungs­
beihilfenbeitrages, was den Ertrag betrifft, 
vorzunehmen. Denn dadurch, daß der Alb­
gahenprOtZ·entsatz von 0,45 auf 0,40 gekürzt 
wird, ergibt sich ikeine Verminderung des Auf­
kommens, weil j·a gleichz.eilig eine Steigerung 
der Bemessungsgrunidlage von 4800 S auf 
6300 S vorgenO/ffimen wird, um so di'e Uber­
einstimmung mit der BemessungsyrunJdlage 
für die Kranikerrversicherun'g herbeizuführen. 

D er Weg ist an und .für .sich zu bejahen, 
aber die Art und Weise,  hier einen Mehr­
ertrag zu sichern, obwohl dieser Mehrertrag 
für die Aufgaben, die im Wohnungs'beihilfen­
gesetz vorgesehen 'sind, nicht notwendig is,t, 
ist unserer Auffassrung nach nicht gerecht­
fertigt, insbesondere nicht ger·echtferti'gt in 
einer Zeit, in der man unter allgemeinen 
Teuerungen zu leiden hat und zwei:fiellos auch 
die Höhe des WohnungsbeihiLfenbeitrages mit 
eine Rolle spielen iWird. 

Wir Freihei·tlichen rehnen daher den Behar­
rungsrbeschluß ab . (Beifall bei der FPO.) 

Prä'sident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Vetter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Vetter (OVP) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus r Meine Damen und Herren! Heute 
wird also der ursprüngliche Beschluß des 
Nationalrates vom 14.  Dezember wiederholt 
wernen. Der Beschluß, ·  von der Regie.rungs­
fraktion allein 'gefaßt, widerspricht Jedoch 
j eder vernünfUgen Haltung und j eder Logik, 
denn die uneinsichtige Haltung in dieser Frage 
kann einfach nicht verstanden werden, weder 
von 'den Oppositionsparteien noch von der 
Bevölkerung. Trotz ibeSlSerer Kenntnis , trotz 

besseren WisS'ens wird dies·er Beschluß ge­
faßt der neuerlich eine zweckentfremdel!e Ver­
wendung von Sozialmitteln gesetzlich ermög­
licht, o'bwohl bereits vor fünf Jahren der 
Nationalrat einstimmig der Meinung war, daß 
eine >gerechte Ersatzlösung gefunden werden 
sollte. 

Sicherlich 'stammt dies·e Regelung aus der 
KoaütionsZ'eit - (las ist ja gar nicht abzu­
streiten -, a'ber dioe Situation hat sich doch 
geändert. Die Regelung ist immer fragwürdi­
ger ·geworden. Seit dem Jahre 1965 haben 
sich die Einnahmen um rund 31 Prozent er­
höht, die Ausgaben um rund 9 P,rozent, die 
Uberschüsse aber, die j ährlich dem Bund zu­
fließen, um mehr als 1 1 0 Proxent, sie haben 
sich also mehr 'als verdoppelt. Ich glaube, daß 
diese Entwicklung doch mehr als deut�ich 
genug die Fragwürdigkeit der Haltung der 
Regierungspar.tei aufzei'gt. 

Am 19 .  Dezember 1970 wurde der Beschluß 
ge faßt und der Sozialmini'ster 'Zur Ausarbei­
tung einer gerechten Ers,atzlösung aufgefor­
dert, da ,bei 'einem Betra'g von 30 S unter Be­
achtung der -derzeitigen LebenS'haltunrgskosten, 
des Au�wandes für die Wohnungsverihältnisse 
bei der 'steigenden Geldentw,ertung einfach 
nicht mehr von einer ernten s·taatlichen Bei­
hHfe 'gesprochen weriden kann. Für viele Woh­
nungsbeihilfenhezie'her ist dieser Betrag völ­
lig 'be!deutungslos IQ'ewo:t1den, für 100 .000 
andere sozial rbedürt'trge MenlSchen aber 'stellt 
es gleichisam Hohn und Spott dar, wenn sie 
bei ihrem 'geringen Einkommen und hei ihrem 
hohen Aufwarud für die W·othnung eine staat­
liche Wohnungsbeihilfe von bloß 30 S erhal­
ten. Obwohl auf diesem Sektor die Bedürf­
ni'sse der Menschen ·allseits bekannt sind, ob­
wohl die derzeitige Si'tu a·ti on seit Jahren nach 
einer Reform schreit, 'blieb die Regierung 
jahrelang untätig, jahrelang 'bei einem über­
holten System - ich wiederhole - 'trotz bes­
seren WioS1Sens, trotz <besserer Kenntnis. 

Seit dem Beschluß, seit dem Ja:hre 1970 sind 
mehr als 500 Millionen Schilling auf diese 
Art und Weise dem Sta1ate zugeflossen. Und 
im Jahre 1974, wahrscheinlich im l etzten Jahr 
der Gültigkeit dieses Gesetzes, ist mit einem 
RekordübeI1schuß zu rechnen. 

Herr Viz·ekanzl-er!  Ich .fra!ge Sie : Was haben 
Sie seit dem Jahre 1 970 in dieser Frarge unter­
nommen'? Warum ist es Ihnen nicht gelungen, 
für 1 972, wenigstens für 1973 oder gar für 
1 974 eine gerechte Ersatzlösung zu finden, die 
laut "Parlamentskorrespondenz" vom 9. No­
vember 1 972 se�bst Ihr Kollege Dr. Reinhart 
damals Ibei Ihnen urg'ierte und eine rasche 
ErsatZllösung verlangte? 
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Vetter 

Ist I'hnen noch niemals der Gedanke 'gekom­
men, daß man diese jährlich erzielten Uber­
schüsse - ich halbe gesagt. 'bereits mehr als 
eine halbe MilliaI1de - .für eine 'sozial ger·ech­
tere Lösung vielleicht ansparen. zurücklegen 
könnte. rdamit dann eine 'großzügige. den Be­
dürfnissen d'er Men'schen echt .entsprechen1de 
Lösung gefunden werden könnte? Oder gehö­
ren Sie auch /Zu jenen Regierungsmitgliedern. 
die im Kampf um die MiUionen und im Kampf 
um die Hunderte von Millionen dem. Herrn 
FinanzminiS'ter immer wieder nachgeben mÜ's­
sen? 

Drei voUe J'ahre haben Sie :für di'e Ausarbei­
tung ·benötigt, nachdem Sie 'im letzten Sozial­
ausschuß mitgeteilt haben, daß ab 1975 die 
neue Regelung Pla'tz 'greifen ·wird. Erst im 
fünften Jalhr nach dem einstimmigen Beschluß 
des Nationalrates wird Idi'e'se Neuregelull'g in 
Kraft treten. Eine volle Legislaturperiode also 
haben Sie 'sich Zeit '9'e�a'ssen, ein solches neues 
Ge'setz auszuaJ.'lbei'ten. Sie wem·en wohl kaum 
in der Lage ,sein. den Vorwurf 'Zu entkräften, 
daß dies·e neu kommende Lösung unter Um­
ständen sehr stark nach einem Wahltgeschenk 
dder nach einem Walrlzuckerl wird 'Schmecken 
können. 

Wenn eine R.egierung ·so viele Jahre be­
nöügl, ein Gesetz, von dem si'e selbst über­
zeugt ist, daß es überhoa ist, daß es nicht 
mehr der Zeit entspricht, zu ändern iberie­
hungsw·eise zu verlbessern, wenn eine Regie­
rung behauptet, 'für die persönlichen ernten 
Bedürfnisse der Menschen moderne Gesetze 
schaffen zu -wollen, und 'sich so unnachgiebig, 
so unvernünfUg und so problemfremd veIihält 
wi e in der Frage des Wdhnunys'be'ihilfengeset­
zes, dann kann man sich nicht wunidern. wenn 
die Oppositionsparteien in dieser Fra'ge nicht 
die Z'ustimmung gelben können. 

Sie haben als Sozralmiiüster 'die Aufgabe, 
dre a'u�gebrachten Mit'tel auch Isozia:Ien Zwek­
ken 'Zuzuführen. In diesem Fall 'aber, Herr 
Vizeikanzler, 'geben Sie sich 'gleichsam 'als Ge­
hilfe des Herrn FinanZ'lIlini'sters, inldem Sie 
dem ohnehin schon durch !die Steuerprogres­
sion reichlich aufgefüllten Staatssäckel neueT­
liche Mehreinnahmen ve.rschaffen. Einer sol­
chen Regelung kann meine Fralktion nicht 'die 
Zustimmung geben, und 'sie ,wird dem Belhar­
rungsbeschluß nicht beitreten. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Woir gelangen nunmehr zur A b s t :i fi­
rn u n g über den Antr,a'g de·s Ausschusses für 
sozial,e Verwaltung, den ursprünglichen Be-

schluß des Nationall1ates vom 14. Dez,ember 
1973, mit welchem dem Entwurf eines Bundes­
g,esetzes, mit dem das Bundesges,etz über Woh­
nungsbeihilfen geändert und für das Geschäfts­
j ahr 1974 eine Sonderregelung g.etroff·en wird, 
d1e verfassungsmäßige Zustimmung ,erteilt 
wurde, g,emäß Artikel 42 Abs. 4 Bundes-Ver­
fassungsgesetz von 1929 zu wiederholen. 

Ich steUe zunächst die zur WiedeI1holung 
eines Gese'tzesbeschlusses, 'gegen den der Bun­
desJ.'Iat Einspruch ,erhoben hat, Igemäß § 61 
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz verfassungs­
mäßig vorgesehene Anzahl der Mitglieder 
fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Ausschußantrag in 1 035 der Beilagen ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Danke. Das ist die Mehrheit und 
angenommen. 

Damit Ihat der Nationalrat ogemäß Artikel 42 
Abs. 4 erster Satz Bundes-Verfassungsgesetz 
seinen ursprünglichen Beschluß bei Anwesen­
heit der verfassungsmäßig vorgesehenen An­
zahl der Mitglieder w i e  d e r  h o l  t. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Einspruch des Bundes­
rates (1006 der Beilagen) gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 14. Dezem­
ber 1973 betreffend das Bundesgesetz, mit dem 
das Bauern-Krankenversicherungsgesetz ab­
geändert wird (7. Novelle zum Bauern-Kran­
kenversicherungsgesetz) (1036 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung: Einspruch des 
Bundesrates gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates betreffend die 7. Novelle zum 
Bauern-Krankenversicherungsgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr .AJhgeordnete 
Kosteleck.y. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Kostelem.y: Herr Präsident! 
Hohes Haus l Der Ausschuß für 'soziale Ver­
waltung hat den geg·enständlichen Einsprudl. 
des Bundesrates in seiner Sitzung am 30. Jän­
ner 1 974 in Ver'hani<Bung gezÜ'gen. 

Nach einer Debatte, an der sich die Alb­
geordneten Dr. Reinha-rt, Melter, Dr. Haider 
und Vi'Zerkanzler und Bundesminister für 
soziale Verwaltung Ing. Häuser lbeteiligten, 
beschloß der AUlsschuß 'auf Arrtrag der Abge­
ordneten Dr. Reinlhart, Egg, Treich.l mit Stim­
menmehrheit, dem Hdben Hause die Fassung 
eines B e!htarmngsbeschlusses zu empfehlen. 

Der Ausschuß für lSoziale Verwaltung stellt 
somit den A n  t r a 9, der Nationalrat woUe 
beschli eßen : 
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Kostelecky 
Der ursprürrgliche Be'schluß des National- berechtigte dreifache Beitragsbelastung des 

rates vom 14. Dezember 1973 betreffend ·ein Bauernstandes vor: 
Bun!d·es·gesetz, mit dem da:s 'Bauern-KraIl!ken­
versicherungsgese'tz atbgeän'dert wird (7. No­
velle zum Bauern-Krankenversicherungs­
gesetz) , wird gemäß Artikel 42 Abs. 4 Bun­
des-VerlfaiSsun:gsgesetz w i e :d e r h o  1 t. 

Falls WortmeUdungen vorliegen, bitte ich, 
General- UIl!d Spezialdebatte unter einem ,ab­
zuführen. 

Präsident Probst: Besteht ein Einwand, 
General- und SpezialdehaUe unter einem 

Erstens, ind'em Sie die Beitra'gsstaffel im 
Durchschnitt um 9,8 Prozerrt eI1höhen, für die 
derzeit höms te Beitra;gs'k}a'sse sogar um 
13,3 Prozent, für die neue XVIII. ,sogar um 
27,7 Prozent. 

Si'e ,sEfu·en die Dynamisierung der Beiträg·e 
zur Bauern-Krankenversicherung ·a:b 1 .  Jänner 
1 975 vor, eine Maßnahme, die es in dieser 
Form für keine andere 'gesetzliche Kranken­
versicherung .gibt. 

durchzuführen? - Kein Einwand. Sie ,fügen überdies noch zwei Beitragsklas-

Wir gehen in die Dehatte ein. Der erste 
sen oben an: für :die Gruppen 240.000 S ibis 
280.000 S Einheitswert und über 280.000 S Ein­Redner 'ist der Herr Abg,eordnete Dr. Hald·er. 

Er hat ti'as Wort. heitswert. Sie führen in den Finanziellen Er-
läuterungen aus, daß das nur eine ,sukzessive 
Anpassung Isein soll, also offenlbar noch wei­
tere Schri'tte .fol'gen sollen. 

A'bgeoroneter Dr. Halder (OVP) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus ! Di,e OVP-Fraktion hat 
am 14.  Dezember des Vorj ahres der 7. Novelle 
zum Bauern-Krankenversicherungsgesebz die 
Zustimmung mit der Begrün'dung vel1sagt, :daß 
eine derart mas'sive BeHragserhölhung, 'Wenn 
überhaupt, so zumindest im Jahre 1974 noch 
keineswegs notwendig wäre. Der Bundesrat 
hat sich dieser Argumentation angeschlossen 
und hat den Gesetzentwurf ibeeinsprucht. Am 
30. Jänner hat der Sozial'ausschuß ·getagt, die 
OVP-Fraktion hat diesen Gesetzentwurf da­
mals neuerlich 'abgelehnt, .lediglich die soziali­
stische Fraktion hat mit der freilheit1ichen 
Fraktion im Ausschuß dieser GesetJzesvorla'ge 
zugestimmt. 

Heute muß neuerdings darüber 'a'bgesotimmt 
werden. Ich habe die Aufgabe, .für meine F,rak­
tion kurz die Argumente zu wiederho}en, 
weshalb wir diesem Gesetzentwurf die Zu­
stimmung versa'gen. 

Es war bi,s jetzt immer üblich, daß bei 
Sozialversicherun�J'S'ges ebzen der Konsents ge­
sucht Wiird ; bei diesem Ges·etZientwurf hat der 
Herr Bundesminister ,für soziale Venwaltung 
darauf verzichtet. Ein Indiz dafür ·war di:e 
kUl1ze Begutachtungs:frist: Es standen insge­
samt nur zehn Tage Id!afür zur Verfügun;g, ob­
wohl die Landwirtschaftskammern und die 
Präsidentenkonfierenz dazu Stellung zu neh­
men hatten. 

Hätte man, Herr Bundesminister, die Bera­
tungen über die 7. iß-KNG-NoveUe und die 
3. Novelle zum Bauern-Pensionsversicherungs­
.ge'Setz vorher auf der Ebene der Interessen­
vertretungen aufgenommen, hätten iWir ge­
meint, daß berechtigte Aussichten bestünden, 
sich über diese Ibeiden Gesetzentwürfe �zu eini­
gen. 

Wir belhaupten, daß keine Idieser Idrei Bei­
t<ragsmaßnahmen .für das Jahr 1 974 notwen­
dig wäre. Di·e Beitrage wurden Ibereits mit 
1 .  Jänner 1972 durch die 5. NoveHe lZum 
B-KVG erhöht, die Beiträge der Pensionisten 
un'd Rentner wurden mit der 6. NoveUe zum 
B-KVG erhöht, und 'Zum zweiten wurd·en die 
Kinder im 16. ,  1 7. und 18.  Lelberrsj alhr, die 
mit·arbeiten, überhaupt neu einbezogen. Jetz't 
erfolgt mit der 7. B-KVG-Noy.elle neuerlich 
eine derart massive Beitragserhöhung, Idie die 
Bauern mit 29 Millionen SchiUing und darüber 
hinaus den Bunldeshaushalt unnöti:geITWeise 
mit 22 Millionen Schilling bela's'tet. 

Herr Sozialminis'ter! Sie ·selbst führen in 
den Finanziellen Erläuterung en zur Regie­
rungsvorlage aus, daß der Gebarungsüher­
schuß der Bauern-Krankenversicherung im 
Jahre 1972 8 1 ,5 Millionen Schi'lling betragen 
hat - für das Jahr 1 973 waren ·es 15,4 Mil­
lionen -, daß das ReinvermÖ'gen 'der Bauern­
krankenkasse Ende 1972 262,3 Mi.'llionen Schil­
ling ·betragen und eine Liquidität'Sreserve von 
2 1 1  Millionen SchiUing Enlde 1972 �bestanden 
hat. Diese Liquiditätisres·erve ,wind - wir wi's­
sen es heute schon 'genau - Enlde 1 973 sogar 
noch wesentlich höh'er Isein. 

Aber wenn sie auch nur 2 1 1  Millionen Schil­
lin:g betrüge, muß man Sla'gen, daß Idie 42 Mil­
lionen Schilling, die, wenn die Beitrags­
erhöhung nicht käme, die Bauern-Kranken­
versicherung im Jahre 1 974 voraussichtlich 'an 
Gebarung'sabgang hätte, daß diese 42 Mil­
lionen Schilling in der 'Liquiditä,tsreserve von 
21 1 Mi.llionen Schilling fünfmal ldrinnen wären. 
Und deswegen ist diese Beitragserhöhung 
nicht notwendig. 

Sie wolUen es nicht. Sie sehen mit diesem Kolleg·e Hietl und andere Redner haben 
GesetzentwuI1f eine unnöUge, vor:zeitige, un- bereits aufgezei'gt, was diese Regierung für die 
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Dr. Halder 

L'andwirtschaft übri'g hat. Das i'St wi.eder ein­

mal ein B eweis dafür, daß Sie für die Land­

wirtscha.ft niChts übrig haben, daß Sie nicht 

dafür sor,gen, daß die LandwirtsChaft mit allen 

anderen Berufsgruppen angemeS'sen existieren 

kann. Darüber hinaus bÜI1den :Sie dem Bauern­

stand noch völlig unno�wendige Mehr­

belastungen bereits im J'a1hre 1 974 auf. 

Es 'gibt allso keine sachlieben Argument,e, 
daß diese Novelle j etzt für da's Jahr 1 974 
beschlossen werden muß, es gibt einzi'g und 
allein offenbar nur Argumente der Wa1hlgeo­
metrie. Die allerdings müssen wir Ihnen über­
lassen. Wir sind daher nach 'wie vor nicht in 

ser 7. B-KVG-NoveUe die Bauern-Kranken­
versicherung in der Gebarung 1 974 einen Ab­
gang von 42 Millionen, im Jahre 1 975 einen 
von 98,S Millionen, 1 976 einen von über 
1 65 Millionen und 1 977 einen von über 
245 Millionen hät'te. Durch die 7. Bauern­
Krankenversidlerungs'gesetz-Novelle wird 
eine posi,tive Gebarung Ider Bauern-KranJken­
versicherung gewährleistet sein, und es i·st 
damit audl gewährleistet, daß dieser Ver­
sicherungszweig im Sinne einer Ri�enge­
meinschaft einer positiven finanziellen Zu­
kunft entgegengeht. Danke schön. (Beifall bei 
der SPO.) 

'der La'ge, dieser 7. B-KVG-NoveTle uns,ere Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
Zustimmung Z'U g,�ben. (Beifall bei der OVP.) mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen, 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der Wünscht der Herr Berichterstatter ein 

Herr Abgeordnete Dr. Reinhart. Er hat das Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Wort. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPU) : Herr 
Präsident! HoIh� Haus ! ICh möchte im Inter­
esse der Kollegen, für die in wenigen Minu­
ten die let'zte Falhrmöglichkei't nach Ha·use ist, 
von meinem Konzept abgeh'en und mödlte 
mich nur 'auf einige Sätze zu diesem Behar­
rungsbeschluß korrzentrreren. 

Meine ,sehr !ge�hrten Damen und Herren! 
Im Antrag der OVP-Fralk:tion im Bundesrat 
ist unter 'anderem vermeI1kt gewesen, daß die­
sem Gesetzesvorhaben idesihat1Jb nicht die Z'U­
stimmung erteilt werd,e, weil ma'ssive Bei­
tra'gserhöhungen vovgesehen Iseien. Dar:f ich 
nur ganz kuI'Z auf diesen - ich möchte fast 
sagen - Vorwurf gegenüber der sozialisti­
schen Regierung eingehen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i  m­
m u n 9 über den Antrag des Ausschusses für 
soziale Verwaltung, den ursprünglichen Be­
schluß des Nationalr,ates vom 14. Dez·ember 
1 973, mit welch,em dem Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Bauern-Krankenv-er­
sicherungsgesetz abgeändert wird (7. Novene 
zum Bauern-Krankenversicherungsgesetz), d1e 
verfassungsmäß:ig,e Zustimmung erteilt wurde, 
g,emäß Artikel 42 Abs. 4 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1 929 zu wieder­
holen. 

Ich stelle zunäch·st die zur Wiederholung 
eines Ge'setzeslbeschlu'Sses, gegen den der Bun­
desrat Einspruch erhdben hat, ·gemäß § 61 
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz verfassungs­
mäßig vorgesehene Anzahl der Mitglieder fest. 

Es läßt sich nämlidl staHstisch nachweisen, 
Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 

daß ziI'ka ein Drittel aner Pflichtversicherten 
Ausschußantrag in 1 036 der Beilagen ihre Zu­

von 'einer monatlichen Beitrags erhöhung, 'so 
wie es diese Vorla:ge vorsi,eht, von 4 S bilS 6 S 
betroffen werden, und zwar di'e Ba'Uern der 
Versicherungsik�as.ge I bis IV. Wenn man sich. 
nun vorstellt, daß Ibeispielsweise in Tirol weit 
mehr als zwei Dritteil der selbständig'en Bau­
ern höch.stens in die Versicherungsklasse Ir 
f,allen, also mit einer Beitragserhölhung von 
maximal 5 S monatlich zu rechnen hahen, so 
gl,aube ich, ist dalS Argument, das die UVP bei 
diesem Be'harrungsbeschluß anfülhrt, nicht ge­
rechHertiogt. 

Noch. ein zweiter Punkt, unld damit komme 
ich schon �li'm Schluß. Es wiIrl auch gesagt, 
daß Idie Bauern-Krankenversicherung finan­
ziell völHg ogesich.ert sei und daß es daher 
nicht notwen'd�g wäre, daß diese ges,etzlich:e 
Reg·elung nunmelhr eintreten sdll. Darf ich. 
]jhnen nur goanz kurz - ich weiß genau, daß 
das Interesse schon weggefallen ist - doch 
noch. anführen, daß ohne Beschlußfoas'sung die-

stimmung geben, sich von den Sitzen zu er-
heben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Nationalrat gemäß Artikel 42 
Abs. 4 erster Satz Bundes-Verfas'sungsgesetz 
seinen ursprünglichen Beschluß bei Anwesen­
heit der verfassungsmäßig vorgesehenen An­
zahl der Mitglieder w i e  d e r  h o l  t. 

6. Punkt: Berh:ht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (932 
der Beilagen) : Abkommen zwischen der Repu­
blik Usterrelch und der Internationalen Atom­
energie-Organisation betreffend die Soziale 
Sicherheit der Angestellten dieser Organisa-

tion (1 038 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Abkommen zwi­
schen der Republik Osterreich und der Inter­
nationalen Atomenergie-Organisation betref­
fend die Soziale Sicherheit der Angestellten 
dieser Organisation. 
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Präsident Probst 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Vet- Abgeordneten Kammerhofer einsticrnmi.g be-

ter. Ich bitte ihn zu berichten. schlossen, dem Hohen Hause die Genehmi­

Berichterstatter Vetter:  Herr Präsident I 
Hdhes Haus I Ich ibringe den Bericht des Aus­
schusses für .soziale V,erwaltung über die 
RegierunlgsvorlCl'ge (932 der Beilagen) : A:b­
kommen 'zwischen der Republik Osterreich 
und der Internationalen Atocrnenepgie-Organi­
sation betreffend die Soziale Sicheliheit der 
Angestellten dieser Organi,sation. 

Das vorHegende Abkommen soH an die 
Stelle des Abkommens '7JWischen der Bundes­
regierung der Republik Osterreich un'd der 
IAEO vom 29. nezember 1 958, BGBl. Nr. 22/ 
1 959, und des Abkommens zwischen der Repu­
blik Osterreich und der IAEO über Regelun­
gen in der österreichischen Pensionsversiche­
rung für Angestellte der IAEO vom 12 .  Feber 
1 959, BGBl. Nr. 197/1 959, treten. 

Das Abkommen gliedert sich in sechs Teile : 
Teil I enthält Begriffsbestimmungen. Teil II 
enthält Bestimmungen über Umfang und 
Dauer der Versicherung sowie über die Gel­
tendmachung der diesbezüglichen Rechte. 
Teil III enthält Bestimmungen betreffend die 
allfällige Liquidierung von Anwartschaften in 
der österreichischen Pensionsversid:J.erung be­
ziehungsweise deren Neu- oder Wieder­
begründung bei Eintritt in den beziehungs­

gung des Abschlusses dieses Abkommens zu 

empfehlen. 

Dem Ausschuß erschien die Erlassung von 

Gesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 

Bundes-Verfassungsgesetz zur Uberführung 

des Vertragsinhaltes in die innerstaatlid:J.e 

Rechtsordnung entbehrlich. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 

somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 

dem Abschluß des Abkommens zwischen der 

Republik Osterreich und der Internationalen 

Atomenergie-Organisation betreffend die 

Soziale Sicherheit der Angestellten dieser 

Organisation (932 der Beilagen) die verfas­

sungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be­

auftragt, General- und Spezialdebatte unter 

einem zu beantragen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 

gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 

Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Wir kommen zur A b s t .i m Iffi u n g über den 

Antrag des AusschuS'ses, dem Abschluß des 
geg·enständlichen St·a'atsvertrages in 932 der 
Beilagen die Genehmi'gung zu erteilen. 

weise Ausscheiden aus dem Pensionsfonds. Ich 'bitte Jene Damen und Herren, die hiezu 
Teil IV enthält verschiedene Bestimmungen, ihre Zustimmung gehen, sich von den Sit�en 
die insbesondere die Grundlagen für die zur z'U eI'heben. _ Danike. E i n  s t i :In  m i 9 a n­
Durchführung notwendigen Verwaltungsmaß- g e n  0 m m e n. 
nahmen bilden. Teil V und Teil VI enthalten 
Ubergangsbestimmungen beziehungsweise Die Tag·esordnung jst erschöpft. 

Schluß bestimmungen. Die n ä c h s t e  Sitzung des Nationalrates, 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die für Mittwoch, den 6. März 1974, 10 Uhr 
das gegenständliche Abkommen in seiner Sit- in Aussicht genommen ist, wird auf schrift­

zung am 30. Jänner 1974 in Verhandlung ge- lichem Wege einberufen werden. 

nommen und nach einer Wortmeldung des Die Sitzung ist g e  s c  h l o s  s e n. 

SchlUß der Sitzung: 19 Uhr 30 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei LOI 21014 
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